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Eine Geschichte des BaDkwesens und der Bankpolitik in 
dcD deutschen Staaten wäre ein wichtiger und sehr wünschens- 
werther Beitrag zur Geschichte des deutschen Wirthschafts- 
lebens und der deutschen Wirthschaftspolitik. Soll diese Ar- 
beit den höchsten AnÜDrdemngen echt historischer Forschung 
entsprechen, so wird sie unter besonderer BerQcksichtigung 
des jeweiligen Standes unseres deutschen Handels und unserer 
industriellen Entwicklung, sowie der diese Materien betreffen- 
den Gesetzgebung geschrieben werden müssen. Dabei werden 
die Impulse und Anlehnungen nachzuweisen sein, welclie durch 
die Organisation des Gredits im Auslande jeweils veranlasst 
wurden. 

Die allmälige Ausbildung des Personalcredits durch die 
Creditbanken unter Mitwirkung der Notenbanken, die Ent- 
wicklung des Realcredits durch die Pfandbriefinstitute müsste 
aus einem solchen Werke klar ersichtlich sein. 

Eine Geschichte des Bankwesens und der Bankpolitik in 
diesem Sinne fehlt uns bis zum heutigen Tage. y. Poschin- 
gers Oberaus fleissige Untersuchungen, sind als eine äusserst 
schfttzenswerthe und nothwendige Vorarbeit zu betrachten. 

Indem v. Poschingers Untersuchungen — die Bankge- 
schichte im Ednigreich Bayern, im Königreich Sachsen, Bank- 
wesen und Bankpolitik in Preussen — nicht nach Materien, 
sondern nach den einzelnen deutschen Staaten gegliedert w^ur- 
den, ist der tiefere Einblick in die Geschichte des Personal- 
und Realcredits durch die Darlegung der Entstehungsge- 
schichte der einzelnen Personal- und Realcreditiustitute ver- 
schleiert worden, und wiederum ist die Entstehungsgeschichte 
der Institute im Vergleich zur Darlegung ihrer Organisation 
und Wirksamkeit) nachdem sie einmal entstanden waren, bis- 

Hecht, BaakwtHQ. | 



2 



£uilttitlUig. 



weilen zu sehr in den Vordergrund getreten. Auch war die 
Pietät gegenüber dem massenhaft vorliegenden Material viel- 
leicht eine allzugrosse und sie hat einzelnen Abschnittea des 
bedeutenden Werkes den Character von Regesten gegeben. 
Nicht Alles, was einmal gelegentlich in die Erscheinung ge- 
treten ist, bleibt geschichtlich relevant Nicht jeder beliebige 
OrOndnngsgedanke bedarf der Au&eichnong, und dass die 
geschriebenen oder gedruckten Statuten eines projectirtra Un- 
ternehmens sich zufiUlig in einem Archiv finden, rechtfertigt 
nicht die Nothwendigkeit der Erwähnung innerhalb einer Ar- 
beit über die Geschichte des Bankwesens und der Bankpolitik. 

Diese Erwägungen können den Werth der Untersuchun- 
gen des Herrn v. Poschinger nicht beeinträchtigen. Es ist 
vielmehr sogar der Zweck der nachfolgenden Arbeit, gemäss 
einer mit Herrn v. Poschinger schon vor geraumer Zeit ge- 
troffenen Verabredung, durch die Darstellung der Organisation 
des Credits in Württemberg, Baden und Hessen- Darm Stadt 
eine Ergänzung der durch Herrn v. Poschinger gelieferten 
Vorarbeit für eine dogmatisch gegliederte Geschichte des 
deutschen Bankwesens und der deutschen Bankpolitik zu geben. 

Vielldcht regen diese Vorarbeiten zur Lösung der erst- 
besdchneten grosseren wissenschaftlichen Aufgabe au. 

Abgesehen von dieser wissensdiaftlichen Anregung können 
aber die nunmehr vorliegenden Untersuchungen auch für wei- 
tere Kreise vielleicht von einigem Werthe sein. 

Zunächst möge man erkennen, wie lange es währte und 
welche Kämpfe zu bestehen waren, bis eine grössere Anzahl 
gesunder Creditiustitute in den einzelnen deutschen Staaten 
zur dauernden Wirksamkeit gelangt ist, wie creditbedürftig 
und hilflos jene Zeit war , in weldier eine Organisation des 
Credits in den einzelnen Staaten noch nicht bestanden hat. 

Unsere Tägesliteratur ist unablässig bemüht, die Schat- 
tenseiten unserer wirthschafUichen Organisationen darzulegen. 
Aber von Zeit zu Zeit ist es doch nicht ohne Vortheil, auch 
der wirthschaftlichen Errungenschaften sich bewus^t zu wer- 
den, welche im Laufe der Jahrzehnte uns geworden sind und 
durch einen unbefangenen Blick in die Vergangenheit uns in 
der üeberzeugung zu bestärken, dass wir im Grossen und 
Ganzen auf der Bahn des Fortschritts uns bewegen. 
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Und ferner werden wir durch umfassende Untersuchungen 
fiber die Organisation des Credits auf die Lücken aufmerksam, 
welche allniälig noch auszufüllen sind, auf die Arbeit, welche 
durch den Ausbau der bestehenden oder hier und da auch 
durch die Herstellung neuer Greditorganisationen 2U vollbringen 
ist So wird man beispielsweise erkennen, wie sehr die Or- 
ganisation des Gorporationscredits noch der Pflege bedarf und 
dass bis jetzt eine besondere GreditrOrganisation zu Gunsten 
industrieller Etablissements Oberhaupt nicht besteht. Noch 
seltsamer bleibt es, dass in Süddeutschland eine bankmässige 
Organisation des Dei)üsitcnwesenb kaum angestrebt und gar 
nicht durchgeführt worden ist. 

Innerlialb der einzelnen Abtheilungen der vorliegenden 
Schrift war die chronologische Ordnimp: des Materials geboten. 
Nur für das Königreich Württemberg konnte eine Ausnahme 
gemacht werden, indem es zweckmässig erschien, die Beal- 
creditinstitute im Zusammenhang zu besprechen und dann 
efst die s. g. Bankfrage in allen einzelnen Stadien zu be- 
leuchten. Die Organisation des Realcredits hat sich in Würt- 
temberg frühzeitig und ohne lebhafte Qflfentliche Discussion 
ToUzogen. 

Dem Ver&sser wurde gestattet, das Archiv des K. Mini- 
steriums des Innern in Stuttgart einzusehen und dieser Güte 

verdankt er die werthvollsteu Aufschlüsse über die Geschichte 
des Bankwesens und der Bankpolitik in Württemberg. Für 
Baden haben die Archive der Mannheimer und Karlsruher 
Handelskammer manche interessante Notizen geliefert. Für 
jedes in diesem Woorke besprochene Institut wurden die Statuten 
mit allen seit der ersten Redaction entstandenen Aenderun- 
gen und Umarbeitungen, alle Geschäftsberichte und Bilanzen 
in eingehende Berücksichtigung gezogen. Die bezüglichen Ma- 
terialien sind von den Vorständen der Institute in dankens- 
werthcr Bereitwilligkeit dem Verfasser zur Verfügung gestellt 
worden. Die tabellarischen Uebersichten über die Wirksamkdt 
der einzelnen Institute sind in einem besonderen Hefte enthal- 
ten. Die Tabellen über die Jahresresultate des Württember- 
gischen Greditvereins in Stuttgart und der Allgemeinen Versor- 
gungsanstalt in Karlsruhe wurden auf Grund der vom Ver- 
fasser gegebenen üklateiialien von befreundeter Seite bearbeitet. 

1* 
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Die tabellarischen Uebersichten schliesscn mit dem Jahre 1875 
und auch für den Text der Arbeit ist diese Grenze eingehal- 
ten worden. Durch diese Tabellen soll ein Beitrag zu dem 
grossen Unternehmen einer internationalen Bankstatistik ge- 
liefert werden, welches von Bodio, dem verdienstvollen Director 
des Statistischen Bureaus für das Königreich Italien, mit gros- 
ser Sorgfislt durchgefiUirt wird. 
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Erste Abtheilung. 

Dt8 Kdugreick Wirtteaherg. 

S. 1. Der WfiTttembergisehe deditrerein. 

1 — 

' Der Württenibergische Creditverein ist das älteste und ein 
seinen organischen Einrichtungen nach sehr eigenartiges Real- 
creditinstitut des Landes. Die ursprüngliche Organisation ist 
aus den unter dem 26. December 1826 publicirten Vereins- 
statuten ersichtlich. Die Statuten hatten am 25. September 
1825 die landesherrliche Genehmigung erhalten. Es war ein 
pmisorischer Ansschass gebildet worden! welchem folgende 
Mitglieder angehörten: der Fürst von iwtenberg, Prinz Carl 
Yon Oettingen Wallerstein, der Staatsminister Graf von Bd- 
schach, Freiherr Gültlingen auf Bemeck. Dieser Ausschuss 
hatte am 1. Augast 1826 zum Beitritt zum Verein aufgefor- 
dert und es waren Anmeldungen im Gesammtbetrag von nahe- 
zu zehn Millionen Gulden eingelaufen. 

Als wesentliche Ergänzung der Statuten wurden im Jahre 
1831 die Verwaltungsgrundsätze des Württembergischen Cre- 
ditvereins und im Jahre 1834 ein Anhang zu den Verwal- 
tungsgrundsätzen publicirt. Mannigfache einzelne Aenderungen 
der organischen Satzungen smd in den Berichten des Aus- 
schusses an die allgemeinen Versammlungen des Vereins vor« 
geschlagen und von diesen genehmigt worden. Im Jahre 1845 
erschienen die revidirten Verwaltungsgmndsätze des Credit- 
Tereins, welche bis heute für den Verem maassgebend geblieben 
sind. Einige im Jahre 1875 beschlossene Statutenänderungen 
haben im Iiaufe des Jahres 1877 die staatliche Genehmigung 

erhalten. 

\ — 

Der Creditverein ist eine Verbindung von Grundeigen- 
thümern zu Kapitalaufnahmen auf gemeinschaftliche Rechnung, 
mit der Bestimmung, die aufgenommenen Kapitalien zu Au- 
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leben an seine Mitglieder zu verwenden und mittelst der von 
diesen zu zahlenden Kenten zu tilgen^ 

Organe des Vereins sind: 1. DTe allgemeine ordentliche 
Versammlung der Vereinsmitglieder, welche alle drei Jahre 
stattfinden soll, während die Berufung einer ausserordentlichen 
Versammlung jederzeit statthaben kann. 2. Der von der 
allgemeinen VersammluDg gewählte Ausschnss von fünf Mit- 
gliedern. 3, Der aus der Mitte des Aufischnsses, zugleich als 
Vorstand des Ausschusses gewAhlte Director. Neben dem Di- 
rector steht ein von dem Ausschuss zu wühlender, in Stuttgart 
domidUrter Rechtsconsulent. Von der ordentlichen General- 
versammlung werden alle drei Jahre drei Personen gewählt, 
welche die Coutrolcommission bilden und umfassende Befug- 
nisse besitzen. 4. Von Anfang an war ferner dafür gesorgt, 
dass die Vereinsgläubiger ein Mitwirkungbrecbt bei allen Vcr- 
fügunj^on haben sollten, „welche auf ihre Interessen einen 
wesentlichen Eiufluss üben." Die Vereinsgläubiger können sich 
durch einen bis drei Bevollmächtigte vertreten lassen, welche 
von den bei den Anlehen am höchsten Betheiligten in dereA 
dgenen und im Namen aller Vereinsgläubiger aufgestellt wer- 
den. 5. Zur Prüfung und Genehmigung der Schuldurkunden 
des Vereins und der jährlichen Bilanz sowie zur Verpflichtung 
des Dienstpersonals ist von der Staatsregierung ein Regie- 
rungscommissär bestellt (Als Wirirungsgebiet des Vereins war 
schon in den Statuten von 1826 Württemberg sammt denjeni- 
gen Staaten bezeichnet, mit welchen wegen Rechtshilfe ein 
Staatsvertrag bestehe. In den Verwaltungsgrundsätzen vom 
15. November 1831, §. 28 ist die Beitrittsfähigkeit jedem Orund- 
eigeuthünier zuerkannt, sowie jeder Gemeinde und Corporation 
in Württemberg, r>ayern, Baden, Hohenzollern -llechingen und 
HohenzoUern - ^igmanugen und ausnahmsweise auch andern 
deutschen Staaten, „wenn die Gewissheit der Hechtshilfe 
durch ausdrückliche Zusicherung der zuständigen Gerichts- 
stelle beurkundet whrd.'* 

Mitglieder des Vereins sind nur diejenigen aber auch alle 
diejenigen, welche von dem Verein ein Darlefan erhalten haben. 
Der Verein gibt nur hypothekarisch gesicherte Darlehen, die 
mittelst Entrichtung einer den Zinsenbetrag nicht bedeutend 
•übersteigenden Keute allmälig zu tilgen sind./ Die Darlehen 
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werden nur auf solche Objecte gegeben, deren Ertrag den 
Betrag der Rente in reglementmässiger Weise deckt. Stat. 
1826, §. 1, Anm., §. 2, Anm. Z. 1, V. Gr. 1845, §. 4, Abs. 2. 
Die Grundsätze der Darlehnsbewilligungen sind in Reglements 
niedergelegt, welche von Zeit zu Zeit eine entsprechende Re- 
vision erfahren haben. Das letzte fieglement datirt vom 
10. September 1875. 

Das Betriebskapital wird durch die Ausgabe von Yerdos- 
Obligationen beschafft Die Vereinsobligationeii werden anf 
Grand der yon den Vereinsmitgliedem gegebenen Hypotheken 
durch den VereinsaittschusB ausgestellt. Stat v. 1826 §. 12. 
V. Gr.'v. 1845, §. 11. 

Das erste Verdnflanlehen, welches zunichst in Hohe von 
6 Millionen Gulden in Aussicht genommen war, wurde am 
13. Dcccmber 1826 zur öffentlichen Subscription ausgeschrie- 
ben. Den Statuten gemäss wurde ein Tilgungsplan sofort 
entworfen. Die Grundlage dieses Planes war eine Annuität 
oder Rente, vermittelst welcher unter Berücksichtigung der 
seitens der Vereinsschuldner zu leistenden Zahlungen nicht nur 
das Kapital in steigender Summe sammt Zinsen abgetragen, 
sondern auch ein Assecuranzfond geschaffen und die Anschaf- 
fung sowie die Verwaltungskosten bestritten werden sollten. 

Für die Kapitalien sollten numerirte Verdnsobligationen 
im Betrag yon 100, 500, 1000 fl. snogeg^en werden. Die 
Obligationen waren kttndhar oder auf Verlangen auch verloos- 
bar. Die kfindbaren Obligationen sollten nach der Zeitord- 
nung der Aufkündigungen aus dem für jedes Jahr planmässig 
regulirten Tilgungsfond bezahlt werden. Es konnte daher 
jeweils bei der Aufkündigung zum Voraus der Tag der Rück- 
zahlung bestimmt werden. Wenn in einem Jahr die aufge- 
kündigten Summen unter der planmässig zu tilgenden Summe 
zurückbleiben würde, so sollte nach dem Prospect das Feh- 
lende durch das Loos ergänzt werden. Der Zinsfuss der Obli- 
gationen war 4^ oder 4 ^/^ , im letzteren Fall mit einem 
bei der Heimzahlung des Kapitals eintretenden Zuwachs von 
H ^ Kapital, welches sEwttlf Jahre lang 

stehen blieb, wurde also mit einem Zuschlag Yon 15 abge- 
ltet, iäne Verloosung der Obligationen sollte statt der Kün- 
digung dann Platz greifen, wenn die Inhaber eines Obligatio- 
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nenbetrags von 100,000 fl. dies verlangen. Es wurde ferner in 
dem Prospeet 1 Provision demjenigen zugesichert, welcher 
die Gelder franco an die Casse einliefere, und wer als Com- 
missionär Geldauschaffungen machen wolle, sollte noch ausser- 
dem ^ ^/o für seine Bemühungen in Bechnung bringen dürfen. 
Von den auf das eröffnete Anlehen eingebenden Geldern sollten 
die Vereinsmitglieder, welche sich zur Theilnahme an dem ge- 
meinschaftlichen Anlehen gemeldet hatten, nach dem Veihält- 
niss des stftrkeren oder schwächeren Geldzufiasses and nach 
der Ordnung, in welcher die von ihnen auszustellenden Pfiuid- 
und Bentenverschreibungen einkommen würden, ihren Antheil 
erhalten. Der Schuldner sollte conform einer Bekanntmachung 
vom 1. August 1826 eine Rente von 5| ®/o von dem Tage des 
Geldempfangcs an zahlen. Die Zahlung musste in halbjähri- 
gen Raten, jedesmal spätestens sechs Wochen vor der Verfall- 
zeit kostenfrei an die Vereinscasse erfolgen. Der durch die 
jeweils erfolgende frühere Zahlung für den Verein entstehende 
Zinsengewinn sollte dem Reservefond zuÜiessen. Als längster 
Tilgungszeitraum waren für ein Darlehn bei Zahlung von 5| 
&4 Jahre in Aussicht genommen, doch wurde zugesichert, 
dass diese Tilgungszeit bei einer günstigeren Gestaltung des 
Geschäftaganges dch auf 50 Jahre oder darunter stellen 
könne. 

Bis zum Februar 18dO waren sdtens des Vereins bereits 
fl. 2,695,100 ausgeliehen. — Lt Bekanntmachung vom 22. Fe- 
bruar 1830 (Schw&b. Merkur Jahrg. 1830, Nr. 48) wurde für 
dlefenigen Mitglieder, welche seit dem 22. Februar in den 
Verein eintraten, der Betrag der ordentlichen, höchstens 52 
Jahre dauernden Rente von 5| <^/o auf 5 fl. 4^ kr. herabge- 
setzt. Die ursprüngliche Zinsberechnung basirt auf der Aus- 
gabe von 4^ °/oigen Vereinsobligationen, allein seit dem Jahre 
1828 hatte man bereits 4^/oige Obligationen cmittirt und es 
war sonach auch eine Herabsetzung des Zinsfusses för neue 
Darlehen möglich. Am 1. Oktober 1832 hatte der Verein im 
Ganzen fl. 3,589,378 ausgeliehen; diese Darlehen waren im Be- 
trage Yon fl. 2,193,378 in Württemberg angelegt Der Best ver- 
theilte sich auf Bayern (fl. 1,200/XX)), Baden (fl. 170,000), Ho- 
henzollem-Hechingen (25000). IMe Darlehra waren zu einem 
kleineren Theil an Gemeinden, zum grosseren Theil an private 
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Grundbesitzer gegeben. Von der per 1. Oktober ausgeliehenen 
Summe waren fl. 355,457. 19 wieder zurtickbezahlt worden und 
der Nettobetrag der auf Reuten ausgeliehenen Gelder belief sich 
auf fl. 3,233,920. 41. Die Summe der per 1. Okt. desselben 
Jahres emittirten Obligationen betrug fl. 3,287,100. 

Aus dem Anhang zu den Verwaltungsgrundsätzcn des 
CreditvereiDS vom 6. Februar 1834 und aus der diesen Ver- 
waltung^grunds&tzen conformen Instmetion für die Agenten 
ersehen wir, dass inzwischen der Zinsfuss für die Vereins- 
obligationen auf 3^ ^/o heruntergesetzt worden war. In Folge 
hiervon wurde auch die Herabsetzung des Zinsfiisses für Ver- 
einsdarlehen beschlossen. 

Nachdem neben den 4] ^/oigen Obligationen auch 4°/oige 
und 3| ^/oige emittirt wurden, entstand die Rechtsfrage, ob 
neu aufgenommene oder neu aufzunehmende Gelder zur Ab- 
lösung höher verzinslicher Vereinsobligationen verwendet wer- 
den dürften? Die Frage wurde so lebhaft ventilirt, dass man 
in der ausserordentlichen Generalversammlung des Vereins 
vom 18. August 1834 beschloss, die Frage dem K. Obertri- 
bunal zur Entscheidung in erster und letzter Instanz vorzu- 
legen und zur compromissarischen Entscheidung auch noch die 
Frage zu unterstellen: ob den zur Ablösung ftiterer Obliga- 
tionen au£snnehmenden neuen Anlefaen dieselbe hypothekar 
rische Sicherheit zukomme, welche den mit diesen neuen An- 
lehen abzulösenden Obligationen bestellt worden sei? — Whr 
unterlassen es, auf diese Fragen näher einzugehen und ver- 
weisen, was die Geschäftsthätigkeit des Vereins seit dem Jahre 
1838 betrifi"t, auf die Tabellen des Beilagehefts S. 1—8. 

Nach den Statuten vom Jahre 1826 haften für die Ver- 
einsobligationen in erster Reihe die Hypotheken, ferner aber 
auch der Assecuranz- oder Reservefond, der nach und nach 
auf 5^/o des Gesammtanleheus gebracht werden sollte, end- 
lich haften sämmtliche an dem gemeinschaftlichen Kapital 
betheiligten Vereinsmitglieder in wechselseitiger Bürgschaft 
dahin, dass sie die Rentenzahlung, wenn durch ausserordent- 
liche Ereignisse der Assecuranzfond erschöpft sdn sollte, so 
lange fortsetzen, „bis alle fOr das gemdnschaitliche Kapital, 
woran die Vereinsmitglieder Theil genommen haben, ausge- 
stellte Obligationen eingelöst sind/' Nach den Statuten sollte 
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sonach eiiie Sofidarhaft mit der Wirkung, daas jedea Vereins- 
mitglied fllr das ganze gememscbaftliche Kapital hätte haften 

müssen, nicht stattfinden. Die Bürgschaft erstreckte sich auch 
nicht auf die einmalige Zahlung des Obligationenkapitals, son- 
dern nur auf die allmälige, den Emissionsbedingungen ent- 
sprechende Tilgung der Obligationen. Für eine bestimmte 
Serie von Vereinsobligationen haftete diejenige Serie von 
Hypotheken, welche aus den durch diese Vereinsobligatio- 
nen beschafiFten Mitteln gewährt worden war. Für die plan- 
niässige Amortisation dieser Obligationenserie hafteten aber 
nicht nur die Hypotheken d« h. die in denselbm verpfän- 
deten Objecto nnd deren Ertragnisse , sondern auch die Hy- 
pothekenscholdner d. h. die EigaithOmer der Terpftndeten 
Objecto. Indessen ersehen vir schon ans den Verwaltangs- 
grandsAtzen von 1831, dass dne wichtige Modification der 
ursprünglichen organischen Grundbestimmungen bald einge- 
treten ist. Die wechselseitige Bürgschaftsverbindlichkeit der 
Vereinsmitglieder hatte Viele von dem Eintritt in den Verein 
zurückgehalten. In Erkenntniss dieser Thatsache hatte man 
daher zunächst den Vereinsraitgliedern freigestellt behufs Los- 
sagung von der Bürgschaft zwei weitere Jahresrenten, als der 
Tilgungsplan sonst erfordert hätte, einzusetzen. Bald wurde 
dies die Kegel. Der auf diese Weise gewonnene Rentenbetrag 
wurde als Surrogat der wechs^seitigen Bürgschaft zu den 
jährliche Beiträgen fOr den Beeenrefond geschlagen. V. 
Gr. §. 12. 

Abgesehen von dieser Dotirung des Beservefonds erhielt 
derselbe noch folgende Zuwendungen: 

1. Von je hundert Gulden aufgenommenen Kapitals wurden 

nur 96 Gulden an die Mitglieder des Vereins ausgeliehen. 
Die von den Mitgliedern zu entrichtenden Beiträge waren 
aber für die Tilgung eines Kapitals von 10() Gulden be- 
rechnet. „Die Rente aus einer ausgeliehenen Summe von 100 
Gulden war zur Tilgung eines aufgenommenen Kapitals von 
104J Gulden in Anrechnung gebracht." V. Gr. §§. 9, 10. 

2. Dem Beservefond sollte ein Theil der jährlichen Rente 
zufliessen, „welche Ober die zur Kapital- und Zinszahlung 
jahrlidi erforderliche Summe noch einen Ueberschnss ge- 
währt."* y. Gr. §. 8 Z. 2, §. 11. 
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3. Die Heute war in halbjährlichen Raten zu entrichten. 
Die Zahlung der ersten Rate in jedem Rentenjahre sollte 
zum Voraus, also am Beginn, nicht am Schluss des ersten 
Halbjahres geschehen, während bei den Darlehenstilgungs- 
pläneu nur ganze Jahresfristen in Berücksichtigung ge- 
zogen wurden. Der Verein hatte sonach für eecbs Mo- 
nate den Zinaengeniiss ans der Hälfte der Jahresrente und 
diese Zinsen sollten dem Reservefond zuitiessen. V. Gr. 
8§. 40, 13, 8 Z. 4 

Zum Verstfindniss der Geschichte nnd der Entwicklung 
des Yereios sind in Bezug aof den Beservefond noch folgende 
Momente zu beachten: 

Der Reservefond kommt, insoweit er nicht zur Deckung 
der bei einzelnen Mitgliedern sich etwa ergebenden Ausfälle 
erforderlich ist, den Vereinsmitgliedem d. h. den Rentenschuld- 
nern zu gut. Die Zuflüsse zu dem Reservefond werden, so- 
bald das Anlehen geschlossen ist, zur ausserordentlichen Ka- 
pitalheimzahlung verwendet, und es wird dadurch die plan- ' 
massige Dauer der Rentenzahlung zum Besten sämmtlicher 
Vereinsschuldner abgekürzt V. Gr. §. 14. Denjenigen Yer- 
dnsmitgliedem, deren Tertragsmftssige Verbindlichkeiten er- 
fiUlt sind, ehe es mOglich ist, über die endliche Verwendimg 
des Beservefonds eine Bestimmong zu treflen, sollten nach 
§. 16 der V. Gr. anf den Inhaber kutende Urkimden darüber 
ausgestellt werden, dass sie bei di»r endlichen Abrechnung 
über den Reservefond an denselben nach VerhäJtniss ihrer 
Rentenschuld Anspruch haben. Diese Bestimmung verwies 
die Vereinsmitglieder mit einer unbcstininitcji Summe auf eine 
fernliegende Zeit. Dem entgegen wurde in der ausserordent- 
lichen Generalversammlung vom 2. November 1837 solchen 
Schuldnern das Recht eingeräumt, unter Verzichtleistung auf 
alle weiteren Ansprüche, die Abfertigung von dem nach der 
letztgestellten und abgehörten Rechnung vorhandenen Reserve- 
fond zu Yerlangen. Nur solle in diesem Falle die Abferti- 
gung nicht in baarem Gdd, sondm mittelst Ftomessen in 
Form yon verzinslichen Obligationen geschdien, weldie den 
eigentliche Vereinsobligationen nachgehen und erst nach Ab- 
lauf der ordentlichen Beatendauer von 50 Jahren aus den 
Mitteln des Reservefonds eingelöst, bis dahin aber von den 
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Inhabern nicht aufgekündigt werden können. Der Zins aus 
diesen Obligationen sollte jährlich bezahlt werden und der 
Zinsfuss derselbe sein, wie bei den Vereinspassivobligationen. 
S. ölfentl. Bekanntm. des Vereins vom 30. Dec. 1837. (Schwab. 
Merkur v. 13. Jan. 1838.) Abändernd wurde in der allgemei- 
nen Versammlung vom 30. Dec. 1838 (s. öflfentl. Bekanntm. 
vom 24 Jan. 1839) in Kücksicht auf die obigen AnsprÜdie an 
den Beservefond beschlossen: es sollen den Ausgetretenen für 
ihre Beserrefondantheile eine oder mehrere Promessen einge* 
händigt werden, welche nnr ^/^ ^/o niedrige als die geringst 
zinsenden Vereinspassivobligationen Tendnslich seien und sich 
naeh den damaligen Verhältnissen mf S^Iq stellten. Der Zins 
solle jedoch nicht jährlich gezahlt, sondern mit Zinseszinseu 
zum Kapital geschlagen werden, das vor Ablauf der ordent- 
lichen Renteudauer von 50 Jahren nicht aufküudbar sei. Die 
Urkunden sollten auf den Inhaber lauten. Auch dieser Be- 
schluss erwies sich als unpractisch. In dem Berichte an die 
allgemeine Versammlung vom 9. Januar 1842 legte der Aus- 
schuss dar, wie einerseits durch eine solclie Promessenausgabe 
die Verwaltungs^ wid Bechnungogeschäfte der Anstalt und so- 
mit auch deren Verwaltungskoeten ausserordentlich vermehrt 
worden, auch dne so gar entfernt liegende Aussicht auf haare 
Abfindung wohlerworbener Ansprache den Beitritt zum Yerem 
weniger zu empfehlen geeignet sei und wie anderseits eine stete 
Anhäufung des Reservefonds, nachdem derselbe gemäss derl$edi- 
nung von 1841 sich auf fl. 229,993. 47 belaufe, durch das Ver- 
einsinteresse nicht verlangt werde. Auf Grund dieser Darstel- 
lung beantragte der Ausschuss, die Sistirung des Beschlusses 
vom 30. December 1838. Die Versammlung ertheilte unter An- 
nahme dieses Antrags dem Ausschuss den Auftrag, einer aus- 
serordentlichen allgemeinen Versammlung Vorschläge zu ma- 
chen, auf welche Weise die aus dem Verein ausgetretenen Mit- 
glieder wegen ihrer Ansprache an den Besenref<md gänzlich 
abzufinden wären? In einer ausführlichen Darlegung des 
Sachverhalts kam der Ausschuss am 28. JuU 1842 zu folgen- 
den Anträge an die allgemdne Versammlung: 
1. Die Ansprüche ausgetretener Mitglieder an den Reserve- 
fond werden als wirkliche Schuld der Vereinskasse an- 
erkannt. 
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2, Der Betrag des Antheils jedes einzelnen Mitgliedes an 
den Beservefond zur Zeit seines Austritts aus dem Verein 
wird in 50 gleiche Tlieile, nämlich in so viele zerschlagen, 
als die ordentliche Bentendauer begreift, und 

3, so Tide Antheile, als der Aasgetretene Jahre in dem 
Yerein wirklich gewesen war, nnd zu den Yerwaltungs^ 
kosten und AusMen seine Beitrage geleistet hatte, wer^ 
den baar ausgezahlt 

4, Für die weiteren Jahrestheile werden dem Betheiligten 
unverzinsliche auf den Namen lautende Promessen für 
jedes Jahr ausgestellt und solche an dem jeweiligen Ver- 
falltermin von der Vereinskasse eingelöst. Für die vom 
1, Jan. 1843 an aus dem Verein tretenden Mitglieder soll- 
ten diese Bestimmungen definitiv gelten, den früher aus- 
getretenen aber es freistehen, ihre Befriedigung nach dem 
Beschluss der- allgemeinen Versammlung vom SO. Dec. 1838 
zu yerlangeu. — Diese Bestimmungen sind in die §§. 9, 10 
der Venraltungsgrundsätze vom Jahre 1845 mit dnigen 
weitem Ergänzungen übergegangen. 

Die Verwaltungsgrundsätze enthalten femer eingehende 
Bestimmungen fftr den Fall, dass die yertragsmässigen Be- 
ziehungen zu dem Verein seitens eines Mitgliedes ganz oder 
theilweise früher als dies ursprünglich vorgesehen war gelöst 
werden sollen oder müssen. In diesem Fall soll die Renten- 
schuld abgekauft werden, indem das Vereinsmitglied den vol- 
len Werth der abzukaufenden Rente zahlt. V. Gr. §. 43 fgde. 
Der Werth, welchen eine Rente zur Zeit des Abkaufs hat, 
wird in der Weise berechnet, dass man das Kapital ermittelt, 
welches mit Zinseszins nach Ablauf der bedungenen Benten- 
dauer die nämliche Smmne abwirft, welche die sämmtUchod räck- 
ständigen Beuten nebst Zinseszinsen in gleicher 2Seit abgewor- 
fen hätten. Die Festsetzung dieser Abkaufissumme hatte man- 
chen Grundbesitzer Tom Eintritt in den Verein abgeschredct 
In Rücksicht auf diese Tbatsache gestattete man jedem aus- 
tretenden Mitglied ein neues Mitglied zu suchen, „welches ge- 
gen Eiulegung einer gleichen oder einer höheren Hypothek 
die Bezahlung der Rente für das austretende Mitglied über- 
nimmt.*^ Der Auäschuss behielt sich indessen die Prüfung 
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der solchei-maassen angeboteiieii neuen Hypotheke vor. In- 
struction für die Agenten v. G. Febr. 1834, S. 10, 11. 

Eine andere schliesslich hier noch zu erwähnende Modi- 
fication der nisprünglichen Grundlagen ist folgende: Nach 
den filteren organischen Bestimmungen sollten die bis zum 
Betrag der prcjectirten Yereinsschttld Yon sechs Millionen Gul- 
den gewährten Darlehen insgesammt im Laufe von 62 Jahren 
getilgt sein. Demgonäss musste für alle Darlehen ein gemein- 
samer ftusserster Termin festgesetzt sein, bis zu welchem die 
Darlehen zu tilgen waren. Als dieser äusserste Termin wurde 
nachträglich durch Beschluss der Generalversammlung des 
Vereins vom 7. Dec. 1832 das Jahr 1884 bezeichnet. Damit 
bis zu diesem Termin ein Darlchn getilgt sei, wurde beschlos- 
sen, dass die Darlehen, welche im Jahre 1833 contrahirt wur- 
den, in 51 Jahren rückzahlbar sein sollten. Zu dem Zweck 
war eine verhältnissmässige Erhöhung der jährlichen Tilgungs- 
quoten nöthig, und je nach Ablauf eines weiteren Jahres sollte 
die Höhe der Tügungsquote so festgestellt werden, dass jedes 
Darlehen finssersten Falles im Jahre 1884 getilgt sei. Diese 
Beechrfinkung ist nicht beibehalten worden. Die Y. Gr. v. 
1845 , §. 22 setzen die Dauer der ordentlichen Rente auf 50 
Jahre fest, jedoch mit der ErUftmng, dass die Tilgung nach 
Wahl der Schuldner auch in kflrzerer Zeit, bis auf zehn Jahre 
abwärts, erfolgen kann. 

§. 2. Die Allgemeiue Eentenanstalt. 

Die Allgemeine Renteuanstalt in Stuttgart wurde im Jahre 
1833 gegründet. Ihre Einrichtungen litten an grossen Gebre- 
chen, unter welchen der Umstand, dass sie mit Ausschluss 
der Gegenseitigkeit unter den versicherten Mitgliedern vor^ 
zugsweise auf den Crewinn der Unternehmer und Directoren 
berechnet war, als einer der empfindlichsten betrachtet wer- 
den musste. Die hieraus entspring^den Streitigkeiten zwi- 
schen Unternehmern und Mit^edem fährten zu dem Plan, 
die Anstalt, unter Beseitigung der ersteren und Einführung 
vollkommener Gegenseitigkeit, einer den Anforderungen der 
Wissenschaft und der Erfahrung entsprechenden, durchgrei- 
fenden Keforni zu unterwerfen. Es gelang mit den früheren 
Unternehmern und Directoren am 15. — 29. December 1853 mid 
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4. Januar 1855 AbfindungSTerträgc abzuschliessen , welche in 
den Generalversammlungen vom 2. Februar 1854 und 24. Fe- 
broar 1855 genehmigt wurden. — S. Vorwort zu den Statu- 
ten der AUg. B. A. Ausgabe t. Jahre 1857 

Die GteneralTersammlmig Yom 24 Februar 1855 geneh- 
migte die provisfxrischen Statuten, besddoss deren Einführung 
und wiiblte emen Ausschuss, welcher sich am 27. Februar 
oonstitnirte und einen Director sowie einen Rechtsrath w&hlte. 
Am 12. März erfolgte die Einsetzung des neuen Verwaltungs- 
rathes und die üebemahme der Geschäfte seitens des letzte- 
ren. In der Generalversammlung vom 27. December wurden 
die sorgfältig ausgearbeiteten Statuten der Anstalt genehmigt 
und als Termin der vorläufigen Einführung, unter Vorbehalt 
der Staatsgenehmigung , der 1. Januar 1856 festgesetzt Die 
Statutengenebmigung erfolgte am 29. Oktober 1856. Gleichzei- 
tig erhielt die Anstalt das Eecht der juristischen Persönlichkeit 

Nach den neuen Statuten wurden als zum Bereich der 
Anstalt gehdrig alle diejenigen Geschäfte bezeichnet, wodurdi 
gegen Emzahlung an die Anstalt für die Einlagen das Bedit 
auf einen periodisch wiedvkehrenden oder einmaligen Bezug 
gewisser Summen erworben wird, unter der Voraussetzung, 
dass dieselben den betreffenden Zeitpunkt erleben. 

Durch diese Präcisirung ihres Geschäftskreises war eine 
Grenze gegenüber den Lebensversicheruugsanstalten gezogen. 
Während letztere auf den Tod des Einlegers ihre Leistungen 
zusagen, ist bei den Rentenanstalten das Leben des Einlegers 
die Bedingung des Bezugs. Die Lebensversicherungsanstalten 
gewinnen, wenn ihre Mitglieder länger leben als die durch- 
schnittliche Sterblichkeit erwarten lasst Die Bentenanstalten 
sind dagegen dann im Vortheil, wem dieselben frtther ster- 
ben, weil 4anu ihre Beuten nur kflrzore Zeit zu entrichten 
sind. Enie vorherige ftiztliche üntmuchung ist daher bei 
dem Eintritt in eine Bentenanstalt nicht nöthig. 

Die leitenden Grundsätze der durchgreifenden Beform war 
ren folgende: 

1. Vollkommene Gegenseitigkeit unter den Mitgliedern, 

2. Verwaltung der Anstalt durch von der Geueralversamm- 
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luDg der Anstalt mittelbar oder unmittelbar gewählte Or- 
gane, 

3. Feste Bestimmungen der Leistungen, welche die Anstalt 
den Mitgliedern nach dem Betrag ihrer Einlagen, dem 
angenommenen Zinsfuss und der wahrscheinlicheii St^b- 
lichkeit gewähren kann und zusichert, 

4. Vorsicht bei Vorausberedmung dieser Leistungen, so dass 
mit Waiirscheinlichkeit auf Ueberschilsse zu h<^en mur, 
welche nach erfolgter Ergftnzung des Beservefonds den 
Mit§^edem neben den fest zugesicherten Leistungen als 
Dividende zu gnt kommen sollten. 

Am 24. Februar 1857 fanden einige Ergänzungen und Sta- 
tutenänderungen von untergeordneter Bedeutung die Geneh- 
migung der Generalversammlung. 

Auf diesen Grundlagen sind die einzelnen Versicherungs- 
formen für die Anstalt ausgebildet worden. Hierauf näher 
einzugehen , liegt ausserhalb unserer Aufgabe * ). Auch in den 
tabellarischen Uebersichten ist das Versichenmgsgeschäft der 
Bentenanstalt nicht zu berücksichtigen. Die Tabellen erstrecken 
sich nur auf zwei Zweige der Wirlusamkeit dieser Anstalt 
Die Ausdehnung des einen Geschäftszweigs ist aus den Ao- 
tiven der Bilanzen, die Ausdehnung des anderen aus den Pas- 
siven ersichtlicL Aus den Activen ersehen wir, welche Aus- 
leihftNrmen die Anstalt für den bei weitem grössten Theil ihzer 
Fonds wählte. Aus den Passiven entnehmen wir die Wirk- 
samkeit der Anstalt als Spar- und Depositenkasse, sowie die 
Ausdehnung der Betheiligungsform durch Kapitaleinlagen mit 
festem Zins und einer hinzutretenden Dividende, nicht minder 
die Bedeutung der Rentenanstalt als Pfand])riefinstitut. 

Schon in den ersten Monaten des Jahres 1856 wurden 
die näheren Vorschriften in Betreff der Spar- und Depositen- 
casse festgestellt, insbesondere wurde ein Reglement für die 
Depositen von Werthgegenstfinden aasgearbeitet Bei der Spar- 
kasse wurde als Begd ein Zinsfuss von 3( ^/o angenommen 
und im Laufe des Jahres festgesetzt, dass die Zinsberechnung 
stets 15 Tage nadi gemaditer Einlage beginnen, sodann Je 
mit dem 1. December eines jeden Jahres der SSns zu dem Ka- 

1) Wir haben daher auch nicht zu erörtern , in welcher Weise die Le- 
bens« aud Ueberlebungserscheinangen aUmäUg Eingaug fanden. 
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pital geschlagen und aus den kapitalisirten Zinsen der Zins 
^edemm gntgeschrieben iirerden solle. Einlagen waren Yon 
5 Gulden an gestattet Die BtLckzahlung sollte auf Verlangen 
sogldch erfolgen, wenn die Kasse disponible Zahlungsmittel 
habe, f&r den anderen FaD wurden je nadi dem Betrag der 
Einlagen kürzere Aufkündigungstermine vorbehalten, deren 
längster aber bei elücm Betrag von über 5000 fl. die Dauer 
von drei Monaten nicht überstieg. Ifidessen wurden thatsäch- 
lich die gekündigten Einlagen jeweils sofort ausgezahlt. Um 
die Kasse uiclit für alle Zukunft zu binden, wurde auch ihr 
das Recht der Heimzahluug nach vorausgegangener dreimonat- 
licher Aufkündigung ausbedungen. 

Schon im ersten Jahre wurden Einzahlungen in die Spar- 
kasse von 5 fl. an bis zu 27000 fl. gemacht Die Einrichtung 
wurde zu den yerschiedensten Zwecken benutzt, yor Allem um 
kleinere Ersparnisse daueind auf Zinseszinsen anzulegen, so- 
dann um heimbezahlte Kapitalien oder sonstige grtJssero Sum- 
men Yorttbergehend und solange gegen dne m&ssige Verzin- 
sung unterzubringen, bis der Einleger eine angemessene Ge- 
legenheit zu deren bleibenden Wiedereinleguiig gefunden hatte. 
Viele benutzten die Einrichtung zur Ersetzung eines grösse- 
ren Hauskassenbestandes, indem sie ihre laufenden Einnahmen 
in die Kasse niederlegten und ihre Ausgaben auf die Kasse 
anwiesen. 

Die Direction bemühte sich, die Einrichtung der Kasse 
dem Bedürfniss mehr und mehr anzupassen. Waren schon 
die einfachen, fttr die Einhigen ausgestellten Schuldscheine 
zum Nachtrag späterer Einzahlungen eingerichtet, so führte 
man daneben förmliche Emlagebücher mit zweckmässiger Ein- 
richtung ein. Man beschloss femer, denjenigen, wdche sich 
im Voraus dahin erklärten, ihre Einlagen wenigstens drei Jahre 
hindurch bei der Anstalt stehen und deren Zinsen und Zin- 
seszinseu aufwachsen lassen zu wollen, im Fall der Einhal- 
tung dieser Erklärung einen Zins von 4 "|y zu gewähren. 

Die Anstalt führte auch im Interesse derjenigen, welche 
dieselbe für ihre laufenden Einnahmen und Ausgaben zu be- 
nutzen wünschten, nach englischem Muster in Hefte gebundene 
Anweisungsformulare ein, welche den Einlegern zugestellt, von 
diesen aber nach Bedarf ausgefüllt und auf die Anstalt abge- 

B«elit, Bankwettn. 2 
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geben werden konnten. Die Sparkasse theilt sich sonach in 
drei Abtheilimgen, nilmlich 

a. in Einlagen k 'd^^^^ verzinslich, welche mit kurzer Eün- 
digmigsfrist oder sogleich, wenn die Kasse gerade Zah- 
lungsmittel hatte, zurückgezogen werden konnten, 

b. in Einlagen i bei deren Uebergabe der Einleger 
erklärte, sie wenigstens drei Jahre stehen lassen zu wdlen, 

c m Einlagen auf lauHonde Bechnung, über welche der Ein- 
leger gegen AusfOliung des ihm Yon der Anstalt überge- 
benen Anweisungsformulars verfügen konnte. 
Die Form der laufenden Rechnuii^^ iint(!r Benutzung von 
Anweisuugsfonnularen fand auch bei I^rotlhuiig eines Credits 
gegen Hinterlegung von Wertlipapieren als I'austpfand ihre 
Anwendung. 

Im Jahre 1858 ertheilte das Cultusministerium den unter 
ihm stehenden öffentlichen Verwaltungen die Ermächtigung zur 
Anlegung ihrer Gelder bei der Sparkasse der Anstalt 

In Eücksicht auf die Hinterlegung von Werthgegenständen 
wurde ein Reglement unter dem Titel „Vorschriften für das 
Depositengeschält der Allgemeinen Bentenalnstalt zu Stuttgart** 
in weiteren Kreisen verbreitet 

Der stets wadisende Betrag der Sparkasseneinlagen ntachte 
die Einführung einer neuen Betheiligungsform nothwendig. Es 
wurde daher bereits in dem Clescbäftsbericlit für das Jahr 1858 
auf die RKiglichkeit von Einlagen hingewiesen, bei welcher die 
Einleger auf die Garantie des Versicherungskapitals verzich- 
ten und zu den Mitgliedern der Anstalt durchaus in dem 
Verhältniss der Gegenseitigkeit stehen, insbesondere also an 
den Dividenden sowie vorkommenden Falles an etwaigen Aus- 
fällen Theil nehmen würden. Es wurde bei dieser Art von 
Einlagen neben längeren Kündigungsfristen der weitere Vor- 
behalt zu Gunsten der Anstalt ins Auge gefssst, dass dieselbe 
im Laufe emes Jahres nur zur Zurückzahlung einer gewissen 
Quote des Gesammtbetrages der Einlagen dieser Kategorie 
verpflichtet sein soU. Durch Beschluss der Generalversamm- 
lung vom 12. November 1860 wurden solche Kapitaleinlagen 
für zulässig erklärt. Man hoflfte, dass die Aussicht auf bes- 
sere Verzinsung und auf Dividende einen grösseren Theil der 
bisher der Sparkasse zugeflossenen Gelder in diese neue Be- 
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tbeiligungßform hinüberlciteii werde imil damit eröffnete sich 
die Möglichkeit, von einer Beschränkung der Sparkassenein- 
lagen Umgang zu nehmen. Man ging also für die Einführung 
der neuen Betheiligungsform von dem Grundgedanken aus, 
dass die Einleger Mitglieder der Anstalt werden und gleiche 
Rechte mit den übiigcn Mitgliedern geniessen. Wie bei den 
letzteren das Deckungskapital, so sollte für die Kapitaleinle- 
gor der Betrag ihrer Einlagen das Ycrhältniss ihrer Betheili- 
gimg und den Maassstab ihrer Tbeilnahme an der Dividende 
bezeichnen. Der Bericht fQr das Jahr 1859 führt aus, dass 
auch die Übrigen Mitglieder nach dner Seite hin nichts an- 
deres sind als Kapitaleinleger, welche ihr zusammengelegtes 
Vermögen gemeinschaftlich verwalten und sich aus dessen Er- 
trag nach dem Verhältniss ihrer Einlagen Zinsen und Divi- 
denden ausbezahlen. „Wenn bei ihnen der weitere Gesichts- 
punkt einer auf das Leben oder auf den Tod eingegangenen 
CbnfrateiTiität hinzutritt, wonach je nach der Art der Ver- 
sicherung der Ueberlebende oder der früher Sterbende gewisse 
durch die Sterhlichkcitstafel und die darauf gebauten Tarife 
bestimmte Vermögenstheile der übrigen Mitglieder seiner Ka- 
tegorie für sich oder für seine Hinterbliebenen gewinnt, so 
steht doch nicht das mindeste Hindenüss im Wog, die Ver- 
sicherten in ihr^ Eigenschaft als Kapitaleinleger mit Solchen 
^ch zu behanddn, welche durch ihren Beitritt zur Anstalt 
nichts wdteres als den gesicherten und nutzbringenden Um- 
trieb ihres Kapitals bezwecken." Aus diesen Erwägungen et- 
gab sich weiter, dass die Mitglieder der letzteren Kategorie 
von dem Einfluss der Sterblichkeit auf die Bezüge der Ver- 
sicherten in keiner Weise berührt werden durften, dass ins- 
besondere etwaige Ueberschüsse , welche die wirkliche, gegen- 
über der vorangenommenen Sterblichkeit gewährt, nur den 
Versicherten der betreffenden Kategorie selbst zu gut kommen 
konnten. Es waren die hierdurch gebotenen Veränderungen 
in dem Vermögensstand der Versicherten auf besonderen den- 
tis (Mortalitätsconto, Sicherheitsfond) zu verrechnen, deren 
Ueberschuss oder Mangel auf den Bestand des Vermögens und 
auf die Bezüge der blossen Kapitaleinleger ohne Einfluss sein 
mussten. Dagegen so&te der sonstige Ertrag der Verwaltung, 
sowie der Verwaltungsaufwand allen Mitgliedern der Anstalt 

2* 
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gemeinsdiaftlidi seiii. Ebenso sollten Alle an dem allge- 
meinen Reserrefond und den hieraus sich ergebenden Divi- 
denden gleichmässigen Antheil haben. Durch diese gleiche 
Stellung sämmtliclier Mitglieder war der Ziiisfuss für die vor- 
geschlageneu Kapitaleinlagen mit 4 gegeben, da zu diesem 
Zinsfuss auch die Deckungskapitalien der Versicherungen ver- 
zinslich waren. Die Dividende wurde nach den gemachten 
Erfahrmigeu auf J ^'Z,, in Aussicht gestellt. 

Die für die Einlagen auszustellenden Scheine sollten auf 
den Namen lauten und mit Zinscoupons versehen sein. Zur 
Einführung von Einlagen dieser Kategorie mit aufwachsen- 
dem Zaus schien kein BedOrfhiss vorzuliegen, da deigenigen 
Personen, welche ihre Zinsen nicht beziehen wollten, durch 
die Sparkasse die Möglichkeit erOfhet war, die jährlich ver- 
fallenden Coupons sofort wieder verzinslidi anzulegen. 

Den Einlegern wurde ein Recht zur Kündigung nur je 
unter Einhaltung einer sechsmouatlichen Aufküudigungsfrist 
gestattet. Es wurde ferner, in weiterer Einschränkung der 
Kündbarkeit solcher Einlagen, bestimmt, dass die Anstalt das 
Recht haben solle, den Gesammtbetrag der in einem Jahr zu 
leistenden liückzahlungen auf 5 ^/^ des Geaammtbetrags der 
Einlagen dieser Kategorie festzusetzen. 

Im Zusammenhang mit diesen Bestimmungen stand die 
Trennung des bisherigen Reservefonds in einen allgemeinen 
Beservefond und in die beiden Sicherheitsfonds (worauf hier 
nicht nilher dnzugehen ist). 

Die Ueberschftsse der beiden Sicherheits- und des allge- 
meinen Reservefonds sind die Dividende. Behufe Ermittlung 
des zur Dividendenzahlung disponiblen Betrages und in Rück- 
sicht auf den Vertheilungsmaassstab wurden zweckuiassige 
statutarische Aeuderuugen in Vorschlag gebracht uud ge- 
nehmigt. 

Da diejenigen, welche der neuen Betheiligungsform sich 
bedienten, Mitglieder der Anstalt werden sollten, mussten sie 
auch das Hecht der Theilnahmc au der Generalversammlung 
erhalten. Dieses Recht wurde indessen nur denjenigen zuge- 
standen, welche seit mindestens drei Jahren mit einer Einlage 
von mindestens 500 Fl. als Mitglieder eingetragen waren. 

Durch die neue Betheiligungsform hatte die Bentenanstalt 
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drei Hauptklasscn von Mitgliedern: mittelst Kapit«aleinlagen, 
mittelst Kapital- und Ren tun Versicherungen, mittelst Lebens- 
und Ueberlebensversichcrungen. 

Die Genehmigung der am 12. November 1860 beschlos- 
senen, ihrem Inhalt nach oben dargelegten Statutenänderungen 
erfolgte seitens der Staatsregierung am 30. November 1860. 

Die Direction war sonach für das Jahr 1860 auf die frü- 
heren Einlegeformen angewiesen, und sie mnsste, um dem 
raschen Steigen des Gesammtbetrags der Sparlcassengelder 
Einhalt zu thnn, neben anderen beschränkenden Besthnmungen 
insbesondere festsetzen, dass der Zinsfnss fttr kurze Einlagen 
nur 3^/o betrage. 

Am 14. Februar 1860 schloss das Ministerium des Innern 
Avegen Anlegung der Abfindungskapitalien für Baulasten von 
Kirchen-, Pfarr-, Schul- und Messnergebäuden mit der Anstalt 
einen Vertrag ab und ermächtigte die Verwaltungen der Kir- 
chen- und Schulgemeinden, sowie der Stiftungen zur Benutzung 
der Sparkasse für die genannten Gelder. Diese Abfindungs- 
kapitalien hatten die Bestimmung, für die Hauptreparaturen 
und Neubauten derjenigen Gebäude, zu deren Gunsten die 
Baulast bestand, den erforderlichen Fond anzusammeln, was 
selbstTerstAndlich nur im Weg des Anwachsens von Zins- und 
Snseszinsen mOglich ist 'Wie nun einerseits für die Yerwal* 
tung dieser Gelder die Benutzung einer Kasse, welche den 
Zins auf den Verfalltag zum Kapital schlftgt, und sofort gleich* 
falls in Verzinsung nimmt, förderlich war, so waren für die 
Kasse Einlagen der gedachten Art desswegen erwünscht, weil 
sie ihrer Natur nach stabil waren und voraussichtlich eine 
lange Reihe von Jahren bei der Kasse angelegt blieben. Uebri- 
gens wurden für willkürliche Aufkündigungen geräumige Kün- 
digungstermine zugesichert 

Nachdem am 30. November 1861, wie oben erwähnt, die 
Staatsgenehmigung der Statutenänderungen erfolgt war, be- 
fasste sich die Direction mit einer neuen Bedaction der Sta- 
tuten, um dieselben zu einem dnheitlichen Ganzen zu ver- 
binden , zugleich arbeitete sie in Folge der Einführung der 
Kapitaleinlagen für die eigentlichen Sparkasseneinlagen und 
die Einlagen auf laufende Bechnung neue Vorschriften aus, 
über welche einer Generalversammlung für das Jahr 1861 Be- 



Digitized by Google 



22 



Ersto AbtheiluDg. 



rieht erstattet wurde. Hiernach wurde der Zinstermin für 
die Sparkasseneinlagen, welcher bisher der 31. December war, 
auf den 30. Juni verlegt. Die Einlagen bleiben auch nach 
den neuen Vorschriften doppelter Art: solche, welche auf 
mindestens drei Jahre gebracht werden und desswegen einen 
höheren Zins gcniessen, sodann die gewöhnlichen Einlagen, 
welche unter Einhaltung kürzerer Kündigungstermine jederzeit 
zurückgezogen werden können. Werden die ersteren vor Ab- 
lauf von drei Jahren zurückgezogen, so werden sie nur mit 
der HäJfte des jeweiligen Zinsfiisses Terzinst und unter allen 
Umstftnden sind dieselben an ane seehsmonatlidie Kflndigungs- 
fnst gebunden. Die gewöhnlichen Sparkasseneinlagen können 
wie bisher entweder gegen Ausstellung eines förmlichen Spar- 
kassescheines oder auf laufende Rechnung gegen Cassaquittung 
gemacht werden. Der Zinsfuss ist in beiden Fällen derselbe, 
nur darf für die Eröffnung eines Coutocorrents eine entspre- 
chende Gebühr in Rechnung gebracht werden. Die Erhebung 
der auf laufende Rechnung eingelegten Gelder mittelst Cassen- 
anweisung wird beibehalten. In den fiüheren Sparkassevor- 
schriften war die Möglichkeit der Ausstellung von Sparkasse- 
scheinen auf den Inhaber mit zum Voraus bestimmten Ver- 
fallterminen vorgesehen. Diese Vorschrift ist nun beseitigt, 
da ein Bedürfniss dieser Form nach den gemachten Erfah- 
rungen nicht vorlag. Der Zinsfuss fttr gewöhnliche Sparkasse- 
einlagen wurde im Jahre 1861 in Folge des allgemeinen Sin- 
kens des Zmsfusses Yon SV« °/o ^ ^^U herabgesetzt Die 
bis dahin gemachten Einlagen wurden jedoch im Genuas des 
bisherigen Zinsfusses belassen. Der Zinsfuss für Einlagen auf 
längere Zeit wurde mit 4 beibehalten. 

Die beschränkenden Bestimmungen für die Sparkassecin- 
lagen und die Einführung der Kapitaleinlagen hatten den Er- 
folg, dass dem raschen Steigen der Sparkasseeinlagen Einhalt 
gethan wurde. Bis zum 31. December 1861 waren bereits 
FL 180,600 in Form der neuen Betheiligung angelegt. Die 
Dividende für diese Einlagen wurde erstmals auf den 31. De- 
cember 1862 den am Schluss dieses Jahres vorhandenen Mit- 
gliedern gutgeschrieben und kam am 30. Juni 186S enlmals 
zur Auszahlung, „wie überhaupt diejenigen, welche im Laufe 
eines Jahres Eapitaldniagen machen, erstmals am 30. Juni 
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des übemäx5hsten Jahres Dividenden zu beziehen haben". Auf 
den neuen Grundlagen entwickelte sich die neue Betheili- 
gnngsform in dem Masse, wie dies aus der Tabelle zu ent- 
nehmen ist. 

Die Placirmig der auf Grund von Kapitaleinlagen ausge- 
fertigten Obligationen war mit Schwieri^eiten yerbunden, 
weil sie auf den Namen lauteten. Man fasste daher den Ent- 
schluss auch Kapitaleinlagen mit Obligationen auf den Inhaber 
zuzulassen, die jedoch auch auf den Namen sollten eingetragen 
werden können. Die hierauf bezüglichen Anträge des Ver- 
waltungsrathes und Gesellschaftsausschusses wurden in der 
Generalversammlung vom 20. Juni 1866 genehmigt. Die dies- 
bezüglichen Beschlüsse kamen indessen nicht zur Ausführung, 
vielmehr legten die Verwaltungsorgane im Jahre 1867 der 
ausserordentlichen Generalversammlung yom 25. März neue 
Anträge in dieser Bichtung vor, welche von dieser General- 
versammlung unverändert und zwar in deijenigen Fassung 
gutgeheisBen wurdra, in welcher die §§. 115 ff. in die neuen 
Statuten vom Jahre 1871 Aufnahme gefunden hab^i. Die 
Staatsgenefamigung erfolgte am 90. April 1867. Die erste 
Serie der auf Grund dieser Bestimmungen emittirten „Pfand- 
briefe der Allgemeinen Rentenanstalt^, welehe zugleich die 
erste Emission von Inhaberobligationen der Anstalt überhaupt 
bilden, datirt vom 30. Juni 1867. 

Nach den Statuten muss dem Nominalbetrag dieser Pfand- 
brief jederzeit ein mindestens gleicher Betrag unterpfändlich 
angelegter Gelder der Anstalt entsprechen. Was die recht- 
liche Stellung der Inhaber dieser Pfandbriefe betrifft, so sind 
auch sie Mitglieder der Anstalt und participlren an dem Ge- 
winn und Verlust der Gesellschaft. In Rücksicht auf die Er- 
hebung von Dividenden werden für je fünf aufeinander fol- 
gende Jahre 6 Coupons in der Art ausgegeben, dass am Schluss 
jeder fÜnQfihrigen Periode oder im Fall der frfiheren Aus- 
looBung auf die Rfielizahlungstermine die Dividenden der ab- 
gelaufenen Jahre gegen Rückgabe der Dividendencoupons er^ 
hoben werden können. Durch die Einführung des Pfandbrief- 
instituts trat die Rentenanstalt in die Reihe der deutschen 
Hypothekenbanken. Auch bisher hatte die Anstalt, wie die 
Tabelle zeigt, kündbare und unkündbare Hypotheken gewährt 
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und das Realcrcditbedürfniss mit den Mitteln, welche durch 
die anderen Geschäftszweige ihr zur Verfügung standen, be- 
friedigt. Durch die Einführung des Pfandbrietinstituts schuf 
sie eine selbständige Quelle für die Befriedigung des Real- 
credits im grossen Styl und den technisch vollendeten Apparat, 
weldier zur wirksamen Abhilfe des Bealereditbedürfnisses der- 
zeit nnentbehrlicli ist 

Wir gelangen hiermit noch zum kurzen Hinweis auf die Art, 
wie die Anstalt ihre Activen jeweils angelegt hat Die Tabelle 
des Beilagenhefts gibt hierüber genügenden AuÜEMshluss. Sie 
zeigt, dass das Actiwermögen zum grossen Theil in kündbaren 
und unkündbaren Hypotheken, zu einem anderen Theil auf 
Faustpfänder und in Contocorrentcn angelegt war. Diese Con- 
tocorrente sind regelmässig nur gegen Deckung zugelassen wor- 
den. Daneben hat die Anstalt auch ein Wechselportcfeuille, 
dessen jeweiliger Bestand in der Tabelle ebenfalls registrirt ist. 

§. 3. Die Lebensyersicherungs- und ErBparniBsbank in Stuttgart. 

Der Kapitalisteiiyerein. 

Am 22. März 1854 ertheilte der König den von einem 
provisorischen Gomit^ ausgearbeiteten Statuten einer Lebens- 
yersicherungs- und Erspamissbank in Stuttgart die Genehmi- 
gung und yerlieh der Bank die juristische Persönlichkeit 
Am 17. April 1854 &nd von Mitgliedern , welche ihren vor- 
liiufigen Beitritt erklärt hatten, eine Generalversammlung statt, 
in welcher sich die Gesellschaft constituirte. Der Verwal- 
tungsrath hielt am 22. April 1854 seine erste Sitzung. Mit 
dem Monat Juni begann die Geschäftsthätigkeit dieser auf 
voller Gegenseitigkeit gegründeten Gesellscbaft — S. Mitthei- 
lungen des ersten Geschäftsberichts. — 

In Vollziehung des §.12 der Statuten wurde schon im 
Frühjahr 1855 zunächst der Entwurf eines mit der Bank zu 
verbindenden KapitalistenYereins aufgearbeitet Diese Statu- 
ten wurden in der ausserordentlichen Generalversammlung 
vom 24 Juni 1855 genehmigt, sie erhielten durch Decret des 
Ministeriums des Innern vom 3. Okt 1855 die Staatggenehmi- 
gung; der Yerdn wurde sodann im Oktober 1855, nachdem 
die erforderliche Anzahl von Theilnehmern sich gemeldet hatte, 
für coDStituirt erklärt. S. 1. Geschäftsbcr. vom Juni 1854 
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bis 1855 S. 6. — Durch Entschliossiing vom 2«. März 1.^60 
\vurde dem Verein die Eigenschaft einer juristischen Persön- 
lichkeit zuerkannt. 

Der Kapitalistenverein hat den Zweck, die von den Theil- 
nehmem eingelegten Kapitalien für gemeinschaftUdie Rech- 
nung ausleihen nnd arbeiten zu lassen. Mitglied des Vereins 
wird jeder, der ein Kapital von mindestens 200 M. dnlegt 
Stat §. 1. Die Lebensversichenings- und Erspamissbank fOhrt 
durch ihre statnt^missigen Organe die Verwaltung des 
Vereins und vertritt den Verein gegenüber Dritteii in allen 
rechtlichen und administrativen Angelegenheiten. Stat. §. 2. 
Ueber die Verwaltung des Vereins wird besondere Rechnung 
geführt. Stat. §. 4. Die Verbindung des Vereins mit der 
Bank ist bis zum 35. Jahr vom 3. Okt. 1855 an unwiderruf- 
lich und erst von dieser Zeit an gegenseitig kündbur. Stat. 
§. 8. Die Theilhaber des Vereins erhalten für ihre Einlagen 
Vereinsscheine auf den Inhaber Stat §.11. Die Vereinsmit- 
glieder haben das Recht, ihre Einlagen zu jeder Zeit zu hän- 
digen und sind ihnen solche innerhalb sechs Monaten von der 
Kflndigung an zu bezahlen Stat §. 18. In der Regel sollen 
die Gelder des Vereins an Gemeinden oder Grundbesitzer auf 
Hypotheken in Beträgen von nicht unter 1000 M. ausgeliehen 
werden nnd zwar auf Annuitäten Yon regelmässig nicht mehr 
als 35 Jahren. Stat. §. 21 . . . . „Tm Uebrigen sind beim Aus- 
leihen der Gelder des Vereins die Bestimmungen und Regle- 
ments einzuhalten , nach welchen die Fonds der Bank ange- 
legt werden." Stat. §. 23. Das Reglement schliesst sich im 
Wesentlichen an die für die Anlage von Pupillengeldern ge- 
gebenen Vorschriften an. Hiernach werden die Gelder vor- 
zugsweise in Hypotheken angelegt, kurzfristige Anlehen gegen 
Wechsel und pfandweise Hinterlegung sicherer Werthpapiere 
sind nicht ausgeschlossen. S. 1. Geschäftsber^ S. 12. — Auch 
die Fonds der Lebensversicherungs- und Erspamissbank sind 
stets Yorzugsweise in Hypotheken angelegt worden. Indessen 
bemerkte bereits der Geschäftsbericht fOr 1866, S. 4: ,»Die 
neueren Erscheinungen des gewerblichen Lebens lassen erken- 
nen, dass auch in Württemberg ausser dem Landbau durch 
Darlehn auf gewerbliche Unternehmungen sich ein grösseres 
Feld für nutzbare Kapitalanlage eröüue und dass solche nicht 
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selten gegen pfandweise Hinterlegung von Werthi)ai)iereu mit 
gleicher wenn nicht grösserer Sicherheit als auf Grundhypo- 
theken gemacht werden können". Nachdem nun überdies der 
entstandene Kapitalisten verein die Bedürfnisse des Realcre- 
dits im erhöhten Maasse befriedigte, sah sich der Verwaltungs- 
rath veranlasst, eine Revision und Erweiterung der anfäng- 
lich aufgestellten Analeihbestimmungen eintreten m lassen. 
Durch Beschlnss vom 20. November 1866 wurde das Ausloli- 
reglement genehmigt, welches in erster Linie daran festhält^ 
dass die Kapitalien auf Unterpfänder mit genflgender dingli- 
cher Sicherheit sowohl gegen Annuitäten als mit KUndigungs- 
oder bestimmten Heimzahlungsfristen gegeben werden sollen, 
das aber in zweiter Reihe auch die Anlegung auf Werthpa- 
piere berücksichtigt und endlich von den bei Geldanlehen 
überhaupt zu beobachtenden Formen handelt 

Aus der tabellarischen Uebersicht ergibt sich, in welchem 
Umfange die beiden eng mit einander verbundenen Institute 
insbesondere dem Realcredit gedient haben. Die vorüberge- 
hende Beschaffung flüssiger Mittel wurde seitens des Instituts 
den Kapitalisten durch den sdemlich ausgedehnten Betrieb des 
Lombardgesch&fts ermüglicht. Bemerkenswerth sind zwei That- 
sachen, dass nämlich die hypothekarischen Anlagen keineswegs 
in Württemberg allein erfolgt sind, sondern sich überallhin er^ 
streikten, wohin auch das Versicherungsgesehftft d^ Bank 
ausgedehnt worden ist. Der Geschäftsber. für 1873, S. 16, 17 
motivirt dies mit den Worten; Es ist Grundsatz der Verwal- 
tung nach allen den Staaten, in welchen die Bank ihr Ver- 
sicherungsgeschäft betreibt, insoweit die dortigen Hypothekar- 
gesetze es für zulässig erscheinen lassen, auch Darlehen zu 
gewähren. Dadurch wird dem Princip der Gegenseitigkeit 
volle Rechnung getragen und die Bank erlangt hierdurch die 
Berechtigung sich überall gleichsam als einheimisches Insti- 
tut einzuführen. Die Anschauung Vieler, man sollte das Geld 
nicht ausser Landes tragen, wird hierdurch von selbst besei- 
tigt Die einschlägigen Hypothekengesetze des bezüglichen 
Staates oder Gebietes werden selbstverständlich vorher dner 
gründlichen Prüfung unterzogen^). — 

1) Eine Kritik dieser nicht durchweg zutreffenden Anschauuiigeu kann an 
dieser Stelle nicht gegeben werden. Sie würde zur Erörterung der nicht hier« 
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Bemerkenswerth ist ferner die Art der Deckung, welche 
der Kapitalistenverein gegenüber den jederzeit kündbaren und 
sechs Monate nach der Kündigung rückzahlbaren durch Ver- 
einsscheine contrahirten Schulden hat. Der Kapitalistenver- 
ein ist seiner Natur nach eine Depositenhaiik, die auf den 
Grund der Vereinssclieiiie entgegen genommenen Gelder sind 
Depositengelder. Die Art der Anlage dieser Depositen ent- 
spricht nicht den Grandsätzen, nach welchen Depositengelder 
für die B^el zu verwalten sind. Indessen hat der Verein 
die Krisis der Jahre 1866, 1870 verhältnissmässig leicht be- 
standen. 

J. 4. Die WttrttembergiBche Hypothekenbank. 

Das jüngste Württenibergische Realcreditinstitut, zugleich 
das einzige, welches auf Acticn begründet ist, die Württem- 
bergische Hypothekenbank, hat die Geschäftsthätigkeit mit 
dem Jahre 1868 begonnen i). Ein Ueberblick über ihre bis- 
herige Thätigkeit ist in der Tabelle gegeben. Gemäss ihren 
Statuten gibt sie nur innerhalb des deutschen Reiches Dar- 
lehen. Ausser dem Hypotheken- und Pfandbriefgeschäft, wo- 
rin die Hauptth&tigkeit der Bank sich concentrirt, gibt sie 
aach Lombarddarlehen und betreibt das Contooorrentgeschäft, 
jedoch nur anter der Voranssetzang und Einschrftnkang, dass 
die aus beiden Geschfiftszweigen sich ergebenden Forderungen 
durch bewegliche Pfänder mit mindestens 25 ^/o Ck)nrswerth 
bedeckt sind. S. Statuten §. 12, Geschäftsber. 1875, S. 5. 

Die organisclien Einrichtungen der Bank haben durch die 
Beschlüsse der ausserordentlichen Generalversammlung vom 
25. November 1874 eine bemerkenswerthe Fortbildung erhal- 
ten. Wie bei der Rheinischen Hypothekenbank zu Mannheim, 
so wurde auch bei dem Württembergischen Institut ein ver- 
tragsmässiges Faustpfandrecht der Pfandbriefinhaber an der 
Gesammtheit der Hypotheken auf deren Grund die P&ndbriefe 

hw gMMgm SVage Ahfoi, nacli wäldwD GntndsitMa dl« Foodt dar Ver^ 
siebenmgagmeUaelwften usolegen sdcnT 

1) In dn J«liT«8b«nchten der H. u. G. K. ia W. iSr 1866, S. S7 wird 

bereits hervorgehoben , dass der Plan snr Gründung einer W. Hypotheken- 
bank bestehe. Die staatUche Genehmigung erhielt die Bank am 7. November 
1867. Die Constituirung erfolgte am 28. November 1867, der Eiatrag in daa 
HAndelsregister Am 31. December 1867/2. Januar 1866. 
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ausgegeben sind, begründet. Ob und inwieweit die hierauf 
bezüglichen Einzelbestimmungen nach den Grundsätzen des 
Württembergischen Landrechts ein wirksames Faustpfand recht 
der Pfandbriefinhaber herstellen, ist hier nicht zu untersuchen. 
Unter allen Umständen wäre es wünschenswerth, wenn durch 
ein Spezialgeseta das Pfandrecht der Pfandbriefinhaber an 
den Hypotheken auf deren Grundlage die Pfandbriefe ausge- 
geben Bind, Gonstitairt wOrde. 

Den Inhabern der Pfandbriefe worde eine Vertretung er- 
möglicht, damit ne sich von der statntenmftBsig erfolgten Si- 
cherstellnng ihrer Ansprache überzeugen Icönnen. Der Ge- 
danke einer gemeinsamen Vertretung der Pfandbrieünhaber ist 
einer allgemeineren Ausbildung fähig. Er erinnert an eine bei 
dem Württembergischen Creditverein schon seit dem Jahre 
1826 bestehende Einrichtung. S. auch Dr. Hecht, Zur Frage 
des Faustpfandrechts in Hirth's Annal. d. d. R. 1880 S. 329 fgde. 

In den Pfandbriefen der Bank dürfen Gelder von Vor- 
mundschaften, Gemeinden und Stiftungen augelegt werden. 
Die Pfandbriefe sind auch als Caution für Zoll- und Steuer- 
eredite zugelassen. 

Nach der im Obigen enthaltenen Uebersicht Qber die Or- 
ganisation des Bealcredits in WOrttemberg wenden vir uns 
zur Geschichte und Organisation des Personalcredits. 

$. 5. Die Baakfimge in den Jahran 1847 — 1849. 

Auf dem ausserordentlichen Landtag im Jahre 1847 wurde 
in Folge einer von dem Freihcrni v. Hornstein gegebenen 
Anregung der Abgeordnete Dörleiibach beauftragt, bis zum 
nächsten ordentlichen Landtag der Bankfrage seine Beachtung 
zu schenken und die für dieselbe nöthigen Arbeiten zu un- 
ternehmen, cf. Protok. der 2. Württemberg. Kammer, 1848, 
5. Febr., S. 81. Auf dem Landtag des Jahres 1848 erfolgte 
die Motion Schübier — Protok. L &, S. 70 — : die Staatsre- 
gierung um einen Gesetzentwurf zu bitten, durch welchen der 
Personalcredit der Gewerbetreibenden erhöht und der zu 
wartenden Wechselordnung, sowie der zu errichtenden Lan- 
desbank und Creditanstalt eine sichere Grundlage und ausge- 
breitete Wirksamkeit gegeben werde. Am 5. Februar 1848 be- 
auftragte die Kammer die Commissiou für Gewerbe-, Zoll- und 
Handelsangelegcuhcitcu die Baukfrage iu Erwägung zu ziehen. 
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Die aUgemeine Creditlosigkeit und die Zurückhaltung des 
baaren Geldes, welche sich im Laufe des Jahres 1848 beson- 
ders bemerkUch machte, Yeraolassten das Ministeiimn des 
Imiem und der Finanzen am 22. Juni 1848, den Aufruf zur 
Gründung einer Bank mit einem Kapital yon zwei MiUionen 
Gulden ergehen zu lassen. Man beabsichtigte auf hinterlegte 
Württembergische Staatspapiere im Verhältniss vou ^/r, und 
baares Geld von der Gesammtsumme Banknoten auszuge- 
ben und zu Darlehen zu verwenden, wobei die Fiuanzverwal- 
tung sich mit einer massigen Summe betlioiligt hätte. Private 
Actionäre traten jedoch nur in ungenügeuc^er Zahl auf, die 
Betheiligungsanmeldungen erreichten nur die Summe von un- 
gefähr 300,000 Gulden und unter den Ursachen dieser schwachen 
Betheiligung hörte man namentlich auch die Besorgniss, dass 
der Genuss der Zins^ aus dem Darlehen und zugleich deije- 
nige aus den hinterlegten Papieren, welcher den Besitzern 
bleiben sollte, die Theilnehmer dem Verdacht eines wucheri- 
schen Zinses aussetzen wflrde in den Augen eines Publicums, 
welches die missliche Seite solcher Untersuchungen weniger zu 
beurtheilen wisse. Ohne starke Betheiligung von Privaten 
aber fehlten dem Staate die Mittel, eine Bank auf der ge- 
dachten Grundlage zu errichten. 

Indessen blieb das Bedürfniss und das Verlangen nach 
Befriedigung. Die Centraistelle für Handel und Gewerbe be- 
arbeitete in Folge eines Auftrags seitens des Ministeriums des 
Innern einen neuen Plan. Nach diesem sollten auf den Credit 
des Staates Werthzeichen im Betrag yon zwei Millionen Gul- 
den ausgegeben werden, um den Gewerben und der Land- 
wirthfichaft, in der Begel durch die Vermittlung und unter 
Verbindlichkeit der Gemeinden, Üaiiehen gegen Sicherstellung 
durch Faustpfänder zu raachen. Dieser Plan wurde in dr^ 
Conferenzen unter Mitwirkung von Käthen der Ministerien 
des Innern und der Finanzen , sowie des Vorstandes und eini- 
ger Mitglieder der Centralstellc für Gewerbe und Handel weiter 
berathen. Behufs beschleunigter Vereinbarung wurden die 
Stände aufgefordert, durch einige Mitglieder bei den Bera- 
thungen sich vertreten zu lassen. 

S. die Mittheilungen in der Motion Seybold, v. 10. Mftrz 
1849, 1. Beilagenb. zu den Frotok. der 2. Kammer, S. 455, 
Beil. 250, femer die Mittheilungen in den Motiw zu dem 
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G.E. vom 3. April 1849, die Errichtung einer Bankanstalt betr., 
2. Beilagenb. zu den Verhandlungen der 2. K. 1848/1849, 
S. 349 fgde. S. auch Vischer, die industr. Entwicklung im 
Königreich Wttrttembeig, Stattgart (Verlag v. Göminger) 1876, 
§.69. 

Am 13. December 1848 erfolgte ein Bescript ans dem 
K. Geheimerath, des Inlialts: Die schon viel&cfa zur Erörte- 
rung gekommene Frage von der Erriehtung einer Landeebank 

zur Unterstützung der productiven Thätigkeit und des Han- 
delsverkehrs in dem engeren Vaterland erheische eine baldige 
Lösung. Man schlage daher vor, dass die 2. Kammer vier, 
und die I.Kammer zwei Commissarien ernenne, welche zu- 
sammen mit sechs Regierungscomniissarien die Frage in Er- 
wägung ziehe. — Protok. der 2. Kammer, Beilagenb., S. 263, 
zu Protok. 47 — dem Bescript gaben die Kammern Folge. — 
Verhandl. der 1. Kammer S. 127: 15. Dec. 1848 Beilagenb. 
S. 34, 35, Protok. der 2. Kammer vom 16. Dec. 1848, S. 934 — 
Eine auf die Bankfrage bezflgliche Anfinge wurde in der Sitzung 
vom 6. Februar 1849 gestellt 

Die Anhänger entgegengesetzter wirthschaitlicher und po- 
litischer Parteien Hessen die Bankfrage nicht mehr ausser Aug«L 
Am 10. Januar 1849 erfolgte in der 2. Kammer die Motion 
Ottenbacher, welche gleichzeitig die baldige Revision der Ge- 
werbeordnung, des Gesetzes gegen Ueberbürdung durch Indi- 
viduen , ^vek•he sich voraussichtlich nicht ernähren können und 
die baldige Errichtung einer Landesbank mit Filialen in den 
Oberamtsstädten beantragte. Als vierter Punkt war auch die 
Begünstigung, Beförderung und Ueberwachung der Auswande- 
rung in Anregung gebracht. Die Motion wurde am 11. Ja- 
nuar in die volkswirthschafüiche Commission verwiesen. Pro- 
tok. der 2. Kammer vom 10. Januar 1849, S. 1166. Bei- 
lagenb. I, Bell 157, S. 294. 

2b der in Folge des BescriiH» aus dem K Geheimenrath vom 
13. December 1848 gebildeten gemischten Gommission gehMe 
auch der Abgeordnete Seybold, welcher der Bankfrage seine be- 
sondere Aufmerksamkeit unausgesetzt widmete. Am 10. März 
1849 stellte er den Antrag, die Kammer möge die Regierung 
um baldige Vorlage eines Gesetzentwurfs bitten, behufs der 

1) Am 2. Mai 1849 wurde eiue aaf die Baokfrag« bMüglichft Selurift dw 
Krafauums Emil Schill mu Stuttgart in der 2. Kunmcr TertheiU. 
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Errichtong eiiier Creditanstalt in so ausgedehntem Masse, da- 
mit sie auch den Bedürfoissen des Staatshaushalts ganz oder 
doch zum grössten Theil genüge, unter Berücksichtigung der 
von ihm zu entwickelnden Grundzflge der Anstalt Protok. 
der 2. Kammer, 3. Bd^ S. 2133 und Beil. nro. 250. Die Grund- 
züge der zu errichtenden Landesbank waren in 14 Paragra- 
phen von ilim skizzirt. D(;r Sttuit sollte die allgemeine Cre- 
ditanstalt unter dem Namen „Württembergische Bank" errichten, 
bei welcher auch Private sich betheiligen könnten. Zur Grün- 
dung der Bank und als subsidiäre Sicherheit für die auszu- 
gebenden Zettel sollte der Staat Domänen im Werth von 
6 Millionen Gulden, berechnet nach dem 20 fachen Reinertrag 
im Durchschnitt der letzten 15 Jahre der Bank überweisen, 
während die Beute aus den Domänen dem Staate verbleibe. 
Bis zu dem gleichen Betrag Ton 6 Millionen darf die Bank 
Zettel ausgeben, fOr die sie stets legales Zahlungsmittel sind. 
Die Zettel werden bei allen öffentlichen Kassen sowohl des 
Staates als der Gemeinden zum Nennwertfa an Zahlungsstatt 
angenommen und können ebenso zu allen ihren Zahlungen 
verwendet werden, mit Ausnahme derjenigen, welche die Staats- 
schuldenzahlungskasse zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
zu leisten hat. Jeder Inhaber von Zetteln ist berechtigt, für 
je 500 Gulden derselben einen Bankantheilschein des gleichüu 
Betrages zu fordern, solange die Privatbetheiligung nicht zwei 
Millionen ftbersteigt. Vor Ausgabe der Zettel ist die Betheili- 
gnng gegen Baarzahlung zulässig. Der Inhaber eines solchen 
Bankantheils wird Theilhaber yon allem Nutzen und Schaden« 
den die Anstalt gewiJirt, vom ersten Tag des Monats an, in 
wddiem die Umwandlung der Zettel gegen Antheilscheine er^ 
folgte und zwar im Veriiältmas der Monate seiner Betheiligung. 
Von den der Bank durch Umwandlung in Antheile eingegangen 
ueu Zetteln soll nur dann ein weiterer Gebrauch zu Disconti- 
rung der Anleihen gemacht werden, wenn dafür ein gleicher 
Betrag von baarem Silbergeld in der Bank niedergelegt ist. 
Dieses baare Geld hat den Zweck, der Staatsschuldenzalüungs- 
kasse und sodann der Staatshauptkasse die ihnen eingegange- 
nen Zettel in dem Fall einzulösen, dass es nöthig erscheint, 
Zettel aus dem Umlauf zu ziehen. 

Sobald die Verhältnisse ea zulassen, wird die Bank zur 
Einlösung der Zettel bei Vorzeigung flbeiqgehen. Sie wird ge- 
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leitet durch einen auf Vorschlag der Centralstelle für Handel 
und Gewerbe dazu ernannten technisch gebildeten Mann und 
controlirt von einem durch die Stände zu bestellenden Beamten. 
Dem Director steht ein auf Kauflt^tc sich stützender Verwal- 
tungsrath zur Seite, welcher auf Vorschlag der Handelskam- 
mern ernannt wird. Die Bank hat die Veipfliditung, die in 
dem Bankproject der Centralstelle für Gewerbe und Handel 
yerfolgten Zwecke bis zum Bdauf T<m zwei Millionen zu er- 
füllen und wdtm drd Millionen, wenn erforderlich, dem 
Staat in der Form der Discontirung von Ablösungs- oder 
Kaufschillingen, Staatsobligationen oder kurzfälligen Schatz- 
schcincn zu leihen. Den Rest ihres Betriebskapitals und was 
für die beiden genannten Zwecke nicht erforderlich ist, kann 
sie zu gewöhnlichen Bankoperationen verwenden. P'ür die 
Bankfiliale ist der Zinsfuss auf 3 für den Staat, vorbe- 
haltlich der Vereinbarung über einen niederen Zins , auf höch- 
stens 4 gesetzt und für die Geschäfte mit Privaten dem 
Ermessen der Bankverwaltung anheim gegeben. Die Bank 
hat die Befiigniss, Gelder gegen Verzinsung auf kOrzere oder 
längere Zeit anzunehmen. Die Daner der Anstalt ist auf zehn 
Jahre festgesetzt Kach Einlfisung der von ihr ausgegebenen 
Zettel und nach vollständiger Erfüllung derjenigen Verbind- 
lichkeiten, mit denen etwa der Staat und die Gemeinden ge- 
gen die Bank im Rückstand geblieben sein möchten, gehen auch 
die der Bank von dem Staat als Garantickapital überwiese- 
nen Domänen in die freie Verfügung des Staates zurück. 

Die Motion konnte um so weniger unbeachtet bleiben, als 
ein Deficit im Finanzhaushalt zu decken war. Am 3. April 
1849 übergab das Finanzministerium der Kammer den Ent- 
wurf eines Gesetzes, betreffend die Errichtung einer Bankan- 
stalt mit der Befugniss zur Emission von drei Millionen Bank- 
noten, wovon die Hälfte zu einem Vorschuss an die Staats^ 
kasse behufs der erleichterten Deckung des Ausfalles im Bi- 
nanzhanshalte verwendet werden und die andere Hfilfte dazu 
dienen sollte, 6m industriellen und hindwirthschafllidien Gte- 
werben, deren Betriebskapital durch die Ungunst der Zeiten 
geschwächt worden sei, Mittel zum Fortbetrieb zu schaffen. 
Die Anstalt sollte „^Vü^ttembergische Bank" heissen. In den 
Motiven des Gesetzentwurfs wurde ausdrücklich hervorgehoben, 
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dass der Entwurf im Zusammenhange stehe, einerseits mit den 
von der Begierung schon im Jahre 1848 eingeleiteten Confe- 
renzen über das Bankproject der Centralstelle für Handel und 
Gewerbe, andrerseits aber mit dar Frage, „ob nicht in Folge 
des wachsendoi Defidts im Staatsbansbalt das wichtige Mittel 
eines imverzinsüchen Oreditpapiers auch zur Dednmg dieses 
Defidts benutzt werden könne.^ Der Blähung dieser Frage 
verdankt ein wesentlicher Thdl der Bestimmungen des Ent^ 
wurfs seine Entstehung. 

Die Motive enthielten ferner die Erklärung, dass der Plan 
von Seybold dem Regierungsentwurf nicht zu Grunde gelegt 
worden sei, doch hoffe man von der Berathung desselben durch 
die Stände Nutzen zu ziehen. Wir ersehen aus dem Berichte 
der Finanzcommission über die Gesetze, betreffend die Aus- 
füllung der Lücken im Staatshaushalte, dass die Ansichten 
in der Bankfrage sehr auseinander gingen. Im Lauf der Be- 
rathungen ndgte sich eine Mehrheit zu der Meinung, dass 
die Ausgabe von Staatspapiergeld der Gründung einer Bank 
vorzuziehen seL Di^enigen, welche der Gründung einer Bank 
das Wort redeten, theilten sidi wieder in soldie, die eine 
Privatbetbeiligung für zulässig hielten — zu diesen gehörte 
Seybold — und in andere, die bei einer reinen Landesbaiik 
die Interessen des Publicnms für besser gewahrt erachteten, 
zu dieser Partei gehörte Dörtenbach. Die Discussion über die 
Bankfrage endigte am 14. Mai 1849 mit der Ablehnung der 
Bankprojecte, während man die Creirung von Papiergeld be- 
schloss. S. Verhandl. der 2. Kammer vom 12/14. Mai, Beila- 
genb. 2, S. 470 fgde, Beil. 9G, femer auch Beilagenb. 1, S. 699. 
Man nahm durch diesen Beschluss in veränderter Gestalt eine 
Ansicht wieder auf, welche in der Kammer im Jahre 1847 
bereits discutirt worden war. Die Mehrheit der damaligen 
Eisenbahncommission hatte auf die Ausgabe von Papiergdd 
angetragen. Die hierauf bezüglichen Vorschläge waren aber 
nicht durchgedrungen. Am Schluss der Sitzung hatte dann 
der Freiherr von Hornstein den eingangs erwähnten Antrag 
gestellt, dass man in Erwägung ziehe, ob nicht die Gründung 
einer Staats- oder Nationalbank räthlich und nützlich sei. In 
der Sitzung vom 14. Mai 1849 kehrte man zu den früher ver- 
worfenen Anschauungen der Eiseiibahncommission zurück. Die 
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Erledigung der Bankfrage seitens der gesetzgebenden Factoreu 
war damit in unbestimmte Ferne gerückt 

§. 6. Der Antrag Bejnoher im Jahre lö51. 

Im Jahre 1861 braehte man in der Kammer zunächst 
andere Mittel in Vorschlag, nm der Kreditnotb zu Stenern. 
Sie sind in der Motion Reyscher, betreflfend die Eigreifong 
gesetzlicher Maassregeln zur Hebung des Gredits enthalten. 
Verband], der 2. Kammer, v. 18. Juni 1851, Beilagenb. 1, 
S. Ofgde., Beil. 38. Re} scher beantragte, dass man die Re- 
gierung ersuche noch auf demselben Landtag gesetzliche Be- 
stimmungen im Entwürfe vorzulegen, wodurch den iinerkannten 
Mängeln des Executions- und Gautverfahrens ahgeliolfen werde, 
er will femer Regulirung der Vermögensschätzungen: obrig- 
keitliche Güter- und Gebäudeschätzungen insbesondere zum 
Zweck Yon Unterpfandbcstellungen, und Ordnung des Ijcih- 
kassenwesens, damit den Missbräuchen der Privatieihkassen ge- 
steuert und dagegen die Errichtung von Gorporationsleihkassen 
begünstigt werde Durch Kammerbeschluss wurden die bd- 
den ersten Anträge der Justizgesetzgebungscommission zur 
Berichterstattung aberwiesen. Der Bericht ist als Beil. 222 
zu Prot. 106 Ton Probst erstattet. Bdlagenb. S. 475. Die 
drei Anträge gingen überdies an die volkswirthschaftliche Com- 
mission zur Berichterstattung und der Bericht wurde von 
Varnbüller geliefert. Beil. 223 zu Prot. 108, 1. Beilagenb. 
S. 477 fgde. Varnbüller skizzirt in dem sehr beaclitenswerthen 
Bericht zunächst die Ursachen der Creditlosigkeit , die erste 
und wichtigste findet er in den ungünstigen Ernteergebnissen 
der Jahre 1842 — 1846, dann auch in dem Umstand, dass das 
Vertrauen in den Fortbestand der gesetzlichen Ordnung und 
der Bechtssicherheit durch di^ politischen Ereignisse des Jahres 
1848 erschtlttert und die Capitalisten veranlasst worden seien, 
ihre Kapitalien in auswftrtigen Werthen (Amerikanischen, Rus- 
sischen) anzulegen, sowie nicht minder auch darin, dass man 
viele Millionen in den letzte Jahrzehnten dem Bau von 
Eisenbahnen zugewendet habe. In Württemberg waren nach 
Durchführung des Pfandgesetzes die Kapitalien auf ungewöhn- 
lich reichliche Weise der Landwirthschaft zugeflossen; um so 

1) Ueber die älteren Corporatioii.shin'»lGibkaMexi ft. Visoh er, Die in- 
dnstrieUe Entwicklung in Württemberg, §. 68. 
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empfindlicher musste für die Landwirthschaft die Wirkung 
sein, als der Strom der Kapitalien seit den Jahren 1848, 1849 
eine andere Richtung nahm. Der aasgedehnte Credit des 
Landmannes, theilweise kflnstMch gesteigert durch Misshräuche, 
welche mit dem Institut der Privatleihkassen getrieben wur- 
den, hatte einen hohen Grad von Leichtsinn im Schulden- 
madien erzeugt und dadurch wiederum die Preise der Güter 
auf eine unnatürliche und geföhrfiche Weise gesteigert. Daher 
raussten dann Schwankungen entstehen, welche man früher 
für unmöglich gehalten hatte. Varnbüller will zur Steigerung 
des Credits keine künstlichen Mittel angewendet wissen. Die 
Commission ist mit ihm der Ansicht, dass durch Vermittlung 
sei es der Gemeinden, sei es der Oberamtscorporationen der 
eingetretenen Creditlosigkeit im weiteren Umfang nicht be- 
gegnet und daher dem allgemein ausgesprochenen Zweck der 
Hebung des Privatcredits nicht entsprochen werde. Das We- 
sen der Gemeinde und der Oberamtscorporationen, so wie es 
sich gesetzlich darstelle, lasse nicht zu, dass dieselben im 
Privatinteresse Einzelner ihren Credit benutzen und damit 
das Vermögen der Gemeinde und somit subsidiflr aller ihrer 
Angehörigen in Frage stellen. Damit solle nicht verkannt 
sein, dass es ausnahmsweise und in beschrftnktem Masse 
zweckmässig und zulässig erscheine, wenn die Gemeinden 
solchen Bürgern oder die Amtscorporationen solchen Bezirks- 
angehörigen, welche in Folge ausserordentlicher Verhält- 
nisse sich in einer ihrem Vermögen und ihrer Persönlich- 
keit nicht entsprechenden Geldnoth befinden, unter den er- 
forderlichen Cautelen mit ihrem Credit zu Hilfe kommen. 
Das Kesultat der Anträge von Reyscher und der Kammer- 
Verhandlungen, insbesondere der Gommissionsberiehte, ist die 
Adresse vom 20. Februar 1852 (BeiL 224 zu Protok. 108, 1. 
Beilagenb, S. 485), worin an die Regierung die Bitte gerichtet 
wird, die Vorschriften des Ezecutionsgesetzes tiber den Ver- 
kauf von Liegenschaften und die Rechte der GÜubiger bei 
demsdben einer baldigen Revision zu unterziehen und den 
Entwurf eines Gesetzes einzubringen , durch welches das Ver- 
fahren abgekürzt und die Befriedigung der Gläubiger mehr 
als bisher gesichert würde, ferner zur Erwägung anheim zu ' 
geben, ob nicht auf dem von der Ccntral^stelle für LaudwirUi- 
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Schaft (Wochenbl. für Land- und Forstwirthschaft, Nr. 49 vom 
6. Dec. 1851) vorgeschlagenen oder auf einem anderen Weg 
Anhaltspunkte für die obrigkeitlichen Güterscbätzungen ins- 
besondere zum Zweck von Unterpiandsbesteilungen, gewonnen 
werden kdnnten. 

i. 7. Die Bank^e in den Jahren 1855, 1856 (15. April). 

Projeeto Seybold, DdrtenbMli k Cie , von Uagnaa. 

Erst im Jahre 1854 tritt die Bankfrage wieder in den 

Vordergrund. Im Auftrag der Centralstelle hatte inzwischen 
der damalige Regicrungsrath v. Steinbeis eine Heise nach 
Belgien unternommen und dem besonders ausgesprochenen 
Wunsche gemäss sich damit beschäftigt die Art und Weise 
kennen zu lernen, in welcher von Seiten der belgischen Re- 
gierung auf die Hebung von Handel und Gewerbe eingewirkt 
wurde, sowie auch die Mittel und Wege erforscht, durch 
welche dort der aufblühenden Gewerbethätigkeit das Kapital 
sageführt worden ist Die Resultate legte Steinbeis in der 
Schrift über die Elemente der Gewerbebefördening, nachge- 
wiesen an den Grundlagen der belgischen Industrie ^) nieder. 
Er gelangte zu der Ueberzengung, dass nichts HeUsameres 
geschehen könne, als wenn im Lande fthnüche Bankinstitate 
entständen, wie die belgische Nationalbank, die soci6t6 gönö- 
rale pour favoriser liudustrie- nationale und die banque de 
Belgique. 

In Folge dieser üeberzeuguugen veranlasste er den Ge- 
neralkonsul V. Seybold zur Ausarbeitung des Statuteuentwurfs 
einer Württembergischen Bank. Gemäss diesem Entwurf sollte 
eine Actiengesellschaft gegründet werden, mit der Befugniss 
Banknoten bis zu ^/^ des von ihr zusammengeschossenen Grund- 
kapitals auszngeben und mit der Bedingnng, dass die Ein- 
haltung der Statuten durch die Staatsregiernng überwacht 
werde, ohne dass jedoch die Banknoten irgendwie auf anderen 



1) 8. «iiflli Yiselittr, Die industrielle Entwicklang in WSittmberg, 
|§. 70 ^e. Die •uageieichnoto Sehrift dee B. £. Steinbeie ist im Verlag 
Ton Ebner und Seubert Stnt^^art 1858 «nehienen. 8. intbes. §|. 98 — 108, 
188 — ^186. Im Jahr 1854 ereehien sodmn die Schrift von 8 ob Ubier, HetaU 

und Papier. Zur Lehre vom Gelde. V7ir citiren hier auch sofort Schübler, 
MetaU- oder Zettel-Bank 185C und SchUbler, Qeld und Kapital 1858} die 
Sehriften aind bei Faul Neff in Stuttgart erschimien. 
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Crediten, als denjenigen der Gesellschaft, beruhen würden. Der 
Seyboldsche Plan unterscheidet sich von den früheren für die 
Errichtung einer Würitembergischen Bank gemachten Plänen. 
Die früheren Plftne waren auf Befriedigung des augenblick- 
lichen BedflrfhiBses bei damals knappem Geldmarkt berechnet 
Sie wollten die Anstalt wesentlich auf den Credit des Staates 
und der Gemeinden stützen, um durch diesen dem Verkehr 
solche Mittel zuzuleiten, welche demselben bei gesunden Ge- 
schäftsverhältnissen ohne Vermittlung des Staates zugewendet 
werden konnten. Dor Seyboldsche Entwurf will, dass dem 
Creditbedürfniss bei günstigen Zeiten durch die Schaffung eines 
auf Privatcredit benihenden Vereinigungspunktes für das Ka- 
pital Genüge gethan werde, damit nicht auch künftighin in 
schlimmen Zeiten die Wünsche nach Herstellung eines auf 
Staatscredit ruhenden Geldinstitutes sich erneuern. 

Die Anlage des Grundkapitals sollte zu Vs Darlehen 
auf Immobilien in Württemberg oder durch Erwerbung Ton 
solchen im Inlands und Auslande, zu in Staatspapieren 
und Obligationen inlftndischer und auslfindischer Corporationen 
und Gesellschaften, zu ^/^ in gewerblichen Unternehmungen 
geschehen. Man nahm an, dass eine solche Anlagewdse um 
so mehr berechtigt sei, als sie der Vermögensverwaltung eines 
umsichtigen reichen Privatmannes entspreche. 

Das Statut setzte kein Ausschliessungsrecht fest , so dass 
die Regierung nicht gehindert gewesen wäre, das Recht zur 
Ausgabe von Banknoten auch anderen Personen oder Gesell- 
schaften zu verleihen. 

Die Centraistelle befürwortete in einem Bericht an das 
Ministerium des Innern vom 12. April 1854 den Seyboldschen 
Entwurf auf das Lebhafteste. Dem Bericht war ein Gorreferat 
des Begierangsrath Steinbeis mit einer persönlichen warmen 
Befürwortung des Gesuches beigegeben. In dem Gorreferat 
wird u. A. bemerkt: die Aa%abe einer Württembergischen 
Bank sei , eine fehlende Brücke zwischen Kapital und Arbeit 
herzustellen , wie sie geschaffen würde durch eine grosse Zettel- 
und Discontobank , verbunden mit einer allgemeinen ünter- 
nehmungsbank. Die Bank hat mehr den Credit zu schatfen, 
als den Credit zu geben. Die Bank hat nicht so sehr den 
Betrag der einer gegebenen Industrie zugehörigen Kapitalien 
zu vermehren, als viehnehr den Umsatz der Kapitalien zu 
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beschleunigen. Als Zettel- und Disconfobank ermöglicht eine 
solche Bank dem Gewerbsmann die augenblickliche Umwand- 
lung erzeugter Waare in baares Geld und ermöglicht mit ge- 
riügem Betriebskapital zu arbeiten. Als Unternehmungsbank ver- 
einigt sie eine Summe kleinerer Kapitalien zu höheren Beträgen, 
welche heute uothwendig sind. Sie verschafft dadurch jenen 
Kapitalien eine Bentabüit&t, welche sie einzeln für sich nicht 
haben. In einer Zettel- und Discontobank, sowie tiner com- 
binirten üntemehmungsbank erkennen wir ein höchst wirk- 
sames Förderungsmittel sowohl für die Steigerung des Natio- 
nalvermögens im Allgemeinen , als fttr den Erwerb jedes Ein- 
zelnen, der sich mit der Productiou und dem Umsatz positiver 
Werthe befasst. 

Die Kgl. Hofbankdirection erstattete unter dem 13. April 
1855 an die Ilofbank-Intendanz ein Gutachten über die et- 
waige Gründung einer Württeni])ergischen LaudesbauJc. In 
dem Gutachten wurde ausgeführt: 

1. £ine Notenbank muss ihre Geschäfte beschränken auf 

a. Discontirung von Platzwechseln (die es in Stuttgart nicht 
gibt), 

b. Darlehen auf kurze Zeit gegen Depot täglich umsetzbarer 
Staatspapiere oder gegen Hinterlegung von Eddmetallen. 
Persönliche Credite, daher Darlehen gegen Hypotheken, 

Discontirung fremder Wechsel, wären ausgeschlossen, weil 
diese Geschäfte nicht die nöthige Sicherheit alsbaldiger und 
jederzeitiger Flüssigmachung der zur Einlösung der Noten er- 
forderlichen baaren Fonds gewähren. Da die Württembergi- 
schen Industriellen in der Regel nur Personalcredit zu ver- 
langen in der Lage sind und einer Landesbank weder geeig- 
nete Wechsel noch Staatspapiere, noch Edelmetalle als Sicher- 
heit anzubieten im Stande wären, so würden sie der Mehrzahl 
nach bei der Landesbank keinen Credit finden und diese hin- 
wiederum würde aus dem Verkehr mit den Kaufleuten und 
Industriellen keinen Nutzen ziehen, können. Ihr Kapital würde 
also mdsslg Hegen, fo^lich weder den Bankaktionfiron noch 
den Industiiellen den gehofften Nutzen abwerfen. . . Die Bank 
mtlsste, um zu rentiren, die Geschäfte der Banquiers betreiben. 
Hierfür sdtens des Staates ein Opfer irgend welcher Art zu 
bringen, liegt kein Grund vor und kein Bedürfniss. 

2, Eine Hypothekenbank könnte für die kleinen Grund- 
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bcsitzcr, welche ihren früheren Credit so sehr eingebüsst 
haben, wohltluitig aein, aber es ist nicht zu erwarten, dass 
ein solches Institut sich mit Darlehen an kleine Grundbesitzer 
befassen werde. Das Risico und die Verwaltungskosten wären 
zu gross, der Reiz für die Actionäre zu klein. Sonach hat 
weder eine Zettelbank für sich, noch eine Hypothekenbank 
für sich Aussicht auf Rentabilität; — demnach würde auch 
eine yereinigte Wechsel- und Hypothekenbank (nach Art der 
Münchener) nicht ausführbar sein. Die Wflrttembergischen 
Verhältnisse sind anderer Art — 

Ausser dem Seyboldschen Entwurf wurde der B^erung 
noch ein anderer Statutenentwurf seitens der Bankhäuser Ge- 
brüder Benedict und Dörtenbach & Cie eingereicht. Dieser 
Entwurf befindet sich in den Acten des Ministeriums des In- 
nern. Hiernach sollte die zu gründende Bank „Württem- 
bergische Lantlesbank in Stuttgart" heissen. Als Zweck wird 
bezeichnet „durch Vereinigung bedeutender Geldkräfte dem 
Handel und der Industrie zu dienen.'^ Das Stammkapital ist 
auf neun Millionen Gulden in 36,000 Actien zu je Fl. 250 in 
Aussicht genommen. Hiervon sollten zunächst sechs Millionen 
Gulden beschafft werden. Die Ausgabe der drei letzten Mil- 
lionen sollte ebenfalls, wenn es mindestens zum Nennwerth 
geschehen kdnne, innerhalb der ersten fünf Jahre nach Er- 
öfihung der Bank erfolgen. Das Grflndungskomite hat nach 
dem Entwurf das Becht, die Hälfte der jeweils zur Emission 
gelangenden neuen Actien zum Nennwerth zu übernehmen und 
die Gründer sollen sich in die Actien nach Verhältniss der 
bei der Gründung der Gesellschaft von ihnen gezeichneten 
Actien theileu dürfen. Die andere Hälfte der neu auszuge- 
benden Actien sollen diejenigen beziehen können, welche zur 
Zeit der erfolgenden Emission Eigen thümer ursprünglicher 
Actien sind^). — Als Geschäftakreis bezeichnet der §. 16 der 
Statuten: Wechsel im Disconto zu nehmen, sowie überhaupt 
gezogene Wechsel zu kaufen und zu yerkaufen, Metall und 
Papiergdd, sowie iiagwünztee Gdd und Silber zu kaufen 
und zu verkaufen, Gelder gegen Verzinsung anzunehmen and 

1) Kill Aitszup aus den Statuten limlet sich im Frankfurter Actionär, 
Jahrg. 1855, Nr. 92 vum au. September, ä. ttbrigeitö auch die Extrabeilage 
zu Nr. 97 ibid. 
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über dieselben Schuldsclioine auf Xanicn oder auf Inhaber aus- 
zustellen, Vorschüsse auf Werthpapiere, Obligationen, Wechsel, 
auf Gold und Silber, in Barreu oder gemünzt, auf sonstige 
Effecten (mit Ausschluss der Actien der Bank selbst) sowie 
auf Waaren zu geben, jedoch dürfen solche Vorschüsse nicht 
unter 500 Fl. betragen; Staataschuldscheine, Actien und Obli- 
gationen anderer anonymer Gesellscbaltra, auch sonstige eours- 
fiihige Gredi^apiere zu erwerben, sowie dieselben wieder zu 
verftassem, Gelder fQr Bechnung Mtter einzukassiren nnd aus- 
zuzahlen, laufende Gredite m eröffnen, Gelder und werthvolle 
EflRdrten in Verwahrung zu nehmen, Banknoten auszugeben. 

Ausgeschlossen von dem Wirkungskreis der Bank sollten 
sein: die Gründung industrieller Anlagen, ferner der Ankauf 
von Immobilien (abgesehen von den für die Bank erforder- 
lichen) sowie Darlehen auf Hypotheken, wenn nicht die Aus- 
gabe von Partialobligationen damit verbunden sei. Dagegen 
sollte behufs der Deckung unsicher gewordener Activausstände 
die nachträgliche Annahme von Hypotheken oder von Faust- 
pfändern, und auch der Ankauf und Verkauf von Immobilien 
gestattet sein. 

In §. 17 der Statuten war vorgesehen, dass von dem Be- 
trag der umlaufenden Noten wenigstens Vs Silber 
und Wechsel oder sonstigen Werthpapieren, welche 

längstens in drei Monaten yerfsllen, vorrftthig sein mOssen. 

Zu diesem am 12. September 1855 eingereichten Gesuch 
trat am 19. September 1855 eine ergänzende Eingabe, worin 
hervorgehoben wurde, dass die nöthigen Kapitalien schou ge- 
sichert seien. In Folge Aufforderung erstattete am 19. Sep- 
tember 1855 die Ceutralstelle an das Ministerium des Innern 
über das Gesuch einen Bericht und zwar der Aufforderung 
gemäss vorzugsweise über die wichtigeren Abweichungen von 
dem bereits begutachteten Seyboldschen Entwurf. 

Das Ministerium des iDnem ertheilte am 26. Oktober 1855 
der Centralstelle den Auftrag den Seyboldschen Entwurf den 
Handels- und Gewerbekammem mitzutheilen, mit der Anffor- 
derung zur möglichst beschleunigten Aensserung Aber fünf 
Punkte: ttber die Bewilligung von Darlehen gegen Yerpfän- 
dung von innerhalb Württemberg gelegenen Immobilien, über 
den Ankauf und Verkauf von Immobilien im Inlande und Aus- 
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lande, über die Herbeiführung industrieller Unternehmungen 
in Württemberg und die Bethciligung an solchen, über die 
Discontirung von Wechseln, welche wenigstens drei solveDte 
Unterschriften haben, über Credit und Darlehen gegen Yer- 
pländang von Bohstoffen, Waaren, Staatspapieren etc. 

Obwohl nur zur Begutachtung des Seyboldschen Ent- 
wurfes aufgefordert, gkubte die Stuttgarter Handels- und 
Gewerbekammer doch auch das Project Benedict -Dörtenbach 
in den Bereich der Erörterungen ziehen zu sollen. Die Be- 
ferenten waren Ostertag und Mährlen: Sie untersuchten zu- 
nächst die Bedürfnissfrage und bejahten dieselbe unter aus- 
führlicher Motivirung: die höhere Industrie und die Gewerbe 
des Landes haben in den letzten Jahrzehnten bedeutende Fort- 
schritte gemacht. Früher schon betriebene Zweige sind in 
dieser Periode beträchtlich ausgedehnt, neue eingeführt wor- 
den. Die Zahl der Baumwoll- und Wollspinnereien mehrt sich 
fortwährend. Die Leinen - Stickerei leistet Ausgezeichnete. 
Die Baumwollweberei, insbesondere die der s. g. weissen Waa- 
ren hat einen bedeutenden Aufschwung genommen und dne 
Ausdehnung der Bleichereien , sowie des Stickereibetriebes zur 
Folge gehabt Die Wollwaarenindustrie ist in Menge und 
OOte ihrer Erzeugnisse in unverkennbarem Fortschritt be- 
griffen , nicht minder die Leinenindustrie , die durch wesent- 
liche Verbesserungen in Bleiche und Appretur unterstützt wird. 
Die Papierfabriken haben ihren alten Credit erhöht. Me- 
chanische Werkstätten des Landes haben einen europäischen 
Ruf erworben. Die Metallwaarenindustrie leistet von Jahr zu 
Jahr mehr. Die Zuckerfabrikation, im Lande neu eingeführt, 
geht weiterer Entwicklung entgegen. Auch Hunderte von 
kleineren Thätigkeiten bürgern sich ein. Die Ausdehnung 
der höheren Industrie und der Gewerbe hat einen bedeutend 
grosseren Geld- und Wechselverkehr zur Folge gehabt. Aber 
die bestehenden Banken und Greditinstitute des Landes, ob- 
wohl sie das Bfdgliche geleistet haben, sind dem Bedürfniss 
nicht gewachsen. Das Bedflrfniss nach einer vermehrten Ge- ' 
legenheit zur Erlangung von Bankcredit, sowie zu Belehnungen 
von Waaren , Roliproducten oder Werthpapioren wird sich aber 
noch steigern. Der Württembergischen Bankhäuser von um- 
fänglicherem Geschäftsbetrieb sind verbältnissuiässig wenige. 
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Siüd dieselben auch gut dotirt, so sind sie es doch nicht in 
dem Maasse, dass sie nicht wenigstens theilweise um ihrer 
Betriebsmittel wegen auf eine gewisse Einschränkung des von 
ihnen zu gewährenden Gredits bedacht sein müsstcn. Ucber- 
dies sind sie nach der neaeren Gestaltung des Geldverkehrs 
genöthigt gewesen, ihr Waarenlager mit ebem neueren, be- 
deutende Mittel in Ansprach nehmenden, Artikel — den gang- 
barsten Staatspapieren za vermehren und einige derselben, 
gereizt durch die leiditen Verdienste, welche im Glücks- 
falle im Börsenhandel zu realisiren sind, haben sich von 
dem eigentlichen Bank verkehr abgewendet. In geldknappen 
Zeiten kündigen sie ihre Forderungen , ihre gegebenen Blanco- 
credite, wodurch nicht selten dem Handel und der Industrie 
Verlegenheiten bereitet werden. Diese neuere Richtung, welche 
seit mehreren Jahren die Geschäfte der hiesigen Banken zum 
Theil eingeschlagen haben, sind die hauptsächlichste Ursache 
der vielseitigen Klagen über mangelnden Credit und des laut 
gewordenen Wunsches nach einem grosseren Greditinstitat. 
Da dieses vorzogsweise in di^enigen Geseh&ftskreise einzu- 
treten hätte, welche die bestehenden Banken thdls fmwillig 
beschränkt, theils verlassen haben, so würde eine Ooncurrenz 
wenigstens in diesen Geschäftszweigen nicht drückend werden 
können. Dieser Ooncurrenz ist überhaupt ein grosses Gewicht 
nicht beizulegen gegenüber der bedeutenden Förderung, welche 
dadurch den Bankhäusern selbst in ihren eigenen Operationen 
zu Theil würde. Ein grösseres Geldinstitut würde sie in den 
Stand setzen, die Blanco- und Cuntocorrentgeschäfte, welche 
sie neuerdings sehr beschränkt haben, und die von Zettel- 
banken ausgeschlossen sein müssen, wieder auszudehnen und 
vermittelnd zwischen die Zettelbank und diejenigen Geschäfts- 
leute zu treten, die eine andere Art von Credit gebrauchen, 
als die letzteren gewähren. 

In dem Ostertag-Mährlen'schen Referat wird sodann eine 
eingehende Vergleichung der Grundsätze gegeben, wdche in 
den beiden Entwürfen, dem Dürtenbach-Benedictschen einer- 
seits und dem Seyboldschen andererseits befolgt sind und man 
gelangt zu dem Resultat, dass der Seyboldsche Entwurf den 
Vorzug verdiene. Die Annahme des Seyboldschen Entwurfs mit 
einigen wichtigen Modiiicationen wurde beantragt. Die Kammer 
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erklärte sich insbesondere dagegen, dass der Bank gestattet 
sei auch Immobilien im Ausland d. h. ausserhalb Württembergs 
zu erwerben, dagegen ist sie weder piindpiell gegen den Er- 
werb von Immobilien im Inlande, noch gegen den Betrieb des 
Hypothekengeschäfts. Sie befürwortet die Beleihung grosserer 
Gflter, weil nach Ansicht der Kammer solche grössere Güter 
mehr Sicherheit Meten und eine bequemere Verwaltung ge- 
währen , als kleinere Gutscomplexe. 

Während die M i^rität der Stuttgarter Handels'* und Ge- 
werbekammer sich für den Seyboldscben Entwurf mit Modifi- 
cationen aussprach, gaben zwei Mitglieder unter vier vernei- 
nenden Stimmen ein Sei)aratvotum ab, dahin gehend, dass die 
Gründung eiuer Zettelbank namentlich gegenwärtig nicht im 
Interesse des Handels und der Industrie sei, wohl aber sei die 
Gründung einer Depositenbank wünschenswerth. 

Am 12. December 1855 erstattete die Kammer ihren Be- 
richt an die Centralstelle. 

Nachdem auch die Gutachten dar anderen Handds- und 
Gewerbekammer eingelaufen waren, berichtet die Centralstelle 
am 16. Januar 1856 an das IBnisterlum des Innern. Sie sagt 
in ihrem resumirenden Bericht: JSimg sind die sämmtlichen 
Kammern darin, dass eine Darlehens* und Depositenbank für 
den Handel und die Industrie Württembergs nützlich wäre, 
ob aber der zu erwartende Nutzen die Verleihung der Befug- 
niss zur Notenausgabe rechtfertige, diese Frage wird von den 
Kammern in Reutlingen und Ulm anerkannt, von der Kammer 
in Heilbronn unter Hinweis auf die Anknüpfung der Bedin- 
gung einer Gegenleistung für jene Bewilligung bejaht (das 
Votum der Stuttgarter Handels- und Gewerbekammer ist von 
uns ausführlich mitgetheiit) . . . Wir ersehen , wie man über- 
einstimmte in der Ansicht, dass einer MetaUbank d&c Vorzug 
zu geben wäre vor einer Zettdbank, schon desswegen, weil 
jener eine viel freiere Bewegung zugestanden werden könnte, 
als einer Bank mit Notenausgabe, für deren Deckung Vorsorge 
im Statut zu treffen Aufgabe der Staatsregiening ist. Allein 
man erkannte, dass das Zustandekoni men einer Metallbank 
nicht zu erwarten stehe, weil sich für die Kapitalien ander- 
Aveitige lohnende Verwendung linden lasse und dass nur die 
Aussicht auf Gewinn aus der unverzinslichen Notenschuld einen 
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Reiz gebe, genügende Kapitalien diesem Unternehmen zimi- 
wendeD, überdies in Württemberg kein solches Zuströmen von 
Depositen zu erwarten wäre, dass eine Bank ohne Noten alle- 
zeit genügende Mittel für den Bedarf auch bei knappem Geld- 
markt hätte und so über eine solche Zeit hinüberzuhelfen in 
der Lage waie. Endlich ist es wohl ins Auge za fassen, dass 
nur der Beiz, den die Vennebrung der Zettelemission gewährt, 
die den übrigen Tolkswirthschaftlichen Zwecken entsprechende 
stetige genügende Zuführung von Kapitalien zu dem Bankin- 
stitut sichert." Das Collegium der Centraistelle sprach sich 
einstimmig „für die Zweckmässigkeit des Principes in dem 
Seyboldschen Entwurf aus, wonach Noten und Depositen nur 
zu den rein merkantilen Bankgeschäften verwendet werden 
sollen, das Grundkapital aber, welches zur Garantie für die 
Noten zusammengeschossen wird, nicht nur eine sichere An- 
lage finden, sondern zugleich zu i als Fond einer Untemeh- 
mungsbank für die Hervorrufnng ausgedehnter Gewerbeunter- 
nehmungen dienen soU." 

' Auch innerhalb der Ministerien war im Laufe des Jahres 
1865 die Bankfrage ventilirt worden. Am 12. August 1855 
erging eine Note des Justizministeriums an das Mmisterium 
des Innern. Aus dem Eingang der Note erhellt, dass Yon denn 
Justizministerium über die privatrechtliche Seite des Statuts 
ein Gutachten des Obertribunals (Civilsenat) eingefordert wor- 
den war. Unter Anschluss dieses Gutachtens äusserte sich 
das Justizministerium über die Statuten „soweit ihr Inhalt 
' den diesseitigen Geschäftskreis berührt." 

Femer wurde dem Ministerium des Innern am 29. De- 
cember 1855 von dem K. Bergrath ein Bericht erstattet. Der 
Bericht beschränkt sich auf die Beurtheüung der beabsichtig- 
ten Notenausgabe und kommt zu dem Resultat, dass „die 
Aui^abe von Banknoten nicht gestattet werden sollte, dass 
vielmehr die Bank gehalten sein müsste, ihre Zahlung in den 
für den allgemeinen Verkehr yorgeschriebenen Zahlungsmit^ 
teln zu bieten , wodurch Bankanweisungen auf Namen nicht 
ausgeschlossen sein würden." 

Am 6. Februar 1856 richtete die K. Ilofbank ein Gesuch 
an das Ministerium des Innern, wegen Wahrung ihrer Inter- 
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essen, sofern eine Zettelbauk concessionirt werde. Die Hof- 
bank wünsche^ insbesondere, man möge einer neuen Anstalt 
keine solche Firma gestatten, welche leicht Collisionen mit der 
Uofbankfirma veranlassen könne, z. K Dicht das Prädikat 
„Wflrttembergisdi/^ Sie meint, wenn iigend einer anderen 
Creditanstalt das Becht der Notenausgabe gegeben würde, so 
müsste die Concession hierfür an Bedingongen geknüpft wer- 
den, die geeignet wftren, einen entisq^recbenden Theil des finan- 
ziellen Gewinnes aus den Händen der Zettelbankuntemehmer 
an den Staat für einen gemeinnützigen Zweck derart zu über- 
tragen, dass es der Zettelbank unmöglich würde, mittelst ih- 
res wolilfcilen Papiergeldes anderen Creditaiistalten und Bank- 
häusern, die mit theuerem klingendem Gelde arbeiten, eine 
solche Coucurrenz zu bereiten, welche das so wohl berechtigte 
Bestehen der letzteren gefährden würde. 

Am 18. Februar 1856 wiederholt t. Seybold seine Bitte 
um Goncessionirung. 

Zur Herbeiführung emer baldigen ministerieUen Entschlies- 
flung schien auch die Bankbewegung im benachbarten Baden 
hinzudrängen. 

Am 25. Februar w klärt das Haus Ddrtenbach durch du 

Schreiben an das Ministerium des Innern, dass es auf die 
Gründung einer Zettelbank in Stuttgart verzichte. 

Am 3. März 1856 überreicht das Bankhaus Dörtenbach 
dem Ministerium die Statuten eines Bankvereins in Stuttgart 
zum Zweck der Gründung und Förderung industrieller und 
ackerbaulicher Unternehmungen. Man beantragt die Conces- 
sionirung und die Ertheilung der juristischen Persönlichkeit. 
Als Gründer des Bankvereins nennen sich: Otto Benedict, das 
Bankhaus Dörtenbach & Cie. und die K. Hofbank, sofern sie 
die Genehmigung zum Beitritt erlangen werde, lliin erklärte, 
dass die zur Eröffnung des Gesch&fts It Statuten einzuzah- 
lenden 20^/o auf die zuerst zu emittirenden fünf Millionen 
Gulden des Actienkapitals zur Einzahlung parat sden. Man 
yerpflichtete sich zur Ausführung des Unternehmens auf nicht 
länger als vier Wochen. Ergänzend theilte man am 4. März 
1850 sofort mit, dass die beabsichtigte Gründung des Bank- 
vereins mit der Seyboldschen Notenbank nichts gemein habe. 
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Wir entnehmeo den Statuten die Grundzüge der beabsichtig- 
ten Bank: 

Das Stammkapital des Bankvereins ist auf zehn Millionen 
Gulden mit 40,000 Actien a 250 fl. festgesetzt Zunächst sol- 
len fünf Millionen mit 20° U Einzahlung emittirt werden. 
Der Bankverein ist befugt: Wechsel in Disconto zu nehmen, 
sowie überhaupt gezogene Wechsel zo kaufon und zu verkau- 
fen; Metall- und Papiergeld, sowie ungemfinztes Gold und 
Silber zu kaufsD und zu verkaufen; Gelder gegen Verzinsung 
anzunehmen und verzinsliche Schuldscheine auf Namen oder 
auf Inhaber auszustellen; Vorschüsse gegen Sicherheit auf 
Grund und Hoden, auf gewerbliche Unternehmungen, ferner 
auf Werthpapiere, Obligationen, Wechsel, auf Gold und Silber, 
in Barren oder gemünzt, auf sonstige Eflecten, sowie auf 
Waaren zu geben; Staatsschuldscheiuc, Actien und Obligatio- 
nen anderer anonymer Gesellschaften, auch sonstige coursfähige 
Creditpapiere zu erwerben, sowie dieselben wieder zu ver&us- 
sem; t^elder für Rechnung Dritter einzukassiren und auszu- 
zahlen; laufende Credite gegen gentigende Sicherheit zu eröff- 
nen; Gelder und werthvoUe Effecten in Verwahrung zu neh- 
men; für landwhrthschaftliche und industrielle Unternehmun- 
gen anonyme Gesellschaften selbst zu gründen oder sidi an 
solchen zu betheiligen; gewerbliche Anstalten zu unterstfltzen, 
auch nach Bedürfniss deren zeitgemässe Umgestaltung zu ver- 
mitteln. Insbesondere wird die Bank eine bestimmte Suuunc 
aussetzen für verzinsliche Darlehen an Localvereine , welche 
die Förderung landwirthschaftlicher Interessen zum Zweck ha- 
ben und die erforderliche Garantie bieten; solche Darlehen 
wird sie auch gut verwalteten Gemeinde- und Stadtkassen 
geben. 

Am IS. März 1856 übergab das Haus Dörtenbach e Cie. 
„modificirte Statuten", mit der Bemerkung, dass durch die 
jetzige Fassung etwaige Bedenken der Regierung wM geho- 
ben sein dürften. 

Die Zahl der Bankprojecte sollte sich mehren: 
Am 29. März 1856 hatte v. Magnus aus Berlin eine Audi- 
enz beim Könige und entwickelt den Plan, in Stuttgart eine 
Credttbank zu gründen, wodurch die verschiedenen in Stutt- 
gart bereits zur Sprache gekommenen Pläne ihre Vereinigung 
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fiudeo würden. £r äusserte den Wunsch, dass zur £rleichte- 
ning der AusfOhrang von Seiten der Regierung dn eigener 
Gommissar möchte angestellt werden, mit dem er seinen Plan 
zu besprechen und sich hinsichtlich des N&heren in der Sache 
zu benehmen in der Lage wäre. Der KOnig glaubte, dass 
diesem Wunsche zu entsprechen sei. In Folge davon erging 
an den Minister des Innern die Eröffiiung, dass er mit dem 
Finanzminister die geeignete Rücksprache nehme und dem 
König denjenigen Beamten bezeichne, welcher mit jenem Auf- 
trag zu betrauen wäre. „Wobei sich natürlich von selbst ver- 
stehen würde, dass jener Beamte für sich keinerlei Zugeständ- 
nisse zu machen hätte, sondern dass diesfalls alles den spä- 
teren EntSchliessungen der Regierung vorbehalten bleibe." — 
Schreiben aus dem Geh. Cabinet an den Minister des Innern 
V. 30. März 1856. — Schon unter dem 3. April 1856 wurde 
dem Minister des Innern eröffiiet, dass es der Wille Seiner 
Migestät sei, spätestens alsbald Anzeige zu machen, ob 
oder welches Uebereinkommen zwischen den Ministetn be- 
züglich der Greditbankaugelegeuheit und des zu bestellen- 
den Cbmmissars getroffen sei. „Es ist der Wille seiner Ma- 
jestät, dass in dieser Angelegenheit rasch und mit Vermei- 
dung weitläufiger und schlepi)endcr Geschäftsformen verfahren 
werde. Für den Fall, dass beide Minister über die Person 
des Commissars sich nicht würden vereinigen können behalten 
sich Seine Majestät vor, einen solchen unmittelbar zu bestim- 
men.'' Der Vortrag bei dem König fand noch den 3. April 
statt. 

Am 5, April erging an den Minister des Innern ein Schrei- 
ben aus dem Geheimen Gabinet, worin es heisst: In Rücksicht 
auf den yom Minister des Innern erstatteten Bericht yom 
3. April wird erttffiiet, dass Seine Migestät weiteren Vorhigen 
entgegen sehen. Was die Yerschiedenen Projecte betrifft, so 
ist es Seiner Majestät lediglieh darum zu thun, dass bei der 
Fhige, welches derselben den Vorzug verdiene, einzig die 
Rücksicht auf das allgemeine Beste entscheide, eine Rücksicht, 
die Seine Majestät gewahrt wissen wollen, auch wenn das 
Project, von dem es sich handelt, nicht „aus schwäbischer 
Quelle" hervorgegangen sein sollte. 

An demselben Tage (5. April 1856) theilte man dem Con- 
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sul Georgi (Firma Diirteubach & Cie.) mit, dass der Plan Sey- 
bold gegenüber dem Gesuch um Concessionirung eines Bank- 
vereins in Stuttgart in den Vordergrund getreten sei und 
gab ihm anheim, von seinem Gesuch Abstand zu nehmen, für 
den Fali, dass es ihm nicht gelingen würde, sich an der Aus- 
führung dieses Planes in einer seinen Wünschen entq^rechen- 
den Weise zu betheiligen. 

Am 15. April 1866 wurde y. Seybold Tom Ministerium 
des Innern aufgefordert, die Personen zu bezdchnen, auf de- 
ren Namen die Conoession erthdlt werden sollte. Er ent- 
sprach der Aufforderung am 18. April. Seitdem erhielt er 
keine weitere amtliche Mittheilung in Betreff der Sache. — 
Brief des v. Seybold au das Ministerium des Inuero vom 
14 Februar 1865. 

§. 8. Die Bankfrage im Jahre 1856, (Fortsetzung). Project 
von David Hanscmanu. Project mehrerer Württembergiächer 
Firmen. Project von Berliner Firmen. 

Am 14 April 1856 richtete David Hansemanu, alleiniger Inha- 
ber der Firma: Direction der Discontogesellschaft in Berlin, an 
das Staatsministerium das Gesuch um Ertheilung der Staatsge- 
nehmiguug zur Bildung einer Actiengesellschalt fQr die Errich- 
tung und den Betrieb einer Bank nach Inhalt eines bdliegendoi 
Statuteneutwurfes. Er bemerkte in der Eingabe : Die Bank wird 
sich von ähnlichen Anstalten-Zettclbanken dadurch unterschei- 
den, 1. dass die Notenausgabe nicht durch eine Ziffer, sondern 
durch das Portefeuille begrenzt wird. Die Menge der umlaufen- 
den Noten richtet sich nach dem wirklieben Bedarf und als 
Garantie der Einlösung ist nicht, wie bei anderen Anstalten, ein 
Theil in Wechsel und der Rest in Münze, sondern der volle 
Betrag in Wechsel und ausserdem noch ein Theil in baarem 
Gelde vorräthig zu halten; 2. dass ein Theil des Reinertrags 
fOr gemeinnützige Zwecke abgegeben md; 3. dass die aus- 
führende und die controlirende Verwaltung getrennt gehalten 
und die Uebelstände vermieden werden, welche die Ymini- 
gung d^ Ausflihrung und der Gontrole in der Hand eines 
Verwaltungsrathes verfessungsmässig mit sich bringt; 4. dass 
die Staatsaufsicht durch einen Beamten, welchen die Regie- 
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rung zum Mitglied des Vcrwaltungsrathes ernennt, mittelst 
der ihm zugetheilten Befugnisse und Funktionen wirksamer als 
durch einen von aussen hereinblickenden Commissar geübt 
wird, ohne der Anstalt den Character eines Privatinstitutes 
zu beeinträchtigen, dessen Reinhaltung für ihre geschäftlichen 
BeziehoDgen von hoher Wichtigkeit ist; 5. dass die Bank 
für eine theilweise oder vollständige Verdnigang mit ähnfichen 
Anstalten in anderen deutschen Bundesstaaten angelegt ist 
Durch diese Anlage whrd nicht allein die Regelung des Bank- 
wesens, insbesondere des Notenumlaufes in den Staaten des 
deutschen Bundes, zunächst des Zollvereins, theoretisch vor- 
bereitet und erleichtert, sondern es wird auch die Verwirkli- 
chung der practischen Anwendung durch bereits ertheilte Zu- 
sicherungen anderer deutscher Regierungen in nahe Aussicht 
gestellt. Es handelt sich um den fruchtbaren Gedanken ge- 
meinsamer Befriedigung der Geld- und Creditinteressen deut- 
scher Staaten. Hansemann nimmt an, dass bei Genehmigung 
seines Planes keine weitere Bank mit Notenausgabe concessio- 
nirt werde, dagegen stehe nichts im Wege daneben Creditan- 
stalten zu errichten, wie sie nach dem Muster dner älteren 
niederländischen Gesellschalt vor emigen Jahren in Fhmkreich 
errichtet und in fast allen Europäischen Staaten Nachahmung 
gefunden haben. Zur Betheiligung der Wfirttembergischen 
Banquiers und Kapitalisten erklärte er sich bereit 

Nach den Statuten, welche Hansemann seiner Oflferte bei- 
legte, ist der Zweck der Anstalt: Verfügbares Kapital zu pro- 
ductiver Verwendung hinzuleiten, die Erwerbsthätigkeit durch 
Hilfsmittel des Credits zu unterstützen, den Geld- und Wech- 
selverkehr zwischen den verschiedenen deutschen Staaten zu 
erleichtern, Fleiss und Sparsamkeit unter der handarbeitenden 
dasse zu fördern. 

Das Kapital wird durch Actien gebildet Es beträgt 10,500^000 
Gulden. Die Hälfte dieses Kapitals muss enüttirt sein, bevor 
die Geschäfte der Gesellschaft anfongen dürfen. Die Emis^ 
skin eines weiteren Actienbetrages bis zu 21,000,000 Gulden 
ist ausser diesem^Kapital von 10,500,000 Gulden in Aussicht 
genommen. Die Gesellschaft gibt Banknoten aus. Es darf nie- 
mals ein grösserer Betrag von Banknoten im Umlauf sein als der 
Betrag der im Besitz der GeselLschaft sich beündendeu Wechsel 

Hwbt, BMkkwwen. ^ 
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mit Ausschluss der beliohenen. Ausserdem muss wenigstens 
ein Drittel des Betrages der im Umlauf befindlichen Bankno- 
ten in baarem Gelde oder in Gold- und Silberbarren im Be- 
sitz der Gesellschaft sein. In dem Fall aber, dass die Bauk- 
notencirculation sich auf mehr als den eingezahlten Betrag 
der AcUen beUUift, muss für diesen Mehrbetrag des Notenum- 
lanfes wenigsteDS die Hälfte in baarem Oelde oder Gold* und 
Sflberbanen vorrftthig gehalten werden. 

Als Geschäftskreis der Bank wird beseiehnet: Sie kann 
von Behörden, Instituten und PrivatperBonen Gelder annehmen 
und zwar gegen Schuldscheine auf Namen oder auf Inhaber; 
gegen Anweisung auf eine ihrer Verwaltungsstellen, oder ge- 
gen Accept einer solchen ; in lautender Rechnung, um dagegen 
bis zum Betrag der eingezahlten Gelder Zahlung zu leisten. 

Die Gesellschaft discontirt, kauft und verkauft Wechsel 
oder wechselmassige Handelspapiere, die an Ordre ausgestellt 
sind und keine längere Verfallzeit als drei Monate haben. 

Sie kann (nach Art 15) Schnlddocumente und Actien, für 
welche von Staaten, einzelnen Landestheilen oder Stedten des 
deutschen Bundes die Zinszahlung übernommen oder garantirt 
ist, für dgene Rechnung kaufen und die, welche sie besitzt, 
wieder verkaufen. Für andere Werthpapiere gilt diese Befiig- 
niss nur, wenn sie auf den Antrag der Diiection vom Vor* 
waltungsrath erthellt wird. Derselbe ist auch ermächtigt, die 
Befugniss des Erwerbs principiell zugelassener Werthpapiere 
zeitweise aufzuheben. 

Es werden (nach Art. 16) gegen Verpfändung von Waa- 
ren oder Werthpapieren verzinsliche Vorschüsse geleistet, die 
in nicht längerer Frist als drei Monaten rückforderbar sein 
müssen. Zu den in Art. 15, IG bezeichneten Geschäften darf 
im Ganzen nicht mehr verwendet werden, als der Betrag des 
eingezahlten Actienkapitals und der Gelder, welche bei der 
. Gesellschaft mit einer Rückzahlungsfrist von mindestens sedis 
Monaten belegt sind. (Art 17.) 

Die Gesellscbaft kann Qold und Silber, geprftgt oder in 
Barren, kaufen, yerkaufen und beleihen. 

Sie kann zum Incasso ihr» Wechsel und der Besorgung 
ihrer anderweitigen Geschäfte, laufende Bedmong bei Banquiers 
oder Bankinstituten halten. 
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Commissions weise kann die Gesellschaft für Behörden, In- 
stitute und Privatpersonen Wechselanweisungen und Rechnun- 
gen einziehen, auch Werthpapiere kaufen und verkaufen; sie 
kann hierbei Vorschttsse gewähren, soweit dies nach Art. 14, 
17 gestattet ist 

Sie kann WerthgegenstSnde zur Äufbewahrang überneh- 
men und dafür eine Gebühr erheben. 

Die Regiemog sol] (nach Art 26) der Oesellschaft snsi- 
chem, dass das Recht, Banknoten oder dergleichett an jeden 
Inhaber auf Präsentation zahlbare Papiere auszugeben, ander- 
weitig nicht ertheilt werden wird. 

Besonders beachtenswerth ist endlich der Art. 36 der 
Statuten: Mit Regierungen anderer deutscher Staaten können 
zum Zweck der Errichtung von Filialen oder Agenturen wie 
zur Erlangung weiterer Rechte und Befugnisse Vereinbarun- 
gen geschlossen werden. Desgleichen mit anderen Instituten 
oder Geeelischaften, um die theilweise oder yollständige Ver- 
schmelzang der beiderseitigen Interessen herbeizuführen. 

Den Statuten waren Motive beigegeben, auswichen wir die 
fftr ans beachtenswerthen Gedanken hervorheben. Hansemaan 
führt aus: Die durch Actiengesellschaften gegrflndeten und in 
der Gründung begriffanen Anstalten sind theils, wie der Pa- 
riser crMit mobilier solche, die alle geschSitliehe Speculatio« 
nen machen, jedoch keine Banknoten ausgeben, theils Institute, 
die beide Befugnisse in sich vereinigen, und theils solche, 
die eigentlich keine geschäftliche Specuiationen machen sol- 
len, dagegen aber Banknoten ausgeben dürfen. Man kann 
zweifelhaft darüber sein, ob die Anstalten der ersteren Art 
nützlich oder noth wendig seien; ob es nicht grosse Bedenken 
habe, juristische Personen von ewiger oder sehr langer Dauer 
mit grossen Actienkapitalien zu schaffen, um speculative Bank- 
geschäfte zu machen; ob es nicht zweckmässig sein möchte, 
dieses Geschäft den einzelnen fiindirten Bankhäusern zu aber- 
lassen und ob es nicht insbesondere dem allgemeinen Staats^ 
Interesse widerstreite, dass ~ wie in der Bogel Msher gesdke- 
hen ist — die Ohefe oder soeii von Bankhäusern zugleich die 
dirigirenden Mitglieder der Verwaltungen solcher grossen Ac- 
tiengesellschaften sind und auf diese Weise zwischen ihren 
eigenen und den Interessen der Anstalt Collisionen entstehen, 

4» 
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welche die beabsichtigte Gemeinnützigkeit der letzteren schmä- 
lern. Jedenfalls wird man zugeben müssen dass, was in einem 
Staat nützlich oder nothwendig in dieser Beziehung erachtet 
wird, es vielleicht weniger oder gar nicht in einem anderen 
Staat sein kann. So z. B. ist die österreichische Creditge- 
sellschaft ein Glied in der Kette der grossen Finanzmassre- 
geln, durch welche der MiniBter von Bruck die aosserocdeDt- 
lichm HilfisquelleD des österreichiacheii Staates und hierdurch 
die Finanz^ derselben zu heben beabsichtigt Dies erscheint 
daher als eine staatswirthschaftlich gut begrOndete Massre- 
gel, während Grande dieser Art nicht wohl fllr einen credit 
mobilier in Dessau geltend gemacht werden können. Dagegen 
ist es zweifellos, dass solche Gesellschaften mit gemischten 
Befugnissen, die nicht allein zu speculativen Geschäften, sogar 
zu Geldanlagen in Hypotheken und Grundstücken, sondern 
auch zur Ausgabe von Banknoten autorisirt werden, in hohem 
Grade zweckwidrig und selbst gefährlich sind. Es wird daher 
ohne Zweifel besser sein bei Concessiouirung einer Bank, welche 
Noten ausgeben dar^ alle Geschäfte zu untersagen, die dauernd 
feste Geldanlagen voraussetzen oder specnlativer Natur sind. 
Dieser Gedanke leitete bei Abfsssung der Statuten den 
Yerfoaser. Es ist dab^ aber auch noch ein anderer Ge- 
danke massg^knd gewesen und zwar der Yervidf&ltignng der 
Banknoten entgegenzuwirken und den Grund zu legen zur 
Yereinigung deutscher Staaten ftr ein ganz solides Bankno- 
tensystem. Es wird nämlich nicht verkannt werden, dass es 
im höchsten Grade zweckmässig sein würde, wenn nicht so 
viele verschiedenartige Banknoten in Umlauf kämen und wenn 
dieser Zweck durch die unter Autorisation der Staatsregierun- 
gen abzuschliessenden Vereinigungen solider Banken zu einem 
und demselben Interesse erreicht werden könnte. Der Ent- 
wurf des Statuts bietet hierfür die Handhabe, Wird dieser 
Entwurf durch Concessionirung zur Ausführung gebrächt, so 
werden Vereinigungen der angedeuteten Art bald folgen; „zu- 
mal der Unterzeichnete bei Regierungen anderer deutsdier 
Staaten eine gute Aufiiahme flQr die Yerwurklichung der Idee 
findet» 

Am 28. Juli 1866 kam an das Ministerium, von einer 
Anzahl Wfirttembcrgischer Firmen unterzeichnet, ein neues 
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Gesuch zur Errichtung einer Württembergischen Bank auf 
Actien und zwar einer Zettelhank unter Anfügung emes Pro- 
memoria und der Statuten. 

Am 28. Juli 1856 reichten die Berliner Firmen Morits 
Plaut und Meyer Cohn das Gesuch du wegen Erthdlung der 
Concession zur Errichtung einer Bank in Stuttgart Dem Ge- 
such waren Statuten beigelegt, welchen nach Eridftnmg der 
Petenten die Statuten der Preussischen Bank so viel wie mög- 
lich als Vorbild dienten. „Die Vorlage ist darauf bedacht 
gewesen, den Vortheil der hohen Staatsregierung des König- 
reichs Württemberg nicht allein mittelbar, sondern auch un- 
mittelbar zu fördern, indem der K. Regierung die Hälfte der 
zur Theilung kommenden Summe und gleichzeitig bei erwei- 
tertem Geschäftskreis ein Theil des aus den etwa neu zu 
schaffenden Actien entspringenden Gewinnes zu übergeben isf 
Man erklärte, dass der Berliner Bankverein die Absicht habe, 
sich mit drei Millionen Thaler bei der Gründung der Bank 
zu betheiligen. 

Während der Verhandlungen über alle diese Projecte tra- 
ten Ereignisse ein^ welche ebe prindpielle Abneigung gegen 
die Gründung einer Bank hervorriefen. Von einigen kleinen 
deutschen Staaten wurde eine übergrosse Menge von Papier- 
geld auf den Markt geworfen und ferner wurden einige Zettel- 
banken gegründet, welchen der naturgemässe industrielle Bo- 
den fehlte und von welchen die Naclibarstaaten mit Noten 
Überschweramt wurden. 

Dieser Zustand rief eine starke Opposition unter dem 
Handelsstand gegen die vermehrte Circulation von Staats^ und 
Bankpapiergeld hervor und von grosseren Staaten wurden 
Massregeln gegen die Circulation von Papieren in kleinen 
Stückbetragen afgriffeui welchen sich auch in Württemberg 
die Verordnung vom 28. December 1855, betreffend das fremde 
Papiergeld, anlehnte. Die Öffentliche Meinung wurde gegen 
die Gründung von Zettelbanken eingenommen. Das Gebahren 
der Mobiliarcreditinstitute bereitete Besorgnisse und Vorur- 
theile gegen die Gründung solcher neuen Institute. Diese 
Erwägungen haben auch in den Ministerien sich geltend ge- 
macht und so erklärt sich die Politik des Zuwartens, zu wel- 
cher man mit dem Ende des Jahres 1856 überging. 
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Die Bankfrage fand am 4. Deceniber 185ß ihre vorläufige 
Erledigung durch eine Note des Geheimerathspräsidenten an 
das Ministerium des Innern „wonach Seine Königliche Hoheit 
iü Hinsicht auf das der Begutachtung des Geheimeratbes un- 
terstellte Anbringen des Ministers des Innern und der Finan- 
zen wegen Errichtung einer Stuttgarter Bank durch Höchste 
EntschUessung vom 3. December das GeheimerathsprftsicUuiii 
beschieden hat, dass es in Höchstihrer Absicht gelegen sei, 
diesen Gegenstand vor der Hand beruhen zu lassen.** 

$. 9. Die fiankfinge 1857, 1858. 

Am 2. Juli 1857 übergab Hansemann dem Chef des Gehei- 
men Cabinets eine Denkschrift „Banknotensystem für deutsche 
Bundesstaaten M." Sie wurde innerhalb der Regierung einer 
Erwägung unterzogen. Ein die Denkschrift begleitender Brief 
enthielt wichtige, zur Ergänzung der Denkschrift bestimmte 
Bemerkungen. Hansemann hob in dem Brief hervor, er erachte 
als eines der wirksamsten Mittel zur allmäligen Erreichung 
des Zieles, dass sich Preussen, Oesterreich und die anderen 
deutschen Bundesstaaten einander nähern: eine Vermehrung 
des Einflusses der grosseren deutschen Mittelstaaten auf die 
Gestaltung der deutschen politischen, insbesondere der yolks- 
wirthschaltlichen VerhftltniBse. , Jn einem nicht unwichtigen 
Zweige der letzteren, dem Banknotensystem, habe ich durch 
meine Vorschläge jenen Mittelstaaten — und insbesondere dem 
Königreich Württemberg vermittelst des von mir jetzt einge- 
reichten Concessiüusgesuchs die Gelegenheit zur Erlangung 
von Einfluss darbieten wollen. Und zwar in der harmlosesten 
Weise, denn keine Regierung kann es übel deuten, wenn Würt- 
temberg in eiiiem Augenblick, wo nichts weiter von gemeinsa- 
men Verabredungen vorliegt als die Anfrage Preussens, ob 
man nicht conferiren wolle, über solche Verabredungen, zu 
deren Inhalt noch kein Vorschlag gemacht worden, eine Zet- 
telbank concedirte, solider als irgend eine in Deutschland und 
Oesterreich, (nur die alte Leipziger Bank kann in dieser Be- 
ziehung mit einer Bank meines Vorschlages verglichen werden) 
und zugleich die Be&higung in sich tragend durch Verein- 

1) Die Denkschrift wurde im Mai al» Manuscript gedruckt. (Druck 

von Doli and Scbäffer in Kassel.) 
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barung mit anderen Banken den ganzen Geld- und Bankno- 
tenverkehr in Deutschland zu vereinfachen und auf eine solide 
Basis zu bringen. Das System wird eine so grosse Anzie- 
hungskraft seiner Natur nach nothwendig haben, dass dasselbe 
(sobald nur Württemberg durch Ertheilung der Concession 
die Initiative eröffnet hat) schnell seine Verwirklichung fin- 
det durch Hiiusutritt tob zwei Banken in kldnra Staaten 
nnd, indem auf diese Weise der „Verein deutscher Privatban- 
ken*^ ins Leben tritt — durch baldige unausbleibliche Nach- 
folge anderer Banken. Die Frage, ob einer Notenbank auch 
die Befugniss zu industriellen Unternehmungen und zum Fest- 
legen von Kapital in Grundstücken und Hypotheken beigelegt 
werden dürfe, ist wohl jetzt als verneinend entschieden zu 
betrachten, durch die öffentliche Meinung und nachdem die- 
selbe wohl den Hauptanstoss zu dem in Preussen ergange- 
nen Verbote fremder Banknoten gegeben hat." 

In einem Bericht der Ministerien des Innern und der 
Finanzen an den König, betreffend die HaDsemanDSche Denk- 
schrift vom 10. August 1857, wurde das Seyboldsche und das 
Hansemannsche Project einer vergleichenden Besprechung un- 
terzogen. Der Bericht kommt zu dem Besultat „Wflrttembeig 
blieb von einer Krisis verschont, weil die Bankfirage hier si- 
stirt worden war. Inzwischen ist aber doch das Bedttrfniss 
nach einer Bank grosser geworden und zwar weniger nach 
einer Creditbank als nach einer Zettelbank. Es stehen frei- 
lich Verhandlungen bevor über die gemeinschaftlichen Nor- 
mativbestimmungen für die Ausgabe von Papiergeld und Bank- 
noten. Auf die möglichen Anordnungen in dieser Hinsicht 
wäre natürlich Rücksicht zu nehmen. Unter diesen Umstän- 
den hat die Gründung einer Zettelbank nach dem Seybold- 
schen Project weniger Aussicht und mehr die Hansemannsche. 
Da .indessen der Seyboldsche Entwurf schon weit gediehen 
und gänzlich durchberathen ist, so wflrde es doch zweckmäs- 
sig sein, dne schliessliche Berathung dieses Projectes noch 
dnzuleiten.** 

Am 14. September 1867 gab der König seine Ermächti- 
gung zur Wiederaufnahme der Berathungen über die Bank- 

frage. 

Kaum war diese Ermächtigung gegeben, so traten neue 
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dilatorische Erwägungen ein. Man war grade mit der gesetz- 
lichen Regelung der auf den Inhaber lautenden Creditpapiere 
beschäftigt und bei dem engen Zusammenhang dieser Gesetz- 
gebungsarbeit mit der Erledigung der Bankfrage wurde der 
über die letztere eutficheidende EDtschluss zunächst hinausge- 
schoben. 

Nach wiederholten Berathungen aber kam man — wie 
wir einer Mittheilung des Justizministeriums an das Fioanz- 
ministeriom vom 18. Februar 1858 entnehmen zu dem Re- 
sultat, dasB man die gesetzliche Regelung der VerhSltnisse 
der auf den Inhaber lautenden Creditpapiere besser bis za 
dem Zustanddcommen des Handetogesetzbuchs unterlasse. 

Das Finanzministerium war der Ansicht, dass man nun 
Torlftnfig auch die Bankirage vertage, „zumal eine Vereinba- 
rung über gemeinsame Bestimmungen wegen der Geldsurrogate 
unter den Zollvercinsstaaten beabsichtigt ist*)." Es erschien 
zweckmässig, gleichzeitig mit dieser Vereinbarung die Verhält- 
nisse der Inhaberpapiere beziehungsweise die Grundbestim- 
mungen für die Notenbanken gesetzlich festzustellen. Und 
selbst wenn die Vereinbarungen unter den Zollvereinsstaaten 
nicht zu Stande kämen, so erscheine es besser, die Bankfrage 
bis zu dem Zeitpunkt zu vertagen, wo das Justizministe- 
rium einen Gesetzentwurf über die auf den Inhaber lautenden 
Creditpapiere wieder aufnehmen werde und dann jene Bestim- 
mungen in der yon dem Ministerium des Innern beabsichtig- 
ten Weise damit zu verbinden. — Note des F. M. an das M. 
d. L Y. 25. April 1858. 

Obwohl nun das Ministerium des Innern Anstand nahm, 
die Bankfrage derzeit weiter zu verfolgen, so theiltc es doch 
der Centralstelle für Gewerbe und Handel am 18. Juni 1858 
einen umgearbeiteten Entwurf der Seyboldschen Statuten mit. 
Die Umarbeitung war unter Berücksichtigung der inzwischen 
stattgehabten Erwägungen und insbesondere auch der in der 
Zeitschrift für Staatswissenschaften Jahrgang 1857 S. 597—658 
niedergelegten Anschauungen vorgenommen worden. S. Bitzer, 
über die Errichtung einer Notenbank auf Actien in Württem- 
berg 1. c 

1) In Betreff der Btstreburigen zur Feststellung allgemeiner Normen über 
die Emission von Geldsurrogaten in Deuts rlil an <1 s. v. Poschinger, Bankwesen 
ud BAnkpoIitik in FMaiMB| S* Bd. §§. 105 tgde. 
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In einem Brief vom 2(3. Juli sprach Hansemanii sein Be- 
dauern aus, dass ein wirklicher Schritt zur Ausführung seines 
Planes noch nicht geschehen sei. „Das von der diesseitigen 
Begierung erlassene Verbot fremder Banknoten und die von 
Monat zu Monat oder vielmehr von Jahr zu Jahr ausgesetzte, 
eine Einigung über Geldzeichen bezweckende Conferenz Yon 
Deputirten der Vereinsstaaten hat wohl Torztlc^ch zn dieser 
Stagnation beigetragen.'* Er tritt im Weiteren der Ansicht 
entgegen, als sei die Erisis durch die Zettelbanken entstanden, 
die zu Tiel Banknoten in Umlauf gesetzt hfttten. Er fOhrt 
aus , dies sei jedenfalls nur zum kleinsten Theile die Ursache, 
vielmehr sei die Ursache die in allen Zweigen merkantilischer 
und industrieller Thätigkeit her\'orgetretene Ueberspeculation. 
„Will man aufrichtig sein, so hat keine Zettelbank in Deutsch- 
land mehr als die Preussische Bank zur Beförderung der 
Ueberspeculation beigetragen. Begünstigt von der guten Mei- 
nung, welche Preussisches Staatspapier in Preussen und in 
Deutschland geniesst, hat sie in kurzer Zeit ihren Notenum- 
lauf Yon 21 Millionen bis ungefähr 70 Millionen gesteigert 
und folgtich um 30—40 Millionen Thaler in Disconten erhöht 
Dies konnte nur gesdiehen, indem der Discontosatz um meh- 
rere Procente niedriger gehalten wurde, als m anderen deut- 
schen und ausserdeutschen Handelsplätzen. Diese 90—40 Mil- 
lionen sind ein Reiz für die Greation von Wechseln, folglich 
ein starkes Beförderungsmittel der Ueberspeculation gewesen; 
und alles, was dagegen die Zettelbanken mittlerer und kleine- 
rer Staaten gethan haben, ist vergleichsweise eine Kleinigkeit. 
Nach den Regeln, die in dem von mir vorgelegten Bankstatut 
über die Notenemission enthalten sind, hätte die Preussische 
Bank gar nicht in dieser Weise ihre Notencirculation vermeh- 
ren können; sie wäre vielmehr frühzeitig gezwungen gewesen, 
ihren Discontosatz wesentlich zu erhöhen, und hieidurch recht- 
zeitig der Ueberspeculation entgegenzuwirken. Abgesehen da^ 
von, dass die Preussisohe Bank die Gunst ihrer Stellung (un- 
absichtlich) zur Beförderung der Ueberspeculation missbrauchte, 
hat die Erfahrung auch herausgestellt, wie nOtzlich eine solche 
Bank in Handelskrisen sein kann. Der Minister von der Heydt, 
ihr Chef, vei'schloss sich damals nicht der Ansicht, dass die 
Bank gerade wegen ihrer Stellung mid wegen des starken 
Gebrauches, den sie davon vcnnittelst Notenausgabe und Dis- 
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cüiitirung früherhin gemacht hat, auch moralisch verpflichtet 
sei, während der Krisis nicht ängstlich im Discontiren zu sein 
UDd dadurch zum Ueberstehen derselben beizutragen. Dage- 
gen wussten die Regierung und die grösseren Kaiifleute in 
Hamburg der Krisis nicht gehörig entgegen zu wirken, grade 
weil es dort an ^er m&chtigen, den Gredit-befördemden und 
erhaltenden Zettelbank fehlt Die Erlebnisse und Erfiüiningen 
seit Yorigem Sommer haben mithin, wie idi fibersengt bin, 
bestätigt, nicht nur, dass gut eingerichtete Zetteibaaken ein 
Bedflrfoiss fttr die dermaligen merkantilistischen und industri- 
ellen Verhältnisse sind , sondern auch , dass das TOn mir auf- 
gestellte System solcher Zettelbanken ein durchaus richtiges 
ist. Deshalb halte ich beharrlich an dem Wunsche fest, dass 
mein Plan ausgeführt werde" . . . Auch diese Ausfiihnmgea 
hatten nicht den von Hansemanu erstrebten Jbjrfolg. 

J. 10. Gewerbeordnung v. 12. Febraar 1862. Eintührungsgeseiz 
zum HaudeUgesetzbuch v. 13. Aug. 1865. Gesuch der Frank- 
fiurter Bank wegen Eniohtiuig einer Filiale in Stuttgart im 
Deoember 1866. 

Bei der Berathung der Gewerbeordnung (y. 12. Febr. 1862) 
musst^ die Kammern der Bankfrage mederum nSher treten. 
Mohl stellte den Antrag, dass zur Erriditung von Actienge- 

sellschaften und Commanditgesellschaften auf Actien für ge- 
werbliche oder Handelszwecke die staatliche Genehmigung, für 
Banken aber der Erlass eines Gesetzes nothwendig sein solle. 
Auswärtige Actiengesellschaften oder Commanditgesellschaften 
auf Actien sollten zum Betrieb eines Gewerbes in Württemberg 
der gleichen staatlichen Erlaubniss bedürfen , wie dieselbe zur 
Errichtung einer Gesellschaft im Land erforderlich sei. Dieser 
Antrag fand indessen keinen Anklang und es wurde in die 
Gewerbeordnung nur der 2. Satz des Art 6 der G.O. aufge- 
nommra. Wflrtt Beg.-Bl. Nr. 6 ^m 22. Fd[>r. 1862. 

Das Einführungsgesetz zum Allgemeinen Deutschen Han- 
delsgesetzbuch Yom 18. Aug. 1865 stellte in Art 85 den Grund- 
satz auf, es sM zur Gründung yon Actiengesdlschaften oder 
Commanditgesellscliaften auf Actien Staatsgenehmigung nicht 
erforderlich. Von diesem Grundsatz machte das Gesetz je- 
doch einige Ausnahmen, insbesondere für solche Gesellschaf- 
ten, wellte Bank- u^id Oreditgeschäfte zum Gegenstand ihres 
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Unteriiehmeiis machen wollen. Die Gründung solcher Gesell- 
schaften ist von der Staatsgeuehmigung abhängig. Im Allge- 
memen genügt hierfür die landesherrliche Genehmigung, da- 
gegen k()nnen Gesellschaften der bezeichneten Art, welchen 
die Befugniss zur Ausgabe Ton Banknoten oder sonstigen 
Geldsurrogateii zustehen soll, nur auf Grund eines für den 
besonderen Fall ergangenen Gesetzes errichtet werden. 

Im Zusammenhang hiermit bestimmt der Art 38 des KG.: 
um in Württemberg ein stehendes Geschfift, sei es mittelst 
einer Zweigniederlassung oder ständiger Agentur zu betreiben, 
sei für Actieugesellschaften und Commanditgesellschaften auf 
Actien, welche einem fremden Staate angehören, staatliche 
Genehmigung erforderlich , wenn das Gewerbe Bank- und Cre- 
ditgeschäfte zum Gegenstand habe. Die Ertheüung der staat- 
lichen Genehmigung richte sich nach Art. 35. 

Diese Bestimmungen waren mit grosser Mehrheit gegen 
eine kleine Minderheit gefasst, die Bankfreiheit wollte. 

Da das thatsächliche Bedürfiuss den Verkehr mit Noten 
und Werthpapieren nOthig machte, so entstand das eigenthltm- 
liche VerhSltniss, dass in dem Land eine grosse Masse der- 
selben ihre Verbreitung &nd, ohne dass die hierfttr tenente 
Anstalt im Land ihren Sit^ hatte, dass somit der Garantie 
einer von der Gesetzgebung beabsichtigten Sicherstdlung der 
Staatsangehörigen, welche die Noten besitzen, die Spitze ab- 
gebrochen war, indem die fremden im Ausland befindlichen 
Bankinstitute die Concession nicht nachzusuchen hatten, wäh- 
rend ihre Noten grosse Verbreitung fanden — s. Schreiben 
der Centraistelle an die Stuttgarter Handels- und Gewerbek. 
V. 11. Dec 1866. — 

Als nun im Dccember 18G6 die Frankfurter Bank um 
Concession zur Errichtung einer Filiale in Stuttgart nachsuchte, 
ghmbte die CentralsteUe angesichts obiger Thatsachen don 
Gesuche nicht entgeg^ treten zu sollen, „msofem der tou 
der Gentralstelle beabsichtigte Erfolg für den öffentlichen Ver- 
kehr auch durch eine Filiale derselben in Stuttgart herbeige- 
führt werden dürfte." 

Die Frankfurter Bank begründete ihr Gesuch unter Ent- 
wicklung der Nothwendigkeit und Zweckmässigkeit einer Bank 
für Württemberg und speciell durch die Berufung darauf, dass 
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sie während ihres dreizehnjährigen Bestehens den Geschäfts- 
kreis in Süddeutschland, insbesondere in Württemberg gefun- 
den habe. Es sei somit namentlich für die Industrie und den 
Handel in Württemberg von hohem Werth, eine Filiale der 
Bank in Stuttgart zu besitzen, welche zur Einlösung ihrer 
Noten gegen baar Torpflichtet sei ; es handle sich bei ihr nicht 
um eine Vermehnmg der im Lande schon in Masse Torhan- 
denen Banknotoi, sondern nm eine Basirang des Notenmnlau& 
durch die Filiale; sie beabsichtige, keine Goncurrenz aaszn- 
schliessen und bcMEmspniche kein Monopol 

Das Gesuch ging am 11. Deoember unter eingehende 
Befürwortung seitens der Centralstelle an die Stuttgarter Han- 
dels- und Gewerbekamnier. Die letztere beklagt in ihrer 
Antwort vom 28. Deceniber 1806 den derzeitigen anormalen 
Zustand, wonach Württemberg das Ilauptgebiet auswärtiger 
Banken geworden sei, während man einer in Wirklichkeit ein- 
heimischen Notenbank das Recht der Existenz in Württemberg 
bis jetzt nicht vergönnt habe. Die in dieser Anomalie gele- 
gene Abhängigkeit vom Auslände ist unerträglich. Das He- 
ranziehen des zweifelhalto Pnncips der Bankfreiheit klkme 
absiditiich oder unabsichtlich die bestehende Calamität Yer- 
lättgem. Die Gesetzgebung Württembergs ist auf yerscfaiede- 
nen Gebieten von der Gesetzgebung anderer LSnder ttberflflgelt 
worden, weü man in der Hoffiiung unter gewissen Eventuali- 
täten etwas Vollkommenes, hauptsächlich etwas für Deutsch- 
land Gemeinsames zu erreichen, auch die Beseitigung allseitig 
anerkannter Uebelstände von Tag zu Tag verschoben habe. 
Nachdem erst vor einem Jahr der Abs. 4 Art. 35 des Ein- 
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch angenommen imd da- 
bei die Anhänger der Bankfreiheit in entschiedener Minorität 
gewesen seien, sei für die gesetzgeberische Annahme des Pnn- 
cips der Bankfreiheit keine Aussicht. Dem Princip der Bank- 
fineiheit werde aber durch die Gcmoessionirung einer Wttrttem- 
bergischen Notenbank auch nicht priijudidrt. Man mUsse alle 
Erftfte ohne jede Zersplitterung hierfür einsetzen und die Er- 
rdcfabarkeit des Zieles sei nSher gerückt, vor AUem desshalb, 
wdl durch den Krieg die wirthschaftlidie Nothwendig^eit dner 
Württcnibergischen Notenbank auch solchen Gesellschaftsklas- 
sen klar geworden sei, welche vorher von Voruitheilen da- 
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gegen ecfttllt oder Yon der Mdf^ehkeit und Dring^dikeit we- 
niger überzeugt waren. In dem Antwortschreiben sind sodann 
die Motiye geprüft, welche die Frankfurter Bank zu dem Ge- 
such bestimmt haben. Nach der Meinung der H. und G.K, 

ist in dem Gesuch ein Coup gegen die Bestrebungen des 
Bankcomites enthalten. Man will durch Errichtung einer Fi- 
liale die Entstehung einer Württcnibcrgischcn Notenbank als 
überflüssig erscheinen lassen, um den auswärtigen Gesellschaf- 
ten das factische Monopol auf einem angenehmen Markt zu 
sichern. Eine solche Filiale bietet aber dem Land nicht den 
Vortheil eines einheimischen Instituts und es ist jene Controle, 
wie bei einem einheimischen Institut nicht möglich. Man ver» 
langte daher, dass die bei der Regierung yorliegenden Ge- 
suche aus Württemb^ ihre Erledigung finden möchten, be- 
vor das Gesuch der Franklurttf Bank in Erwägung gezogen 
werde. 

§. 1 1. Gesuoh dM proTisoriflohen ComiteB betreffend die Exnoh* 
tong einer ZetteLbank (proes. Fiseher). 1864, 1865, 1866 (2. Juni). 

Dem Württembergischen Handels- und Gewerbestande 
fehlte für ein energisches, planmässiges Vorgehen in der 
Bankfrage lange Zeit ein geeignetes Organ. Dieses Organ fand 
man in dem mit dem JuU 1864 gebildeten Württembergischen 
Handelsverein. 

Der Ausschuss des Handelsvereins trat an die Bankfrage 
im Herbst 1864 heran, indem er unter Zuzug von anderen 
Sachverstfindigen die Frage in Erwägung zog, wie dem her* 
Yorgetretenen Bedflrfniss am Besten abgeholfen werden könne. 
Der Ausschuss kam zu dem Resultat, dass eine bessere Gre-> 
ditorganisation ein Gebot der Nothwendigkeit sei, und er fand 
das Mittel zu einer solchen in der Gründung einer grösseren 
Gcscllschaftsbank. Er wollte jedoch nicht einseitig handeln und 
berief auf den 2. Februar 1865 eine grössere, aus den Abgeord- 
neten des ganzen Landes bestehende Vorversammlung, welcher 
die Fragen vorgelegt wurden, 1. ob überhaupt eine Bank ein 
wirth schaftliches Bedürfniss sei und 2. welche Bankart das 
Bedür&iss am Besten befriedige^)? Die erste Frage wurde 
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einstimmig bejaht, in der zweiten gingen dio Ansichten aus- 
einander. Eine Minoritftt entschied sicli für eine Nichtzettel- 
bank, dte grosse Minorität ftr dne Bank mit Notenprivileg. 
Diese Migorität Übertrag dem Ansschuss des Handelsvereina 
die Aufgabe, in ihrem Sinne weiter zn handeln and durch 
(öffentlichen Aufruf diejenigen einzuladen, welche die Errich- 
tung einer Zettelbank für erspriesslich und nothwendig halten 
und sich dabei betheiligen wollten. Der Aufruf wurde durch 
484 schriftliche Betheiligungen beantwortet. Am 24. Februar 
trat in Folge weiterer öffentlicher Einladung eine Versamm- 
lung zusammen , welche die Grundzüge des zu errichtenden 
Instituts feststellte und ein Comite behufs Ausarbeitung der 
Statuten und Ausführung der sonsigen nötbigen Schritte bil- 
dete. Dieses Comite fertigte einen Entwurf und gab einem 
engeren Ausschuss den Auftrag den Entwurf der Regierung 
vorzulegen« Der Vorsitzende des Comites war der Finanzrath 
Fischer; es gehörten femer dazu Fr. Sick, Chevalier, Fetzer, 
Auberlen, Federer und Hallberger. Am 23. Juni 1865 richtete 
das proyisorische Comite das neue Concesaionsgesuch an das 
Ministerium. Wir entnehmen dem Gesuch, „Es soll eine Ac- 
tiengesellschaft unter der Firma Württembergiscbe Bank mit 
dem Sitz in Stuttgart gegründet und auf 25 Jahre concessio- 
nirt werdeu. Das Grundkapital ist auf zehn Millionen Gul- 
den mit 2000 Acticn ä 5(X) Gulden vorgesehen. Zuerst sollen 
6000 Actien, also drei Millionen, ausgegeben werden. Wenn 
von dieser Summe f gezeichnet und 20*^/0, also 450,000 Gul- 
den eingezahlt sind, soll die Thätigkeit der Bank beginnen. 
Die der Bank gestatteten Geschäfte sind: Discontirung, 
Kauf und Verkauf von Wechseln und denselben gleichgestellten 
wechselmfissigen Anweisungen, welche nicht Uber drei Monate 
laufen und in der Begel mindestens drei, in keinem Fall we- 
niger als zwei notorisch gute Unterochriften tragen; Kauf 
und Verkauf yon Gold und Silber, gemünzt und in Barren; 
Kauf und Verkauf von Staats- und anderen Werthpapieren, 
welche einen regelmässigen Börsencurs haben und notorisch 
solide sind. Jedoch darf die Bank zu keiner Zeit mehr als 
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einen den achten Theil des eingezahlten Actienkapitals gleich- 
kommenden Betrag in Effecten fftr eigene Bechnung angelegt 
haben, den Efifectenbestand des Besenrefonds nicbt eingerech- 
net; Gewährung verzinslicher Vorsehflsse, je fttr längstens 
drei Monate, gegen Verpfändung von a. Gold and Silber in 
Banren, gemflnztem Gold und Silber und Gold- und Silberge- 
räthen, b. soliden Staats- und Werthpapieren bis zu J bezie- 
hungsweise ili^^s Courswerthes , c. Waaren, welche dem 
' Verderben nicht unterliegen, zu } bis f ihres Werthes, d. Wech- 
sel der oben bezeichneten Art; Eröffnung laufender 
Rechnungen und Credit in solchen gegen hinreichende Si- 
cherheit durch Unterpfänder und Faustpfänder; Annahme 
von Geldern und Einkassirung von Forderungen zur Verfü- 
gung durch Anweisungen oder Ab- und Zuschreiben; An- 
nahme vom Geldanlagen gegen Schuldscheine mit bestimm- 
ter Ver&Uzeit oder Kflndigongsfrist in der Begel nicht unter 
600 Gulden oder Anweisung auf eine der Bankfilialen. Be- 
gelmäsng sollen nur Gelder verzinst werden, wdche auf we- 
nigstens vier Monate oder mit wenigstens dreimonatlicher 
Kündigungsfrist angelegt werden; Verwahrung von Wer- 
then; Besorgung von Commissionsgeschäf ten. Alle 
anderen Geschäfte sind der Bank untersagt. Die Bank soll 
zur Notenausgabe berechtigt sein. Das Maximum der Noten- 
ausgabe ist der 1^ fache Betrag des jeweils eingezahlten Ac- 
tienkapitals. Als Gegenwerth der umlaufenden Noten muss 
bei der Bank vorräthig sein: 1. Ein Drittel in baar oder Sil- 
berbarren, daneben 2. der volle Betrag in bankmässigen Wech- 
seln, doch darf bis zu einem Drittel die Deckung in Werth- 
paj^eren bestehsD, wdehe einen regehnässigen Börsencours 
haben und notoiriscli solid sind. 

Die Eingabe des provisorischoi Comites erörterte zunächst 
eingehend die Bedftrfiiisslrage, femer aber auch die Möglich- 
keit der Errichtung einer solchen Bank, „d^ heutzutage in 
Württemberg mehr als genügend Kapitalien theils flüssig ge- 
macht, theils geschaffen, beziehungsweise erspart sind, um 
damit alle Bedürfnisse des eigenen Landes befriedigen zu kön- 
nen. Durch die Grundentlastungen sind bedeutende Summen 
frei gemacht, durch die Ernten grosse Beträge erspart wor- 
den, ein Kapitalistenverein ist ins Leben getreten, der seine 
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Entstehung dem Umstand verdankt, das8 grosse Beträge flüs- 
sigen Kapitals auf dem Wege der früher gewohnten Anlage 
keine oder wenigstens keine lohnende Verwendung mehr fin* 
den. ErstaunUche Summen sind in den letzten sehn Jahren 
in Werthpapieren aller Art und aller Gattungen angelegt wor- 
den, Württemberg borgt sogar dem Auslande. Die Hypothe- 
karereditinstitute, insbesondere der EapitaBslenTereln und die 
Rentenanstalt geben ihre bedeutenden Mittel zum Theil aus- 
ländischen Grundbesitzern, fremde Effecten werden angekauft 
in bedeutenden Beträgen, das Papiergeld anderer Staaten wird 
aufgenommen und auch die Banknoten anderer Länder. Man 
kann hierfür Ziff'ern angeben. Die Ortssteuerbehörde in Stutt- 
gart hat die Beobachtung gemacht, da&s in diesem Orte allein 
eine Summe von zwanzig Millionen solcher österreichischer 
Wertlie pladrt ist, von welchen Oesterreich die Steuer in Ab- 
zug brugt^); unsere hiesigen Bankhäuser haben von den 
Schweizer Anldien binnen einiger Jahre viele lüllionen am 
Platz abgesetzt; die Gelddrculationsmittel des Landes betra- 
gen über sechzig Millionen; davon ist mehr als ein Drittel 
durch fremdes Papiergeld vertreten. Solchem Kapitahreichthum 
gegenüber besteht aber die Klage des Gewerbe- und Handäs- 
staiides über Creditlosigkeit und Mangel an genügenden Ka- 
pitalien notorisch fort; der Personalcredit sieht sich völlig 
dem Zufall preisgegeben; er bewegt sich in den schwerfällig- 
sten Formen; im Ausland ist kein Württembergischer Han- 
delsplatz als Wechselplatz anerkannt; unsere besten Handels- 
creditpapi^e unterliegen daher ungünstigeren Bedingungen 
als jene von Ländern, denen wur sonst an Umfang der Han* 
dßlär und Gewerbethätigkeit, an Solidität und Credit vorao- 
stehen. Die Gründung neuer gewerblicher Etablissements . • 
stOsst auf Abneigung des Kapitals, die bestehendem Geschäfte 
wissen ein vermehrtes Kapitalbedfiifniss oft gar nicht, oft nur 
mit verhftltnissmässig grossen Opfsm zu befriedigen. Und zu 
allem dem kommen die Anforderungen der neuen intensiveren 
Concurrenz, welche durch die jüngsten Handelsverträge ge- 
schaffen worden ist. Die wirthschaftliche Lage des Landes 



1) Vgl. auch JahresbericLt der H. u. Q..K. in WOrttWüb. fBr dM Jahr 
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ist abnonn: auf der einen Seite grosser Kapitalreichthum, auf 
der anderen Seite Mangel an Kapital zar eigenen Production, 
Greditersehwening und YöUtge Unbeholfenheit im Creditver- 
kehr, auf der einen Seite anerkannte Solidität und GreditlShig- 
keit des Landes, im Ganzen und in seinen dnzelnen Geschafts- 
elementen, auf der anderen Seite Missachtung und Hintan* 
Setzung seiner Handelscreditpapiere, ja selbst seines Staats- 
papiergeldes im Auslande; auf der einen Seite alle Vorbe- 
dingungen wirthschaftlichen Aufschwunges, auf der anderen 
Seite selbst geschaffne, aus der eigenen ünthätigkeit und 
Energielosigkeit hervorgehende Hemmnisse und Lähmungen 
der Entwicklung, endlich auf der einen Seite grosse Aengst- 
lichkcit und Sorgfalt in der soliden Anlage flüssig gemach- 
ter Kapitalien, auf der anderen unbegreifliche Vertrauensse- 
ligkeit in die ausländischen Börsenwerthe und Anarchie im 
Geldwesen.^ Die Eingabe des provisorischen Gomites wendet 
sich sodann zu der Grundursache dieser Erscheinungen, dem 
Mangel einer rationellen Oreditorganisation in Württemberg. 
„Fflr den Hypothekarcredit, der in früheren Stadien der wirth- 
schaftlichen Entwicklung des Landes die Hauptsache war, ist 
alleidings Manches geschehen, für die Organisation des Mobi- 
liarcredits aber kaum ein Anfang gemacht. Der Mobiliarcre- 
dit aber bedarf erfahrungsmässig noch viel mehr als der Bo- 
dencredit einer einheitlichen Organisation. Der Einzelne ist 
nicht in der Lage ihn befriedigen zu können, weil ihm die 
erforderlichen Geldmittel und das nöthige Material zur Beur- 
theilung der Creditwürdigkeit nicht zu Gebote stehen. Es 
bedarf hier eines Vereinigungs- und Mittelpunktes. Es sind 
aOgerndn ans dem dringendsten BedOrfniss des erweiterten 
Verkehrs auch bei uns Priyatgeschftfte in bedeutender Anzahl 
entstanden, welche das Mögliche leisten, aber es fehlt ihnen 
im Lande selbst der nöthige Rückhalt, welchen sie desshaib 
im Auslände suchen mOssen^). Ausserdem liegt es in der 
Natur der Sache, dass solchen Privatgeschäften die Attraction 
des kleinen Kapitals, zumal nach den gemachten traurigen 
Erfahrungen nur in geringerem Masse eigen sein kann. Sie 



1) S. Ausfuhr Uli <;en desselben Inhalts ia d«ll Jalmsber. dar EtofÜBgMr 
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genügen deshalb den beutigen Anforderungen des Verkehrs 
entschieden nicht, was sie selbst offen und rückhaltlos aner- 
kennen. Durch diesen Mangel einer rationellen Organisation 
des Handelacredits erklären sieh aber die eben geschilderten 
Zustände ohne Schwierigkeit Weil wir nicht dafür gesorgt 
haben, Vertrauen erweckende Institute zu grOnden, welche das 
zerstreute Kapital an äch zu ziehen vermochten, hat sich das 
Kapital auf alle möglichen Abwege verirrt fehlen die erfor- 
derlichen Mittel, um Industrie und Handel wirksam zu unter- 
stützen, die vorhandenen Betriebskräfte zu verwerthen , die 
Production zu fordern, und dadurch den nationalen lieichthum 
zu vermehren. Aus demselben Grunde sind wir ausländischen 
Geldmittelpunkten tributär geblieben, lassen uns von ihnen 
gleichzeitig ausbeuten und niisshandeln und je mehr wir ihrer 
bedürfen, desto mehr geht ihr Bestreben dahin, uns in Ab- 
hängigkeit und Unmündigkeit zu erhalten. Daher denn die 
weitere so nachtheilige Erscheinung, dass unsere Handelsplätze 
nirgends als Wechselplätze anerkannt werden, und dass unser 
Geldwesen in so unendliche Vemrrung gmthen ist, eine Er^ 
scheinung, welche Ursache und Wirkung zugleich in sich fasst 
Man kann auch nicht behaupten, dass wir, indem wir auf die 
Vortheile der modernen Greditwirthschaft verzichtet haben, 
damit zugleich die Kachtheile derselben von uns fem gehalten 
hätten. . Vielmehr ist das gerade Gegentheil Thatsache ge- 
worden. . Unser Metallgeld ist, um nur einige schlagende Bei- 
spiele anzuführen, aus dem Verkehr gedrängt worden und wird 
täglich mehr verdrängt, obgleich wir wenig Papiergeld und 
keine Noten emittirt haben. Das Metall ist aber nicht in den 
KeUem unserer eigenen Bank verwahrt, sondern ins Ausland 
gewandert. Damit correspondirend sind wir mit Papiergeld 
und Banknoten aus aller Herren Länder ttberschwemmt. Keine 
der uns benfitzenden Banken hat es aber auch nur der Mfihe 
Werth erachtet, bei uns eine Baareinldsungskasse zu etabliren. 
Es ist sogar bereits so weit gekommen, dass wir den Parioours 
der bei uns umlaufenden Glddsurrogate nicht einmal mehr auf- 

1) Vgl. Jahrbücher der Stuttgarter Handelskammer f&r das Jahr 1859 
(Jfthresber. der H. u. Q. K. in Württemb. für 1859, S. 48, 59, 158/169) und 
die interessanten allgemeinen Bomeikungcn Uber den Geld- and Effectenmarkt 
im Jahre 1865 in dem Jahresber. der W. U. a. G. K. f. 1865, S. 181 %de. 
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recht erhalten können . . anderseits haben wir uns ebensowenig 
vor der Ueberfluthung mit allen Gattungen von Börsenwerthen, 
oft höchst zweifelhafter Quslit&t, geschfltzt noch schlitzen kön- 
nen. Ueberhaupt steht es nicht in unserer Macht, gegen den 
allgememen Strom der Zeit zu schwimmen. Man mag thun 
oder unterlassen, was man will: so gewiss die Oeldwirthschaft 
der Neuzeit die Naturalwirtbschaft des Mittelalters verdrängt 
hat, ebenso gewiss wird die Creditwirthschaft der Zukunft die 
Oeldwirthschaft ersetzen . . Dass der Uebergang mit gewissen 
Gefahren begleitet sein wird, wollen wir nicht bestreiten. Weit 
grösser aber ist die Gefahr und ganz sicher der Schaden, wenn 
wir uns in der wirthschaftlichen Entwicklung von allen Seiten 
überflügeln lassen, wenn wir das, was unsere eigene Aufgabe 
wäre, Fremden überlassen und so der Ausbeutung, dem Still- 
stand und gar dem alsdann nothwendig folgenden BOckachritt 
verfallen. Die Eingabe wendet sich sodann zu dem Hdlmit- 
tel der umfossenden Organisation des Personalcredits. „Die 
Form der gedachten Greditorganisition ist fiberall die Gesell- 
sdiaftsbank.^* — Damit schliesst die Ausführung über die Frage, 
ob für Wfirttemhefg die Gründung eines Bankinstituts Bedürf- 
niss sei? 

Die Eingabe beantwortet nun die zweite Frage: ob jenes 
Bedürfniss gerade eine Notenbank erheische? „Es wird sich 
bei Erörterung dieser Frage insbesondere darum handeln, ob 
die Zwecke, welche bei uns ein grösseres Mobiliarcreditinsi tut 
erfüllen soll, in demselben Masse durch eine Nichtzettelbank 
oder durch andere Einrichtungen erreicht werden können, wie 
durch eine Notenbank. Diese Zwecke sind in grossen Um- 
rissen: Sammlung der vereinzelten und zerstreuten Kapital- 
krAfte, namentlich auch jener, welche leicht einer Verirrung 
ausgesetzt sind, Nutzbarmachung derselben überhaupt und 
insbesondere im Interesse der einheimischen Industrie, Güter- 
production und des Handels, Verhinderung der in der An- 
nahme fremder Geldsurrogate liegenden Kapitalverschleude- 
rung an das Ausland, thuulichste Regelung unseres Geld- 
wesens, Befestigung des Handelscredits im Innern und nach 
Aussen, Herbeiführung eines rationellen und soliden Credit- 
verkehrs nach dem Muster hochentwickelter Industrieländer, 
Anbahnung und Befestigung der Unabhängigkeit unseres Han- 
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(lels und der Wechsclplätzc Ton der Willkür ausländischer 
Geidmittelpunkte. Es steht nun zunächst fest, dass man da, 
wo die Greditwirthschaft noch in keiner hohen Entwicklung 
stand, wo man erst anfing, sie ins Leben einzuführen, wie 
ea in Württemberg der Fall ist, mit der GrQndang einer No- 
tenbank begonnen hat; erst später entstanden dann fOr andere 
Zwecke als die der Zettelbanken z. B. directe Unterstützung 
industrieller Unternehmungen neben den Notenbanken soge- 
nannte Crcditanstalten ... Da, wo der Creditverkehr einen 
grösseren Umfang angenommen , wo er sich dem wissenschaft- 
lichen Ideal der Umsatzvermittlung ohne Metallgeld nähert, 
wie namentlich in England, tritt unverkennbar die Tendenz 
hervor, die Banknote als eine bereits überholte Creditform 
durch Check und durch einfache Abrechnung zu beseitigen. 
Dort wächst dann auch die Notenemission nicht mit der Ans- 
dehnung des Verkehrs, sondern sie bleibt stationär oder geht 
gar zurflck. Banken ohne Notenemission haben da ein weites 
und lohnendes Feld ihrer Thätigkeit und machen entschieden 
bessere Geschäfte als die Zettelbanken mit ihren statutarischen 
Beschränkungen. Da aber, wo jene Vonrassetznngen nicht 
zutreffen, insbesondere in Deutschland und Oesterreich , sehen 
wir die Kehrseite des Bildes. Man hat hier entgegen dem 
allgemeinen Gesetz der naturgemässen Entwicklung credit mo- 
biliers im Grossen und Kleinen, thcils vor, theils neben den 
Zettelbanken gegründet, ehe der Creditverkehr die erwähnte 
Stufe der Vollkommenheit erreicht hatte und die Folge war, 
dass alle diese Institute mehr oder weniger in ein Siechthum 
und auf Abwege geriethen . . Anstatt Träger und Säule des 
Gredits zu sein, haben sie denselben vielfach imteigraben. 
Die Zettelbanken hingegen, so wenig manche derselben in 
Deatschlaod nach den Anforderungen der Wissenschaft con- 
stndrt waren, sind doch yerhältnissmäasig in besserer Position 
geblieben/* Ans diesen allgemeinen Sätzen wird in der Ein- 
gabe die Nutzanwendung für Württemberg gezogen und zwar 
gegen eine Creditbank, zu Gunsten einer Zettelbank Dann 
wendet man sich gegen den Vorschlag der Vermehrung des 

l) 8. ttbiigwis Jahreabw. dar Stattgtfter HmdalilumMncr für dM Jahr 
1864 (in den Jahrcsber. der IT.- u. G.-K. in Wiirttemb. f. 1864, S. 42 fgde.), 
und ferner die Ansichten der UeUbronner HandelskAmmer, 1» o. S. 71. 
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Staatspapiergelds anstatt der Gründung einer Zettelbank. Man 
führt aus, dass die Furcht vor einer Vertheuerung der Le- 
beosmittel und Waarenpreise durch vermehrte Notenausgabe 
eine unbegründete ist, dass aber eine Zuvielausgabe von Pa- 
piergeld als wirkliche Vermehrung der gesetzfichen Zahlungs- 
mittel wohl jene Folge haben könne, femer, dass die Koten- 
emission an sich keine grösseren Gefahren mit sich fahrt, als 
die Papiergeldemission, während die angeblichen Yorthdle der 
Papiergeldemission nicht so gross seien, „üebrigens stehen 
wir gar nicht vor der Initiative, ob Banknoten oder keine, 
ob Banknoten oder Staatspapiergcld , vielmehr ist die Frage 
thatsachlich so gestellt : ob eigne Noten oder fremde ? Selbst 
wenn der Staat soviel neues Papiergeld creiren würde als bei 
uns fremde Noten umlaufen , so würden dadurch die letzteren 
doch nicht aus unserem Verkehr gedrängt und uns unser Me- 
tallgeld wieder zurückgegeben, weil der Staat trotz Ueberfluss 
an Geldmitteln, unserem Gewerbe- und Handelsstand keine 
Dariehen gibt, keine Wechsel übernimmt, daher kerne Gredit- 
Bttttze bietet Nach wie vor müssten daher unsere Bankiers 
und grossen Fhrmen ihren Rückhalt an den ausländischen 
Greditinstituten suchen, nach wie vor würden sie dorthin 
Wechsel ziehen und verkaufen, Credite in laufender Rechnung 
und Darlehen mit oder ohne Deckung nehmen und nach wie 
vor würden durch diese Negociationen , welche nicht in Me- 
tallgeld, sondern in Banknoten ihre Ausgleichung finden, die 
fremden Geldsurrogate nach Württemberg strömen." Dagegen 
wird es einer Württembergischen soliden Notenbank nach und 
nach gelingen, die fremden Geldsurrogate zu verdrängen und 
das ausgewanderte Metallgeld wieder ins Land zu schaffen. . . 
In dem Gesuch wird betont, dass als Vorbild für die Aus- 
arbeitung der Statuten diejenigen längst erprobter Insütute, 
insbesondere der Frankfurter Bank dienten, ferner aber, „so- 
fern in dem benachbarten Baden die in Betracht kommenden 
thatsäch liehen Voraussetzungen mit hierländischen zum grossen 
Theil überciiistinimen, insbesondere auch die Bestimmungen 
desjenigen Statuts, welches im Lauf des vertiossenen Jahres 
im Grossherzogtluim Baden von einer daselbst als Bewerberin 
aufgetretenen Gesellschaft ausgegeben, von der Eegierung ge- 
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prüft, von der Landesvertretang empfohlen und begutachtet 
war." 

Das provisorische Gomitd liess am 26. Juni 1865 auch 
der Stuttgarter Handels- und Gewerbekammer den gedruckten 
Statutenentworf mit Motiven zugehen und erbat sich am 
22. Juli 1866 ein Urtheil über die Statuten Verbesaerang 
etwaiger Bfängd und zur moralischen Unterstatzung in ver- 
schiedenen Kreisen.*' Am 18. September 1865 fand die 6e- 
neralversammlung des WOrttembergischen Handelsvereins zu 
Reutlingen statt In einer vortre£Flidien Bede entwickelte 
Fetzer die massgebenden auch in den Motiven für den Ent^ 
warf niedergelegten Anschauungen. — S. Protok. der General- 
versammlung S. 11—19 und die in der Hallbergischen Druckerei 
unter dem Titel „Die Baiikfrage in Württemberg" erschienene 
Schrift. — Die Versammlung, welche aus 80 Repräsentanten 
des Württembergischeu Handels und der grösseren Industrie 
und 851 Mitgliedern des Württembergischen Handels- und 
Gewerbestandes sich zusammensetzte, beauftragte den Aus- 
schuss des Württembergischen Handelsvereins bei der Staats- 
regierang die GoncessioniraDg einer Württembergischeu Bank 
mit Notenausgabe auf Grand der von dem betrefieuden C!omite 
eingereichten Statuten zu befürworten. Die Befürwortung bei 
dem Ministerium des Innera erfolgte am 16. Oktober 1865. 

Die Oentralstelle für Handel und Gewerbe erstattete über 
das Concessionsgesuch ihren Bericht an das Ministerium am 
18. September 18G5. Im Allgemeinen sprach sich die Mehr- 
heit des Coliegiums dahin aus, dass für Württemberg das 
Bedürfniss eines Gesetzes vorhege, welches allgemeine Bank- 
freiheit gebe, welches also Jedem gestatte, irgend eine Bank, 
also auch eine Notenbank zu gründen. In Ermanglung eines 
solchen Bankgesetzes erscftiien es aber der grossen Mehrzahl 
des Coliegiums wünschenswerth , dass einstweilen von der 
Staatsregierung die nachgesuchte Conceasion zur Errichtung 
einer Notenbank, ertheilt werde. Zwd GoUegialmitglieder ge- 
ben Separatvoten ab: Pfleiderer wollte absolute Bankfreiheit 
und wünschte^ dass man die Errichtung jeder Notenbank so 
lange verschiebe, bis die Bankfreiheit gesetzlich statuirt m. 
Goppelt wollte die Zahl der Zettelbanken nicht auch noch 
vermehrt haben, so lange nicht in Deutschland Fürsorge da- 
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für getroffen wäre, dass die ausgegebenen Zettel durch bei 
den Staatskassen deponirte leicht flüssig zu machende Werthe 
garantirt seien, ungefähr wie solches in neuerer Zeit bei den 
meisten nordamerikanischen Banken stattfinde , wo der Staat 
die Notenfabrikation besorge und jeder Bank nur in dem- 
jenigen Betrag Koten Terabfolge, in welchem sie Staatspapiere 
deponirt habe. 

In einem weiteren Bericht vom 15. December 1865 be- 
antragte die CentralsteUe, dass man in das Gesetz keine Be- 
stimmungen Aber die Bedingungen der Notenausgabe und Uber 
eine bestimmte Art der Deckung der Noten durch Baarbestände 

oder sonstige Werthe aufnehme, vielmehr sich mit der Vor- 
schrift begnüge, dass nähere Bestimmungen hierüber in den 
Gesellschaftsvertrag aufzunehmen seien. Die Centraistelle hatte 
nämlich neuerdings die Ueberzeugung gewonnen, dass eine 
hypothekarische Sicherheit die Solidität der Bank am Ehesten 
bekunden werde ; dadurdi war die Vorschrift einer bestimmten 
Art von Notendeckung und namentlich diejenige Art ausge- 
schlossen, für welche die Gentralstelle sich früher ausgespro- 
chen hatte. Nach Ansicht der GentralsteUe sdlte die Hypo- 
thekendeckung den Yortheil gewähren, dass sie gerichtlich 
constatirt wird und dadurch eine eingehende sonstige Gontrole, 
„die überhaupt fast unmöglich ist^ vermieden wird. Mit ihr 
erhalte man die richtige Grundlage für das von ihr erstrebte 
freie Banksystem, welches die Schottischen Banken vor allen 
anderen auszeichne und in Zeiten von Krisen vor Misscredit 
und Casscnstürmen schütze. Mit der Hypothekendeckung be- 
seitige man endlich Vorwürfe gegen die anscheinend fehlende 
Garantie für die Solidität der Bank und breche allen Angrif- 
fen die Spitze ab. 

Durch Erlass vom 3. November 1865 wurde das proviso- 
rische Comitö seitens der Gentralstelle für Handel und Gewerbe 
aufgefordert, nfihere Nachweise über die Frage beizubringen, 
inwieweit einö Zettelbank für Württemberg als ein BedOrfiiisB 
des Landes und insbesondere des Gewerbestandes ersdidne 
und es wurde aufgegeben, diesen Nachweis für alle einzelnen 
Zwecke, welchen die projectirte Notenbank dienen solle, mög- 
lichst in ZiÜeni zu liefern. Dem entsprach das Comit6 durch 
die Antwort vom 29. Januar 1866. 
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1. Man wcndoto sicli zunächst zur IJoantwortung der 
Frage: inwieweit bestellen für die von der projectirten Noten- 
bank erstrebten Zwecke bereits Einrichtungen von Privaten 
oder Gesellschaften V Das Comite constatirte, dass man in 
Württembeig weder Privatgesdiäfte noch Institute besitze, 
welche sämmtliche oder auch nur eine Mehrheit der Functio- 
nen einer Bank, vielweniger einer Notenbank, in sich derart 
vereinigten, dass sie selbständig und ans eigenen Erftften äne 
ausreichende Greditstatze des Handels- und Gewerbestandes 
bilden könnten. Man hat allerdings einzehie Bankgeschfifte 
und Gresellschaften und sonstige Oreditinstitnte, welche ein- 
zelne jener Functionen ausüben , man hat zunächst Privatbank- 
geschäftc, c. 20 in Stuttgart, und einige in den Provinzstädten. 
Hervorragend ist darunter die K. Hofbank. Ihre bevorzugte 
Stellung bringt es mit sich, dass ihr relativ grosse und wohl- 
feile Geldmittel zur Erfüllung ihrer Zwecke zufliessen, wie 
z. B. eine Masse von Depositen. Aber selbst die ganz be- 
vorzugte Stellung dieses Privatgeschäfts genügt nicht, um ihr 
die umfassenden Mittel zur ausreichenden Greditgewährung 
an den Gewerbe- und Hand^tand eines ganzen Landes zu 
versdiaffen und ein solches Privatbankgeschfift kann seine Mit- 
tel nicht immer und nicht ausschliesslich dem gemeinnfltzigen 
Zweck der Unterstatzung von Gewerbe und Handel widmen. 
Die Hofbank selbst bedarf des Rflckhalts an einer grösseren 
Geldmacht und sie lehnt sich desshalb an Frankfurter Geld- 
grössen an. Was die Geschäftsbranchen der Hofbauk betritft, 
so bestehen solche im Einkauf und Verkauf und in der Dis- 
contirung von Wechseln auf den hiesigen und auf auswärtige 
Plätze, dem Einkauf und Verkauf von Werthpapieren, meistens 
in Commission; in der Gewährung von Lombarddarlehen und 
von Crediten in laufender Bechnung; in der Annahme von 
Depositen und Girogeldem gegen Ausstellung von sogenannten 
Banksicherheiten. Sie betheiligt sich auch zeitweise an der 
Contrahirung von Anleihen. Aber alle diese Zweige betreibt 
sie nur nach dem Masse der ihr dafür zu Gebote stehenden 
Mittel ZiffermäBsige Resultate liegen nicht vor. Die griSssere 
Mehrzahl der übrigen Bankgeschäfte verdient den Namen Ban- 
quiers nicht, sie sind nur Commissionäre. Die anderen aber 
betreiben gerade das Contocorrentgeschäft und Lombardge- 
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sctiäft sehr wenig, obwohl dies die wirksamste P'orni der Cre- 
ditgewähruDg im. Gewerbe imd Handel ist. Die meisten Bau- 
quiers betreiben nur die Effectenbranche. Die Gewährung von 
Darlehen auf Faustpfänder imd in laufender Bechnong erfor- 
dert 80 gvosse Fonds, die ausserdem auf ]ftngere Zeit inuno- 
Inlisirt werden, dass nur sehr reiche H&nser sich damit ab- 
geben kfionen, deren wir nur wenige haben. Das Escompte- 
geschäft wird dagegen allerdings von allen Privatbanquiers 
betrieben, aber doeh in der Hauptsache nur fiehufe yorOber- 
gehender Anlegung parater Mittel und ohne besondere Rück- 
sichtsnahme auf das inländische Bedürfniss , vielmehr lediglich 
nach Massgabe des jeweiligen Discontosatzes der inländischen 
oder ausländischen Börsenplätze. Was die Anziehung von 
müssig liegenden oder schlecht verwendeten Kapitalien behufs 
Befruchtung der inneren Wirthschaftsthätigkeit anlangt, so 
kann dieselbe den Privatbankgeschäften nicht genügen, einer- 
seits weil das Vertrauen fehlt und im Privatgeschfifte nicht , 
durch ö£tentliche Nachweise erworben werden kann, wie es 
auch andrerseits dem Privatbanquier nicht dienen kann, seine 
ganze Existenz von den Launen der Depositare abh&ngig zu 
machen. Grade darin liegt aber die Tomehmlichste Wirkung 
eines guten Greditsystems, dass die zersplitterten und in 
ihrer Zersplitterung wirthschaftlich nutzlosen oder doch in 
ihrer Wirksamkeit gelähmten Kapitalkräfte des Landes ge- 
sammelt und in die verschiedenen Kanäle der Volkswirth- 
schaft geleitet werden. Grade dieses Sammeln und Wieder- 
ausströmen der Kapitalien ist rationelle Creditorganisation. 
In Zifiem vermögen wir auch das eben Gesagte nicht auszu- 
drücken. Grade die Erfahnmgen der letztverlebten Monate 
mussten die Ueberzeugnng Von der Unzulänglichkeit unserer 
Einrichtungen aufdrängen. Es gab in der letzten Zeit Mo- 
nate, in welchen die ersten Ftrmoi am hiesigen Platz nut den 
unzweifelhaft sichersten Werthen nicht im Stande gewesen 
wären, nur 60,000 fl. baares Geld flfkssig zu mach^, selbst 
wenn sie sich zu einem SSnsfiisB von 5 «/o— 6 »/o verstanden 
hätten. Es gab sogar Monate, wo die allerbesten Weclisel 
um keinen Preis zu begeben waren. 

2. Neben imseren Privatbankgeschäften verschen einzelne 
Creditgesellschaiten gewisse Banlcfunctionen , aber keine ein- 
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zigc habüü wir, deren Bestimmung ausschliesslich oder auch 
nur vorzugsweise den Gewerben und dem Handel zugewendet 
wäre, vielmehr haben alle unsere Creditiiisütate die Pflege 
des Realcredits zu ihrer ersten Aufgabe gemacht. Württem- 
berg hat in dieser Bezidiung unter allen wirthschaftlich vor- 
geschrittenen Ländern den eigenthtlmlichsten Gang der Ent- 
wicklung. Schon die Entstehung und die Prosperit&t so yieler 
Handels- und Gewerbehankoi im Auslände liefern aber sicher- 
lieh ^en gewichtigen Beweis ihrer Notbwendigkeit 

Die weitere Frage, auf welche das provisorische Gomite 
antwortet, lautet: In welchem Umfang werden die bestehen- 
den Einrichtungen benutzt? Die Frage müsste umgekehrt 
lauten: inwieweit krmnen oder wollen unsere Creditanstjilten 
dem Gewerbe- und Handelsstand unter die Arme greifen? 
ebenso die Privatbankgeschäfte etc. „Die Württembergischen 
Greditanstalten und Sparkassen wenden von ihrem Gesammt- 
vermögen k 38 Millionen Gulden dem Grundbesitz über 37 
Millionen, den Gewerben und dem Handel aber nur circa 
900,000 Gulden 2u. Diese letztere Summe ergiebt sich aus 
der Zusammenstellung der Wechsel- und Lombardbestände 
des Greditvereins, der LebensversicheruDgs- und Erspaxniss- 
bank, des Eapitalistenyerems und der Bentenanstalt je am 
Anfang oder Schluss des Jahres. Rechnet man zu den 37 
Millionen fast das gesammte Kapitalvenuögen unserer Gre- 
meinden und Stiftungen, den Haupttheil des Ka])italvermögens 
der Privaten , Pflegschaften etc. , welches demselbim Zweck ge- 
widmet ist, so ergeben sich mindestens 50 — 60 Millionen cre- 
ditbereites Kapital für den Grundbesitz. Nimmt man dagegen 
zu den 900,000 Gulden das Kapital der Privatbankgeschäfte 
und von Privaten, soweit es dem Gewerbe und Handel zu- 
fliesst, so ergeben sich kaum 10 Millionen. Das YerhiÜtniss 
zwisehen dem Boden- und Uandelscreditkapital ist sonach 6 
oder 5 : 1. Nun weist aber die neueste Bevölkerungsstatistik 
nach, dass in Württemberg 51 der Bevölkerung von der 
Urproduotion, dagegen 41 ^Iq von Gewerben und Handel leben. 
Hier ist sonach das Verhftltniss 5 : 4. Halboffidell wurd die 
durchschnittliche Gesammtproduction unserer Landwirthschaft 
auf 12G,5 Millionen, 45,9 ^/^ des gesammten Volkseinkommens, 
die Production unserer Gewerbe nebst Handel auf 120 Miilio- 
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neu , 43^ ^/o der Volkseinküufte angeschlagen , was ein Ver- 
hältniss von 12 : 11 ergibt unserer Bevölkerung bringen 
moit 4B des gesammten Volkseinkommens auf nnd d^- 
selben ist nur der 6. oder ö. Thdl des sar Creditgewfihrung 
an Inifinder gesammelten Kapitals zur Disposition gestellt 
Noch mehr. Während Wflrttembeig seiner eignen Land- mid 
Forstwirthschaft, seinen Gewerben, seiner gesammten Industrie 
und sdnem Handel zusammen (nach Abgang dessen , was yon 
dem Boden creditkapital etwa das Ausland geniesst) ungefähr 
60 Millionen anleiht, hat es dem Auslande in den letzten 
Jahrzehnten nicht weniger als c. 100 Millionen geborgt. Rech- 
net man Beides zusammen, so existirt in unserem Lande 
160 Millionen flüssiges Kapital und davon gemessen Gewerbe 
und Handel den 16. Theil. 

Es ist Thatsache, dass unsere Industrie in letzter Zeit, 
nachdem die Frankfurter Bank die Grenze in der Kotenaus- 
gabe erreicht und daher ihre Greditgewfihmngen zeitweise 
beschränkt, ja emgestellt hatte, Wechseldisoontirungen oder 
Yerk&ufe von bedeutendem Betrag in Wfirttembecg ein&ch 
unmögliGh waren. Es ist Thatsache, dass man die besten Ef- 
fecten weder verkaufen noch belehnen konnte, dass unsere 
Grossindustriellen den laufenden Credit in genügender Höhe 
gar nicht oder nur in vereinzelten lallen zu erlangen wissen. 
Gegen Verpfändung von Waaren kann man nur zu den höch- 
sten Wucherzinsen und nur im allerkleinsten Umfang Vor- 
schüsse erhalten." ^) 

Das Ministerium des Innern stellte unter dem 10. März 
1866 an den Eji^uig das Anbringen, das Gesuch des proviso- 
rischen Comites einer Württembergischen Notenbank zur Zeit 
abzuweisen unter Bezugnahme darauf, dass die Yortheiie, 
wdche das Gomite von einer Notenbank erwarte, voraussicht- 
lich auch durch die in der Grttndung begriffoie Yereinsbank 
wenigstens theilweise werde erlangt werden und darum erst 
in der Zukunft sieh werde eikennen hissen, inwieweit gleich- 
wohl eine Notenbank erforderlich sei, dass bei dem Anfangs- 
zustand der Entwicklung des Mobiliarcreditgeschäfts in Würt- 
temberg die gleichzeitige Gründung zweier, mannigfach con- 

1) S. auch in den Ber. der Wiirtt. 11. u. G.K. für 1865 den Rer. der 

Stattg. BJL., a, 16, 17 , d«r AeaUin«« ÜJL.» 25, d«r ülmer Ü. 9». 
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currirender Bankinstitute auf die Kutwickluii^ Ixüder nacbtheilig 
einwirken müsste und dass endlich, insbesondere bei der da- 
maligen ungenügenden Entwicklung des Wechselverkehrs im 
Lande eine Notenbank, welche ins Leben trete, che sie den 
die Bedingimg ihrer regen Thätigkeit bildenden Vorrath an 
sicheren Wechseln eilangen konnte, leicht in falsche Bahnen 
gedrfingt verde. Dieser Berieht wurde am 14 Mftrz dem Ge- 
heimerath QberwieseD. 

Am 2. Jnni 1866 interpellirte Wächter in der Sammer, 
betreffend die Ertheihmg einer Gonoession emer Wilrttember- 
gischen Notenbank. Die Regierung antwortete unter kurzer 
Auseinandersetzung der Sachlage, mit dem Zusatz „es dürfte 
rathsam sein, die bestehende Krisis vorübergehen zu lassen 
und die Erfahrungen, die sich während derselben im Bank- 
wesen ergeben werden, zu einer umsichtigen Prüfung der Frage 
zu benutzen«^^ 

§. 12. Das Seyboldsche Bankproject 1865 (14. Februar 

bis 2. Juni). 

Während das »im Yorigen Paragraphen erörterte GtoaDch 
anhängig war, hatte der Generalccnsul y. Seyfaold (unter dem 
14 Febroar 1865) durch eine an das Ministerium des Innern 
gerichtete Eingabe sein Gesndi Yom Jahre 1854 wieder auf- 
genommen. 

In Folge hiervon forderte die Centralstelle von den Ge- 
werbe- und Handelskammern wieder Gutachten, „weil bei dem 
seit der Uebergabe des ersten Gesuches ab gelaufen eii Zeitraum 
die früheren Gutachten nicht ohne Weiteres der zu fassenden 
EntSchliessung zu Grunde gelegt werden können.^^ — Acten 
der Stuttg. H. und G.K. 1865. — 

Am 17. Mai 1865 berichtete die Gentraistelle an das Mi- 
nisterium des Innern, nadidem die Gutachten der Handels- 
and Gewerbekammer lüber das Seyboldsche Statut eingelaufen 
waren. Als Grundlage hielt sie an dem Bericht vom 12. April 
1854 nebst Beilage fest, sowie an dem die bezüglichen Aeusse- 
rungen der Handels- und Gewerbekammer erläuternden Vor- 
trag vom 16. Januar 1856: Sie constatirt zunächst: „Das 
Bedürfniss eines grösseren Creditinstituts, einer Bank, welche 
die imthätig aufgespeicherten kleineren Kapitalien an sich 
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ziehen, deren Verwendung in unfruchtbaren Untemebmungen 
beseitigen und dieselben dem vaterländischen Handels- und 
Gewerbebetrieb zofOhren solle, spricht sich in allen betheilig- 
ten Kreisen so entschieden ans, dass es im Tolkswirthschall- 
lichen Interesse geboten erschdnt, von Seiten der E. Staats^ 
rogiemng zu erwägen, in welcher Wdse diesem Bedürfhiss in 
ehier f&r das Landeswohl zuträglichsten Weise entsproehfin 
werden könne." 

Die Centralstelle erörtert sodann unter Zugrundelegung 
der Mittheilungen seitens der Handels- und Gewerbekammem 
das Seyboldsche Project in der Eigenschaft als Notenbank. 
Sie tritt der Ansicht entgegen , erstens , als könnte eine künf- 
tige Papiergeldausgabe dem Handel und Gewerbe das Bedürf- 
niss einer Notenausgabe durch eine Zcttclbank ersetzen, zweitens, 
auch der Ansicht, als ob Württemberg keinen Wirkungskreis 
für eine Notenbank abgebe, drittens, als ob durdi Noten der 
Preis der Lebensmittel erhöht, m. a. W. der Geldwerth herab- 
gedrflckt werde. „Was endlich die Frage betrifft, welches 
Aequivalent der Staat dafär zu fordern berechtigt ist, dass 
er einer Gesellschaft von Privaten gestattet, Noten auszugeben 
und dadurch eine nicht unbedeutende Summe von unverzins- 
lichen Werthzeichen zunächst im Interesse ihres eigenen Vor- 
theiles zu schaffen, so sind wir der Ansicht, dass diese No- 
tenausgabe nichts anderes ist, als eine Handelsoperation, 
welche je nach der Art des Betriebes dem Untcrnelinicr mehr 
oder weniger Gewinn bringt, wie jede andere Unternehmung 
auch, in deren Ertrag sich der Staat nur insoweit zu mischen 
Recht hat, als er dieselbe anderen Erträgnissen proportioneil 
besten^ Indem der Staat seine Angehörigen nicht hindert, 
in der lucrativsten Weise Gelder umzutrdben, kommt er nur 
seiner Hauptaufsabe nach, welche dahin geht, den Erwerb zu 
fördern; indem er aber insbesondere den Erwerb auf dem 
Wege der Gredithebung fördert, fördert er diese letztere selbst 
und hilft damit dem Credit würdiger Crcditbedürftiger auf, 
was gewiss eines seiner schönsten Probleme . . . ist. Indem 
die Banken durch das . . Recht der Notenausgabe in den Stand 
gesetzt werden, billiger zu tliscontiren , sind sie angetrieben, 
dem Handel und Gewerbe, welche bis jetzt von kleineren 
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Bankhäusern, theilweise vom Ausland abhängig waren, die 
noth wendige Unterstützung zu gewähren." — 

Der Bericht der Ceutralstelle wendet sich zur Organisa- 
tion der Bank. Er referirt, dass die Stuttgarter H. und G.K., 
und ähnlich die Kammern von Heilbronn, Ulm, Reutlingen in 
dem Seyboldschen Project nicht die Garantieen für eine solide 
Zettdbank finden , weil sie gleichzdtig eine Untecnehnrangs- 
bank sein solle. Die Gentnilstelle aber bleibt bei ihrai An- 
sichten der Jahre 1864, 1865, 1866, „dass eine nach dem 
Seyboldschen Entwurf eingerichtete Notenbank ycdkswirth- 
schafüich von grossen Nutzen sein würde/^ „Es ist unsere 
Ueberzeugung, dass der Vorwurf der Unsolidität, welcher dem 
Project gemacht wird, ein ungerechtfertigter ist und dass das 
Project mit einigen Modificationen auch jetzt noch zuzulassen 
ist." Zum Schluss des Berichtes wird bemerkt: Eines aber 
haben die Berathungen unwiderleglich cx)nstatirt, dass als das 
einzig richtige Vorangehen in Banksachen auch von den intel- 
ligenten Geschäftsmännern Württembergs nur die volle Bank- 
freiheit angesehen wird. Sie ist die nothwendige Consequenx 
der Gewerbefireiheit Sie w&re aber auch ohne diese fOr ans 
geboten, weil sie in Deutschland selbst bei prindpiellem Bank- 
monopol gegeben wäre durch die Vielzahl der deutschen Staaten 
und in Wflrttembeig insbesondere durch die Nachbarschalt 
der absolut bankii^en Schweiz. Hier kann es sich fOr Würt- 
temberg nur fragen, ob es durch Prohibirung der Zettelbanken 
fort und fort hinter anderen Ländern, selbst hinter Bayern, 
zurückbleiben oder ob es sich die Erfahrungen anderer Län- 
der, ob es sich die Ergebnisse der Wissenschaft, die klaren 
Darstellungen eines Michael Chevalier (Gewerbeblatt 1864, p. 
81, 297) zu Nutzen machen, ob seine llegierung einen Hebel 
für das materielle Wohl, die Gesittung und Zufriedenheit des 
Volkes benutzen will, mittelst dessen in anderen Ländern so 
Grosses erreicht wird? (£s folgt ein Hinweis auf die Beilage 
zu dem Bericht der Gentralstelle vom 12. April 1854). Wel- 
chen ungeheueren Nutzen hätte in diesen mittlerweile abgelau- 
fenen zehn Jahren dn musterhaftes Greditmstitut dem Lande 
stiften, zu welcher Ausdehnung hätte es mittlerweile gelangen 
können und um wie vieles höher hätte es inmitten eines in 
Stuttgart centralisirten süddeutschen Handels die Bedeutung 
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des Landes selbst in den Augen der andcron Liinder gehoben. 
Grade mittelst der so sehr angefochtenen Creditbank wäre es 
der Regierung durch leichte Subvention möglich gewesen, die 
wichtigsten Erwerbsfragen, wie z. B. die Herstellung muster- 
hafter Wasserbenutzung durch gemeinschaftliche Wässenings- 
und Gewerbskan&le, die Erbauung grosser Messlocalitfttra, die 
Herstellung von Zweigbahnen durch Städte, welche die Staats- 
bahnen nicht berühren kOnnen, die Verschftßui^ grosser Stem- 
kohlendepots, die Errichtung von Miethwerkstfttten mit Dampf- 
kraft u. dergl. m., in der befriedigendsten Weise zu lasen, 
ohne sich mit der Ausführung selbst befassen zu müssen. 

Auf den Bericht der Contralstelle folgt am 2. Juni 1865 
der Bescheid: dass das Ministerium in Uebereinstimmung mit 
der Ansicht der Handels- und Gewerbekammern zur Zeit nicht 
als Bedürfniss anerkennen kann, einer Bank, welche die Be- 
willigung von Darlehen auf Immobilien und die Hervorrufung 
industrieller Unternehmungen zum Zweck hat, mit dem Recht 
der Ausgabe von Banknoten auszustatten und deshalb das 
Bankproject des Generalconsuls v. Seybold, welches unter An- 
derem wesentlich hierauf gerichtet ist, so wie es vorliegt, zur 
Erledigung nicht zu empfehlen vermag. 

$. 13. Die Bankfiage in den Jahzen 1S66, 1867. 

Der Deutsch-Oesterreichische Krieg hatte in der Er5r- 
terung der Bankfrage einen kurzen Stillstand veranlasst £s 
war die Annexion von Frankfurt erfolgt. In einer Auseinan- 
dersetzung aus dem Ministerium des Innern an den Geheimen- 

rath vom 24. Aug. 1866 wurde darauf hingewiesen, dass nun- 
mehr die Emancipation Württembergs von dem preussisch ge- 
wordenen Geldplatz Frankfurt durch die Coücessiouirung so- 
wohl der Vereinsbank wie auch der Notenbank wünschens- 
werth erscheine und insbesondere sei unabhängig von der Con- 
cessionirung einer Vereinsbank die Geneigtheit der Kegieruug 
zur Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs für die Gründung einer 
Notenbank auszusprechen. 

Am 27. Januar 1867 wurde dem Mimster des Lmem sei- 
tens des Geheimen Gabinets der Auftrag des Königs mitge- 
theilt, die Erledigung der Bankfrage zu fördern und tiher eine 
an den König gerichtete Denkschrift des Kaufinanns Auberlin 



Digitized by Google 



80 



Ente AbthttUuf . 



in Stuttgart sich zu äussern. Der Bericht erfolgte am 1. 
Februar 1867. Er enthielt eine Darlegung des seithcrijcen 
Ganges der Bankfrage und sprach sich für die Notenbank aus, 
er warnte vor dem Experiment der Bankfreiheit und schlieest 
mit der Bitte, der Kdnig wolle dem Geheimenrath die Be- 
schleunigung seiner in Bankangdegenheiten geforderten Gat- 
achten aufizutragen geruhen. 

Ehe der Gehdmerath sidi Aber die Antrfige des Ministers 
des Innern vom 10. März und dann vom 24. Aug. 1866 äussern 
konnte, stellte das Ministerium einen neuen Antrag. Es machte 
die Mittheiliing, in der Sachlage sei dadurch eine Aende- 
rung eingetreten, dass die Frankfurter Bank ein Gesuch wegen 
Errichtung einer Filiale eingereicht habe und dieses Gesuch 
darin eine Stütze finde, dass vertragsmässig ein Theil des 
neuesten Staatsanlehens in Frankfurter Banknoten eingezahlt 
werden könne. Femer erschien der Entwurf einer Verfassung 
des Norddeutschen Bundes, worin die allgemeinen Bestimmun- 
gen über das Bankwesen als Gegenstand Beaufsichtigung 
und der Gesetzgebung des Bundes bezdchnet waren. Das 
Ministerium wünschte nun eine nochmalige Prüfung der gan- 
zen Angelegenheit Auch das Ministerium der auswftrtigen 
Angelegenheiten sprach sich für eine Verschiebung der Be- 
rathung über die Notenbank aus. Der Geheimerath war mit 
dieser Verschiebung einverstanden. 

Am 24. Juni 1867 richtete das provisorische Gomite ein 
Erinnerungsschreiben an das Ministerium. 

Am 19. Juli 1867 theilte das Ministerium der auswärtigen 
Angelegenheiten dem Ministerium des Innern mit, dass, nach- 
dem die Erneuerung des Zollvereinsvertrags ihren Abschluss 
gefunden habe, hierin kein Grund zur weiteren Vertagung der 
Notenbankfrage gefunden werden könne und nun erging ein 
Monitoriom sdtens des Ministeriums des Innern an die Gen- 
tralstelle, damit dieselbe den in Aussicht gestellten Bericht 
über den Entwurf dnes Gesetzes, die Bankfreiheit betrefl^d, 
erstatte. 

Am 23. August 1867 richtete auch der Württembergische 
Ilandelsvcrein an das Ministerium wiederum iu der liaukfrage 
eine Bitte, des Inhalts: 

1. Dass, falls die Begierung der Kammer einen auf Bank- 
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frdheit abzielenden Gesetzentwurf Torzukgen beabsichtige, der- 
selbe wenigstens solche Bestimmungen enthalte, die es einem 
einheimischen Unternehmen ermöglichen, sich in die gleiche 
Lage mit der bereits bestehenden Concurrenz zu setzen und 
zwar dadurch, dass dem Württembergischen Unternehmen ein 
Vorsprung von mindestens einem Jahr gesichert werde und 

2. Dass auch ein Entwurf zur Concessionirung der Würt- 
tembergischen Notenbank ausgearbeitet werde, um denselben 
eventuell zur Vorlage bringen zu können. 

Am 27. November 1867 wendete sich der Ausschuss des 
Württembergischen Handelsvereins wegen Concessionirung einer 
Notenbanls direct an den König. 

Am 6. December 1867 erstattete die Gentralstdle unter 
Vorlage eines Gesetzentwürfe Aber die Grttndung yon Banlren 
ihren Bericht. Der Entwurf war von dem Ministerlalcomnds- 
sär, Oberregierungsrath von Bitzer im Benehmen mit dem Re- 
ferenten, Regierungsrath Holland, ausgearbeitet. Der verbes- 
serte Entwurf hatte folgenden wesentlichen Inhalt ; Die Grün- 
dung von Actiengesellschaften und Commanditgesellschaften 
auf Actien, welche Bank- und Crcditgeschäfte betreiben wollen, 
soll in Zukunft von einer Staatsgenehmigung nicht abhängig 
sein. Art. 1. Derartige Gesellschaften sollen unter folgenden 
Bedingungen befugt sein, auf den Inhaber lautende, jederzeit 
einlöfibare Schuldscheine — Banknoten — auszugeben. Art 2. 
Nftmüch die Aufgabe von Banknoten soll nur stattfinden, wenn 
das Grundkapital der Gesellschaft mmdestens eine Million Gul- 
den beträgt, von demselben 25 ^/o einbezahlt sind und wenn 
der eingezahlte Betrag die Summe von mindestens 500,000 
Gulden erreicht Art 3. Der Gegenwerth der im Umlauf be- 
findlichen Banknoten sowie der der Bank übergebenen jeder- 
zeit rückzahlbaren verzinslichen oder unverzinslichen fremden 
Gelder muss stets theils in baar oder in Gold oder in Silber- 
barren vorhanden sein, theils, insoweit deren Betrag nicht dem 
Gesammtbetrag der Noten und Depositen entspricht, durch 
Wechsel gedeckt sein, welche nicht auf längere Zeit als drei 
Monate ausgestellt und mit mindestens zwei guten Unterschrif- 
ten versehen sind. Art 6. Banken, welche einem fremden 
Staat angehören, bedfirfen zum Betrieb von Bank- und Gre- 
ditgeschftften in Württemberg durch eine Zweigniederlassung 
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oder ständige Agentur femerhui keiner staatlichen Genelimigang. 
Auch ist solchen Banlcen, welche in ihrer Heimat ausschliess- 
lich Bank- und Creditgeschäfte betreiben und daselbst zur Aus- 
gabe von Banknoten ermächtigt sind, die Ausgabe dieser No- 
ten in Württemberg durch eine Zweigniederlassung oder stän- 
dige Agentur unter denselben Bedingungen, welche für die ein- 
beimischen Institute gelten, gestattet. Art. 11. 

Der Entwurf fasst das Wesentliche der Baiikfreiheit dahin 
auf, dass die Nothwendigkeit eines besoiulcren Gesetzes für 
die Errichtung einer Notenbank und der Concession, sowie das 
Erforderniss der staatlichen Genehmigung für die übrigen Bau- 
ken wegfalle. Dami^ wären die Bestimmungen des Württem- 
bergischen Einführungsgesetzes zum Deutschen Handelsge- 
setzbuch Art. dö Abs. 1 und Abs. 4, ferner der Art SS 
aufgehoben und auch das dem Art. 6, Abs. 2 der Oewerbe- 
ordnung vom 12. Februar 1862 zu Grunde liegende Princip 
der Reciprodtät verlassen gewesen. S. Bericht der Central- 
stelle über den Entwurf. — Wir ersehen aus dem Bericht 
der Centraistelle, dass dem Princip der Bankfreiheit keineswegs 
alle Mitglieder der Ccntralstelle huldigten. Gegen das Princip 
sprachen sich aus: Dörtenbacli, welcher die Schädlichkeit zu 
vieler Banken behauptete, Staatsrath von Goppelt, welcher in 
der Theorie zwar mit Bankfreiheit sich einverstanden erklärte, 
es aber nicht gerathen fand, dass Württemberg, welches ein 
Theü eines grossen p<ditischeD Ganzen sei, in dieser Frage 
allein vorgehe, Generaleonsul von Seybold, der nur ein grosses 
Bankinstitut für zweckmässig hielt und der Elandelskammer- 
vorstand Sick, der Württemberg für ein eigenes Bankgesetz 
zu klein hielt und ein allgemeines Deutsches Bankgesetz wollte. 
Die Mehrheit des CSolleipums aber verwies auf die Schweiz 
und auch einzelne besonders hinzugezogene SachverslAndige 
sprachen sich für wirthschaftliche Freiheit in jeder Beziehung 
aus. Die überwiegende Mehrheit des Collegiums Hess sich von 
der Ueberzeugung leiten, dass ein rationelles Bankgesetz ganz 
aus denselben Principien abgeleitet werden müsse, auf welchen 
die Gewerbefreiheit und der freie Handel beruhe, dass insbe- 
sondere die Banknoten, um ihre richtige Stellung im Verkehrs- 
leben einzunehmra, des ganzen aus Staatsgenehmigung und 



Digitized by G 



Das Königreich Württemberg. 



83 



Staatscontrole erwachsenden Nimbus, der sie in den Augen 
des Publicunis dem Staatspapiergeld so nahe stellt, entkleidet 
und an die Stelle der Regierungsthätigkeit das "Wirken der 
freien Concurrenz, beziehungsweise die Selbstthätigkeit der 
betheiligten Interessen gesetzt werden müsse. 

Am 13. Deceraber 1867 erstattete der Minister des In- 
nern Bericht an den König, wonach eine Erledigung der Bank* 
frage auf dem derzeitigen Landtage nicht möglich, aber auch 
nicht nöthig sei. Er bestritt, dass in Folge der Gründung 
einer Notenbank billiges Kapital auch in schwierigen Zeiten 
ztt erlangen sei, und stellte den Antrag: es sei dm, Gesach 
des Ausschusses des Württembergischen HandelsYereins um 
GoncessionsertheilQng für eine Notenbank zur Zeit keine Folge 
zu geben. 

An demselben Tag fand in der zweiten Kammer seitens 
der Abgeordneten Reibel und Streich eine Interpellation in der 
Bankfrage statt. Sie richteten an den Minister des Innern 
die Frage, ob und bejahenden Falles wann die Staatsregierung 
eine dem erwähnten Concessiousgesuch entsprechende Gese- 
tzesvorlage den Ständen zu machen beabsichtige? Die Be- 
antwortung der Interpellation erfolgte am 7. Januar 1868« 
In der Antwort wurde insbesondere darauf hingewiesen, dass 
die Gründung einer Notenbank nicht definüi? abgelehnt 
sei, es aber gerathen erscheine, bei der in Aussicht sn ndi^* 
menden Regelung des Bankwesens für Norddeutacfahuid, in 
Wttrttembeig nicht einseitig Torzugehoi und vor dem Eriäss 
dnes Specialgesetzes die Ausarbeitung eines allgemeinen Bank- 
gesetzes den Vorzug verdiene. 

8. 14. Die Bankfrage 1868, 1869. 

Der auf dem Princip der Baukfreiheit ruhende Entwurf 
der Gentralstelle wurde den Handels- und Gewerbekammern 
des Landes zur Einsichtsnahme und Begutachtung zugestellt. 
In dem hierauf bezüglichen Circular der Centralstelle vom 
18. September 1868 wurde betont, das Ministerium wünsche 
insbesondere auch die ErSrtfflrung der Vfttgd^ „ob die betref- 
fende Kammer gegen die Rinfflhnmg der Toxgesdilageiien, tod 
den Eisiichtungen in den übrigen deutsdien Staaten sehr we- 
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sentlich abweichenden Grundsätzen in Württemberg ohne vor- 
herige Verstäüeligung mit letzteren kein Bedenken hege und 
ob . . nicht zu befürchten wäre, dass ein einseitiger Ueber- 
gang zur Bankfreiheit in Württemberg bei der Lage und den 
Verkehrsverliäitmsseu des Landes Massrcgeln anderer Regie- 
rungen gegen das Zuströmen von Banknoten solcher Anstalten, 
weiche sich auf der Grundlage der Bankfreiheit bilden wür- 
den, herbeiführen und dadurch zu grossen Verlegenheiten im 
Lande Anlass geben könnte, so dass selbst die Wiederanfhe- 
bung des Gesetzes in Frage konunen könnte.** 

Das Gutachten der Stuttgarter Handels^ und Gtewerbe- 
kammer vom 21. November 1868 gelangte zu dem Resultat, 
dass sich von der Emanirung des Gesetzes für Württemberg 
allein eine gedeihliche Wirksamkeit wegen der Kleinheit des 
Landes kaum erwarten lasse. Dagegen glaubte die Kammer 
diese Gelegenheit nicht vorübergehen lassen zu dürfen, um auf 
die früheren der K. Regierung wiederholt vorgetragenen Wünsche 
zurückzukommen, dieselbe möge bei den zollverbündeten Be- 
gienmgen auf das Kräftigste dahin wirken, dass einmal ernst- 
liche Verhandlungen eröffiiet und Verdnbarungen getn^en wer- 
den, um die von der ganzen deutschen Geschftftswelt heissersehnte 
Regelung des Münz- und Bankwesens zu einem erwünschten 
Ziel zu l&hien, dass aber, da bis zur Eneidiung dieses TSa- 
les und der Erlassung eines den ganzen Zollverein umfassen- 
den Gesetzes über Bankfreiheit immerhin noch eine geraume 
Zeit verstreichen dürfte, das der Regierung schon vor vielen 
Monaten vorgelegte, von der Handelskammer und dem Würt- 
tembergischen Handelsverein befürwortete Gesuch um Errich- 
timg einer Notenbank, welche ein Monopol nicht beanspruche, 
seine endliche Erledigung finden möchte. — Während die 
Handels- und Grewerbekammem Ulm, Rottweil sich für den 
Entwurf erklärten, sprachen sich ausser der Kammer in Stutt- 
gart auch die Kammern Heilbronn, Reutlingen, Calw und 
Hei d enh e im, Ravensburg gegen den einseitigen ü^bergang zur 
• Bankfreiheit aus. 

Die Arbeiten des Ministeriums des Innern fuiden auf 
Grund des gewonnenen Materials statt und es kam im Jahre 
1869 ein Entwurf zur Vollendung, welcher nicht eine eimsdne 
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Gesellschaft concessioiiiieii, sondern ein allgemeines Bankgesetz 
geben wollte. — S. Mittheilung des Ministers v. Scheuerlen 
bei der Baukdebatte aiu 10. Juli 1871. Der Entwurf war von 
Bitzer ausgearbeitet, lieber den Entwurf gab Carl v. Roth- 
schild zu Irankfuit a. M. an den Württembergischen Finanz- 
minister Staatsrath von Renner unter dem 21. September 1869 
ein Gutachten al). \\ orin er sich entschieden gegen das Prindp 
der Bankfreiheit und gegen den Erlass eines auf diesem Prindp 
beruhenden Gesetzes für Württemberg aussprach. Der wesent- 
liche Inhalt dieses Gataditens geht dahin, 1. dass allgemeine 
Normativbestinrnrangen zur Begdnng des Bankwes^ in Wtlrt^ 
temberg nidit nothwendig oder nfltzlidi, vidmehr sogar be- 
denklidi orseheinen, 2. dass die Grttndmig einer Zettelbank in 
Württemberg als kein wkliches Bedfliftiiss für das Land, und 
jedenfalls dermalen um so gewisser intcmpestiv erscheine, als 
die Regelung des Münzwcsens , der Bank- und der Banknoten- 
frage den Behörden des norddeutschen Bundes vorliege und 
die süddeutschen Staaten wahrscheinlich sich dem Systeme 
des norddeutschen Bundes anschliessen dürften, 3. wenn die 
Begierung dennoch die Einführung einer Zettdbank beabsidi- 
tige, so werde dieselbe ganz unabhängig von allen bis jetzt 
in Württemberg bestehenden Bank- und Creditinstituten und 
mit Yennddung aller Grundlagen und Einriditung^ eines 
credit mobilier, nadi Maassgabe dar Frindpien in den Statu- 
ten der FrankÄnrter Bank einem Gründeroonsortium zu über- 
tragen sdn. — 

%. 15. Die Bankfrage in den Jahren 1870, 1871. Die Grün- 
dung der WÜTttembergischen Notenbank. 

Der bleibende Ausschuss des deutschen Handelstags rich- 
tete am 16. Februar 1870 an die deutschen Regierungen die 
Bitte, dass vor Emanation einer neuen einheitlichen Bankge- 
setzgebung in den Staaten des norddeutschen Bundes, me in 
den süddeutschen Staaten weder die Goncesd<»i zu einer neuen 
Zettelbank, noch die Genehmigung zu dner vergrOsserten No- 
tenemission der berdts bestehenden Banken ertheilt werde. 
Man nahm in Württemberg auf diese Bitte keine Rückdcht 

Unmittelbar nadi Uebemahme des Mimsteriums des In- 
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nern, im Mftra 1870, erkl&rte v. Scheoeden, dass er entschloe- 
sen sei, im nächerten Landtag die Bankfrage zur Erledigung 

zu bringen. Es wurde sofort die Arbeit unternommen und schon 
am 4. April 1870 wurden die Vorschläge des Ministeriums den 
anderen betheiligten Ministerien mitgetheilt. Diese Vorschläge 
pingen dahin, dass Württemberg wie Baden und Hessen einer 
Ba.uk bedürfe, nicht eines allgemeinen Bankgesetzes. Kurz da- 
rauf verbreiteten sich die Anzeigen, dass die Württembergischen 
Wechsel in Frankfurt, wo ilur Discontoplatz war, einer grossen 
Ungunst begegneten. Es wurde Ton einigen Seiten behauptet, 
dasB Wflrttembergiache Wechsel grundsätzlich nicht mehr dia- 
contirt würden and die Erhebungen ergaben wenigatens, dasa 
aie sehr theaer disoontirt worden. Die Errichtung dner No- 
tenbank in Baden beatfirkte die Begierung in ihrem Entschluss 
euie Zettelbank nunmehr zu errichten. — MittheiL dea Mini- 
aters v. Scheuerlen bei der Bankdebatte vom 10. JuK 1871. — 

Am 28. März 1870 wendete sich das IJaus Dörtenbach & 
Cie. wieder an das Ministerium des Innern wegen Concessio- 
nirung einer Württembergischen Notenbank. Es theilt mit 
„sobald der Moment da ist, wo es sich um die Concessioni- 
rung der Württembergischen Notenbank handelt, bitten wir 
gehorsamst, uns in Anbetraclit, dass wir uns schon vor län- 
gerer Zeit um diese Coacessionirong beworben haben, geneig- 
test berücksichtigen aa wollen/* 

In Stuttgart traten zor Errichtung dner Notenbank fol- 
gende Firmen zusammen: Die Wttrttembergische HofiMuik, All- 
gemeine Bentenanatalt, Wflrttembeigische Hypothekenbank, 
De^aitenbank, Lebenaveraidierungs- und Erspamiaabank, Ddr- 
tenbach ft Oie., Stahl ft Federar, G. H. Kdlera Söhne, Pflaum 
& Cie., D. Haas, Director Rothschild. Die genannten Fh-men 
wählten ein engeres Comite mit dem Auftrag dem Ministe- 
rium von der Constituirung des Gründungscomites Mittliei- 
lung zu machen und mit der Erklärung, dass das Comite 
noch durch alle geeigneten Elemente des Landes sich verstär- 
ken werde, sowie mit dem ferneren Auftrag, das Ministerium 
zu bitten, dass es den Ständen einen Entwurf vorlege, welcher 
die Normativbestimmungen für Errichtung von Notenban- 
ken in Württembeig enthalten und worin der Staataregie- 
rung ea vorbehalten bleiben aolle, auf Grund dea Gesetzes 
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eine Notenbank zu concessioniren. Das Gesuch ging am 10. Mai 
1870 an das Ministerium. 

Am lo. Juni 1870 wendeten sich 48 Stuttgarter Firmen 
an die Handels- und Gcwcrbckammer in Stuttgart mit der 
Bitte, dass die Staatsre^^nerung ohne Verzug dem vorliegenden 
Gesuch um Concessionirung einer Discontobank mit Notenaus- 
gabe die Genehmigung crthcile. Sie erinnerten an das Ge- 
such dos provisorischen Comitea und machten insbesondere 
darauf aufmerksam, dass in neuerer Zeit die Frankfurter Bank 
beschlossen habe künftighin Wechsel auf Frankfurt nicht 
mehr «u discontiren, welchem Verfahren sich auch grOssto 
Frankfurter Bankhäuw selbst ihren Gorrespondeaten gegen- 
über angeschlossen hätten. Durch Erschwerung und Vertheue- 
rung des Verkehrs in Wechseln auf Stuttgart wolle man wohl 
die Yon Frankfurt abgegangene Wflrttembergische Kundschaft 
wieder dorthin ziehen. Die Kammer übergab unter dem 
14. Juni das Gesuch der Centraistelle mit der Erklärung „die 
Thatsaclien, welche diese Eingabe vorführt, dürften wohl ge- 
eignet erscheinen, die Dringüchkeit einer endlichen Lösung 
der seit Jahren schwebenden Notcnbankirage aufs Neue zu 
beweisen.^' Die Centralstellc machte darauf über die Dich- 
tigkeit der vorgetragenen Thatsachen nähere Erhebungen: es 
ergab sich, dass die Frankfurter Bank seit etwa zwei Monaten 
die Discontirung der auf Stuttgart beeogenen Wechsel verwei- 
gert hatte. Auch s^tens der dnzehieD Banquiers schien eine 
Beschränkung des Verkehrs mit Stuttgarter Papieren einge- 
treten zu sein. Die Steigerung des Disconto auf Stuttgarter 
Wechsd wurde übereinstimmend zugegeben. Ueber die Mo- 
tive, welche die Frankfurter Bank bei dieser Ma^sregel geleitet 
hatte, ^iingen die Ansichten auseinander. Die ^'othwendigkeit 
der baldigen Concessionirung einer Discontobank mit Isoten- 
ausgabe wurde bei diesem Anlass wieder hervorgehoben, zu- 
nächst von der Kammer in Stuttgart, dann von der Renten- 
anstidt, der Depositenbank, der Yereinsbank, Hypothekenbank. 

Die Centrahitelle nahm auf ihre früheren Ausführungen 
Bezug, worin sie im bejahenden Sinn für eine Notenbank sich 
auageq^rochen habe und stellte an das Ministerium des Inaern 
den Antrag, es mdge eine entsprechende Erledigung des sdion 
unter dem 3. Juni 1865 eingereichten Gesuches um Goncesflio* 
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nirang einer Notenbank in "Württemberg sobald als möglich 
herbeiführen. — Bericht der Cen traisteile an das Ministerium 
vom 2. Juli 1870. — 

Der Minister hatte an den König am 27. Juni über die 
Bankfrage berichtet. Am 30. Juni war an den Minister die 
Mittheilung aus dem Geheimen Cabinet ergangen, dass der 
König mit der beabsichtigten Behandlung dieser für die In- 
dustrie und den Handel des Landes so wichtigen Angelegen- 
heit einverstanden sei und weiteren Vorlagen entg^ensehe. 

In diesem Stadium der Berathung und Yerbandlnng Aber 
die Bankfinge brach der franzOsisch-deatsehe Krieg aus. Der 
Kriegsaasbrnch traf den Handelsstand unvorbereitet, die Gdd- 
instltute erwiesen sich ftlr eine solche Calamitftt unznrdchend. 
Da vollzog der Württembergische Handelsstand einen Act der 
Selbsthilfe und gab das Signal zur Besserung der Geld- und 
Creditverhältnisse durch die am 17. Juli erfolgte Gründung 
des Württembergischen Cassenvereins von G. Müller in Stutt- 
gart und Genossen. 

Der Cassenverein hatte den Zweck, Wechsel zu discontiren 
und Werthpapiere zu belehnen und sollte so einen Ersatz für 
die mangelnde Notenbank bieten. 

Er war eine offene Handelsgesellschaft, welche zur Errei- 
chung ihres Zweckes ein dem Bedftrfiaiss entsprechendes Cir- 
culationsmittel durch Ausgabe von zu 3Vo verzinslichen, in 
sechs Monaten rückzahlbaren Gassenscheinen unter unbe- 
schrfinkter Haftbarkdt v(mi sämmtlichen Theilhabem der Ge- 
sellschaft schuf. Diese Schdne, in Abschnitten von 50, 100, 
500 fl., wozu dann später noch unverzinsliche Abschnitte von 
5 fl. kamen, boten eben dadurch die grösste Sicherheit, dass 
sämmtliche Mitglieder des Vereins mit ihrem ganzen Vermö- 
gen für die seinerzeitige Einlösung sich verpflichteten. Die 
Geschäftsverbindung mit dem Verein war an die Bedingung 
des Eintritts in denselben geknüpft. Indem in jener kriti- 
schen Zeitlage unter der Devise „Einer für Alle und Alle für 
Einen** ein neues Greditpapier von unantastbarer SoUditftt in die 
Geschfillswelt eingeltthrt wurde, war das richtige Rettnngs- 
mittel gegen die drohenden Verluste gefunden, wurden dem 
Handels- und Gewerbestand die für ihre Existenz unentbehr- 
lichen Credite ganz oder theilweise erhalten, und das schon 
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tief erschütterte Vertrauen wieder hergestellt. Die Staatsrc- 
g^erung kam dem Casscnverein dadurch entgegen, dass sie die 
Staatshauptkasse zur Annahme der Cassenscheinc ermächtigte. 
Zugleich wurde auch die Annahme der Noten der prcussi- 
schen, Frankfurter und Darmstädtischeu Bank an den öfient- 
lichen Gassen verfügt^). 

Nachdem die ersten entscheidenden Kriegserfolge ernm- 
gen waren, bildete sich ein neues Gonsortiain für die Errich- 
tung einer Wflrttembergischen Notenbank. 

Am 5. September 1870 überreichte es der Begiemng ein 
Gesuch um staatliche Oenehmigang zur Gründung der Bank 
nach Massgabe der zugleich mit dem Gesuch übergebenen 
Statuten. In der Eingabe wurde darauf hingewiesen, dass die 
Petenten mit demjenigen Comite, welches früher im Auftrag 
einer grösseren Anzahl von Firmen des Landes unter dem 
Vorsitz des Oberfinanzrathes Fischer um die Concession einer 
Notenbank sich beworben habe, eine Verständigung erzielt habe, 
wonach dasselbe seine Bewerbung zu Gunsten des gegenwär- 
tigen sistirt betrachtet wissen wolle. Fische gehörte selbst 
zu den Unterzeichnern der neuen Eingabe. 

Eine weitere Verständigung war mit dem Württembergi- 
schen Gassenverein dahin getrofifen, dass die Württembergische 
Notenbank nach ihrer Constituirung die Abwicklung der Ge- 
schäfte des Cassenvereins und ebendamit die Wiedereinlösung 
der von letzterem in Umlauf gesetzten und nodi zu setzenden 
Circnlationsmittel , selbstverständlich unbeschadet der Solidar- 
haft der Mitglieder und mit Vorbehalt des Rückgriffs auf die- 
selben für den Fall einer Einbusse, zu übernehmen habe. 

Nachdem das Gesuch eingelaufen war, wurde von der Re- 
gierung der Gesetzentwurf die Verleihung des Rechts zur 
Banknotenausgabe betreffend, beschlossen und im Lauf der 
Verhandlungen dem Geheimenrath zur Begutachtung über- 
reicht. Inzwischen hatten die Verhandlungen zu Versailles 
begonnen. Dort einigte man sich sofort dahin, dass zu den 
gemeinsamen Angelegenheiten auch die Bankfrage gehOre. Es 
entschied sich daher für Württemberg, dass nicht von einem 



1) S. auch Jahresber. dor Wüittfiub. II. u, G.Kammein für 1870, S. 73 fgde., 
B. 287. 
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allgemelDeii Bankgraetz, sondern nur noch von der Schafltaog 
einer WlIrttembergiBclien Bank die Bede sdn könne. — 8. 
Scheuerlen, in der Bankdebatte vom 10. JnU 1871. 

IMe GrflnduDg einer Notenbank konnte aber nmr bis zum 

Schluss des Jahres 1871 in Württemberg durch die Landesge- 
setzgebung erfolgen, weil nach dem Vertrag zwischen Würt- 
temberg, dem norddeutschen Bund, Baden und Hessen in Be- 
treff der Gründung eines deutschen Bundes vom 25. November 

1870 das Bundesgesetz vom 27. März 1870 über die Ausgabe 
von Banknoten, wodurch die Befugniss zur Banknotenausgabe 
an ein Bundesgesetz geknüpft war, vom 1. Januar 1872 an für 
Württemberg in Wirksamkeit trat In Art. 14 des Vertrags 
vom 25. November 1870 war fibrigens die besondere Bestim- 
mung aufgenommeD, wonach auch während der Zeit, für welche 
die Ausgabe von Noten einer WOrttembergischen Bank ge« 
stattet war, die Befogniss daza den etwa folgenden, das Bank- 
wesen im A]]gemeitten regelnden gesetalichen Vorschiiften un- 
terliegen sollte. Es konnte sonach durch ein Oesetz ein aus- 
schliesslicheB Bankprivileg weder in dem Sinne geschaffen 
werden, dass die Reicbsregierang gehindert gewesen wftre, das 
Becht der Gesellschaft zur Notenausgabe ohne jeglichen Ent- 
schädigungsanspruch zu beschränken oder aufzuheben, noch 
in dem Sinne, dass der Gesellschaft ein ausschliessliches Recht 
zur Notenausgabe ertheilt würde. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte wurde am 
5. Mai 1871 dem ständigen Ausschuss der Entwurf eines Ge- 
setzes, betreffend die Errichtung einer Notenbank nebst Mo- 
tiven überreicht. Am 1. Juli 1871 wurde der Bericht über 
den Entwurf erstattet — - Verhandlungen der 2. Kammer, 
Beil. 60, S. 201 fgde. Als Berichterstatter fungirte Dr. £lben 
und als Gorreferent der Kanzler v. Rümelin. Die Kammer 
ertheilte dem Entwarf mit. einigen Modificationen am la Juli 

1871 ihre Zustimmung. In ersten Kammer wurde der 
Beridit Aber das Bankgesetz von dem Staatsminister Freiherm 
V. Linden erstattet — YertaandL der ersten Kammer, Bei- 
lagenb. & 80, Beil. 88. Am 14. Juli 1871 trat die erste 
Kammer dem Beschluss der 2. Kammer bei. 

Nachdem durch das Gesetz vom 24. Juli 1871 die Errich- 
tung einer Württembergischen Notenbank ermöglicht war, 
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konnte bald darauf zur rechtlichen Constituining der Actien- 
gesellschaft geschritten werden , deren Eintrag in das Han- 
delsregister am 23. October erfolgte und welcher durch eine 
am 23. November publicirte Verfügung der Ministerien der 
Justiz und des Innern die Befugniss zur Ausgabe von Bank- 
noten ertbeilt wurde. Die Statuten der Bank datiren vom 
1. September 1871. 

In Bücksicht auf die Bestimmungen des lieichsbanknoten- 
gesetzes sah sich die Bank veranlasst vor dem 1. Januar 1872 
die Volleinzahlung der Actien und den Anfemg mit der Aus- 
gabe von Koten herbeizuführen. Die Baak arbeitete daher 
Sftfort mit einem Kapital von neun Millionen Mark. In der 
ausserordentlichen Generalversammlung vom 24. Mai 1875 
wurde beschlossen, von den Bestimmungen des Beichsbankge- 
setzes §. 14 Gebrauch zu machen und die zu diesem Zweck 
nothwendigen Statutenänderungen vorzunehmen. Durch das 
Gesetz vom 27. Juni 1875 wurde ein mit den Beschlüssen der 
ausserordentlichen Generalversammlung in Einklang stehender 
Gesetzentwurf sanctiouirt. Die Genehmigung des Bundesrathes 
erfolgte, soweit erforderlich, am 1. October 1875. Der allmä- 
lich wachsende Geschaftsumfang der Württembergischen No- 
tenbank ist aus Tabelle Y, Beilageuheft S. 14 ersichtlich. 

J. 16. Das Gesnoh, betxdfend die Grttndang einer Yereinsbank. 
1865 (22. März bis 2. Jiüi). 1866 (10. März). 

Ausser dem Gesuch wegen Errichtung einer Zettelbaok hatte 
dem Ministerium ein Gesuch wegen Errichtung einer Yereins- 
bank vorgelegen. Dasselbe war am 22. März 1865 eingereicht 
worden. Am 14. Juni hatte das Gesuch die Stadien der Be- 
gutachtung durchlaufen und am 27. Juni stellte der Minister 
des Innern bei dem Könige den Antrag, der Verdnsbaak unter 
gewissen nitbem Bedingungen die Genehmigung zu ertheilen. 
Da jedoch damals das Einführungsgesetz zu dem Handelsge- 
setzbuch die höchste Sanction noch nicht erhalten hatte und 
der EntSchliessung der Regierung über die Notenbankfrage 
nicht präjudicirt werden sollte, so beantragte der Minister die 
vorherige Veriiebiiiuiig des Geheimen Cabinets. 

Durch (joheimes Cabiuetsschreiben vom 2. Juli 1865 wurde 
dem Minister eröffnet, der König wünsche eine sorgfiiltige 
Prüfung der Frage, ob es nicht zweckmassig sei, die £nt- 
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Schliessung über das Gesuch um Concessionirung einer Ver- 
einsbank gleichzeitig mit dem Gesuch um die ErkubnisB zur 
Errichtung einer Notenbank zu fassen? 

Am 25. Oktober 1865 kam dem Minister des Innern ein 
Auszug aus einem Protokoll des Geheimen Cabinets vom 
21. Oktober zu mit dem Ersuchen um näheren Nachweis in 
Betreff der Frage, inwieweit eine Bank in der Art, wie sie 
das Comite der Vereinsbank projectirt habe, als ein Bedürf- 
niss für das Land und insbesondere für die Gewerbe eischeine. 
Es erfolgte ein Bericht der Centralstello im Februar 1866. 
Die Antwort des Ministers an den Geheimenrath vurde gleich- 
zeitig mit einer Erörterung der Notenbankfirage am 10. März 
1866 gegeben, ohne daas die Genehmigung der Vereinsbank 
definitiv beantragt worden w&re. Die Gonstituirung der Wfirt- 
tembergischen Vereinsbank erfolgte erst im Jahre 1869. 

$. 17. Die Wfirttembezgisehe Veteinibuik. 

Am 8. Februar 1869 fand die constituirende Generalver- 
sammlung der Württembergischen Vereinsbank statt, nachdem 
am 30. Januar 18G9 die landesherrliche Genehmigung zur Er- 
richtung der Bank ertheilt worden war. Die Bank begann 
mit einem zunächst bis zum Betrag von 800,000 fl. eingezahl- 
ten Kapital ihre Thätigkeit. Das Kapital wurde im Jahre 
1870 auf fl. 1,800,000, im Jahre 1871 auf fl. 3,000,000, 1872 
auf fl. 5,250,000, 1873 auf fl. 7^,000, 1874 auf fl. 8,760,000 
= M. 15,000,000 erhöht. 

Das Augenmerk der Direction richtete sich darauf, ein 
Württembeigisches Landesinstitut zu schaffen. Zu dem Zweck 
war es nothwendig, nicht nur in Stuttgart, sondern auch in 
anderen Orten des Landes Mittelpunkte für den Verkehr mit 
der Bank herzustellen. Es wurden daher am 1. Oktober 1869 
die Zweiganstalt Heilbronn, im Jahre 1871 eine Filiale in 
Reutlingen und die Commanditen in Ulm und Ravensburg ins 
Leben gerufen. Es gelang, diese Zweiggeschäfte mit beste- 
henden älteren Geschäftshäusern zu verbinden. 

Nach kaum zehnmonatlichem Bestand war die Bank be- 
reits mit 431 Württembergischen Firmen und Privaten in 
laufende Kechnung getreten. Ende 1871 erreichten die von 
der Bank geführten Gontocorrente (einschliesslich von 219 
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Rechnungen mit Banquiers) die Gesammtzahl von 1,012 Conti. 
Daronter befanden sich 205 Verbindungen mit fixirter Credit- 
gewährung. — Aas der Tabelle ist die stete Zunahme des 
Contocorrentgeschäfts ersichtlich. 

In der Eigenschaft als Landesinstitat ist die Bank bei 
der Uebemahme und Pladning der Württembergisehen Staats- 
anlehen seit dem Jahre 1869 stets in heryorragender Weise 
betheiligt Der Schwerpunkt des Yerkehis in Württembergi- 
sehen Staatspapieren wurde seit dem Jahre 1869 wesentlich 
durch die Bemtlbungen der Vereliisbank von Frankfurt a. M. 
nach Württemberg verlegt. 

Die Grüiulung und Organisation des Württembergischen 
Casseiivereins von G. Müller & Genossen war schon einige 
Wochen vor Ausbruch des deutsch - französischen Krieges 
von der Vereinsbank vorbereitet worden. Bei der Gründung 
der Württembergischen Notenbank war sie in erster Reihe 
mitthätig. 

Es gelang ihr auch ausserhalb Württembergs intime ge- 
schäftliche Beziehungen herzustellen. Diese Beziehungen sind 
nicht durch Filialen und für die Regel auch nicht durch Com- 
manditen, sondern durch die Mitgründung neuer Bankinstitute 
auf Actien vermittelt worden. Die Vereinsbank war im Jahre 
1870 hd der Gründung der Rheinischen Creditbank in Mannheim 
th&tig. In Rflcksicht auf das Bedürfhiss im Mittelpunkt des 
süddeutschen Bankvericehrs eine intime Verbindung für den regel- 
mässigen Theü des Bankgeschäfte und als Stütze für grössere 
Unternehmungen zu besitzen, betheiligte sieh die Bank im 
Jahre 1871 bei der Gründung der deutschen Vereinsbank in 
Frankfurt a. M. Indem es gelang, eine Anzahl befreundeter 
Institute zur Mitgründuug der deutschen Vereinsbank zu ver- 
wenden, wurde für diesen Kreis zusammenwirkender, sich nahe 
stehender Etablissements ein bleibender Vereinigungspunkt 
geschaffen. In München wurde in Gemeinschaft mit der 
deutschen Vereinsbank eine Commandite errichtet. In dem- 
selben Jahre entstand unter wesentlicher Betheiligung der 
Württembergisehen Vereinsbank die Rheinische Hypotheken- 
bank in Mftnphei m. In Verbindung mit der deutschen Ver- 
einsbank nahm sie Theil an der Gründung der deutschen 
Wasserwerksgesellschaft und der deutschen Handelsgesellschaft 
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in Frankfurt, sowie an der Gründung der deutsch-italienischen 
Bank. Im Verein mit Stuttgarter und auswärtip:cn Finnen 
rief sie die süddeutsche Gesellschaft für Eiscnbahnban und 
Eisenbahnbedarf ins Leben. Im Jahre 1872 wurden die in- 
timen geschsltlichen Beziehungen yornehmlich Termehrt durch 
die im Verein mit der deutschen Verdnsbank zu Stande ge- 
kommene Erwerbung des Bankhauses L. & Hahn in Frank- 
furt und dessen Umwandlung in ,,deutsche Eflbcten- und Wech- 
selbank.*' In Paris wurde ein Gommasdite begründet Unter 
Mitwirkung der Vereinsbank entstand die Actiengesellschaft 
für Hoden- und Communalcredit in Elsass-Lothringen zu 
btrassburg. 

Die Internationale Bau- und Eisenbahnbaugesellschaft in 
Frankfurt a. M., das Stuttgarter Immobilien- und Baugeschiift 
und eine Reihe anderer Actiengesellschaften zu industriellen 
Zwecken entstand unter thätiger Mithilfe der Vereinsbank 
während des Jahres 1872. Unter Mitwirkung der Vereinsbank 
vollzog sich im Jahre 1873 die Vereinigung mehrerer grösse- 
rer Fabriken mit der Badischen Anilin- und Sodafabrik zu 
einer einheitlichen Gesellschaft und die Vereinigung des Pfäl- 
zer Bankvereins mit der Rheinischen C^reditbank. In Verbin- 
dung mit mehreren österreichischen Industriellen und unter 
Leitung eines (isterrdchischen Bankinstituts erwarb die Ver- 
einsbank die Ouxen des Westböhmischen Bergbau- und Hüt- 
tenvereins. Durch Vertrag vom 5. Februar 1874 betheOigte 
sie sich commanditarisch bei der Firma Gebr. Hauser & 
in Obemdorf a./N. Im Jahre 1875 wurden nicht unerhebliche 
neue Consortialgeschäfte eingegangen, über welche der Ge- 
schäftsbericht ausführliche Mittheilungen macht. Eines dieser 
grösseren Geschäfte verfolgte den Zweck in dem Wiener Bank- 
verein einen festen Stützpunkt für die geschäftlichen Bezie- 
hungen zu Oesterreich, insbesondere für die Theilnahme an 
den dortigen grösseren Uebernahmsgeschäften, zu schaffen. 

Die Vereinsbank ist das einzige grössere Württembergische 
Creditinstitut für Handel und Industrie, sie ist gleichzeitig in 
engster Beziehung und vielfach Führer grösserer Consortien. 
& auch Bdiagenheft S. 15, 16; Tabelle VI, 1; VI, 2. 

Zwei andere, inzvdschen liquidirte .Institute, die Wttrttem- 
bergische Depositenbank und die Stuttgarter Bank, haben eine 
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hervorragende Thätigkcit niemals entfaltet. Die ersten Sta- 
tuten Württembeigischen Depositenbank datiren vom Jahre 
1868, die revidirten Statuten vom 8. April 1872. Die Bank 
ist thatsScblich nicht eine Depositenbank, sondern eine Cre- 
ditbank gewesen und trat gemftss den Beschltlssen der Gene- 
ralversammlung vom 6. April 1875 in Liquidation. Die Sta-» 
tuten der Stuttgarter Bank datiren vom 9. Oktober 1871. Das 
ordentliche Bankgeschäft wurde im Januar 1872 in Betrieb 
gesetzt. Die Bank versuchte eine Abtheilung für Bodencredit 
zu bilden und gab auf Grund erworbener Hypotheken auch 
Pfandbriefe aus, welche übrigens einer besonderen Beliebtheit 
sich nicht erfreuten. Ihre Liquidation wurde wesentlich durch 
die Württenibergische Vereinsbank durchgeführt. S. auch Vi- 
scher, die industrielle Entwicklung in Württemberg, §. 77 und 
insbesondere die Jahresberichte der Handels- und Gewerbe- 
kammem in Württemberg, herausg. von der K. Centraisteile 
für Handel und Gewerbe in den einzelnen Jahrgängen unter 
der Rubrik ,,weitere Einrichtungen xur Hebung des Verkehrs- 
lebena.^ Eine Besprechung vorabergehender Producte der 
Grttndangsseit, wie beispielsweise der Wflrttembergischen Ck>m- 
missioiiBbank in Stuttgart, ist an dieser Steile nicht angeseigt 
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J. 18. Plan SQx Emohtang Ton Leih- und Creditanstalten im 

Jahie 1819. 

Am 10. Mai 1819 kündigte der Abgeordnete Fecht in der 
2. badischen Kammer eine Motion an „die Errichtung]: von 
Leih- und Creditanstalten auf dem Lande auf Grundhypo- 
theken verbunden mit Sparkassen betreffend." Er begrün- 
dete die Motion am 13. Mai. — Verhandlungen vom 10. Mai, 
Heft 2, S. 230, vom 13. Mai Heft 3 S. 5 fgde., und Bei- 
lage zu Heft 2 Nr. 56. — Der Antrag ging dahin: „Seiiie 
Königliche Hoheit den Grossherzog zn bitten, Seinen getreuen 
Landst&nden zn ermöglichen, Privatpersonen in den Bezir- 
ken des Landes, wo es Koth thut, aafimfordem, gegen bil- 
ligen Profit unter Leitung, Aufincht und Schatz der Land- 
Btftnde, Leih- und Creditanstalten auf dem Lande, yerbunden 
mit Sparkassen, einzurichten.** Der CommissionBbericht schkss 
dem conform mit dem Antrag, alle Ortsvorstände des Gms- 
herzogthums zu autorisiren, dass sie berechtigt sein möchten, 
die Leihuustalten , Sparkassen und IndustrieaDstaltcu nach 
den (im Conimissionsbericht angegebenen) allgemeinen Umris- 
sen und nach den eigenen Localbedürfnissen ihrer Ort^ eiu- 
zurichten und dass es Seiner Königlichen Hoheit gnädigst ge- 
fiillig sein möge, nicht nur die Initiative zu allen diesen An- 
stalten durch eine landesherrliche Proclamation zu geben, son- 
dern auch diese Institute mittelst Gesetz förmlich zu sank- 
tioniren. — Commissionsbericht, Beilage Nr. 264 zum Protok. 
vom 2LJuni 1819; Verhandl. der Karamor 6. Heft, S. 80— 
96, erstattet d^ 19. Juni 1819. Der Commissionsbericht 
weist daraufhin, dass der lange Krieg und die nach demselben 
unvermuthet erfolgte Theuerung das Land erschöpft und das 
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baare Geld weggezogen habe. „Zwar ist vieles baare Geld 
in öffentlichen und Privatadministratiouskassen , allein leider 
ist bei manchen dieser Etablissements die ebenso traurige 
als häufige Erfahrung eingetreten, dass die Verwalter dieser 
Kassen selten kleine Summen an den armen Mann wegleihen 
und bei bedeutenden Summen sich so viele Gegenvortheile be- 
dingen, dass der arme Mann die Zahlung dieser Procente 
dnrchaos nicht aufzubringen vermag, besonders da bei jeder 
Zinszahlung noch ausserdem hier und da besondere Vortheile 
f&r den Bechner fiülen mflssen und wenn diese ausbleiben, 
dordi plötzliche Aufkflndigung des Kapitals der Schuldner 
in neue Verlegenheit gesetzt wird." Bas kräftigste, indirecte 
Mittel zur Beschränkung des Qnswuchers scheine besonders 
auf dem platten Lande in Darleihanstalten zu liegen. Die 
Darleihkassen dachte man sich weniger als Gemeinde- denn 
als Districtsleihkassen , für welche alle Gemeinden des Di- 
stricts die Garantie zu übernehmen hätten. Die unzweifelhafte 
Sicherheit solcher Kassen werde dann die Beschaffung der 
Gelder ermöglichen beziehungsweise erleichtem, die ersten 
Betriebskapitalien würden durch Localstiftungs-, Kirchenfond- 
und Vormundschaftsgelder gebildet werden. Die Darlehen 
selbst sollten nur gegen doppeltes Unterpfand erfolgen und 
gegen 1^ fache Sicherheit nur ausnahmsweise für kurze Zeit 
Mit jeder Darleihkasse würde eine Erspamisskasae zu ver- 
binden sein. 

In der Kammer fand der Gedanke keinen Anklang. Die 
Frage: soll auf eine Leihanstalt unter Garantie der Staats- 
kasse angetragen werden? wurde nur von einer Stimme be- 
{ahi Die andere Frage : soll auf Leihanstidten unter Garantie 
Ton Distiicten odor Gemeinden angetragen werden? wurde 
von 4 Stimmen bejaht. Endlich wurde auch die dritte Frage: 
soll um einen Gesetzesvorschlag gebeten werden, dass Privat- 
personen die Errichtung solcher Leihanstalten unter beson- 
deren Berücksichtigungen, jedoch ohne Garantie des Staates 
oder einer Gemeinde gestattet sein solle, mit Stimmenmehr- 
heit verworfen. Verhandl. der 2. Kanmier, 26. Juni 1819, 
Heft 6, S. läOfgde. — Die bezüglichen Fragen beruhten nun 
einige Zeit, während die zahlreichen üebelstände eines nicht 
organisirten Bealcredits immer fühlbarer wurden. Bemeikens- 
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Werth bleibt eine Brochflie von Job. Jos. Erwin Pfister „An- 
trag auf Verbessenmg des Hypothekenwesens mittelst Errich- 
timg einer Landes -Hypotheken -Gasse und Einführong einer 
Hypothekensteu^r (Heidelberg 1822, Engelmann^sche Dmckerei). 
In dieser Schrift ist erstmals der Gedanke einer Landeshypo- 
thekeubank für Baden ausgesprochen. 

g. 19. Die AllgomeiBe YenorgangsaiiBtalt. 

Der Plan zur Errichtung der AUgemeiDcn Versorguiigs- 
anstalt wurde im Jahre 1833 gefasst. Nach dem Vorbild der 
AViener Versorguugsaustalt , welche im Jahre 1825 begründet 
worden war, wurden die Statuten entworfen. Den revidirten 
Entwurf legte man am 18. Februar 1835 einer grösseren Ver- 
sammlung vor, die sich zur Gründung der Anstalt vereinigte. 
Deren Mitglieder prüften den zweiten £nt>\iirf der Statuten 
und Yerwaltungsordnung. Nach Beendigung der Gommissions- 
arbeiten wmde am 23. U&rz 1835 eine Versammlung gehalten, 
zu welcher jedermann öffentlich eingeladen war. Diese Ver- 
sammlung nahm die Statuten an und die 104 anwesenden 
Mit^eder der Anstalt unterzeichneten die hierüber angenom- 
mene Qffentlidie Urkunde. Sofort wurden die Verwaltungsbe- 
hörden gewählt. Am 30. April 1835 erfolgte die landesherr- 
liche Geuchmigimg. Am 1. Juni 1835 begann die Anstalt 
ihre Thätigkeit. — Recheiischaftsber. für die Zeit vom 1. Juni 
bis 31. Dec. 1835. Vorwort. S. auch Einleitung zu dem Re- 
chenschaftsbericht für 1863. — 

Die Anstalt beruht auf dem Princip der Gegenseitigkeit. 
Sic ist in erster Reihe und vorzugsweise eine Ilentenanstalt, 
eine Anstalt, bei welcher man mittelst bestimmter Kapitalein- 
lage Mitglied wird und dadurch das Recht erwirbt, eine mit 
zunehmendem Alter wachsende jährliche Bente zu beziehen, 
— Stat von 1835, §.1 — eine Anstalt, M^elche den Zweck 
hat, g^gen Einlagen Beuten oder nach einem Zeitablauf Kapi- 
talien zu gewähren** — Stat. Yon 1864^ §. 1. In ihrer Eigen- 
schaft als Rentenanstalt entzieht sie sich der eingehenden 
Besprechung in dieser Arbeit. 

In der Gteneralyersammlung vom 4. Juni 1846 fand der 
Antrag des Verwaltnngsrathes und Ausschusses Unterstützung, 
mit der Versorgungsaustalt eine Lebeusversicherungsaustalt 
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ZU verbinden und es wurde beschlossen, dass für die Errich- 
tung einer Lebensversicheningsanstalt ein Plan durch eine zu 
ernennende Commission ausgearbeitet und sciteher nach erfolg- 
ter Prtifung durch «Ue Verwaltangsorgaiie emer Miawrordent^ 
liehen Generalversammlung vorgelegt werden solle. Diesem 
Beschluss ist die That nicht rasch gefolgt Neeh im Bericht 
fttr 1859 wird erklärt Vorbweltimgen m einer Yoriage 
Aber die GrrQndnng einer Lebensrenicfaenuigsbenk konnten 
voschiedener Hindemisse wegen noch nicht beendigt werden" . . . 
Erst duidi die Annahme der Statuten ▼on 1863 wurde die 
Absieht der ChrOndung einer Lehensversicherungsabtheilung 
verwirklicht. Auch in der Eigenschaft als Lebeusversiche- 
rungsanstalt ist der Wirkungskreis der Versorgungsaustalt 
hier nicht näher zu erörtern. 

Durch Gesetz vom 20. Juli 1870 wurde die Anstalt er- 
mächtigt, Darlehnskassenscheine auf Inhaber bis zum Betrag 
von 3 Millionen gegen Faustpfand und liegenschaftliche Si- 
cherheit auszugeben. Am 30. Juni 1871 erreichte die Aus- 
gabe solcher Scheine ihr Ende; die Einlösungspflicht begann 
am 1. Juli 1872. Durch die Ausgabe der Scheine sollte dem 
Creditbedürfiiiss von GemeiDden und Privaten entgegengekom- 
men werden, da dieselben in der Zeit des Krieges nor mit den 
giOssten Opfern Dariehen erhalten konnten. 

Mit der Yersorgungsaastalt ist aber waxsk eme Spav^ imd 
Hinterlegungskasse verbunden, die Anstalt hat femer Darle- 
hen gegen Faustpfand gegeben und lange Zeit hindurch war 
sie das einzige grössere Realcreditinstitut des Landes. Auf 
diese Zweige ihrer Thätigkeit ist zur Erläuterung der im Bei- 
lagenheft enthaltenen Tabelle näher einzugehen. 

Die Hinterlegungskasse bot von Anfang an volle Sicher- 
heit dadurch, dass nach §.67 der Statuten die Anstalt mit 
ihrem gesammten Vermögen für die hinterlegten Grelder haf- 
tete. Eine Vergrösserung des Wirkungskreises der Hinter- 
legnngskasse wurde im Jahre 1835 in der Weise erstrebt, 
dass die Verwaltung mit der Grossherzoglichen Begierung 
in Verhandlung trat, um zur Staatsdepositenkasse erklärt 
zu werdra. Als Aequiyalent fttr die hierbei entstehende 
MlUiewaltung verlangte die Anstalt die Verwaltung der klei- 
nen Mündelvermögen im ganzen Lande. Da indessen die 

7» 
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Kegierung auf diese Bedingung nicht einging, so konnte 
die Anstalt sich zur Uebernahme der Staatsdepositen nicht 
entschliessen. Sie kam indessen auf den Plan, eine Gen- 
traldepositenkasse für die Mündel- und Pflegegelder zu 
sein, ivieder zurQck, indem sie sieh an die zweite Kammer 
mit ihrem Petitum wendete. Am 29. Mai 1837 üanden die 
hierauf bezüglichen Verhandlwigen statt Verh. der 2. K 
4. Protokollh., S. 28, 29. Das Petitum lautete, dass die Re- 
gierung oder die Gesetzgebung die Yomünder oder Pfleger 
im Lande ermächtige, unter gewissen Voraussetzungen müssige 
Vormundschafts- und Pflegcgelder bei der Versorgimgsanstalt 
zu deponireu und zwar nach den in dem Statut der Anstalt 
vorgesehenen Bestimmungen. Sofern dies geschehe, wollte die 
Versorguugsanstalt auch die Errichtung der öffentlichen llin- 
terlegungskasse übernehmen. Das Petitum wurde abgelehnt. 
Wir ersehen aus dem Bericht für 1837, dass der Wirkungs- 
kreis der Hinterlegungskasse sich bereits nicht mehr auf 
Karlsruhe allein erstreckte, sondern Hinterlegungen im ganzen 
Lande stattfanden. 

Der Bericht vom Jahre 1845 gibt an, dass der Ge- 
sammtaufwand an Yerwaltungskosten der Anstalt durdi den 
Ertrag der Hinterlegnngskasse gedeckt werde. Der Bdnertrag 
für das Jahr 1845 bezifferte sich auf fl. 14,819.58. Dieser 
Ertrag wurde firälich wesentlich dadurdi erzielt, dass die 
Anstalt fOr solche Depositen keinen Zins gewährte , die wah- 
rend eines Vierteljahres nach der Hinterlegung wieder zurück- 
gezogen wurden, dass sie femer für den Monat der Annahme 
und der Rückzahlung der hinterlegten Gelder ebenfalls keine 
Zinsen vergütete: als Durchschnitt der ständig hinterlegten 
Beträge ergab sich 1845 die Summe von fl. 1,047,977.30, davon 
wurden zu 3« ', verzinst: fl. 959,402.30, zu 3^ »/o fl. 78,875.6 
und zu 4 Vo • während die Anstalt selbst einen Zins 

von 4,461 erzielte. 

Ausser den aus der Tabelle des Beilagenheftes ersichtlichen 
Zahlen erfolgen in den Berichten der Anstalt über die Hmterle- 
gungskasse keine Mitthetlungen bis zum Jahre 1855. In dem 
Bericht fttr dieses Jahr wird bemerkt, dass die Kasse den Hin- 
terlegern S Unsen zahle, während sie das Geld wenigstens 
in der Begel zu 4i ^/^ ausleihe, und es wird wiederum bestätigt, 
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dilss der Gewinn aus der Iliuterlegungskasse den Verwal- 
tungsaufwand jedenfalls decke. Die Kasse wurde nicht nur 
von Privaten, sondern auch von zahlreichen öffentlichen An- 
stalten, welche unter Staatsaufsicht Stauden, in zunehmendem 
Mass benutzt. Bericht für 18G1. 

Mit dem 1. September 1864 eröffnete die Anstalt neben 
der Uinterl^gongskasse als Nebenanstalt auch eine Sparkasse 
für Einlagen, welche bei dem Tode des Einlegers, oder an 
einem im Voraus bestimmten Tag odar nach Torheriger Anf- 
kttndigung solltoi zurflckgezahlt werden. Sie eibot sich ferner 
auf Aufforderung EinderversorgungsYerdne und andere Arten 
Ton Tontinen zu bilden. Diese Nebenanstalten haben einen 
erhebfidien UmfEuig nicht gewonnen. 

Was die Verwaltung des ActiTrermögens betrifft, so wur- 
den die Fonds der Anstalt mit Vorliebe in Hypotheken und 
zwar in kündbaren und unkündbaren (Annuitäten) angelegt. 
Die Annuitäten wur<len erstmals im Jahre 1837 gewährt. Die 
Darlehen sollten nach den Statuten gegen erstes und wenig- 
stens doppeltes Unterpfand an Genieinden, Körperschaften und 
Privatpersonen gegeben werden. Von dem Jahre 1847 an bis 
gegen Ende des Jahres 1856 bereitete dieser Verwaltungszweig 
der Anstalt erhebliche Schwierigkeiten. Die Anstalt wurde 
vielfach gezwungen bei Subhastationen die beliehenen Objecto 
anzukaufen und die Preise der so erworbenen Liegenschaften 
waren zeitweilig so tief gesunken, dass die Forderungen der 
Anstalt nicht gedeckt erschienen — Bericht Ittr 1849, S. VL 

Im Jahre/ 1851 befand sich die Anstalt im Besitz von 
30 Wohnhänseni und 718 Morgen, 1. Y., 87 R. Garten, Acker, 
Wiesen, Reben und Wald mit dnem Gesammtwerth von 
fl. 165,902.12 (worunter das Eigenthum der Anstalt in Earls- 
rulie mit ti. 50,636.25). Im Lauf des Jahres 1855 erhöhte sich 
der Liegenschaftsbesitz auf 46 Wohnhäuser und 1339 M. 191 R. 
Gnmdstücke; dann fand eine allmälige Verminderung des Ge- 
sammtbesitzes an Liegenschaften statt. 

Ein anderer Theil des Actiwermögens ist in Effecten 
angelegt worden. Auch diese Anlage hat zu zeitweiligen, sehr 
erheblichen Abschreibungen Veranlassung gegeben. In den 
Jahren 1851— ind. 1864 wurde zwar insgesammt ein Gewinn 
joa fl. öO,7^.dö gemacht, dagegen musste in den Jahren 1865, 
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1866 zusaiiimün die Summe von fi. 374,622.52 abgeschrieben 
werden, diese Summe betrug lU^/o der Nominalsumme von 
Eifecteu, welche sich im Besitz der Anstalt befanden. Bericht 
für 1864 S. IV, für 1866, S. V. Für das Jahr 1867 fand für 
eiuige Staatspapiere eine Abschreibung statt von fl. 14,530.32 
(obgleich sich der Coursworth des Effectenbcsitzcs auf den 
31. Dec. um ii. 23,882.8 günstiger stellte als der Ankaufwerth). 
Auch im Jahre 1868 musste an einigen Effecten eine Ab- 
schreibung von fl. 5,740.55 stattfinden, während der Couig- 
werth des Gesammtbesitses sidi um fl. 19,610.52 gflnstiger 
Btellte als dessen Becfanongswerth. Por 31. December 1870 
wurden iviedenun fl. 9J21b als Absdueibmig auf die Werth- 
papiere der Anstalt verwendet Da im Jahre 1871 sammt- ' 
liehe Werthpapiere der Anstalt im Gours gegen das Yoijahr 
nicht gesunken waren, so fand diesmal kerne Abschreibung 
statt. Im Jahre 1872 wurden dagegen wiederum fl. 10,000 
als Abschreibung auf dcu Ell'ectenbesitz der Anstalt verwen- 
det und im Jahre 1873 fand abermals eine Abschreibung von 
fl. 78,003.19 statt „um durch Abschreibung im Ansatz dieser 
Papiere künftige Schwankungen unmöglich zu machen." Die 
Abschreibungen fanden sonach in den einzelnen Jahren statt, 
einerseits und zwar in erster Reihe, wenn gemäss den Coursen 
per 31. December der Werth der Effecten unter dem Ankaufs- 
und Buchwerth stand, andererseits aber auch, um kOnftigen 
Schwankungen vorzubeugen. 

Das Fanstp&ndgeschilft und das Geschalt in Gütenueleni 
gibt XU besonderen Bemerkungen kernen Anlass. 

§. 20. Die Bankfrage in den Jahren 1843 — 1847. Motion y. 
Göler. Petition des badischen Indostrie-Yereinfi. Mathys Gom'- 
miatioDBberioht 

Am 18. December 1843 verlas das Secretariat der ersten 
badischen Kammer eine Anzeige des Freiherrn von Göler jun., 
wonach derselbe eine Motion auf Errichtung einer Bank im 
Grossherzogthum Baden zu begründen gedachte. Verh. der 1. 
Kammer vom 18. Dec. 1843, S. 16, 1. Protokollh. — In der 
Sitzung vom 27. Februar 1844 begründet v. Göler den An- 
trag : „Seine K. Hoheit den Grossherzog in einer unterthänigsten 
Adresse zu bitten, einer ActiengeseUschaft cur £nichtung 
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einer Bank, wenn sich eine solche bilden sollte, nach vorhe- 
riger Prüfung ihrer Statuten die liöchste Genehnugimg erthd- 
len zu wollen und diejenigen gesetzlichen Bestimmungen gnä- 
digst vorkehren zu lassen, welche zu ihrem Bestdien und ge- 
deihlichen Wirken nothwendig sind.^ Der Antragsteller berief 
sich auf das aus allen Ständen namentlich aber aus dem 
Stand der Industriellen vielfoch in Anregung gebrachte Be- 
dflifniss einer solchen Anstalt, er wies auf die Osterretddschd 
Nationalbank, die bayerische Hypotheken- und WeehseEbaift 
hin, er betonte, dass der Verkehr in Baden seit dem An- 
schliiss au den Zollverein lebhafter, der Bedarf an Kapitalien 
gr<)sser gewesen sei. Diese Kapitalien seien zwar vorhanden, 
aber es fehle an einer richtigen Vermittlung zwischen Kapita- 
listen und Kapitalbedürftigen. Der Geldbedarf des badischen 
Laudes werde derzeit von Frankfurt, Strassburg, Basel und 
Augsburg aus befriedigt. Die Bank solle eine Actiengesell- 
schaft sein mit dem ausschliesslichen Recht der Notenausgabe, 
deren Hauptsumme ungefähr die Hälfte des Actienkapitals 
nicht überschreiten dürfe, auf die von der Bank ausgegebenen 
Noten sollten Amortisations - oder Arrestgesuche nidit ange- 
nommen, Nachahmung oder Verfidschung der Noten aber nach 
dem Gesetz über Falschmünzerei bestraft werden, üeber die 
Aufeicht und Gontrole des Staates enthalt der Entwarf keine 
Bestimmungen. Bas Actienkapital soll zehn Millionen Qulden 
betragen, die Actien (i 1000 fl.) sollen auf den Inhaber lauten. 
Als den Wirkungskreis der Bank bezeichnete er Darlehen auf 
Hypotheken, Faustpfand, das Escomptegesch&ft, das Giro- und 
Contocorrent - sowie das Depositengeschäft. Der Zweck des 
Instituts sollte sein die Förderung des Handels, der Fabriken 
und des Ackerbaues in Baden durch Erleichterung und Ver- 
mehrung des Geldverkehrs. Aus der Begründung des Antrags 
und dem sofort zu erwähnenden Commissionsbericht ersehen 
wir, dass bereits im Juli 1842 die Statuten einer Bankge- 
Seilschaft dem Staatsministerium vorgelegen haben, die in- 
dessen keine Beachtung fanden. Nebenius., Gommiss. Ber. 
vom 25. Okt 1844 in den Yerhandl. der 1. Kammer, 1843/44 
4. Beilagenh. S. 44. Aus anderen Actenstficken ersehen wir, 
dass schon Im Jahre 1841 eine GeeeUschaft in der Bildung 
begriflSen war. S. unten S. 109. 

Die Kammer beschloss, die Motion Güler in nähere ErwSr 
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gung zu ziehen. Es wurde eine Commissioii ernannt, in deren 
Auftrag Staatsrath Nebenius den Bericht schrieb. Beilagenh. 
1. c. Beil. Nr. 283. Am 24. Oktober 1844 überreichte er den 
Commissionsbericht. Der Bericht errirtert eingehend die Frage, 
ob für das Land eine Notenbank nothwendig sei, er weist mit 
Sachkunde und Scharfsinn darauf hin, dass es mit Gefahren 
verknüpft ist, wenn die Zettelbank alle die ins Auge gefassten 
venchiedenartigea Zweige der Geschfiftsthätigkeit um&sse, er 
unterscheidet zwischen der StaatserlanbnisB zur Bildung einer 
unbenanntm Gesellschaft fttr den Betrieb Ton Darleih- Es- 
eompte- Giro- und Depositengesdiftften — diese Eilaubniss 
sei unbedenklidi — und der Ermächtigung zur Notenemission. 

Die Mehrheit der Gommission wollte die Ausgabe von 
unverzinslichen Papieren zum Vortheil des Staates der Regie- 
rung vorbehalten wissen, sie erklärte sich gegen die Motion, 
insofern sie einer Actiengesellschaft die Berechtigung zur No- 
tenausgabe ertheilen wollte. Der einstimmige Antrag der 
Gommission lautete dahin, dass die Kammer die Errichtung 
einer Bank, jedoch ohne das Recht der Notenausgabe, durch 
eine Adresse befürworten möge. 

Eine vergleicheiide Erörterung der wirthschaftlichen Ver- 
hältnisse in Baiem und Baden mit einer etwas optimistisch 
gefärbten Darstellung der damaligen wirthschaftlichen Zu- 
stände in Baden ist in Rflcksicht auf die von Geler zum Mu- 
ster genommene baierisdie Hypothdcen- und Wechselbank in 
den Conunissionsbvicht aufgenommen. Auf die Thfttigkeit der 
seit dem Jahre 1886 bestefaend^ Allgemdnen Yersorgungs- 
anstalt wird gldehldls Ton Nebenius hingewiesen. ^ 

Die Verhandlungen der ersten Kammer fanden am 25. No- 
vember 1844 statt. An der Discussion betheiligten sich aus- 
ser dem Antragsteller und dem Berichterstatter insbesondere 
Staatsrath Regenauer und Geheimerath v. Reck. Die Discus- 
sion lieferte keine neuen Gesichtspunkte; sie bestätigte die 
Abneigung gegen die Gewährung des Notenprivilegs an eine 
Actiengesellschaft, aber auch die lebhafte Empfindung für das 
BedÜrfiiiss der Industrie und der Landwirthschaft nach einem 
ihnen dienenden Bankmittelpunkt und die Erwartung, dass 
das badische Land durch die Schaffimg eines gesunden Bank- 
wesens namentlich vom Frankfurter Geldmarict unabhängig 
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werde. Die damals ziemlich allgeineiu noch herrschende Un- 
klarheit über die Verschiedenheit von Banknoten und Papier- 
geld machte sich in der Discussion geltend und trug zur Ver- 
wimmg der relevanten Fragen bei. Mit Recht wies Nebenius 
darauf hin, dass bei der Errichtung einer Bank für das Es- 
oompte-, Depositen- und Contocorrentgeschäft audi die Ban- 
quiers geirinnoi vttrdeii, deren GeschAfte derzeit nieht sehr 
beträchtlich seien „da das ganze angegebene Betriebskapital 
unserer Banquiers zu Karlsruhe und Mannheim nur zwischen 
fl. 300,000 und fl. 400,000 betrügt*', er ist ferner der Ansicht, 
dass die bereits bestehende Depositenanstalt (Yersorgungsan- 
stalt) wohl auch der inländischen Industrie nützlich sein könne, 
wenn mau etwa durch gesetzliche Bestimmungen Darlehen auf 
Vorräthe erleichtem würde. 

Vielleicht hat die Anregung der Bankfrage in der Kammer 
auf eine Entschliessung des Verwaltungsrathes der Allgemei- 
nen Versorgungsanstalt vom 21. Oktober 1844 Nr. 3602 ihren 
Einfluss geübt. Die Anstalt erklärte sich nämlich in einer 
Zuschrift an die Karlsruher Handelskammer bereit, den ein- 
zahlen Karlsruher Kaufleuten unter näher bezeichneten Bedin- 
gungen g^en Deckung Credite zu eröffnen. 

erste Kammer trat dem Antrag der Gommissi<m bei, 
die Adresse an den Grossherzog wurde in der von der Gom- 
mission vorgeschlagenen Fassung angenommen. Am 7. Januar 
1845 fiind die Vorlesung und Genehmigung der beschlosaenen 
Adresse auf Errichtmig einer Bank im Grossherzogthum Bu- 
den statt. — VerhandL der 1. Kammer 1843/44, 3. Protokollh. 
S. 356 fgde. 

Am 13. Januar 1845 gelangte die Adresse in die zweite 
Kammer: Verhandl. der 2. Kammer, 11. Protokollh. S. 81; S. 
fem er ibid. 13. Beilagen h. S. 239, BeiL Nr. 1 zum Protok. der 
134. Sitzung vom 13. Januar 1845. 

Der Commissionsbericht des Abgeordneten Müller vom 
17. Februar 1845 — 13. Beilagenh. S. 349 - 51 Beil. Nr. 1 — 
leidet an wesentlichen Unklarheiten, er spricht sich einerseits 
gegen die Verleihung des Rechts der Notenausgabe aus und 
andererseits auch gegen den Beitritt zur Adresse, weil ohne 
das Becht der Notenausgabe one Bank die beabsichtigten 
Geschfiitszweige nicht mit VorUieü betreiben könne. „Wir 
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besitzen übrip^ens in grösseren und kleineren Städten unseres 
Landes Banquiers und Handlungshäuser, die sich mit Escompte- 
und Girogescbäften befassen und den Geldbedarf zu befriedi- 
gen vemiögen. Die Versoigimgsaiistalt leiht auf Hypotheken, 
Staatspapiere, Faustpfänder u. 8. w., so dass wir ein so drin- 
gendes BedOrfiiiss zur Enichtiuig einer Baak nicht einzusehen 
TennOgen. Es sei d^, dass sie zuj^ch den Zwedr haben 
solle, wie die Bank in Brüssel uid andere indnstrieUe Banken, 
doTch Ankauf von Actien neuer sich erst oonstitnirrader Ge- 
sellschaften die Begründung dmelben zu eileiditem, oder 
dass sie die Actien bereits bestehender Corporationen an 
sich bringe, und in ihrem Werths erhalte, wenn diese Ac- 
tien in der öffentlichen Meinung zu sinken beginnen." 5 Mit- 
glieder der Conmiissioii beantragten auf Grund dieser Erwä- 
gungen der Adresse nicht beizutreten. Die übrigen 2 Mit- 
glieder beantragten der Adresse beizutreten, jedoch unter Be- 
willigung des Rechts der Notenausgabe für die Bank. Die 
zweite Kammer theilte die Ansicht der Commissionsminorität. 
Der Antrag würde wohl zum Beschlüsse erhoben worden sem, 
wenn nicht dn Zufall im Wege gestanden hätte. Die Sitzun- 
gen der ersten Kammer waren nftmlich am 1. Februar 1846, 
an welchem Tage die Berathung in der zweiten Kammer statt- 
fand, bereits geschlosten. Eine Aenderung der Adresse würde 
sonach zur Folge gehabt haben, dass die Bitte um Genehmi- 
gung dner ActieugeseUschalt zur Errichtung einer Bank nicht 
mehr an den Thron gelangt s^ würde. Man fmd 
Vermittlungsweg in dem von dem Abgeordneten Junghanns 
beantragten Beschluss: „Dass die zweite Kammer nach den 
von der Regierungscommission über die Verhandlungen der 
ersten Kammer ertheilten Aufklärungen dem Zusatz derselben 
die Auslegung gegeben habe, dass darin nur von einer aus- 
schliesslichen Ermächtigung zur Ausgabe von Noten auf 
den Inhaber die Rede sei". Hiermit war die Ansicht der Kam- 
mer ausgesprochen, dass eine Zettelbank genehmigt werden 
möge. Da jedoch die Ermächtigung zur Ausgabe von Papier- 
geld, sowie die Enthebung der Bank von den für die Faust- 
plaadurkunden Torgeschriebenen Formalitäten nebst einigen 
anderen Bestimmungen in den Kreis der Gesetzgebung gehör- 
ten, so sprach die Kammer schliesslich die Erwartung aus, 
dass dem nächsten Landtag dn Gesetz vorgelegt werde. S. Ma- 
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thy, in seinem Bericht über die zur Motion erhobene Vorstel- 
lung der Direction des Badischen Industrie-Vereins , die Er- 
richtung einer Baiik betr. vom 14. August 1846. In diesem 
Stadium blieb vorerst die Angelegenheit. 

Die Direction des badischen Industrie- Vereins zu Karls- 
rnhe brachte die Frage der Enichtimg einer badischen Bank 
zunächst irieder in Anregung. In einer Petitioii an die Kam- 
mer iries m darauf hin, dass das Bedtkifbiss einer CSredit- 
und Giro-Bank seit den Jahren 1844 und 1845 ein yiel grOe- 
sores geworden sei, weil der aber ganz Europa sich verbrei- 
tende Bau Ton Eisenbahnen aUe disponiblen Mittel in An- 
spruch nehme und sie dem Handel, wie industriellen Unter- 
nehmungen entziehe. In der Sitzung vom 4. August 1846 er- 
stattete der Abgeordnete Helbing über die Petition befürwor- 
tenden Bericht. Beilage Nr. 2 zum Protokoll vom 4. August 
1846, 7. Protokollheft S. 1. „Die Bauken sind überall zur 
Nothwendigkeit geworden, wo Ackerbau und Gewerbe nur 
einigermassen blühen, ihre wohlthätigen Folgen haben sich 
überall erwiesen, wo sie errichtet worden sind, und wir kön- 
nen in dieser Beziehung auf alle uns umgebenden Länder 
hinweisen." Die Conmiission beantragte, dass die Petition als 
Motion behandelt und in die Abtheünngen zur Berathong 
Tervieaen worda Die Abgeordneten SCathy, Junghanns I und 
Metz unterstützten den Antrag, welcher von der Kammer als- 
dann angenommen wurde. 

Am 14. August 1846 erstattete Mathy über die zur Mo- 
tion erhobene Petition Bericht. Yerhandl. der II. Kammer 
1845j46, 7. Beüagenheft 355 bis 366. Durch diesen Com- 
missionsbericht tritt Mathy zum erstenmal mit dem ganzen 
Uebergewicht seiner practischen Einsicht und der glänzenden 
Ueberlegenheit seiner finanziellen und schriftstellerischen Be- 
gabung in die badische Bankfrage ein: In seinem Eingang 
gibt der Bericht eine Uebersicht über den seitherigen Gang 
dieser Frage. £s folgt eine Darlegung der Vortheile, welche 
die Banken dem Ackerbau und den Gewerben bringen, insbe- 
sondere der Vortheile, welche sie gegenüber dem Ton Ban- 
quiers gewShrtoi Credit haben und ihrer Vorzüge gegenüber 
den Geldmftchten, deren absolute Harrschaft sie brechen. Ma- 
thy vendet sich dann zur Besprechung der von den Gegnern 
der Banken geltend genaiAlien GrOnde. £r theflt diese Geg- 
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ner in zwei Classen: Die Concurrenten als Gegner, (mit die- 
sen hat der Bericht sich nicht ^Yeiter zu beschäftigen) und 
die Bedenken deutscher Schriftsteller und Staatsdiener, wie 
sie namentlich gegen Zettelbanken hervortreten. Mathy schil- 
dert die Gefahren und bespricht die vorhandenen Schutzmit- 
tel Der erste Theil des Berichts gipfelt auf Seite d61 in 
dem Satze: Bue Commission ist hiernach der Meinung, dass 
Zettelbanken, wenn ihre Zeit gekommen ist, ohne Nachtheil 
für die Geschäfte des Handels im ausgedehntesten Sinn — 
mit Landesproducten, inländischen und fremden Waaren aller 
Art — nicht umgangen werden können. — Der zweite Theil 
des Gommissionsberidits beschäftigt sich mit der Frage: ist 
fOr Baden die Zeit g^mmen in die Errichtung einer Zettel* 
bank einzuwilligen? 

„Für die Bejahung dieser Frage sprechen die Beschlüsse 
beider Kammern und die vorliegenden Petitionen, sowie die 
allgemeine Stimme des betheiligten Publikums." Ward das 
Bedürfniss schon vor Jahren empfunden, so ist es heute nur 
um so fühlbarer und es ist zugleich das Bedenken weggefal- 
len, welches früher dem ausschliesslichen Recht, Noten auszu- 
geben, entgegengehalten wurde, dass nämlich der Staat selbst 
Papier ausgeben und seiner eigenen Gasse den Zinsgewinn 
vorbehalten könne. Die Regierung hat zu einer Zeit, wo An- 
lass dazu vorhanden war, keinen Gebrauch von dem Papier 
gemacht, sie hat auf das Bestimmteste erklärt, dass sie auch in 
i&ikunft keinen Gebrauch davon machen werde und die Mög- 
lichkeit, dass sie diesen Grundsatz aufgebe, ist nicht stark 
genug, um dem Lande den guten Gebrauch eines Bankpapiers 
zu versagen. Es leistet auch das Papier des Staates keines- 
wegs die nämlichen Dienste wie das Papier der Bank 

Ein weiterer Grund, mit der Errichtung einer Zettelbank 
nicht länger zu säumen, liegt auch in der Ausdehnung des 
Bankwesens rings um uns her. TJcberall tauchen diese An- 
stalten auf, von allen Seiten dringen ihre Papiere ins Land, 
nach allen Richtungen geht der Preis, um welchen sie unserer 
Industrie und unserem Handel ihre Dienste leisten, zum Lande 
hinaus .... Es kann also auch fürder nicht die Bede sein 
von Abwendung der Gefahren des Papiers durch Verweigerung 
des Umlaufsmittels der Banknoten; diese Gefiahren tragen wir 
schon, aber wir hdte sie dem Auslände tragen. 
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.... Der zweite 'J'heil des Berichts gipfelt in dem Satz 
S. 362: darf die Commission sonach vertrauen, dass die Kam- 
mer ihren Beschluss vom Jahre 1845 für Errichtung einer 
Zettelbauk mit verstärkten Gründen imd unter Ausdehnung 
auf die ausschliessliche Berechtigung zur Ausgabe von Zetteln 
wiederholen werde, so entsteht die Frage, (Uehergang zum 3. 
Theii des Berichts) „ob auch jetzt wieder um eine blosse 
Möglichkeit, also um Ertheilung einer Ennächtigung für den 
möglichen Fall, dass eine Gesellschaft sidi melde, gebeten 
wird, oder ob Aussicht vorhanden ist, dass die Bank sofort 
ins Leben treten kOnne. 

Wir setzen voraus, dass ein Gutachten darüber, ob eine 
Staatsbank oder eine Privatbank errichtet werden soll, über- 
flüssig, dass vielmehr einzig von Ertheilung einer Conccssion 
an eine Gesellschaft die Kode ist. Andere Anstalten, die sich 
langsam, in stetiger Fonn nach gemessener Instruktion kanz- 
leimässig bewegen können, ohne ihrem Zweck zu schaden, mö- 
gen sich unter die Staatsleitung bequemen; aber so nothwen- 
dig für das öffentliche Vertrauen die Aufsicht der Regierung 
ist, eben so unentbehrlich dafür ist die Leitung durch Ge- 
schäftsmänner, wo es sich um schnellen und sicheren Blick, 
um raschen Entscfaluss und Vollzug in jedem einzehien Fall 
handelt, wo ein sdüeppender Gang, ein Ängstliches Fragen 
nadi Verhaltungsnuissregeln die LebensfUugkeit des ganzen 
Organismus namentlich in der jetzigen Zeit yeikfimmem ja 
den Edm des Todes mitten hinein setzen wflrde. Dies vor- 
ausgesetzt, k(^nen wir d^ Kammer mitthellen, dass die Er- 
richtung einer badischen Credit- und Girobank lediglich nur 
noch von der Genehmigmig der Statuten durch die Regierung 
und von der Erlassung der Röthigen gesetzlichen Bestimmun- 
gen abhängt. Es ist der Kommission bekannt geworden, dass 
eine Gesellschaft schon vor geraumer Zeit um die Coucession 
zur Errichtung einer badischen Credit- und Girobank einge- 
koramen ist, und einen Entwurf von Statuten als Grundlage 
der Prüfung und Erörterung vorgelegt hat, dass die frühere 
Gesellschaft von 1841 ihre Prioritätsansprüche dieser neuen 
Gesellschaft übertragen hat, dass als Bevollmächtigter der 
letzteren ein Mann sich darstdlt, dessen Name, Charakter und 
B^Lhigong in jed» Hinsicht lUlein schon Bflrgschidft wäre, 
dass es sidi hier weder um ein leeres Prqject nodi um eine 
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trübe Geldspckulation handelt, wir haljen endlich erfahren, 
dass unter den Häusern, welche dieser Mann vertritt, solche 
sind, dereu Ruf nur vortheilhaft auf das Vertrauen zu dem 
Unteniehmen , auf das Gedeihen und die Nützlichkeit dessel- 
ben wirken kann/' 

Das Referat kann den Bericht nicht ersetzen, der durch 
zahlreiche feinsinnige Bemerkungen selbst heute noch im ho- 
hen Grade lesenswerth ist. Treffend ist beispielsweise die Ge- 
gaiabmteUimg der Wirksamkeit euusr Bank im Gegensata 
zur Thfttic^it des eiszelneii Banquiers ... , Jn einzdnen 
Zweigen menschlicher Th&tigkeit kennt man den Nntzen der 
Yereind, man wird ihn bei dem BankgeachttÜ moht in Abrede 
Stetten können. Dem einzehien Geldhändler schadet es nidit 
an Ruf und Vertrauen, wenn er einzig auf seinen Nutzen sidit 
imd gerade dann am wenigsten thut, wenn die Noth am 
grössten ist; aber der Ruf und das Vertrauen eines Bankin- 
stituts würde schwinden, wenn es dem Verkehr seine Hilfe 
ohne \otli entziehen oder übermässig erschweren wollte. Der 
einzelne Banquier weiss allein, wie er steht; die Bank arbei- 
tet unter Aufsicht und Controle der Regierung, der Stand 
ihres Vermögens und ihrer Greschäfte liegt dem Publikum vor. 
Und gerade in Zeiten einer Krisis bewähren die Banken ihren 
Nutzen ; bei Krisen , die jedes Jahr im Herbst ba dem star* 
ken Greldbedarf für den Umsatz der Landesprodukte als leich- 
tes Fieber^ stärker in ein«n guten Weiiqalur, noch stftikar 
aber dum eintreten, wenn aussogewCdmliche Verwendmigen 
oder Ereignisse das Greld zurückhalten oder in früher unbe- 
kannte Canftle leiten. Alsdann haben die Bankhäuser selbst 
eine Stütze an einer solchen Anstalt, sie bewegen sich freier, 
denn sie wissen, dass sie dort gegen Verkauf oder Verpfan- 
dung ihrer Valuten stets Geld erhalten können. Eine Bank 
leistet mehr als einige mittlere selbst grössere Bankhäuser, 
sie leitet den Verkehr über manche Klippen hinaus, woran er 
ohne sie gescheitert oder wenigstens nicht ohne Uaverei davon 
gekommen wäre. 

Der kolossalen Geldmacherei gegenüber siud aber die 
Banken, wo sie Boden gefasst und Bestand gewonuai haben, 
ein heilsames Gegengewicht Ohne Banken oommandiren jme 
allein auf dem Geldmark, machen die Preise, begünstigen gute 
Freunde, drücken die Nebenbuhler. Dies haben nicht nur Ge- 
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Schäftsleute, dies haben llegicruügeii eifahreii imd erfaliren 
es noch täglich. Die Banken werden den Handel und die 
Industrie von den Fesseln der colossalcn Geldniächte eman- 
cipiren, ohne Banken herrschen jene uubeschräukt, mit den 
Banken werden sie sich accoiuniodiren." 

Ln Anschluss an den Bericht ging der Antrag der C!om- 
mlssioQ dahin: Die Kammer möge der Regierung mittelst 
Schreibens an das Grossherzogliche Staatsministerium unter 
empfehlender Ueberweisung der VoisteUung der Directiou des 
badiachen Industrievereiiia eri^ffiien: 

1. Sie halte die Errichtang einer Landesbank bei den 
gegenwärtigen Bedflrfoissoi des Handels, der Industrie und 
der Landwirthschaft bezüglich anf Credit nnd Geldverhalt^ 
nisse nicht nur für wfinschenswerth, sondern für dringend 
nothwendig, und ersuche daher die hohe Begierung für me 
Actiengesellschaft zur Errichtung einer Bank, nach vorheriger 
Prüfung ihrer Statuten , die höchste Genehmigung erwirken 
zu wollen und diejenigen Bestimmungen vorkehren zu lassen, 
welche zu ihr^ Bestehen und gedeihlichen Wirken nothwen- 
dig sind. 

2. Die Kannner erwarte, dass die Kej2;ierung dem gegen- 
wärtigen Landtag noch diejenigen Bestimmungca in Betreti 
der Errichtung einer Bank vorlegen werde, welche auf dem 
Weg der Gesetzgebung zu erlassen sind, oder wenn unüber- 
steigliche Hindernisse der Vorlage auf dem gegenwärtigen 
Landtage entgegenstehe sollten, dass durch ein provisorisches 
Gesetz jene Bestimmungen erlassen würden. — VerhandL der 
2. Kammer Tom 19. Aug. 1846, 8. ProtokoUh., S. 275 Igde., 
S. 289. 

In der IXiscussion wurde von den Abgeordneten Mathy, 
Bassermann und Buss mit Nachdruck wiederholt betont, dass 

durch die Entstehung der Bank und die Erhebung Mannhdms 

zu einem Wechselplatz das ganze Land von den beiden der- 
zeit es beherrschenden Geldplätzen Frankfurt und Basel un- 
abhängig werde. 

„Es lässt sich nicht leugnen, wir stehen unter einer Art 
von absolutistischer Geldmacht; wir haben zwei Plätze, von 
wo aus Tyrannei über uns geübt wird, nämlich Basel und 
Frankfurt. Von Basel aus geschieht es mehr durch die ge- 
theüte Geldmacht der einzelnen Banquiers, von Frankfurt aus 
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dagegen durch ein Oberhaupt, das ziemlich unbegrenzt die 
dortigen Geldverhältuisse beherrscht. Verhaudl. 1. c. S. 283 . . 
„Hat man uns nicht, zwar nicht öffentlich, aber im Coniniis- 
sionszimmer gesagt, wir stünden gegenüber einer Geldmacht" 

— bemerkte Basscrmaun — S. 278 — und Mathy rief bei 
diesen Worten: Man hat von Frankfurt aus die Aendenmgeu 
in unserem Gesetze dictirt. Und weiter bemerkte Mathy: 
S. 286: „Mir will scheinen, als wolle man keine Anstalt, die 
sich nicht polizeilich massregeln Ifisst, oder als glaube man, 
eine Bank durch Verordnung grOnden zu können, wo und ivie 
man will. Das ist ein Irrthum. Eine solche Anstalt kann 
man nur da gründen, wo sie Boden hat, wo Leute dazu da 
sind, weiche Mittel hergeben und die Verwaltung ftthrra. 
Man scheint zu glauben, man kdnne ein Bftnkchen an die 
Kadsmher Versorgungsanstalt knüpfen. Warum nicht? aber 
was es nützen würde, das wflrde sich bald zeigen.** 

Der ersten Kammer war die Petition der Direction des 
badischen Industrievereins von dem Fürsten von Fürstenberg 
mit dringender Empfehlung am G. August 1846 übergeben 
worden. Am 12. September hatte Göler seinen Bericht über 
die Petition fertig. — Verhandl. der 1. Kammer, Beil. Nr. 169. 

— Die Commission beantragte die Petition mit Empfehlung 
dem Staatsministerium zu überweisen. An der Discussion vom 
16. September betheiligten sich insbesondere der inzwischen 
zum Präsidenten des Ministeiiums des Innern ernannte Ge- 
heimerath Nebenius und femer Begenaorar* Die Antrftge dar 
Cranmission wurden angenommen. VerhandL S. 488. 

Das Project einer Mannhdmer Credit- und Girobank war 
inzwischen von dem Begterungsassessor Niebuhr in seiner Ab- 
handlung ,,zur Feststellung der Urthdle Uber die heutige Ge- 
staltung des Bankwesens und insbesondera übor die Mannhei- 
mer Credit- und Girobank (im Archiv der Pol. Oeconomie von 
Rau-Hanssen, 1846) scharf und im Wesentlichen ungünstig 
kritisirt worden. Ebendaselbst ist ein Auszug der Statuten 
mitgetheilt. 

Im Jahre 1847 fand eine Versammlung von Notabein 
aus dem Stand der Gelehrten, Kaufleute und Industriellen 
statt, welche von der Regierung berufen worden war, um ein 
Gutachten über die Bankfrage abzugeben. Die Versammlung 
erklärte „dass die Errichtung einer Bank im Grossheizogthum 
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für nützlich zu erachten sei." Archiv der Karlsruher Han- 
delskammer, Acten für die 60er Jahre. 

£0 traten nun geraume Zeit Mittheilungen über den Stand 
der Bankfrage nicht an die Oeffentlichkeit 

§. 21. Hathy's Motion snf Errichtung einer LandeBoredit- 

anftalt 1852. 

Am 22. December 1851 begründete Mathy eine Motion 
auf Errichtung einer Landescreditanstalt — Protok. der 2. 
Kammer, S. 21. — Die Motion lautete: „Seine Königliche Ho- 
heit den Grossherzog in einer unterthänigsten Adresse zu bit- 
ten, die Frage wegen Errichtung einer Landescreditanstalt 
zur Förderung der Landwirthschaft, der Gewerbe und des 
Handels vorzugsweise mittelst Unterstützung der hierfür be- 
stehenden und sich bildenden Creditvereine, durch höchstihre 
Begierung in baldige und sorgfältige Erwägung ziehen und 
der Ständeversammlung Vorlage darüber machen zu lassen." 
— VerhandL der 2. Kammer, ö. Beilagenh. S. 87 — 90. 

Mathy ging von der Yonuifisetzimg ans, dass in Jedem 
Landbezirk, in jeder Stadt, wo sich das BedOifiiiss zeige, 
Tereme zusammen treten konnten, um dem Landmann, dem 
Handwerker, dem Industriellen und Handelsmann zur Verbes- 
serung des Bodens, zur Anschafiung von Betriebsmitteln, zur 
früheren Benutzung seines in Vorräthen und Forderungen zu- 
rückgehalteneu Capitals oder zu anderen seinen Nahrungsstand 
fördernden Zwecken Darlehen oder Vorschüsse zu geben. Die- 
sen Vereinen stand damals die Hauptschwicrigkeit entgegen, 
dass sie nicht in der Lage waren ohne Beihülfe des Staates 
die erforderlichen Betriebsmittel sich zu verschaffen. 

Nach Mathy's Ansicht konnte die Beihilfe am füglichsten 
durch die Gründung einer Central- oder Landescreditanstalt 
geleistet werden, deren Zweck dahin ausgesprochen würde, 
dass sie bestinmit sei, zur Unterstützung des Landbaues, der 
Gewerbe und des Handels ^««zugsweise an die hierfür im 
Lande bestehenden oder sich bildenden Greditrereine gegen ge^ 
nfigende Sicherheit und zu billigen Zinsen Darlehen oder Vor- 
schüsse zu geben. 

Der umfossend motivhrte Antrag wurde in die Abtheilun- 
gen "verwieseD. Am 7. Februar 1852 erstattete Trefurt dm 
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Commissionsbericlit. 5. Beilagenh. S. 171 — 181. Der Comiiiis- 
sionsbericht enthält unter Befürwortung der Motion die Grund- 
züge der Landescreditanstalt. Er betont zunächst, dass der 
Staat, wenn er die Anstalt errichte, auch für deren Verbind* 
lichkeiten emzustehen habe, folgUdi soll die Anstalt unter 
Leitung der Staatsbehörden , in oberster Instanz des Finanz- 
ministeriums und des Ministeriums des Innern, sowie unter 
Ifitaufiddit des ständigen Ausschusses und der Stfadekammer 
stehen. Durch Dotation mit Staatsmittd sollten die Capita- 
lien der Anstalt beschafft werden. 

„Die Frage wie weit sich diese Dotation zu erstrecken 
hat, hängt eng zusammen mit der Frage, wie weit vorerst die 
Wirksamkeit der Anstalt ausgedehnt werden soll , ob ihr na- 
mentlich auch die Verwaltung der Ccntralschuldeiitilgungscasse 
und des Domanialgnmdstocks, der Lehen- Cautiou- und Mili- 
täreinstandsgelder zugewiesen werden soll. Eine solche Ver- 
einigung verwandter Geschäfte erscheint ihrer Commission au- 
gemessen." 

Die Anstalt sollte Landesdepositencasse sein ab^ ausser- 
dem im weiten Umfang Depostten von Privaten oder spedell 
Creditanstalten auf kurze oder lange Zeit annehmen kOnnen. 
FOr die Depositen sollte sie Schuldscheine aussteDen. Das 
Mass der Dq^ten und der hierüBr auszusteillenden Sdiuld- 
sch^e sollte begrenzt und die Gontrole normirt sein. Man 
wollte die Qeschfiftsthätigkeit insofern beschr&nken, als sie nur 
an Inifinder, gegen genügende Sicherheit und zu möglichst 
billigen Zinsen ausleihen sollte. Es wurde gewünscht, dass 
die Belcihungen unter dem Werthe der belichcneu Objecto 
statthaben und bei Concurrcnz von Privaten und Gassen als 
Geldsuchenden die (fassen den Vorzug haben möchten. Hy- 
pothekarische Darlehen sollten wesentlich auf Annuitäten ge- 
geben, für Faustpfaiiddarlelieii die beschränkenden Vorschriften 
des Landrechts beseitigt werden. Creditgewährung an Spar- 
und Oreditcassen setzte Prüfimg der Statuten voraus. Der 
Ankauf von Zielem war zugelassen. Gegen Bürgschaft sollte 
man nur in kleineren Beträgen und mit sonstigen Vorsichts- 
massregeln Darlehen geben. 

Die Adresse wurde beschlossen und gelangte am 17. Fe- 
bruar 1852 auch in der mten Kammer zur Annahme. Ver- 
handl. der 1. Kammer, 1. Beilagenh. S. 147, Beilage Kr. 62. 
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§. 22. Das Gesuch der Darmstädter Bank für Handel uod In- 
dustrie, betreffend die £rrichtaag einer f'iiiale in Mann- 
heim. 1856. 

Am 26. Januar 1856 richtete die Bank lOr Haadel und 
Industrie zu Dannstadt an das badische Ministerium der Fi- 
nanzen das Gesuch um Eriiieflung der Conceesion zur Errich- 
tung einer Filiale in Mannheim. — Archiv der Mannheimer 

Handelskammer, fasc. Bankwesen, 1864. — Diese Vorstellung 
wurde von llegcnauer an die Mannheimer Handelskammer zur 
Begutachtung geschickt. Die Handelskammer entschied sich 
lt. Ant\v(n*t vom 19. Februar 1856 für Ablehnung des Gesuchs 
und demgemäss entschied auch das Ministerium des Innern un- 
ter dem 4. März 1856, welchem das Finanzministerium die Ein- 
gabe der Darmstädter Bank übergeben hatte. Die Mannheimer 
Handelskammer hatte betont, dass sie die Gründung eines 
grossen, auf soliden Grundlagen beruhenden einheimischen In- 
stituts gern sehen würde. Bei dem Gesuche der Dannstädter 
Bank aber handle es sich nur um ein grosses Banquieige- 
schaft, wdches keine Verpflichtungen übernehme, sich nicht 
unter Oberau&idit des Staates stelle und keine Grenzen der 
Operationen kenne. Die Bank bedürfe Übrigens nicht der nach- 
gesuchten Goncessionsertheflung, um ihre Geschäfte auf den 
Platz Mannheim zu erstrecken, es bleibe ihr unbenonmien, 
gleichwie in Frankfurt a. M. einen Agenten in Mannheim auf- 
zustellen, „es scheint aber das Gesuch weniger dem Draiig 
nach Unterstützung des Handels und der Industrie, kaum der 
Erziel ung der daraus für die Gründer entspringenden Rente, 
als vielmehr der Absicht zu entspringen, der nahevcrwaudten 
Zettelbank eine gute Absatzquelle ihrer in Aussicht stehenden 
Notenmasse zu eröffnen." „Baden wird mit Noten der Zettel- 
bank überschwemmt und in ein Abhängigkeitsverhältniss zu 
Hessen kommen.^^ „Mannheim wird eine Filiale von Darm- 
stadt werden.^ 

§. 23. Der Plan zur Errichtung einer Bank für Haadel und 
ludoBtrie und einer Hypothekenbank. 1856. 

Im Jahre 1856 reichte ein Mannheimer Oonsortium das 
Gesuch ein um Goncessionirung einer Bank fftr Handel und 

8» 
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Industrie nebst Hypothekenbank. Dieses Consortium hatte 
Beziehungen zu der sogenannte Adelsgesellschaft, an dwen 
Spitze der FQrst von Ffirstenberg stand. Es wollte den Sitz 
der Bank nach Mannheim verlegt inssen. 

Ihnen gegenüber bildete sich auf Veranlassung von G. 
IfUller k Göns, und Gebr. Haas ein Karlsruher Consortium, 
welches den Sitz der Bank für Karlsruhe wünschte, vor Allem 
aber zu verhindern suchte, dass unter Ausschkiss ihrer selbst 
die Vortheile einer Bankgründung dem Mannlicinier Consortium 
zufielen. Es erstrebte daher auch stets eine Fusion mit dem 
Mannheimer Consortium. Seine Operationen vollzog es unab- 
hängig von der Karlsruher Handelskammer und dem dortigen 
Handelsstande. 

Die Angelegenheit konnte indessen nicht wohl unbekannt 
bleiben. Mitglieder der Karlsruher Handelskammer und des 
dortigen Handelsstandes erhielten von der Sachlage Kenntniss, 
insbesondere auch dayon, dass em Mannhdmer Consortium 
sich gebfldet habe und den Sitz der Bank für Ifannheim er- 
strebe. „Beunruhigt'* durch dieses Gerttcht forderten sie die 
Banquiers MUller ft Haas auf, dch mit ihnen ins Benehmen 
zu setzen und in Gemeinschaft mit der Handelskammer und 
den städtischen Behörden Schritte im Interesse von Karlsruhe 
zu thun. 

Monate hindurch dauerten die Schachzüge der drei Fac- 
toren. Das Mannheimer Consortium und später auch Dele- 
girte der Karlsruher Handelskammer und des Handelsstandes 
suchten um Audienz bei dem Grossherzog nach und erhielten 
sie. Die Karlsruher Banquiers machten alle Anstrengungen, 
um eine Fusion mit dem Mannheimer Consortium unter Aus- 
schluss einer direkten Betheiligung und Vertretung der Karls- 
ruher Handelskammer und des dortigen Handelsstandes zu 
Wege zu bringen. Die Handelskammer und der Handelsstand 
hatten ein wachsames Auge und erstrebten mit aller Energie 
in der Person d^ Abgeordneten Eduard Kölle dnen mit den 
bdden Banquiers gleichberechtigten Vertreter für das Consor- 
tium zur Gründung der Bank. Es gelang den beiden Banquiers 
ohne Wissen des Eduard Kölle und der durch ihn vertretenen 
UDmdanten einen Fusionsvertrag mit dem grundherrlichen 
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Adel abzuschliessen. Allein nachdem dieser Vertrag ge- 
schlossen wordeu war, setzte es die Karlsruher Handels- 
kammer und der Handelsstand durch , dass sie in der fusio- 
nirten Gesellschaft das Recht erhielten , das Concessionsge- 
siich durch ihren Delegirten zu unterzeichnen und dass der- 
selbe für den künftigen definitiven Verwaltungsrath als activ 
und passiv wahlberechtigt anerkannt wurde. 

Die Mitglieder des Karlsruher Handelsstandes hatten un- 
ter dem 14. April 1856 für die zu errichtende Bank für Han- 
del und Industrie sowie eine badische Hypotheken-Bank 4304 
Actieo mit fl. 1,076.000 gezeichnet und die YertretoDg auch 
dieser Zeichiraiigeii war auf Kfille übertragen worden. Man 
hatte hiervon mit dcon Bemerken Notiz genommen, dass je- 
denfalls nicht die Yolle Simime bei tiner B^artitum den 
Zeichnern überkssen werden könne. IHe Banqniers snditen 
die Snmme der Betheiligung zuerst auf fl. 600000, dann auf 
fl. 180000 mit Aussicht auf noch weitere Beduction herabzu- 
drücken. 

Was die Statuten der zu gründenden Bank betrifft, so 
hatte ein Mitglied des Fiuanzininistcriunis den Statuten-Ent- 
wurf ausgearbeitet, um „den Gesuchen um Ertheilung der 
Staatsgenehmigung zur Errichtung einer Bank für Handel und 
Industrie als Grundlage zu dienen", und so die Uebereinkunft 
zwischen der Regierung imd den Gründern der Bank zu er- 
kichtem. Die Unterhandlungen über die Statuten sollten 
dann hauptsächlich diejenigen Paragraphen zum Gegenstand 
haben, in welchen die GrOnder eine Abweichung von diesem 
Entwürfe faür ndthig erachteten. Es waren also gleichsam die 
Kormativbestimmungen für eine Bank zor Fdrdenmg des Han- 
dds und der Industrie gegeben. Der Ver&sser dieser Nor- 
matiYbestimmungen war der Ansitilit^ dass es angemessen sei, 
gleichzeitig mit dner Creditbank auch eine Hypothekenbank zu 
errichten. Auch für diese hatte er die Grundzüge entworfen 
und in einem Anhange gezeigt, wie die Gründung der Bank 
für Handel und Industrie ohne Nachtheil für die Gründer be- 
nutzt werden könne, um der Hypothekenbank einen Unter- 
stützungsfond zu verschaffen. Er setzte voraus, dass die- 
selben Personen beide Institute gründen wollten. Der Sta- 
ttttenentwurf für die Creditbank umfasste 72 Paragraphen. 



Digitized by Google 



118 



SwaUe Abtheilang. 



Als Geschäfte der Bank bezeichnet der §. 4: die Discontirung 
von Wechseln, das Contocorrent geschüft und die Gründung 
von Creditvereinen, die (icwähruug von Vorschüssen auf For- 
derungen, Actien und Waareu, die Leistung von Zahlungen 
und Erhebung von Forderungen für Andere, der Kauf, Ver- 
kauf, die Verpfändung und der l^m tausch von Forderungen 
und Actien für sich selbst und Andere, die Eingehung von 
Alllehensgeschäften, die Gründung und Beförderung nutzbrin- 
gender Unternehmungen, die Aufbewahrung von Urkunden, Edel- 
metallen, Edelsteinen und anderen Kostbarkeiten. Die Bank 
sollte ferner nach §.5 das Becht hab^, dgene verzinslidie 
Schuldmschreilningen auszugeben, welcbe nicht vor Jahresfdst 
ver&llen; diese Schuldversdireibungen sollten stets durch Dar* 
lehensfordenmgen und durch den Werth der der Bank ange- 
hfirenden Wedbsd "rdlkommen gededct sdn. Alle anderen 
Geschäfte, insbesondere ungedeckte Verkäufe oder Prämienge- 
schäfte, sowie die Ausgabe unverzinslicher, auf den Inhaber 
lautender Scheine, waren von dem Wirkungskreis der Bank 
ausgeschlossen. — Das Darlehenskapital war mit 20,000,000 
Gulden in 80,000 Actien zu je 250 Gulden vorgesehen. Da- 
von sollten zunächst 40,000 Actien ausgegeben werden und 
die Errichtung der Gesellschaft sollte statthaben können, so- 
bald 20,000 Actien verbindlich übernommen waren. Man wollte 
auf die bei Errichtung der Bank gezeichneten Actien 20 ^/^ 
binnen vier Wochen nach Errichtung der Gesellschaft und die 
tkbrigen 80 ^j^ innerhalb «eiterer zwei Jahre einbezahlen las- 
sen. Nach geschehener vollständiger Einzahlung sollten Actien 
auf den Inhaber verabfolgt, bis dahhi aber Interimssdieine 
ausgestellt «erden, ans wekhen die geleisteten Einzahlungen 
ersichtlich waren. 

Als Organe der Gesellschalfc nennen die Statuten die Gene- 
ralversammlung, den Ausschuss und die Direction. Ausschuss 
und Verwaltungsrath werden von der Generalversammlung ge- 
wählt; niemand kann gleichzeitig Mitglied der beiden letztge- 
nannten Organe sein. Der Verwaltungsrath ist dem Ausschuss 
untergeordnet. — Dem Verwaltuugsrath steht innerhalb der 
durch den Wirkungskreis des Ausschusses gezogenen Schran- 
ken die gesammte Bankverwaituug zu, soweit sie nicht der 
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Cfenenlversammlung vorbehalten ist Er hat auch Vollmacht 

zu VeriUlsserungen , Verpfändungen und anderen Eigcnthums- 
handluiigcu. — Er bestellt aus G Mitgliederu. Das Amt eines 
Mitgliedes des Verwaltuiigsratlis dauert in der Regel sechs 
Jahre. Alle drei Jahre treten drei Mitglieder aus. Die Aus- 
tretenden sind wieder wählbar. Die Generalversammlung kann 
jederzeit einem Mitglied des Verwaltmigsraths seine Vollmacht 
entziehen. Der Verwaltungsrath hält in der Kegel monat- 
lich zwei Sitzungen. AusserordeoÜiche Sitzungen werden von 
dem Vorstand nach Erfordemiss angeordnet. 

Der Ausschuss hat folgenden Wirkungskreis: den Ver- 
waltungsrath in seiner Geseh&ftsführung zu Hherwachen und 
ihm auf seine Anfragen oder aus freiem Antrieb Bath zu er* 
theilen, die Grenzen der Ausdehnung jedes Qesehiftszwelges 
▼orzuzeiehn^, die Bedingungen der Geschäfte im Allgemeinen 
jeweils mit Rflcksicht auC die Yerhältnisse festzustellen, die 
Geschäftsordnung und die allgemeinen, sowie die besonderen 
Dienstanweisungen zu genehnngen, die Rechnungen der Bank 
durchzusehen, auch von Zeit zu Zeit eine derselben einer voll- 
ständigen Superrevision zu unterwerfen, femer tlie Bilanz so- 
wie die Berechnung des Reingewinnes zu prüfen und sich 
über den Erfund in der Generalversammlung auszusprechen, 
der Generalversammlung die Vorscliläge des Verwaltungsra- 
thes wegen Ergänzung oder Abänderung der Statuten und 
wegen freiwilliger Auflösung der Gesellschaft zu begutachten, 
nöthigenialls die Berufung einer ausserordentlichen General- 
versammlung anzuordnen, die Zeitungen, durch welche die 
öffentlichen Bekanntmachungen der Bank geschehen sollen, 
gemmnschaftlidL mit dem Verwaltungsiath zu bestimmen, 
die Belohnung der Mitglieder des Yerwaltnngsrathes anszn- 
weilen, auf den Antrag des Vvwaltungsrathes den Director 
und die Yicedireetoren der Bank anzust^en und ihre Gehalte 
und Cautionen festzustellen, über die Bedingungen der Aus» 
gäbe der verfügbaren Actien, über die Errichtung von Filialen 
und Agenturen etc. zu beschliessen. — Der Ausschuss soll 
aus neun Mitgliedern bestehen, auf drei Jahre gewählt wer- 
den, die Austretenden sollen wieder wälübar sein. Er ver- 
sammelt sich regelmässig, alle sechs Monate, ausserordentlich. 
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80 oft der Präsident oder wenigstens Tier andere Mitglieder 

des Ausschusses es fOr nöthig halten. 

Die Direction, bestehend aus einem Director, einem oder 
zwei Vicedirectoren und den erforderlichen Hilfsbeamten, 
führt den laufenden Dienst nach Anordnungen des Verwal- 
tungsrathes. Handlungen der Direction gelten gegen Dritte 
als Handlungen der Gesellschaft, selbst in den Fällen, wenn 
sie ihre Dienstfunctiou überschreiten oder wenn nach den 
Gesetzen eine Specialvollmacht erforderlich ist Die Direction 
ist hiemach thatsächlich nur die Executive der Gesellschaft, 
der Schwerpunkt der Operationen ist in die GoUectivherathun- 
gen der Direction mit dem Verwaltimgsratli über bei- 

den steht der Ansschass, welcher sehr verscbiedenartige Fimk- 
tionen in sich vereinigt Er hat in vielen Punkten die Pflich- 
ten unseres heutigen Aufidchtsrathes, insbesondere aber andi 
die Obliegenhdten unserer heutigen Revisoren zu eifttllen. 
Die Thätigkeit des Venniltungsrathes gleicht mehr derjenigen, 
welche heute den unseren Directionen vielfach beigegeben en- 
geren Ausschüssen aus den Aufsichtsrätheu zukommt. 

Als besondere Rechte der Bank waren Vergünstignng 
gegenüber den gesetzlichen Zinsbeschränkungen, Erleichte- 
rungen in der faustpfandlichen Bestellung und Beitreibung der 
faustpfandlich gesicherten Forderungen in Aussicht genommen. 

Die Regierung sollte die Bank beaufisichtigen und das 
Recht haben, nach Gutdünken einzuschreiten, wenn sie eine 
Massr^el der Bankverwaltung den Statuten nicht angemessen 
oder dem Staat nachtheilig finde. Der Regienmgsgenehmi- 
gung ist zugewiesen: die Ergänzung und Abänderung der 
Statuten, die Aufifisung der Bank vor Abhuif der festgesetz- 
ten Zeit von fün&ig Jahren, die Errichtung, Aufhebung und 
Bestimmung des Wirkungskreises der Bankfiliale, die Wahl 
des Vorstandes, des Yerwaltungsrathes und sefaies Stellvertre- 
ters, die Wahl des Präsidenten des Ausschusses und seines 
Stellvertreters, auch sollten Mitglieder des Yerwaltungsrathes 
und des Ausschusses, deren Wirksamkeit von der Regierung 
für unerspriesslich erklärt werde, ihre Vollmacht verlieren, 
die Regierung sollte jederzeit die Entlassung des Directors 
und der Vicedirectoren fordern, die Berufung der Generalver- 
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Sammlung oder einer Ausschusssitzimg verlangen können ; wenn 
Zweifel über den Sinn eines Satzes der Statuten entstehe, solle 
ihr die Entscheidung zukommen. 

Die Bestimmungen des Statutenentwurfs einer badischen 
Hypothekenbank lehnen sich den eben scizzirten möglichst an. 
Die badische Hypothekenbank ist als ein Pfandbriefinstitut 
gedacht, mit der Befugniss bis zum zehnfachen Betrag des 
eingezahlten Grundkapitals, jedoch stets nur bis zur Höhe 
der vorhandenen Hypotheken, Pfandbriefe aussngeben. Das 
Grundkapital soll ausschliesslich in Hypotheken angelegt sein, 
mit den im Pfandbriefrertrieb erzielten Geldern kennen auch 
einige andere Geschäfte betrieben werden. Die Bank sollte 
berechtigt sdn gute Wechsel und andere innerhalb sechs Mo- 
naten ^lige gute Forderungen zu discontiren, ihre eigenen 
Pfandbriefe anzukaufen und wieder zu verkaufen, auf Faust- 
pfänder Darlehen zu geben, Forderungen für andere zu erhe- 
ben und daraus Zahlungen zu leisten, Geld in laufender Rech- 
nung zu übernehmen, Urkunden, edles Metall und andere 
Kostbarkeiten gegen Gebühr zu bewahren. Man hatte auch 
einen Geschäftsverkehr nut den badischen Sparkassen in Aus- 
sicht genommen; die Bank sollte den Sparkassen die bei ihr 
angelegten Gelder so verzinsen, dass der Zins höchstens um 
ein halb Prozent unter dem Zins ihrer zu derselben Zeit ausge- 
gebenen Pfandbriefen steh& Mindestens Zweidrittel der Bank-- 
darlehen sollten Annuitätendarlehen sein, der Zinsfnss aller Dar- 
lehen ist normirt Die Statuten unterscheiden hieibd die Dar- 
lehen aus dem Grundkapital und die auf Grund des Pfandbrief- 
Tertriebs gewllhrtffli Darlehen. Ffir die ersteren soll der 2Sns- 
inss der (Reiche sehn wie bei grösseren Darlehen der CSvil- 
diener-Wittwerkasse und der allgemdnen Versorgungsanstalt 
Der Zinsfass der Pfandbriefdarlehen sollte höchstens um ein 
halb Prozent höher sein als der Ziusfuss der Pfandbriefe. 

Am 16. Februar 1857 legte Eduard Kölle seine Vollmacht 
als Delegirter des Karlsruher Handelsstandes nieder und gab 
im Einverständniss mit den Gründern die Zeichnungen im 
Gesammtbetrage von fl. 1,07G,(XX) der Handelskammer zurück, 
mit der Bitte, dieselbe den Subscribenteu zuzustellen, „da die 
Bank fOr Handel und Industrie bis jetzt nicht zu Stande ge- 
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kommen ist und auch wenig Hofi'nimg für die nahe Bealisi- 
rtuig des Projectes vorhandeu ist." 

$. 24. Die Brakfrage in den Jahren 1863, 1864 

(bis snm 5. Juli). 

In der ersten Hälfte des Jahres 1863 richteten die Bank- 
häuser G. Müller, Gebr. Haas und Eduard KöUe in Karlsruhe 
an das badische Staatsministerium ein Gesuch, „um Conces- 
sions-Erthcilung zu ErriehtuDg einer badischen Notenbank mit 
dem Sitz in Karlsruhe, auf Grund angefügter Statuten." — 
Siehe Entwurf eines GonceBBumB-GeBachs (:ohne Datum) im 
Archiv der Karlsruher Handetekammer. — Zum Behuf der 
Grflndnng einer badischen Bank hatten sie sich oiit den dank- 
hänsern Gebr. Bethmann, Bapbael Erlanger und M. Eönigs- 
warter zu Frankfurt a/M. in Verbindung gesetzt Sie versuch- 
ten hauptsächlich die Bitte zu begrflnden, dass Karlsruhe Sitz 
der Bank sein müsse: 

1. weil nur am Sitz der Regierung die Staatsaufsicht über 
die Bank wirksam ausgeübt werden könne, 

2. weil die Residenz mitten im Lande liege, von den ge- 
werbreichsten Orten und den grössten industriellen Etablisse- 
ments des Landes umgeben, z. B. den Etablissements der Ma- 
schinenbaugesellscbaft , der Maschinenfabrik von Gschwindt & 
Zimmermann, der Seidenfabrik, der Wagenfabrik von Schnei- 
der & Meyer, der Orfövrie Christofle, der badischen Gesell- 
schaft für Tabakbau und Tabakhandel und der Tabakfabrik 
von Griesbach, dar grössten Zuckerfabrik im Zollvereinsgebiet 
Waghftusel mit dem Sitz in Karlsruhe. In nftchster K&he sei 
die Spinnerei und Weberei in Ettlingen, in nächsten Beziehun- 
gen zu Karlsruhe ständen die Spinnereien in Ofifenburg und 
Emmendingen, die gewerbrdchen Städte Pforzheim, Lahr, 
Baden und Gernsbach als Fremdenplätze und letzteres ids Holz- 
handelsplatz. 

3. In ganz Deutschland sei der Sitz der Notenbanken in 
der Residenz ausser der Leipziger Bank, welche aber keine 
Landesbank sei. 

4. Auch die Frankfurter Banquiers legten darauf Werth, 
dass Karlsruhe der Sitz der Bauk sei. 
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5. Die Handelsplätze Mannheim, Frciburg und wo sonst 
ein Bedürfiiiss sei, würden Filialen erhalten können. 

Das Actienkapital war auf 10,000,000 Gulden vorgesehen, 
wovon zunächst nur 5,000,000 emittirt werden sollten. Die eine 
Hälfte war dem Publicum zur Subscription reservirt, die an- 
dere Hälfte wollten die Gründer zum Nennwerth übernehmen, 
dagegen sollten dieselben für eine zweite Actienemission kei- 
nerlei Vorrechte haben. 

Für die Ausarbeitung der Statuten dienten die Statuten 
der Frankforter fiank ate Grundlage. Indessen waren einige 
Yer&ndeningen angemeaaen erschienen, insbesondere hatte man 
die Notenemission auf den zweifachen Betrag des/eingezahlten 
Actienkapltab beachiftnkt. • 

Unter dem 22. Mai 1863 richtete das Karlsruher Consor- 
tinm eine weitere ergftnzende Eingabe an die Regierung, worin 
es erklärte, dass es diejenigen Modifikationen der Statuten 
vornehmen werde, welche die Regierung für angemessen er- 
achten sollte. Diese Erklärung mag als Annäherung und Con- 
cession gegenüber einem gleichzeitig vorliegenden Gesuch eines 
Mannheimer Consortiunis , welches den Sitz der Bank in 
Mannheim wünschte, abgegeben worden sein. S. Archiv der 
Mannheimer Handelskammer. Zur Unterstützung des Karls- 
ruher Gesuches richtete die Karlsruher Handelskammer am 
12. Juni 1863 an dos Handelsministerium eine Eingabe, worin 
sie ebenfalls zu motiviren suchte, dass Karlsruhe der geeig- 
nete Banksitz sein werde. Als ein Argnment gegen Mann- 
heim betont sie „wir erkennen vollkommen die Vorzüge an» 
weldie Mannheim durch seine günstige Lage an 2 Waaser- 
strassen geniesst Diese in Yerbindong mit.groesartigen Ha- 
feaanlagen hat allerdings einen bedeutenden HandelsTerkehr 
herrorgenifen, wovon jedoch ein grosser Theil nicht dem Eigen- 
handel, sondern dem Speditionsgeschäft angehört, welch letz- 
teres bekanntlich zur Alimentinmg der Bankgeschäfte weni- 
ger beitragt." . . 

„Wenn auch Mannheim im Colonialwaaren- und namcnt- 
• lieh im Produktengeschäft ungleich grössere Umschläge als 
Karlsruhe macht, so dürfte dagegen Karlsruhe ein bedeuten- 
des Uebergewicht durch die Umsätze der umliegenden und 
Karlsruher Fabriken, verbunden mit Karlsruher Manufactur- 
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und anderen Engrosgeschäftcü und besonderes durch den Ef- 
fectenhandel erlangen." 

Am 6. Juni 1863 richtete die Karlsruher Handelskammer 
ein Rundschreiben an die andern badischen Handelskammern 
unter Mittheilung der Eingabe des Consortiums und ersuchte 
die einzelnen Handelskammern, sofern sie den Anschauungen 
der Karlsruher Handelskammer beitreten wollten, dies dem 
Handelsministerium mitzutheilen oder ihre Eingabe an das 
Handelsministerium der Karlsruher Handelskammer zur Ueber- 
mittlang za übersenden. Die Handelsinniing in Bühl, die Han- 
delskammern in Lahr and Pforzheim sprachen sich für Karls- 
ruhe ans. 

Am 22. Juni 1863 legte der Prftsident des Handelsmi- 
nisteriams, Frhr. Ton Boggenbach, der n. Kammer einen Ge- 
setzesentwurf betr. die Verleihung des Rechts der Bapknoten- 
Ausgabe tot — Verhandlmigen der II. Kammer S. 641, 4 BeU. 

Heft S. 971—974. Am 27. Juni wurde eine Commission ge- 
bildet, bestehend aus den Herren Frick, Regeaauer, Hoffmei- 
ster, Moll und Knies. Die Commission wurde später durch 
"Walii und Fauler verstärkt. 

Am 21. Juli erklärte die Commission „die eigen thümlichen 
Schwierigkeiten, die bei der Berathung eines so tief in unsere 
Verhältnisse eingreifenden Gesetzes in Betracht gezogen wer- 
den mussten, brachten so viele wichtige theils das formelle, 
theils das materielle des Entwurfs betreffende Fragen zu Tage, 
dass die Commission sich ausser Stande sieht, bei dem in 
kurzer Zeit bevorstehenden Schluss des Landtags einen der 
Wichtigkeit der Sache angemessenen, alle Verhältnisse reiflich 
erwägenden Bericht mit bestimmten wohlbegrttndeten AntrSgen 
dem hohen Hause vorzulegen.** Der Gegenstand blieb SMnit 
unerledigt. 

Die Concessionsgesnche des Mannheimer Oonsortinms efaier- 

seits und des Karlsruher Consortiums andererseits blieben bei 
dem Ministerium anhängig. Aus den Acten der Mannheimer 
Handelskammer ersehen wir, dass am 3. Februar 1864 dem 
Karlsruher Consortiuni von dem Ilandelsniinisterium aufge- 
geben wurde, eine Fusion mit dem s.g. Mannheimer Comite 
unter vorläufiger Offenlassung der Frage des Sitzes zu ver- 
suchen. 
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Das Karlsruher Consortium fügte sich. Aber das s.g. 
Mannheimer Comite lehnte jede Verhandlung entschieden ab, 
obgleich es von dem Handelsministerioiii eine ähnliche Auf- 
forderung erhalten hatte. 

Am 22. März 1864 erhielt mm das Karlsruher Consortium 
ein Begienings-Rescript, worin erUftrt wurde, dass man be- 
absichtige, die Gonoession für eine Notenbank zunächst einer 
Actiengesdlschaft zu ertheilen, welche ihren Hauptsitz in Mann- 
heim habe. Am 2. April 1864 wurde die Cüoncession dem Mann- 
heimer Gründungscomite ertheilt. S. die Schrift „einige Be- 
merkungen zu dem Commissionsbericht in der Bankfrage" Juni 
1864. (Die Schrift befindet sich in den Acten der Mannhei- 
mer Handelskammer.) Die Statuten, auf deren Grund das 
Mannheimer Consortium die badische Bank gründen wollte, 
wurden in der Beilage zu Nr. 88 des Mannheimer Journals 
vom 13. April 1864 mitgetheilt. Das Capital der Actienge- 
sellschaft ist in den Statuten auf 10,500,000 fl. vorgesehen. 
In dem Artikel 4, welcher wesentlich über das Schicksal der 
Gründung entschied, heisst es wörtlich: „Vorerst wird die 
Hälfte des Capitais durch Ausgabe von 15,000 Actien zum 
Neonwerthe aui^bracht Von diesen übernehmen' die Gonces- 
Bionftre 7500 Stack, die andern 7500 Stttck werden im 
ftflfontlicher Zeichnung begeben. Die Actien-Emission für die 
2. Hälfte des Geäellschaftscapitals findet auf Antrag des Anf- 
sichtsraths nach Beschloss der Generalversammlung statt Von 
den alsdann auszugebenden 15,000 Actien werden 7500 Sttt^ 
den Concessionären zum Nennwerthe angeboten; die übrigen 
7500, sowie die von den Concessionären etwa nicht übernom- 
menen Actien werden auf dem Weg der öffentlichen Zeichnung 
ebenfalls zum Nennwerthe ausgegeben, wobei den Inhabern der 
Actien erster Emission und zwar im Verbältniss ihres Actien- 
beaitzes ein Vorrecht eingeräumt wird." 

Die Actien lauten auf den Inhaber, können jedoch auf 
Verlangen des Inhabers auf Namen gestellt werden. Vorüber- 
gehend sollten nach Art. 66 acht Mitglieder, welche die Con- 
oesdonfire aus ihrer Mitte bezeichnen und ein Mitglied, wel- 
ches die Begiening ernennt, das Comite der badischen Bank 
bilden. Dieses Comite sollte als sdches die Angelegenheiten 
der Gesellschalt bis zu deren definitiven Constitairung leiten. 
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„Das Comite ist mit Aufnahme dor Actienzeichnungen , Aus- 
schreibung der Einzahlungen, Ernennung der Direktion, über- 
haupt mit den Einleitungen zur Eröfinang der Geschäfte be- 
auftragt. Zu diesem Zwecke vereinigt es in sich alle Rechte, 
welohe das Statut dem Aufsichtsrath und der Direktion bei- 
legt Art 66. Die Bank sollte ihre Geschäfte eröffiien, nach- 
dem die erste Hälfte des Aetiencapitals durch Uebernahme 
und Zeichnung von 16,000 Actien emittirt und die erste Ein- 
zahlung von 20 ^/o dieses Aetiencapitals geleistet ist** Art. 67. 
Der Art. 68 bestimmte femer: das Gomife kann als solches nur 
solange fungiren, bis die Ausfertigung der Actien und die 
Festsetzungen hii] sichtlich der Banknoten stattzufinden haben. 
Bevor dieses geschieht, constituirt sich das Comite als Auf- 
sichtsrath und fuiigirt als solches bis zu der ordentlichen 
Generalversammlung, welche nach Abschluss der zweiten, auf 
die Kniffnung des Geschäfts folgenden Jahresbilanz stattfindet. 
Der sonstige Inhalt der Statuten ist zum Verständniss des 
Nachfolgenden nicht von unmittelbar practischer Bedeutung. 

Nachdem der Actiengesellschaft zur Gründung einer ba- 
dischen Bank mit dem Sitz in Mannheim durch Entschliea- 
sung vom 2. April seitens des flandels-Ministeriums die Staats- 
geaehmignng ertheilt worden war, brachte die Begierasg, Staats- 
rath Dr. Mathy, einen Gesetzesentwurf, die Verleihung des 
Rechts zur Ausgabe von Banknoten an die badisdie Bank 
betr., am 5. April 1864 bei der IL Kammer ein. Art 1, Abs. 1 
des Entwürfe lautete: der Actiengesellschaft zur Grandang 
einer badischen Bank mit dem Sitz in Kannheim, welcher das 
Gr. Handelsministerium mittelst Entscbliessung vom 2. April 
Nr. 1248 die Staatsgenehmigung ertheilt hat, wird das Recht 
verliehen, Banknoten auf den Inhaber lautend auszugeben in 
Stücken nicht unter 10 fl. — S. Prot. S. 84. Zum Regierungs- 
Commissar war Turban ernannt worden — viertes Beilagenheft 
S. 153 — 174. Die Vorlage wurde in die Abtheilungen zur vor- 
läufigen Berathung und zur Wahl einer Commission verwie- 
sen. Am 9. April wurde die Commission gebildet. In derselben 
befand sich auch Pickfort. Am 11. April 1864 wurde die Com- 
mission verstärkt Prot S. 92. 96. 

Die sütherige Darstellung und der Eingang zu dem Art 1 
des der Kammer vorgelegten Ciesetzesentwurlet wost auf ein 
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Vorgehen der Regieniiig hin, welches sich wesentlich von dem 
früheren unterschied. Man hatte früher stets zuerst das Gesetz 
betr. das Becht der Ausgabe von Noten auf den Inhaber ver- 
langt, um dann dne Gesellschaft zu grOnden. Diesmal ist 
hiervon abgegangen worden, man bildete zuerst die Gesell- 
schaft, erthdlte ihr die Staatsgenehmignng, um sodann das 
Gesetz mit den Ständen zu vereinbaren, ohne welches die Bank 
dne Wirksamkeit nicht ent&lten konnte. Die Motive sprechen 
sich hieraber des Näheren aus: „Die Gr. Regierung hatte bei 
dem vorigen Landtag noch keiner Gesellschaft die Staatsge- 
nehmigung zur Gründung einer Bank ertbeilt, weil sie erwar- 
tet hatte, zu denjenigen Bestimmungen, welche nur auf dem 
Wege des Gesetzes erlassen werden dürfen, vorher die Zustim- 
mung der Stände zu erhalten. Sie war daher nicht in der 
Lage ein vollständiges Statut der Kammer zur Einsicht vor- 
zulegen, sie musste sich vielmehr auf die Erklärung beschrän- 
ken, dass sie bereit sei, der Commission diejenigen Aufschlüsse 
und Erläuterungen zu geben, welche dieselbe zu ihrer Infor- 
mation oder zur Mittheilung an die Kammer geeignet erach- 
ten werde. 

Bei den Besprechungen in der Commission aber zeigte 
sicfa, dass die Vorlage eine gflnstige Aufnahme gefunden, viel- 
Idcht auch noch zur Erledigung gebracht worden wäre, wenn 
me sich nicht auf di^nigen Bestimmung^ hätte beschränken 
müssen, welche der Zustimmung der Stände bedurften, son- 
dern wenn sie ein vollständiges Bild von dem Wesen und der 
Einrichtung der beabsichtigten Anstalt, als Material zur Fest- 
stellung des Urtheils der Commission und der Kammer hätte 
geben können . . Man erthcilte daher diesmal die Staatsge- 
nehmigung zur Gründung einer Bank, vorbehaltlich der Zu- 
stimmung der Stände zu jenen Bestimmungen des Statuts, 
welche nur Kraft Gesetzes in Wirksamkeit treten dürfen. Und 
man war nun in der Lage ein Statut vollständig zur Keimt- 
niss der Kammer zu bringen.'' Die Motive wenden sich dann 
ZOT Beantwortung der Frage, warum dem Mannheimer Con- 
sortium vor dem Karlsruher der Vorzug gegeben worden seL 
„Die Wahl zwischen beiden Städten entschied zugleich über 
die Erthdlung der Goneession an die eine od^ andere Gesell- 
adiaft Massgebend war die Erwägung, dass eine Notenbaak 
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als Handelsbank, als eine Einrichtung für den Handel und für 
die kaufmännische Seite des Gewerbebetriebs, ihren Sitz haben 
muss am Sitze des Handels und der Gewerbe . . Man hat sich dem 
entgegen auf das Beispiel fast aller anderen Staaten benifen, 
welches zu Gunsten der Residenzen spricht. Allein alle diese 
Städte sind entweder zugleich grosse Handelsstädte, Börsen- 
und Wechselplätze, Geldmärkte, oder sie werden in dieser Be- 
ziehung von keiner anderen Stadt weit flberflflgelt, oder sie 
sind endlich auch die einzigen nennenswerthen Städte in den 
betreffenden Staaten. Der deutsche Staat, in welchem allein 
noch zwischen der Residenz und der Handelsstadt ein ähn- 
liches Yerhältniss obwaltet wie in Baden, ist das Königreich 
Sachsen. Dort aber haben die Banken ihren Sitz in« der Han- 
delsstadt Leipzig und es ist ihr nicht einmal die Auflage ge- 
macht, in Dresden eine Filiale zu haben. Für Karlsruhe hat 
man ferner geltend gemacht, dass es mehr nach der Mitte des 
Landes gelegen sei. Dieser Umstand mag bei der Wahl des 
Sitzes einer Kreis- oder Bezirksstelle in Betracht kommen, 
eine Anstalt für die Pflege bestimmter Thätigkeiten muss da 
sein, wo diese Thätigkeiten sich concentriren. Auch die Auf- 
sicht kann endlich in Mannheim ebensogat geübt werden, wie 
in Karlsruhe und Bequemlichkeiten der Begiening dürfen hier 
für nicht massgebend sein/* 

Die Bankfrage rief im ganzen Lande eine lebhafte Be- 
wegung henror. Die Agitation hatte einen Haiq^tsitz in Karls- 
ruhe. Die Karlsruher Handelsgenossenschaft bescUoes am 
14. April 1S64 in einer ordentlichen Generalversammlung, die 
Handelskammer solle eine Petition an die Kammer entwerfen 
„um Bankstatuten zu endelen, welche den Landesinteressen 
angemessener seien, als die von der Mannheimer Gesellschaft 
vorliegenden." Die Petition wurde am 30. April einer ausser- 
ordentlichen Generalversammlung der Handelsgesellschaft vor- 
gelegt. 

Das Petitum ging dahin: „Die Wünsche und Anträge 
möchten seitens der Kammer der Staatsregierung empfohlen, 
jedenfalls aber Fürsorge getroffen werden, dass die Bankcon- 
cession nicht als ein die Gründer monopolisirendes Privileg 
gegeben, sondern vielmehr die Voraussetzungen zur Erthei- 
hing der Goncession im Wege des Gesetzes bezw. der Verord- 
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nung festgestellt und alsdann das ganze Actienkapital zur all- 
gemeinen Zeichnung allen badischen Staatsangehörigen aufge- 
legt werde. Die Petition sprach sich für Carlsruhe als Sitz 
der Gesellschaft aus. Die Karlsruher Handelskammer machte 
von ihrem Vorgehen in einem Circular vom 6. Mai 1864 den 
badischen Handelskammern Mittheilung. 

Mit den Ausführungen der Karlsruher Handelskammer er- 
klärten sich die Handelskammern von Rastatt, Bühl, Pforz- 
heim, Lahr, Heidelberg einverstanden. 

Auch in Mannheim selbst entstand eine lebhafte Oppo- 
sition gegen das Gonsortittm. Unter dem 3. Mai 1864 ging 
an die Kammer eine Petition , i?elche von 100 Firmen nnter- 
zeichnet war, und die Statuten einer Kritik unterzog. Die 
Kritik gipfelte in dem Satz „wir wollen mit einem Worte dne 
badische Bank durch und iQr das Land gegründet wissen.*^ 
— Sw auch die anonyme Schrift „die Statuten der badischen Bank, 
beleuchtet von einem aufrichtigen Freunde seines Heimath- 
landes'', datirt badische Pfalz, im April 1864. Scotznicovsky'- 
sche Druckerei in Baden. — Auch die Mannheimer Handels- 
kammer sprach sich für eine allgemeine Subscription dfes ganzen 
Gesellschaftskapitals, im Sinne der Frankfurter Bankstatuten 
aus. Die Commission, welche die Handelskammer mit der Prü- 
fung der Bankfrage beauftragt hatte, nahm eine Vergleichung 
insbesondere mit den Statuten der Frankfurter Bank vor, wel- 
che sie für Yorzfiglich hielt. In ihrem Berichte für die Han- 
delskammer vom 22. April monirte sie femer insbesondere, 
dass die Summe der auszugebenden Banknoten nicht be- 
stimmt, also unbesdirftnlit sei , wenn auch eine Bedeckung des 
umlaufenden Banknotenbetrages (durch Art 24) vorgesehen 
wäre. Sie bemängelte auch die Organisation. IHe Bemerkun- 
gen gingen an das Handelsministerium. 

Inzwischen vollendete Pickford seinen Commissionsbericht 
ffir die zweite Kammer und übergab denselben am 6. Juni 
1864 — Beilagenh. 6, S. 263 fgde. Der treffliche Ck)mmi88ions- 
bericht bejaht zunächst die Bedürfnissfrage. „Um in Baden 
eine Notenbank zu errichten, bedarf es einer Erlaub niss seitens 
der Regierung und ausserdem der Zustimmung der beiden Kam- 
mern. Was dagegen die Banknote betriftt, so hat diese nicht 
erst auf diese Genehmigung gewartet Sie ist vielmehr aus 
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den Nachbarländern in unseren Verkehr gedrungen, ungefragt, 
wenn auch nicht unverboten, mit derselben Naturnothwendig- 
keit, womit sich eine Flüssigkeit durch einen porösen Körper 
arbeitet. Mit den Vortheilen der Banknote ist man bei uns 
durch die Erfahrung vertraut, von den Vortheilen einer Noten- 
bank weiss dagegen die Mehrzahl nur erst vom Hörensagen." 
Es folgen dann eingehende Untersuchungen über die wirth- 
schaftliche Function der Banknote und des Papiergeldes, zu- 
gleich über die Bedeutung der Notenbank für das Lombard-, 
Disconto- und Depoeitengeachäft, die characteristischen Merk- 
male der Unterscbeidiuig zwischen Privat- und Staatsbaaken, 
über den EinflnsB des Monopols anf den Priyatbankbetrieb in 
Deutschland, die Bedeutung der Bankfreihdt, zu irelcber sich 
der Berlditeratatter selbst bekannte. Im Grossen und Ganzen 
stimmt der Bericht der Regierungsvorlage zu. Die Kammer- 
Verhandlungen über die Bankfrage fanden von Ende Juni bis 
5. Juli statt 

Die Commission hatte die Gründerrechte, welche durch 
das Statut gewahrt blieben, beanstandet. In dem Pickford'- 
schen Commissionsbericht war zu Art. 4 beantragt: „Die Kam- 
mer möge den Wunsch und die Erwartung aussprechen, dass 
den Gründern mindestens für die zweite Emission kein Vor- 
recht gegeben, vielmehr die Actien der zweiten Emission ent- 
weder zu Gunsten des Reservefonds verwerthet oder den Actio- 
ttflren nach Verhfiltniss ihres Actienbesitzes überlassen werden, 
zugleich zu ersuchen, dass man in Erwägung ziehe, ob nicht 
überhaupt den Gründern keinerlei Vorrechte, auch für die 
erste Emission zu bewilligen sei.** Femer wurde eine Fürsorge 
dafür gewünscht, dass die (Entliehe Zeichnung unter AuÜBicht 
der Staatsbehörde gesdiehe, mit müglichster Berücksichtigung 
des Inlandes und Festsetzung dnes Minimalbetrages von etwa 
$—6, und eines Maxhnalbetrages von etwa 100 Actien für 
jeden einzelnen Actienzeicbner. Die zweite Emission solle 
erst eintreten können, wenn die erste Emission vollständig 
einbezahlt sei. 

Um diese Fragen drehte sich insbesondere die Discussion 
der Kammer. Schliesslich gelangte der Antrag Walli zur An- 
nahme, welcher lautete: „Auf die Berathung des Gesetzesent- 
wurfs nicht einzugehen, bis in Aiiänderung der mit solchem 
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vorgelegten Statuten der badischen Bank Art. 4 und Art. 66 
bis 69 bestimmt wurde, dass das Geschäftskapital unter Auf- 
sicht der Regierung durch öffentliche Zeichnung der Actiouäre 
aufzubringen sei, wobei besonders das Inland zu berücksich- 
tigen und wobei bei der Actienemission für die zweite Hälfte 
des Kapitals den Inhabern der Actien erster Emission und zwar 
im Yerhältuiss ihres Actienbesitzes ein Vorrecht eingeräumt 
werde, dass, sobald die erste Einzahlung für die erste Hätfte 
des Actienkapitals gdeistet ist, eine Generalversammlung zu 
dem Zweck berufen werde, um die gesehftftsführenden Perso« 
ncoi zu wfthlen.'^ 

Nachdem dieser Antrag in der Kammer mit SO gegen 20 
Stimmen angenonunen worden war, schlug Mathy vor, his mr 
iänholung der StaatsministerialratschHeiBmig die VerhaDdlan- 
gen auszusetzen und zog am 5. Juli, in der nächsten Siteung, 
die Vorlage zurück 

$. 25. Die Bankfrage vom 5. JqU 1S64 bis 1866. 

Durch die Verhandlungen in der Kammer und durch die 
Discussion in der Presse war die Bankfrage so energisch an- 
geregt, dass sie fortan von der Tagesordnung nicht mehr ver- 
schwand. Es wurden vielfach Stimmen laut, welche sich da- 
bin aussprachen, dass es an der Zeit sei, seitens des badi- 
schea Handelsstaudes die Initiative zur weiteren Verfolgung 
der Angelegenheit zu ergreifen. Die Vertretung des badi» 
sehen Handelsstandes befand mh damals in Karlsruhe, dem 
Vororte der Handelskammern. Bmits im Juni 1864 hatten 
25 Mi^^ieder der Karlsruher Handeitegenossenschaft bei der 
dortigen Handelskammer den Antrag gestellt, dass ein badi- 
scher Handelstag hmfen werde. Ab Vorort und ausserdem 
lefi^timirt durch Beschluss der Generalversammlung der Earla- 
ruher Handelsgenossenschalt erliess- nun die Karlsruher Han* 
delskammer am 1. September 1864 ein Rundschreiben an die 
Handelskammern und Corporationen des Landes, mit der Ein- 
ladung, Delegirtc nach Karlsruhe zu schicken, um dort in ge- 
meinschaftlichen Beratbungen Anträge wegen Errichtung einer 

1) 8. ein« zutreffend« Kritik 4«r badifohen Zettelbankpolitik im Jaliffe 
1864 bei Adolf Wagner, System der deutsehcn gettellMmkgeeettgebnng 
unter Versleichmg mit de« ««alftadiachen, S. 1 iE. 

9* ' 
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badischen Notenbank vorzubereiten , welche einem später zu 
berufenden Handelstag zur Berathung und Beschlussfassung 
vorgelegt werden sollten. In Folge dieses Rundschreibens traten 
aus den eingeladenen Kreisen 20 Delegirte zu einer Vorcora- 
mission in Carlsruhe zusammen. In dieser wurde ein von einem 
Mitglied der Vorcommission gefertigter Statutenentwurf in Be- 
rathuDg gezogen, und man einigte sich über dessen Haupt- 
grunds&tze. ' Daiin wurde eine Redactionscommission von 9 
Mitgliedern aas den verschiedenen Handelskammern und Gor« 
porationen des Landes gewfthlt, mit dem Auftrag aaf Grund 
der in der Vorcommission stattgehabten Berathung den Sta- 
tatenentwurf dner nochmaligen Prttfung zu unterziehen« Nach- 
dem diese Prüfung stattgefunden hatte, trat die Vorcommis- 
sion wieder in ihrer Gesammtheit in Carlsruhe zusammen, um 
mit dem von der Redactionscomraission durchgesehenen Sta- 
tutenentwurf eine letzte Lesung vorzunehmen. Sodann wurde 
der Entwurf anfangs Januar 1865 sämmtlichen Handelskam- 
mern und Corporationen des Landes zugleich mit dem Pro- 
gramm für den 4. badischen Handelstag zugeschickt. 

In den Tagen des 24., 25., 26. April 1865 wurde der 4 
badische Handelstag unter sehr reger Betheiligung in Karls- 
ruhe gehalten. Die aus dessen Berathungen eudgütig hervor- 
gegangenen Statuten sind einstimmig angenommen worden. Zur 
Gründung der also beschlossenen Notenbank für Baden wurde 
von dem Handelstag ein Gomite gebildet, mit dem Recht, sich 
durch weitere geeignete Krfifte ergänzen zu dOrfen. Dieses 
Grflndungscomite wfihlte einen aus zwölf Personen bestehen- 
den gescfaftftsleitenden Ansschuss, welcher beauftragt war, alle 
für die Erlangung der Staatsgenebmigung erforderlichen Schritte 
zu thun und auch nach Erlangung der Staatsgenehmigung alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft bis zur definitiven Erwählung 
des Aufsichtsraths durch die constituirende Generalversamm- 
lung zu besorgen, cf. Verhandl. der 2. Kammer vom 23. Februar 
1866. 4. Beilagenh., S. 179—190 und 4. Badischer Handels- 
tag, Stenograph. Ber. S. 7, 8. 

Der geschäftsleitende Ausschuss überreichte das Gesuch 
wegen Concessionirung einer badischen Bank in Begleitung der 
aus den verschiedenen Landestheilen eingelaufenen notariellen 
Beitrittserklärungen dem Handelsministerium am 12. August 
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1865. Seitens des Ministeriums erfolgte hierauf kein Bescheid. 
Daher richtete der geschäftslcitende Ausscliuss des Gründungs- 
comitcs am 22. November 1865 eine Aufforderung an die Han- 
delskammern, Kaufleote and Industriellen desGrossheizogthiiniB 
in Bflcksicht auf den bevorstehenden Landtag die betreflfon- 
den Landtagsabgeordneten um deren Unterstfitznng and Mit- 
wirkung zu dem Zweck anzugehen, damit auf dem Landtag 
auf dem Wege der Interpellation oder Motion Ton der Re- 
gierung die Vorlage eines Bankgesetzes in thunlichster Bälde 
erbeten werde. 

Am 7. Dezember begründete der Abgeordnete Moll eine 
Interpellation an das Handelsministerium über den gegenwär- 
tigen Stand der Bankfrage. Am 23. Febmar 1866 verlas der- 
selbe Abgeordnete eine Motion über die Errichtung einer badi- 
schen Bank. Er beantragte, dass auf Grund der vorgeschla- 
genen Statuten und der in die Form eines Gesetzesentwurfe 
eingekleideten Satzungen und Grundbedingungen derselben die 
Begiernng dem gegenwärtigen Landtag ein Gesetz vorlegen 
möge, welches dem vom 4 badischen Handelstag einstimmig 
aasgesproehenen Wunsche zufolge einer Actiengesellscbaft das 
Recht yerleihe, eine badische Bank zu grOnden und Banknoten 
auf den Inhaber auszugeben. Der Motion waren Statuten bd- 
gefQgt 

Biese Statuten wichen in manchen Bestimmungen wesent- 
lich Yon dem Statut ans dem Jahre 1864 ab: das neue Statut 

yerlangte statt | Deckung, die f Deckung d. h. Deckung der 
Noten zu | in Silbergeld oder Silberbarren, | in Wechsel oder 
Gold. Der Betrag der auszugebenden Noten sollte beschränkt 
sein. Er sollte den dreifachen Betrag des jeweils eingezahlten 
Actienkapitals nicht übersteigen. Nach dem älteren Statut 
war der Betrag der auszugebenden Noten unbeschränkt. Nach 
dem alten Statut war die Annahme von Geldern gegen Ver- 
zinsung (Depositen) gestattet £s war möglich, erborgtes Be- 
triebskapital ganz in derselben Weise zu benutzen, wie das 
eigene GesellschaftsvermOgen, also auch auf Grund der Pas- 
siven die dreiüache Menge von Noten auszugeben. In dem 
neuen Statut war der Geschftftskrds eng beschrankt Das 
ganze Actienkapital sollte durch freie Z^nung anfigebradit 
wwden, ohne irgend welche Vorrechte Einzelner, unter beson- 
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derer Berücksiclitigimg des Inlandes and der gezeichneten klei- 
neren Beträge. 

Die Motion wurde unterstittzt« in die Abtbeilungen ver- 
wiesen, und am 10. März 1866 wurde eine Gommisaion ge- 
wählt Eine weitere practische Folge hatte die Motion nicht 
Zu einer Berichterstattang kam es nicht Die Motion mosste, 
da die Kammer in Folge der Kriegsereignisse vertagt wurde, 
unerledigt bleiben. Auch auf dem Landtag 1867/1868 bot 
sieh wegen der zahlreichen, wichtigen sonstigen Gesetzesvor- 
lagen keine Veranlassung diesen Gegüiistaud nochmals auf dem 
langwierigen Weg der Motion vorzunehmen. S. Commissions- 
bericht über den Gesetzesentwurf, die Verleihung des Rechts 
zur Ausgabe von Banknuten an eine badische Bank betr. vom 
22. Januar 1870, erstattet von Hummel. 

{. 26. Die Gründang und die Thätigkeit der Badischen Bank in 

Mannheim. 1869—1875. 

Am 8. Februar 1869 richtete die HandeLrftammer Mann- 
heim an das Handelsministerium die Anfrage, „ob die BanlE- 
frage bereits zu einem gemasoi Plan gereift und denmach 
der Zeitpunkt etwa schon gekonmien seui dttrfte, sdtens des 
Handdsstandes ^e th&tige Mitwiikung zu gestatten.** Das 
Handelsministenum (y. Dusch) erwiderte am 3. Mäiz 1869, 
es habe allerdings dem Gegenstand erneute AufinerioBamkdt 
zugewendet „Die schon yor mehreren Jshren ehigereichten 
Concessionsgesuche scheinen uns aber zu einem unmittelbaren 
sachlichen Vorgehen der Staatsregierung jetzt nicht mehr den 
passenden Anlass zu bieten, vielmehr wäre es wohl das An- 
gemessenste und die Erledigung dieses wichtigen Gegenstan- 
des am Meisten Fördernde, wenn der badische Handelsstand, 
welchem wir in dieser seine eigensten Interessen berührenden 
Angelegenheit gern die Initiative einräumen, eine Verständi- 
gung unter den bei den frühereu Concessionsgesuchen Bethei- 
ligten erzielea und zur Erreichung eines den jetzigen Verhält- 
nissen entsprechenden neuen Gesuches die Veranlassung geben 
wflrde.'^ Die Handelskammer Mannheim theilte am 9. März 
1869 das Bescript abschriftlich der Handelskammer Karlsruhe 
Jmt und in Uebereinstimmung mit einer frflheren Eiklftrung 
der Kaitoiher Handelskatnmer setzte sie sich gleichzeitig mit 
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dem Präsideuteu des geschäftsleiteuden Ausschusses des vom 
4. badischeu Handelstages gewählten Gründungscomites, Georg 
Müller, in Beziehung. Der Präsident des geschüftsleitenden 
Ausschusses berief den letzteren sofort. 

Am dO. Oktober 1869 wurden der PMsidentdes Handelsmini- 
steriums von Dusch und der Prisident des Fmanzministeriums 
EUstfttter beauftragt, der 2. Kammer den Qesetxesentwutf die 
Verleihung des Bechts zur Ausgabe yon Banknoten an eine 
badische Bank betrefl^d, zur Beraihung und Zustimmung 
vorzulegen. Die Vorlage fand am 2. November statt. Beil. 
zum Protok. der Sitzung vom 2. Nov. 1869, 4. Beilagenh. S. 281. 

In der Begründung wird mitgetheilt: die nächste äussere 
Veranlassung fand der Entwurf in dem bei der grossherzogli- 
chen Staatsregiermig neuerdings eiugekommenen Gesuche einer 
Anzahl von Handelsfirmen um Ertheilung der Staatsgenehmi- 
gung zur Gründung einer Notenbank in Mannheim. Die Grün- 
der dieser Gesellschaft sind hervorgegangen theils aus dem 
Consortium, weiches bereits im Jahre 1864 eine inzwischen 
wieder hinfällig gewordene Bankconcession erhalten, theils aus 
deig^ugen Kreisen des Handelsstandes, welche sich damals 
und spftter im Jahre 1866 auf Veranlassung des badiachen 
Handelsstandes ebenfalls um eine solche Goncession beworben 
hatten. In den neuen Statuten sind die Vorscblfige der Com- 
mission der 2. Kammer und der Statutenentwurf des badi- 
schen Handelsstandes vom Jahre 1866 berüdisichtigt Nach 
den neuen Statuten soll bei der 2. Actienemission nicht den 
Gründern, sondcni allen liiliaboni von Actien ein Vorrecht 
nach einem nicht unter dem Nennwerth festzusetzenden Cours 
eingeräumt werden. Die Befugnisse der Bankverwaltung sind 
hinsichtlich ihres Geschäftskreises und des Umfanges der No- 
tenausgabe beschränkt, die Vorschriften über die Deckung der 
umlaufenden Noten und der Depositen verschärft. Das Ueber- 
gewicht des grossen Actienbesitzes und die Tantiemen der 
Bankbeamten sind ermässigt. Der Reservefond wird beson- 
ders verrechnet und darf nicht zur Ergänzung der Dividende 
ang^priffen werden. Dia Zusammensetzung und Emenenrng 
des Aufsiditsraths ist geftnd^ Die unmtttelbaie BetheOi« 
gung des Staates an der Bankverwaltnng yermittelst eines 
lüa der B^iornng in den Aufiuehtsfath zu eniQDnandeQ Mit- 
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gliedes ist beseitigt, und gleichwohl das Aiifsichtsrecht des 
Staates, soweit es im Interesse der Gesammtheit unerlässlich 
ist, gewahrt Die interimistische Gewalt der GrUaduDgscomi- 
tes soll nur bis zur ersten Generalversammlung dauern, für 
deren Einberufung eine kurze Frist nach der ersten Einzah- 
lung festgesetzt ist. 

Am 2. NoYsmber wurde die Vorlage In die Abtheilung^ 
▼erwiesen. Am 13. Noyember wurde die Gommission gebildet 
Die Diskussion fand am 27. Januar 1870 statt und wurde in 
einer einzigen Sitzung beendigt Der Entwurf wurde ohne 
erhebliche Aenderungen angenommen. Am 21. Februar 1871 
machte das Präsidium die Mittheilung, dass die erste Kam- 
mer das Gesetz genehmigt habe. 

Die Gesetzesentwürfe von 1863 und 1864 hatten hinsicht- 
lich der Banknotenfundation nur allgemeine Bestimmungen ge- 
troffen, aber den eigentlichen Geschäftskreis der Bank nicht in 
ihr Bereich gezogen. Diese Unterlassung war ein Hauptmo- 
tiv zur Opposition gegen letztere Vorlage, da sowohl die aus- 
serhalb der Kammer steh^den J'achmänner als auch die 
1864er Gommission übereinstimmend der Ansicht waren, dass 
da, wo es sich um Banknoten handelt, nur die absolut stren* 
gen Grundsätze reiner Zettelbanken gelten dtbrfen und eine 
Vermischung mit den Principien der sogenannten Creditban- 
ken von Uebel w&re. Diese Anschauungen sind in der neuen 
Statutenredaction beachtet 

Bei Vorlage des Gesetzes erkl&rt der Präsident des Han- 
delsministeriums, dass dadurch kein ausschliessendes Privileg 
geschaffen werden solle, dass aber aus Zweckmässigkeitsgrün- 
den vurerst nur eine Actieugescllschaft conccssionirt werde 
und die Frage der Gewährung von Baiikfreiheit eine offene 
bleibe. Diese Bestimmung war um so zweckmässiger, als eine 
allgemeine Regelung des deutschen Bjiiikweseus ohnehin in 
Aussicht stand. Verfassung des norddeutschen Bundes Art 4 
Z. 3, 4. Der Staat behielt sich für seine Bankpolitik mög- 
lichst freie Hand vor, während im Jahre 1864 protokollarisch 
erklärt worden war, dass es nicht in der Absicht liege, in- 
nerhalb, d^ Goncessionsdauer (25 Jahre) das Becht der No- 
tenausgabe an eine andere Gesellschaft zu verleihen. 

Die Prüfung der Statuten fOr die zu coaeessioniveiide 
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Bank fand unter Mitwirkung von Adolf Wagner, damals Pro- 
fessor in Freiburg statt. Eine Aufforderung des badischeu 
Ilandelsministeriums , ein Gutachten über die Errichtung von 
Zettelbanken in Baden und üh&c die dabei einzunehmende 
Stellung des Staates abzugeben, war die ursprüngliche äussere 
Veranlassung zu dem bekannten Werke Wagnm über das 
System der deutschen Zettelbankgesetzgebong. „Das neue ba^ 
dische Bankstatut bezeichnet einen widitigen Fortschritt auf 
dem einmal festgehaltenen GonoeBsioiisstiaidpunkt im System 
der Staatscontrde und der VerantwortHchkdt des Baakver- 
waltnngspersonals." Langjährige ausschliessliche Privilegien 
wurden der Bank nicht gewährt, um nicht der erwarteten ein- 
heitlichen oder gleichmässigen Regelung im ganzen deutschen 
Wirthschaftsgebiete vorzugreifen. S. Wagner, 1. c. Vorwort 
zur ersten Aufl. ; über eine einzelne Frage S. die Schrift „über 
die Gefahren der Erweiterung einer Zettelbauk zu einer Cre- 
dltanstalt durch Annahme verzinslicher Gelder mit Rücksicht 
auf die in Baden zu gründende Notenbank, Heidelberg (VerL 
J, C. B. Mohr) 1869. (Verfasser Dr. PIoos van Amstel). 

Die Constituirung der badischen Bank fand im April 
1870 statt. Kaum waren die ersten Schritte zur Organisation 
der Bank geschehen, als der Krieg ausbrach. Die Bank nahm 
nun bis gegen' Ende des Jahres 1870 eine abwartende Stel- 
lung ein. Das Geschäft wurde am 1. Januar 1871 erOffiiet 
Der Platz Mannheim stellte in den ersten Monaten der Thfir 
tigkeit Ansprache an die Bank, die darauf hinwiesen, das 
successive eingezahlte Actienkapital lediglich auf das reine 
Discont- und Lombardgescbait zu vervsenden. Im Laufe des 
Jahres 1871 erreichte das Actienkapital die in den Statuten 
vorgesehene Höhe von fl. 10,500,000. Der aus der Begebung 
der zweiten Actienseric im Jahre 1871 erzielte Ueberschiiss 
wurde dem Reservefond mit fl. 532,420 zugewiesen. Der Ke- 
servefond erreichte bis Ende 1875 die Höhe von M. 1,349,022.87 
also von 7^ ^Iq des Actienkapitals von M. 18,000,000. 

Die Entwicklung des Instituts ist aus der tabellarischen 
Uebersicht ersichtlich. 

Die ausserordentliche Generalversammlung vom 9. Dec 
1875 beschloss eine Kapitalreduction auf M. 9^000,000 und 
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diejeDigen Statutenänderungen, welche in Rücksicht auf das 
Beichsbankgesetz erforderlich erschienen. Die neue Fassung 
der Statuten hat die Genehmigung der Regienmg und, soweit 
erforderlich, die des BnndesTstiies erhalten. 

§. 27. Die Rheinisohfi Greditbank in Mannheim. 1870—1875. 

Am 12. Mai 1870 verstfiadigte sich dn kleiner EMs Uber 
die Grflndung einer ActiengeseOsehaft unter der Firma Bhei- 
msdie Gieditbank, mit dem Site in Mannhdm. Sie stellten 
die Statuten fest und gaben dem Handekministerlam behufr 

der erforderlichen Concessionsertheilung Kenntniss von der 
Gründung der Gesellschaft. In der hierauf bezüglichen Ein- 
gabe erklärte man, dass man sich verpflichte, die statuten- 
mässig vorgesehene erste Serie der Actien — 5000 Stück im 
Nenuwerth von einer Million Thaler — fest zu übernehmen. 
Gleichzeitig verpflichteten sich die Nächstbetheiligten unter 
sich, diiss sie 2500 Stück, (1,500,000 Mark), auf eine weitere 
Anzahl als Gründer sich betheiligender Personen yertheilea 
wollten. Die Staatsgenehmigung zur Gründung der Rheini- 
schen Greditbank erfolgte am 14 Mai 1870, unter der Bedin- 
gung, dass die Bank mit dem Betrieb der in Art 3 ihrw 
Statuten bezdcfaneten Gesehflfte nicht beginnen dflife, bem 
mindestens 20®/o der ersten Serie des Actienka^pitals einge- 
zahlt sei. 

Nodi im Mai 1870 wurden die 2500 Stück zur Betheili- 
gung fltr' einen weiteren Kreis, jedoch mit Aossehluss einer 
Ofientlichen Subscription , zugänglich gemacht. Die Betheili- 
gung seitens der herangezogeuen grösseren Firmen und In- 
dustriellen des ganzen Landes war so lebhaft, dass eine Be- 
partition stattfinden musste. 

Man beschloss daher in der auf den 15. Juni berufenen 
Generalversammlung nach Wahl des Aufsichtsraths den An- 
trag zu stellen, dass weitere 5000 Stück Actien im Nennwerth 
von 1000000 Thl. emittirt würden. Von dieser Summe soll- 
ten abermals 2500 Stück demselben kleineren Kreis reservirt 
bleiben, wilhrend 2600 Stück durch öffentliche Subscription 
hieben werden BoShm, „Auf diesem Wege konnte das In- 
teresse der Gründer mit dem der Berölkemng unseres Landes 
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in einen für die Aafiiabme und das Gedeihen der neuen Schö- 
pfung «tlDschfiiisweriheii Einklang gebracht werden/^ (Worte 
des Ftoqpects.) 

Am 14 Jnni beschlofisen die Goncessionfire und eine An« 
zaJil Ifitgrttnder der BheiniBchen Greditbank zunftehst 40% 
des Gapitals einzahlen zu lassen, zahlbar in 2 Terminen, am 
l.Jnli mid 1. Oktober mit Je 20 ^/o- Am 15. Jnni fand die 
oonstituirende Generalyersammlung statt. In den Tagen der 
Einzahlung erfolgte der Ausbruch des Krieges. Daher konnte 
das Institut erst gegen Mitte Oktober 1870 in allen Zweigen 
seines Geschäftsbetriebs die Thätigkeit aufnehmen. 

Diese Thätigkeit erstreckte sich von Anfang an vorzugs- 
weise auf die Pflege des Contocorrentgeschäfts und zwar vor 
Allem im Grossherzogthum Baden. Durch die Pflege gerade 
dieser Seite des Bankgeschäfts ist die Rheinische Cre(ütbank 
in kttizer Zeit eine Stütze des Handels und der Industrie in 
Baden geworden und sie hat hierdurch auch in schlechten 
Zeiten an dankbares G^iet der Wirksamkeit, welches eine 
zwar mfissige aber mehr sid&m Rente abwirft Sicher ist 
die Bente aas dem Gontooorrentgesdiält nur dann, wenn es 
dem Gontooorrentgeber möglich ist Aber die Greditwflrdigkeit . 
seiner Gontooorrentkunden zuverlAssigen Aufechlnss zu erhal- 
ten und dieselben dauernd oontroliren zn Utamen. Die Beur^ 
tbeünng der Creditwürdigkeit in dem Masse, wie sie für das 
Bankgeschäft gefordert werden muss, kann nur dann mit Zu- 
verlässigkeit stattfinden, wenn die Thätigkeit des Bankinsti- 
tuts decentralisirt ist. Diese Decentralisation ist für die Rhei- 
nische Greditbank durch die Errichtung von Filialen herge- 
stellt worden. Freilich ist die Errichtung von Filialen auch 
mit Gefahr verknüpft. Diese Gefahren lassen sich — und 
zwar auch dann nur bis zu einem gewissen Grade — vermei- 
den, wenn mit der nach aussen stattfindenden Decentralisation 
eine energische Centralleitung sich verbindet. 

An der Oreimng anderer Institute hat die Bank verhält- 
nissmftssig sehen sidi betheiligt Unter ihrer Mitwirkung 
entstanden insbesondere im Jahre 1871 die dentsche Vereins* 
bank in Fnmkfiirt a. M., die Bank ftlr Elsass und Lothrin- 
gen in Straasbnrg und die Bhetnisohe Hypothekenbank in 
Mannheim. Im Jahre 1872 wurde die derzdt in Liquidation 
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befindliche KheiDisclic Baugesellschaft in Karlsruhe bef^ründet. 
Unter den in den Gründungsjahren vielfach angebotenen Gon- 
BortialbetheiligUDgen traf die Bank im Ganzen eine vorsieh- 
tige Auswahl. 

Um die Funktion eines badischen Landesinstitnts allsei- 
tig zu eriQUen, übernahm die Bank die Anlehen badischer Ge- 
meinden und var för die Phdrung badischer Staatsaniehen 
8t^ banUht 

Der YerBOch, n^bea der Bhdnischen Creditbank ein an- 
dern Greditanstitut unter dem Namen Pfiüzer Bankverein zur 

Lebensfähigkeit zu bringen, ist den betreffenden betheiligten 

Firmen nicht gelungen. 

Neben der Rheinischen Creditbank besteht in Mannheim 
noch die deutsche Unionbank. Sie gehört zu den von der 
deutschen Unionbank in Berlin ins Leben gerufenen Banken. 
Wie eine Gruppe von Vereinsbanken und Bankvereinen in 
Deutschland allmälig entstanden war, so beabsichtigte man 
von Berlin aus auch eine Gruppe von Unionbanken zu bilden. 
Von diesen Union banken besteht derzeit nur noch die Union- 
bank in Mannheim deren Actien in wenigen H&nden sich be- 
finden. 

Zum Zwedc easnex Unterstatzung des Handels und der Li- 
dustrie durch commissionsweiaen An- und Verkauf und fErast^ 
pfbidliehe Beleihung von Waaren, insbesondere von Banmwdle 
und anderen überseeischen Bohprodncten war im Jahre 1872 
unter der Firma „Deutsche Seehandlung'' eine ActiengeseJl- 
schaft in Mannheim gebildet worden, welche ebenso wie der 
Pfölzer Bankverein nur sehr kurze Zeit bestanden hat. 

$. 28, Die BheiiUBohe Hypothekenbaak in Hannheim. 

1871—1875. 

Nachdem das Grossherz of,4huni Baden eine Zettelbank 
und ein Creditinstitut für Handel und Industrie besass, fehlte 
zur vorläufigen Vollendung der Greditorganisation eine Hypo- 
thekenbank. Ausser der allgemeinen Versorgungsanstalt hat- 
ten bisher zahlreiche Sparkassen und andere namentlich in 
Karlsruhe domidlirte Gassen, fm&t die Stiftungen und Vor^ 
mundschaften dem Bealcreditsuchenden ihre disponiblen Mit- 
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tel zukommen lassen und zwar vorzugsweise als kündbare 

Darlelien. 

In dem Kreise Lörrach war auch eine Kreishypotheken- 
bank entstanden, welche für diesen Kreis das Hauptrealcre- 
ditinstitut geblieben ist Die L5rracher Kreishypothekenbank 
betreibt indessen keine8W0gs ausschliesslich das Hypotheken- 
geschäft, sie hat das regehnfifisige Baakgescb&ft in den Eieis 
ihrer Th&tigkeit gezogen. Fflr die Obligationen, Wehe auf 
Gnmd hypothekarischer Deckung ausgegeben werden, besteht 
an der Gesammtheit der Hypotheiken kein ausschliesaUches 
Vomigsrecht 

Ein Gentralinstitut ftlr den Bealcredit ist durch die Bhei- 
niscbe Hypothekenbank zu Mannheim hergestellt worden. Wir 

geben in einer Tabelle eine Uebersicht über die Wirksamkeit 
der Bank bis zum Jahre 1875. Die Entstehungsgeschichte der 
Bank, sowie die Grundsätze, nach welchen die Bank organisirt 
ist und verwaltet wird, sind in einer besonderen Schrift nie- 
dergelegt. S. Dr. Hecht, die Rheinische Hypothekenbank in 
Mannheim, 3. Aufl., Mannheim 1874 (Verl. von J. Schneider). 
S. auch Dr. Hecht, die Mündel- und Stiftungsgelder in den 
deutschen Staaten. (Cotta'scher Verlag), 1875 S. 181 iL 
Y. Danckebnann, in dessen Zeitschr. t Kapital u. Beute, Jahrg. 
1874, S. 123—133. 



Dritte AbtheUung. 

Das Grasdien^gtliiuii Messei-DaniisUdt 

§, 29. Die Yerhandlungen wegen Gründung einer Landescreditr 
OMse. 1826, 1827, 1829—1830, 1848, 1851. 

An 5. Oktober 1826 stellte der Abgeordnete ¥. Kader in 
der swdten Kammer einen Antrag auf Erlass eines Gesetses 
gegen die l^rmis^gen Maklergebflhren bei Kai^talaufiialimen 

und anf Errichtung einer Landescreditanstalt Protokolle der 

2. Kammer, Heft 1, Beil. XXXII S. 94. „Der Nothstand der 
Unterthanen des Grossherzogthums äussert sich" — so be- 
merkte Kuder — vornehmlich in einer wahrhaft kläglichen 
Creditlosigkeit. Nur mit vieler Schwierigkeit werden häufig 
die nöthigen Kapitalien geliehen erhalten und dabei nicht 
selten nur durch Erlegung von übermässigen Maklergebühren." 
In dem vom 2. Ausschuss erstatteten Vortrag über den An- 
trag des Abg. Kuder — Beil. XXXIII S. 95 Heft 1 der Prot. 
— ?rarde bestätigt „das kräftigste Mittel gegen die Ausbeu- 
tung des Creditsuchenden und gegenüber dem vorhandenen 
Kapitalbedürfniss sei die in Vorschlag gebrachte Landescredit- 
anstalt Es sei der Antrag der Staatsregierong zu empfehlen 
und darum zu bitten, daas diesdbe noch auf dem dermaligen 
Landtag einen des&Usigen Entwurf an die Stande bringe." 
Der Berichterstatter des 2. Ausschusses für den Antrag Kuder, 
Elwert, arbdtete nun dnen weiteren Berieht aus — Heft XII, 
B^. 347 8. 140 fgde. — welcher durch die Hinzufügung von 
zwei Statutenentwürfen einer Landescreditanstalt dem ganzen 
Plan eine concretere Gestalt gab. Elwert empfahl, falls die 
Kammer nicht dem einen oder anderen Entwurf den Vorzug 
geben sollte, beide Entwürfe der Regierung vorzulegen, mit 
dem Ersuchen, dieselben zu prüfen und nach dem ihr geneh- 
men Plan die Anstalt ins Leben zu rufen. Beide Entwürfe, 
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welche mit Lit. A und B bezeichnet sind, unterscheiden sich 
von einander in wesentlichen Punkten: 

Nach Entwurf A ist die Anstalt eine Staatsanstalt — 
nach B eine Privatanstalt. Nach A soll die Anstalt ins Le- 
ben treten, wenn sich eine Anzahl von Interessenten gemeldet 
habe, welche für den Betrag von einer Million Gulden activ 
und passiv an der Anstalt theilnehmen. Entwurf B bestimmt 
hierüber nichts. Nach Entwarf A sollen dem Gläubiger von 
der Anstalt die zwischen ihm und dem Schuldner yereinbarten 
Zinsen beeahlt werden. Nach B soll der Glftabiger nur A^l^ 
eriwlten, das andm fV« oder 1 soll zor Tilgung der 
Sdiuld verwendet werden. GemAss Entwurf A soll die An- 
stalt nur solche Kapitalien gewähren, welche durch den dop- 
pelten Werth der liegende Güter gesichert sind. „Nach B 
genflgt es, wenn die zur Zahlung der Kapitalzinsen und des 
zur allmäligen Tilgung des Kapitals bestimmten Procentes er- 
forderliche Jahresrente vorhanden und gesichert ist. Nach 
Entwurf A sollen Darlehen nur an Private gegen gute hypo- 
thekarische Sicherheit gegeben werden, nach B soll die Ge- 
währung von Darlehen auch an Gemeinden und zwar ohne 
hypothekarische Sicherheit statthaft sein. Entwurf A will, 
dass die zur Amortisation eingeliende Summe bei der Staats- 
schuldentilgungskasse angelegt werde, Entwurf B wünscht 
vierteljährliche Verlooaung. Nach A soll bei dem Gläubiger 
die Pfand verschreibung verbleiben, während nach B die An- 
stalt die Pfandverschreibung an sich zieht und dem Gläubiger 
ciaen Cieditbrief gibt, mithin sich als Schuldnerin darstellt » 
Der Entwurf A war von dem Geheimen Staatsrath Hofinann 
▼erÜBflat — 8. l c S 61. 

Die Discttssion über den Antrag Kuder fand am 16. Mai 
1827 statt — VerhandL der 2. Kammer, Heft XIV, Pr. 133, 
S. 98 fgde. — In der Discussion wurde hauptsächlich die Frage, 
ob Privat- oder Staatsanstalt, erörtert, dabei trat die trostlose 
Lage der Geldbedürftigen recht anschaulich zu Tage, es wurde 
daraufhingewiesen, dass in Oberhessen ganze Dörfer im eigent- 
lichen Sinn creditlos seien, so dass sie auf dreifaches Unter- 
pfand kein Geld darleihweise erhalten können. Wir erfahren 
ferner, dass der Statutenentwurf A bei Hof mann durch einen 
Plan angeregt wurde, welchen er im Jahre 1818 zur Tilgung 
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der Gemeinschulden in Oberhessen entworfen hatte. Sehr 
oberflächlich ist die Kenntniss der nichthessischen Creditor- 
ganisation — cf. die Bemerkungen von Küchler, 1. c. — sehr 
treffend ist dagegen ein Gedanke des Abg. Goldmann: man 
m($ge die projectirte Creditanstalt , wenn sieht ein neues bes- 
seres Hypothekengesetz ins Leben trete, nur an solche Ge- 
meinden Darlehen geben, welche sich im Ganzen dafür ver- 
bindlich machten, dass bei einem Eingriff in die Hypothek 
die Gemeinde als solche die Yollstfindige Fortentrichtang der 
Bente bis znm Ende der Tilgangsperiode verbfirge, dann wür- 
den die Gemeinden auch, weil interessirt, die Taxationen über- 
wachen. 

Ans den Bemej^angen des Geh. Staatsraths Hofinann 
entnehmen wir, dass derselbe der Errichtung eines Pfandbrief- 
instituts abgeneigt ist. Diese Abneigung erklärt sich aus dem 
von ihm für unerlässlich erachteten Momente, dass die Anstalt 
unter Garantie des Staates stehen müsse, einem solchen Insti- 
tute aber wolle er nicht die Ausgäbe von Schuldscheinen con- 
cediren, um nicht die Summe der staatlichen Verpflichtungen 
zu vergrössern. Nicht uninteressant ist der Vorschlag, dass 
man die seitens des Schuldners zu leistenden Zahlungen durch 
die Steuerbehörden erheben lassen. — Die Abstimmung über 
den Antrag Kuder fand am 23. Mai 1827 statt — Prot. S. 139, 
140. — Unter Ablehnung des ersten Theils des Antrages — 
auf Erlass einer Verordnung in Betreff der Maklergebflhren 
— wurde mit 33 gegen eine Sthnme die Fhige bejaht: soll 
die Staatsregiemng ersucht und insoweit als verfsssongsrnfts- 
sig erforderlich berechtigt sein, nach dem yorliegenden An- 
trag eine Landescreditanstalt, sowie deren Zwedc in der Be- 
ratbung bezeichnet worden, mich einem von ihr beliebt wer- 
dcuiden, reiflich geprüften und nach ihrem Ermessen dem 
Zweck am Meisten entsprechenden Plane, mit Berücksichtigung 
der desfallsigen Grundzüge im Entwurf A und dessen, was 
hierüber in der Discussion geäussert worden, alsbald ins Leben 
treten zu lassen? 

Bejaht wurde insbesondere auch mit derselben Stimmenzahl, 
dass die Creditanstalt unter Garantie des Staates stehen soll, 
und dass die Anstalt eine Organisation erhalte, wie sie bei 
der Staatsschuldentilgungsanstalt bestand. In der Voraus- 
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setzuDg der ZnstimmuDg der ersten Kammer und der Geneh- 
migung der Staataregierang wollte man auch alsbald zur 
Wahl eines ständigen Directors und Substituten sowie eines 
Gontroleurs und Substitut^ schreiten. Einstimmig bejaht 
wurde die Frage, ob die Staatsregiemng ersucht werden solle, 
dass sie, im Fall der Errichtung der gewflnschten Landescre- 
ditanstalt Hindemisse in den Weg treten, Privatgesellschaft^, 
welche sich zur Unterstützung des inländischen Credits bilden 
sollten, insoweit begünstige, als für dieselben keine Staats- 
garaiitic verlangt werde und es nach den bestehenden Gesetzen 
geschehen könne. Bejaht mit 20 gegen 4 Stimmen wurde 
ferner auch die Frage, ob die Staatsregierung ersucht werden 
soll selbst für den Fall, dass die Anstalt ins Leben trete, auch 
entstehende Privatgesellschaften zur Förderung des Credits 
insoweit zu begünstigen und zu unterstützen, als für dieselben 
keine Staatsgarantie verlangt werde und es nach den beste- 
henden Gesetzen geschehen könne. Man wählte alsdann sofort 
den Antragsteller Kuder zum Director, Küchler zum Substi- 
tuten, den Oberfinanzrath Biersack zum Gontroleur und den 
Rechnungsrevisor Schott zum Substituten des Gontroleurs. 

Am 28. Hai 1827 gelangte der Antrag Euder in die erste 
Kammer. — Verhandl 2. Bd., Heft 5, S. 2. — Das Beferat 
wurde von dem Geheimen Staatsrath von Wreden am 7. Juni 1827 
erstattet — Heft 5, S. 61 und hierzu Beilage 146 S. 60. Der 
Berichterstatter anerkannte die Wohlthätigkeit und Zweck- 
mässigkeit einer solchen Anstalt und neigte sich zu einer unter 
der Aufsicht des Staates gebildeten Privatgesellschaft. In der 
Discussion vom IG. Juni — Heft 5, S. 162 fgde. — erklärte 
sich der Geheime Staatsrath Hofmann definitiv für eine Staats- 
anstalt unter Garantie und Verwaltung des Staates und mit 
Statuten, welche dem Schuldner die Mittel sicherten, seinen 
Gutsbesitz zu erhalten und sich seiner Schuld allmälig zu 
entledigen. Für den Schuldner wünsche er die ünkündbarkeit 
der Schuld, die Zins- und Kapitalzahlung in kleinen Raten, 
' derart, dass die Schuld in monatliche Beuten verwandelt und 
insoweit der gerichtlichen Verfolgung und den damit verbun- 
denen Kosten entzogen werde. In Bezug auf die Bildung 
einer PriTatgesellschaft macht Hofmann geltend: es seien nur 
2wei Ffille denkbar: der erste Fall sei, dass ein Gonsortiom 
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von Unternehmern zusammentrete um Geld auf Grundbesitz 
zu leihen. Ein solches Consortium könne auf die Dauer nicht 
reussiren oder doch nur mit l)edeutenden Privilegien seitens 
des Staates, es stelle sich aber als zweifelhaft heraus, ob eine 
solche PrivilegiruDg zweckmässig sei. Jedenfalls müssten 
einer aolchen Qesellschaft für ihre Leistungen Entschädigung 
sstt Theil werden, es mtaten insbesondere auch die Staats- 
beamten in der Erreichung ihrer Zwecke sie unterstflisen. 
Der zweite denkbare Fall sei die Mdung eines Greditvereins 
nach dem Muster anderer Lfinder ans der Masse der Darleiher 
und der Schuldner. Es sei bemerkenswerth, dass diese Gre- 
ditvereine tiberall wo sie sich gebildet haben, nur die grite- 
seren Grundbesitzer im Auge hatten, und in der That erscheine 
es nicht möglich, einen derartigen Verein unter Zuziehung 
auch der kleineren Grundbesitzer zu bilden. In der Discussion 
der ersten Kammer wurde wiederholt auf die thatsächlichen 
Verhältnisse der Preussischen Landschaften Bezug genommen. 
Die Abstimmung fand am 18. Juni statt. — Verbandl. der L 
Kammer, Heft 5, S. 200. — 

Die erste Frage: tritt die Kammer den von der zweiten 
Kammer gefassten Beschlüssen vorbehaltlich einer besonderen 
Abstimmung über die Wahl der sur Creditanstalt zu ernen- 
nenden fieamten bei? wurde von zwei Stimmen b^aht, acht 
▼emeinten die Frage. Die zweite Frage hütete: will dann die 
Kammer dem Beschluss der zweiten Kanuner in der Art bei- 
treten, dass die Grossherzogliche Staatsregierung ersucht wer- 
den möge, den Gegenstand der Motion mit Berflcksichtigung 
des darflber in den Vecfaandhtngen beider Kammern liegenden 
Materials, einer umfassenden Prflftmg zu unterwerfen und das 
Resultat derselben auf dem nächsten Landtag den Ständen 
vorlegen zu lassen ? Diese Frage wurde mit acht gegen zwei 
Stimmen bejaht. Die zweite Kammer trat dem Beschlüsse 
vom 22. Juni bei. Verhdl. der 2. Kummer, Heft 15, Prot. 155, 
S. 195—198. S. auch Verhaudl. der 1. Kammer, üeft 5, 
S. 207. 

Die Wünsche der Kammern wurden der Staatsregierung 
übermittelt, welche den Geheimenrath Knapp mit der einge- 
henden Untersuchung der Frage betraute. Das Resultat die- 
ser Untersuchung war ein Vortrag des BefSerenten, der für 
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das Verhalten der hessischen Regierung in Bücksieht anf die 
Grflndiing der Landesereditanstalt die Hichtschniir geblieben 
ist In dem Vortrag sind die Scfavi^gkeiten entwickelt, 
welche der Gründung einer Greditanstalt unter Garantie des 
Staates und unter Leitung der Staatsbehörden entgegenstehen. 
In Folge davon unterblieben weitere Massnahmen seitens der 
Regierung. 

Als auf dem nächstfolgenden Landtag 1829 — 1830 der 
Abgeordnete Seitz den Antrag stellte, dass man die Staats- 
regierung dringend ersuche, die Landesereditanstalt ohne allen 
Verzug ins Leben treten zu lassen — Verband], der 2. Kam- 
mer, 1. Beilagenb., Beil. 68 S. 283, 284 ■ gestattete das 
Ministerium des Innern und der Justiz dem Referenten der 
Kammer, Kiwert, die Actencinsicht — 2. Beilagenb., Beil. 254, 
S. 458 — und der Referent konnte dem Gewicht der von 
Knapp geltend gemachten Erwägungen sich nicht entziehen. 
Man hatte in dem früheren Protect eine Verbindung der zu 
errichtenden LandescreditaaBtalt mit der Staatsschuld entil- 
gongskasse in Aussicht genommen. Inzwischen waren bei der 
Staatssehuldetttilgnngskasse Veränderimgen eingetreten, indem 
dieselbe die Barlehen zu 4^/o sistirte und theuereres Geld 
nicht verwendbar erschien. Der Referent lies daher das ur- 
sprüngliche Project &nen. Er befürwortete die Grtlndung 
einer Privatuntemehmung unter der Ober«uisicbt des Staates 
und schloss sieh damit dem Plan a», dessen Durchführung 
bereits im vorhergehenden Jahr von mehreren Standesherren 
des Grosöhei zogthums beabsichtigt worden war. Elwert sprach 
die Zuversicht aus, dass patriotische und einsichtsvolle Mit- 
bürger sich finden, welche dem Werke der Gründung einer 
solchen Anstalt sich unterziehen würden, sobald die Regierung 
ihren Willen dahin ausspreche, dass sie zum Schutz und zur 
Unterstützung bereit sei. „Dass die Grossherzoglicbe Regie- 
rung hierum gebeten werde, dahin geht der Antrag ihres be- 
riehterstattenden Ausschusses." Entgegen dem Ausschussaar 
trag machte zwar Seitz bei der Discussion in der Kammer den 
Verschlag, man möge mit dem ursprünglichen Project den 
Versuch in einem einzelnen District machen, allein die Kamr 
mer besehloss unter Ablehnung dieses Antrages r dass der 
Gegenstand in da: von dem Ausschnss vorgeschlagenen Weise 
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der Staatsregiening znr Berttcksichtigang und üntersttttzong 
empfohlen werde. — Verhandl. Yom 31. Aug. 1830, Frotok. 
3. Bd., S. 763 ^e. — Diesem BescUusB trat aach die erste 
Kammer bei. — VerbandL Bdülagenh., Beil. 92, S. 355, femer 
ibid. Frotok. yom 15. Sept 1830, S. 554 fgde. 

Erst im Jahre 1848 tritt das Project der Gründung einer 
Landescreditanstalt uns wieder entgegen. Am 27. Januar 1848 
stellte Kamspeck den Antrag auf die Errichtung einer Lan- 
descreditanstalt. Beilagenbd. I Nr. 105. S. auch den An- 
trag von Görz, Cretzschmar, Kahlert, von Rabenau und Hille- 
brand, bezüglich der Errichtung einer Landescreditanstalt 
vom 22. Juli 1848. Prot. 94, Beilagenbd. V Nr. d6\). Rani- 
speck wies darauf hin, das Institut dürfte seine beste Unter- 
stützung aus dem Fond der Gmndrentenablösungsgelder, oder 
auch theilweise durch die Creirung eines Papiergeldes finden. 
Die Antragsteller vom 22. Juli legten der Kammer die Grund- 
zflge einer solchen Anstalt yor, welche von der Mainzer Han- 
delskammer im Einverständniss mit dem Gewerbererdn nnd 
nacb Torberiger Besprechnng mit den Mitgüedem des dritten 
Ausscbusses der Kammer entworfen worden waren und sie 

« 

beantragten: Die Kammer möge bescbliessen, dass die Regie- 
rung zn ersucben sei, sofort anf Grund des anliegenden Planes 
einen Gesetzentwurf f&r dne Landescreditanstalt vorzolegen. 

Am 10. Februar 1851 stellte der Abgeordnete Kraft den 
Antrag auf Erriclitung einer Landescreditanstalt. — Verhandl. 
der 2. Kammer, Bd. 1, Protok. 14, S. 2; Beil. Nr. 107. Er 
verband damit den weiteren Antrag, dass die Gemeinden mit 
Hilfe einer Landescreditanstalt veri)flichtet sein sollten gericht- 
lich versicherte Kapitalien gegen Adjudication der Unterpfän- 
der zu übernehmen. Beil. Nr. 108. Die citirte Beilage 107 
enthält die Grundzüge für die zu errichtende Landescredit- 
casse, und diese Grundzüge seien im Folgenden mitgetheilt: 

1. Die Landescreditcasse bat die Bestimmung an inlän- 
dische Gemeinden und Private zu nützlichen Zwecken verzins- 
licbe Kapitalien anf gericbtliciie mit wenigstens doppeltem 
ImmobiliaronterpfiEuid versebenen Hypotbeken zu leiben. Ans- 
nalimsweise ist ibr jedoch gestattet. Vorschösse von höchstens 
100 Gulden Im einzefaiiBn Fall und bis zja höchstens dem 
swaiudgsten üieil' ihres Vermögens gegen Bürgsdiall dar Ge- 



Digitized by Google 



0 



Du Qrosshenogtbuui liesseu-Darmstadt. 249 

meinden unter der Voraussetzung, dass diese ihr vollständige 
. Deckung von Seiten des Schuldners nachgewiesen haben, ohne 
doppeltes gerichtliches Unterpfand zu machen. Gebäude wer- 
den in der Regel nur zur Hälfte ihres Taxationswerthes als 
Unterpfand angenommen. Nutzbare ßealberechtigimgen wer- 
den als Immobilien betrachtet. 

2. Die Landescreditkasse^ leiht unter diesen Bedingungen 
jedem Inländer, der die Nützlichkeit der Verwendung nach- 
^ist, die Kapitalien zu 5^/o Zinsen. 

Begünstigungen im Zinsfoss geniessen indessen die Schuld- 
ner in folgenden Fällen: 

a. Zum Zweck der Niederlassang und Etablirung als 
Ortsbflrger leiht die Anstalt demjenigen, welcher weniger als 
400 Gulden rentbaies Vermögen besitzt, die ihm hieran feil- 
lende Summe bis zum Betrag von höchstens 200 Gulden und 
zwar in diesem Fall auf von ihm besessene oder durch Ver- 
wendung dieses Anlehens zu erwerbende Immobilien, oder bis 
zur Summe von höchstens 100 Gulden gegen Bürgschaft der 
Gemeinde, zu 2 ^/q, übrigens nur bis zum zehnten Theil ihres 
Vermögens. 

b. Zum Zweck der Hilfe in einem durch zufällige Um- 
stände und ohne Schuld des Entleihers z. B. durch Fallen 
von Vieh, Brand, Ucberschwenimung und dergleichen mehr ent- 
standenen Nothfalle bis zu höchstens 200 Gulden im einzel- 
nen Fall und bis zum zehnten Theil ihres Vermögens zu S^/g. 

c. Zum Zweck der Bestreitung der Kosten nützlicher An- 
stalten und nothwendiger Bauten der Gemeinden, welche durch 
Gommunalumlagen ohne deren unverhsltnissmässige Steigerung 
nicht wohl aufgebracht werden können, leiht sie diesen zu 
4<*/o bis zum fünften Theil ihres Vermögens. 

d. Zum Zweck industrieller Unternehmungen, welche eine 
erhebliche Anzahl von Arbeitern im Lande beschäftigen, zu 
4^ ^/o bis zum fftnften TheU ihres Vermögens. 

3. Die für die Landescreditkasse errichteten gerichtlichen 
Obligationen sind Stempel- und taxfrei. 

4. Jeder Schuldner der Landescreditkasse ist verpflichtet, 
zugleich mit den Zinsen eine Quote des Kapitals und zwar 
mindestens 1 ^/o, die unter 2, a und b Geaauuteu mindestens 
jährlich abzutragen. 
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ö. Die ZinaeD und KapitaJabtragnngeii werden mh den 
Steilem in 12 monatlichen Baten erhoben. Sobald zwei Raten 
zusammenkoininen, ist das Kapital Yon selbst gekündigt und 

wird auf dem Executionswege beigetriebeiL 

6. Der Fond, aus welchem die Vorschüsse bis znr Wic- 
dereiiizahlung der Kapitalien bestritten werden, wird gebildet: 

a. Zum vierten Theil aus unverzinslichen Laudescredit- 
kassescheinen, welche in Serien von 1 Ii., If fl., 5 fl., 8| fl. 
Uüd 10 fl. ausgegeben werden. 

b. Zum vierten Theil aus unverzinslichen Landescrcdit- 
kasse-Prämienscheiaen, welche in Serien zu 17 fl. 30 kr., 25 fl., 
35 fl., 50 fl. und zwar mit Angabe des Thalerfusse» bei der 
ersten und dritten Serie ausgegeben werden. Jedem Prämien- 
schein sind vier Prämienanweisungen (auf jeder Seite des 
Scheines eine) angefügt, durch welche der Inhaber dieser, vom 
Scheine abzuschneidenden Anweisung zum Zweck dner Prämie 
von 2 Nennwerthes des Scheines aus der Landescredii- 
kasse zahlbar nach Ablauf des ersten, zweiten, dritten und 
vierten Jahres nach der Ausstellung legitimirt ist Mit der 
vierten Prämienanweisung wird der Schein selbst zurQdsge- 
nommen, cassirt und dagegen ein anderer mit vier weite- 
ren auf weitere vier Jahre laufenden Präraienanwcisuiigen ver- 
sehener Prämienscheiu ausgetauscht. 

c. Zur Hälfte aus Partialobligationen der I^ndescredit- 
kasse auf Inhaber mit Zinscoupons zu 4 ^/^ auf 20 Jahre, in 
Serien von lajfl., 250 fl., 5UU tl. und lOOU fl. vertheilt. Ge- 
gen die dem letzten Coupon beigedruckte Anweisung wird 
ein Zinscouponsbogen auf weitere 20 Jahre verabfolgt. Auf 
den I^irwerb solcher Partialobligationen werden bei allen öf- 
fentlichen Gassen zu 4^/« verzinsliche Theileinlagen bis zur 
Erreichung der Summe von 100 fl. genommen. 

7. Die Landescreditkasse ist berechtigt, alle Auszahlungen 
zum fünften Theil in {isndescredit-Gassenscheinen (sub 6 a) 
zum fünften Theil in Landescredit-Prämlenscheinen (sub 6 b), 
zu zwei Fünftel in Landescreditcasse-Partialobligationen (sub 6 
c) und zu ein Fünftel in haar zu machen. 

8. Die Landescredit-OassQscheine und Landescredit-Prä- 
mienscheine sind jederzeit, die Prämienanweisungen der letz- 
teren und die Zinsabschuitte der Landescredilkasse-Partialob- 
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li^ationen zur Verfaltaseit von allen Grossherzoglich hessischen 
öffuntlichen Kassen statt haar angenommen und müssen ebenso 
bei allen Zahlungen derselben im Inlande angenommen werden. 

9. Die I.andescreditkasse darf die sub 6 bezeichneten 
Schuldscheine nur ausgeben: 

a. Zur Bildung eines Betriebskapitals von 200,000 fl. 

b. Im üebrigen soweit, als der Betrag der von ihr bereits 
erworbenen Obligationen (sub 2) reicht und zwar stets nur in 
dem sub 6 angegebenen Verhältniss. 

10. Alle sub 6 genannten Schuldscheine der Landescre- 
ditkasse werden, nach Ablauf von zwei Jahren nach einer 
Emission, binnen vierzig Jahren, die Landescreditcasse-Partial- 
obligationen mittelst Verloosong abgetragen. 

11. Der Fond der Landescreditkasse kann durch Ausgabe 
der sub 6 angeführten Schuldscheine soweit ausgedehnt wer- 
den, als der Bedarf der Gasse zum Erwerb der sub 1 erwähn- 
ten Kapitalien geht, doch niemals und unter keinen Umstan- 
den weiter. 

12. Die Landescreditcasse ist eine Staatsanstalt, welche 
jedoch niemals ihrem Zweck entfremdet werden kann und 
welche unter der Garantie der Landstande steht. Ihre Ver- 
waltung besteht aus einem landesherrlichen und einem land- 
stiindigen Director, welclie auf Beobachtung der obigen Be- 
stimmungen verpflichtet sind. Diese Direction entscheidet un- 
ter Zuziehung eines Obmannes bei eintretender Concurrenz 
zwischen den begünstigten Ausleihungen und dazu mangeln- 
den Fonds nach sorgfältigen Ermittlungen der Sach Verhält- 
nisse je nach Massgabe des bei dem Entleiher vorhandenen 
grosseren fiedflrfhisses oder der grosseren Gemeinnfttslichkeit 
Aber den Vorzug des Kachmidienden. 

Es ist in jeder Finanzperiode den Ständen Rechnung 
Aber den Stand der Anstalt zu legen. 

Die nach Bildung eines Reserreibads sich ergebenden 
üd>ersdiltase werden unter ständiger Btitwirkung zur BelSr- 
domng der LandeswohÜRhrt verwendet. 

Seinen zweiten ergänzenden Antrag motivirt Kraft fol- 
gendermassen : Es sei bemerkt worden, wie tief in manchen 
Landestheilcn der Credit dadurch gesunken ist, dass gericht- 
lich verhypothecirte Immobilien nicht versilbert werden können, 
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tlidls wegen einer dem wahren Interesse des Schuldners und 
der Gommonen ganz widersprechenden Blicksichtanahme, theils 
wegen Mangel an haaren Mitteln. Diesem Zustande sei- 
tens des Staates durch eine Revision der Gesetzgebung ent- 
gegenzuwirken und insbesondere durch die Bestimmung, dass 
die Gemeinden künftig in allen Fällen, wo der Gläubiger einer 
nach Massgabe des Gesetzes gerichtlich errichteten resp. con- 
firmirtcn , mit Imniobiliaruuterpfand doi)pelt versicherten und 
vom Ortsvorstand gebilligten Obligation durch zweimalige 
Zwangsversteigerung seine Hypothek nicht zu einem der Taxe 
ziemlich gemässen Preise anbringen könne, das Kapital nebst 
zweyährigeu Zinsen gegen Adjudication der Unterpfänder za 
übernehmen und an den Creditor zurückzuzahlen haben, vor- , 
behaltlich ihres Regresses gegen die Taxatoren. Um diese 
Massregel durchführen zu können, muss der Gemeinde die 
Gelegenheit geboten sein, das nöthige Kapital jederzeit selbst 
erhalten zu können tmd dies sei nur durch Erriehtiing einer 
Landescreditanstalt möglich. 

Ueber den Antrag Kraft auf Errichtung einer Landescre- 
ditcasse erstattete der Abg. Frank von Reddighausen Bericht 
— Verhandl. der 2. Kammer, vom 3. Juni 1851, Beilagenbd. 
III, Nr. 342. Auf Grund des Berichtes erklärte sich der Aus- 
schuss gegen den Antrag. In den Bericht ist ein Schreiben 
des Kcgierungscommissars wörtlich aufgenommen, welches den 
Autrag beleuchtet und bekämpft. Das Schreiben hebt hervor, 
dass der Antrag auf Errichtung eines Instituts geht, w^elches 
die dreifache Eigenschaft einer Hypothekenbank, einer Hilfs- 
kasse durch Vorschüsse und einer Notenbank besitzen werde. 
Als Hypothekenbank treffe das Projeet mit dem früheren 
von 1827 im Wesentlichen zusammen. Die Gründe gegen die- 
ses Projeet seien in dem Actenmaterial enthalten, welches 
seiner Zeit das Aufgehen des Projectes motivirte und veran- 
lasste, nl^ie Anregung zu den früheren Pnjecten hatte sich 
in mner Periode ergeben, in welcher auf Mis^ahre und Thene- 
rung ein Sbken im Preise aller Landesproducte bis zur vollen 
Entwerthung gefolgt war, während der Handel in Staatspa- 
pieren eine grosse Masse von Kapitalien an sich zog und 
fesselte. Schon von 1827 — 1830 hatte sich dieser Zustand 
geändert. Die Productc wurden wieder abgesetzt und zu 
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besseren Preisen, der ^sfoss der Staatspapiere fiel, dann 
auch f&r Private, ebenso wendeten sich diesen wieder die Ka- 
pitalien zu, auch die Gemeinden konnten wieder die Zinsen 
von ihren SchuldkapiUilien herabsetzen. Nicht ohne Einfluss 
blieben die Sparkassen, die auch als Leih- und Hilfskasseu 
allmälif; wohlthätig wirkten. 

Es folgte dann im Grossherzogthume eine Einrichtung, 
wie sich ähnliches auch anderwärts in Deutschland unter 
dem Namen „Landescreditkasse" findet, die aber, was die Be- 
schaffung der Mittel und deren Gewährung zum Vortheü der 
Bedürftigen anlangt, unübertroffen geblieben ist — die nach 
dem Gesetz vom 27. Juni 1836 verordnete Mitwirkung der 
Staatssehuldentilgnngskasse zur Ablösung der Grundrenten. 

£b kam hierzu im nAchsten Decennium die Errichtung 
einer allgemeinen Bentenanstalt in Darmstadt, «eiche, die 
Zwecke einer Sparkasse und einer Hypothekenhank in sich 
▼ereinigend, insbesondere einen guten An&ng mit grosseren 
Darlehen auf Annuitäten gemacht hat. Ob den derzeit beste- 
henden Calamitäten durch eine Landescreditcasse vorgebeugt 
wäre, ist zweifelhaft." Was die Hilfskassen anlaugt, so ent- 
stehe die Frage, ob es nicht besser sei, durch locale Ptioge 
zu wirken, oder durch Pflege in engeren Verbänden. Beson- 
ders bedenklich aber wird das Ganze durch die Mittel, welche 
zur Dotirung der Hülfskassen vorgeschlagen werden. 

Gegenüber dem Mehrheitsgutachten des Ausschusses auf 
Ablehnung des Antrags Kraft hat letzterer ein Separatvotum 
zur Vertheidigung seines Antrags abgegeben. Beilagenb. III, 
Nr. 342 zum Protok. vom 3. Juni 1851. 

Frank ?on Beddighausen erstattete auch den Bericht ttber 
den zweiten Antrag, die Veipflichtung der Gemdnden zur 
üebemahme gerichtlich yersicherter Kapitalien gegen A^jadi- 
cation der ünteipftnder mit Hilfe einer Creditanstalt betr. 
Beilagenb. in Nr. 341 zum Protok. vom 3. Juni 1851. Der 
Bericht sprach sich gegen den Antrag aus. Bei der Bera- 
thung in der Kammer, vom 16. Juni 1851, wurde der Antrag 
Kraft betr. die Errichtung einer Landescreditcasse mit 33 ge- 
gen 2 Stimmen abgelehnt und der zweite Antrag dann als 
mit dem ersten erledigt betrachtet. Damit war die Frage 
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auch fttr die erste Kammer eatschleden.' S. BfittheiL vom 
3. Juli 1851, Protok. 34, S. 1. 

$. 80. Die aUgomane Beaten- und Lebensyenioherangs-Anstalt 
als Depoaiienkaese nnd Bealcxediiinstitat 

Der Plan zur Gründung einer allgetneinen Kentenanstalt 
mit dem Sitz in Darmstadt wurde im Herbst 1843 gefasst. 
Die Statuten erhielten am 22. Mai 1844 die landesherrliche 
Genehmigung. Am 1. Juli 1844 begann die Thätigkeit des 
Instituts. Von Anfang an war mit der Rentenanstalt eine 
Depositenkaase verbunden. Die auf diese Kasse bezüglichen 
Beetimmimgen scheinen unter Berücksichtigang der mit der 
allgemeinen Versoignngsanstalt in Karlsrahe vereinigten De- 
positenkasse gegeben zu sein. In der Generalversammlnng 
vom 30. Juli 1853 inirde beschlossen in Verbindung mit der 
Allgemeinen Bentenanstalt als besondere Untemehnnmg eine 
Lebens- und Leibrenten-Versicherungsanstalt zu gründen. In 
der am 2S. December 1854 abgehaltenen ausserordentlichai 
Generalversammlung wurden die statutarischen Bestimmungen 
hierfür festgestellt und sie erhielten durch die Erlasse vom 
(10. und) 30. März 1855 die landesherrliche Genehmigung. 
Damit im Zusammenhang steht die Aenderung der Firma 
in „Allgemeine Kenten- und Lebeusversicheruugsanstalt zu 
Darmstadt." 

Als Zweck der Depositenkasse bezeichnet der Bericht für 
das Jahr 1857, S. 4, den Besitzern müssiger Gelder im Grossen 
und im Kleinen Gelegenheit zur Nutzbarmachung und Aufbe- 
wahrung derselben zu geben, den Gewerbtreibenden die ver- 
zinsliche Niederlegung ihrer Betriebskapitalien zu erleichtem 
und durch die Annahme selbst kleinerer Ersparnisse zur An- 
sammlung von Kapitalien zu ermuntern. In dieser letzteren 
Eigenschaft erscheint die Depositenkasse gleichzdtig als Spar- 
kasse. Eine besondere Sparkassenabtheilung neben der Depo- 
sitenabtheilung ist bd der Rentenanstalt niemals gebildet 
worden. 

Die auf die Depositenkasse bezüglichen statutarischen 
Bestimmungen sind in allen Ausgaben der Statuten in den 
Paragraphen Tf) fgde. enthalten. Gemäss diesen Bestimmun- 
gen nimmt die Anstalt baare Gelder, jedoch in der Begel 
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nicht unter dem Betrag von 50 Mark zur verzinslichen Hin- 
terlegung au. Nach den Statuten vom Jahre 1844 war der 
zulässige Maxiuialbetrag der Hinterlegung 100 ä.; dieser Be- 
trag ist in den Statuten von 1847 auf 25 Ii. herabgesetzt und 
bei Eiuliihrung der Reichswährung auf 50 Mk. fixirt worden. 

Auf jedes Depositum sind Nachzahlujigen von mindestens 
10 Mk. gestattet. Xach den Statuten von 1844 waren Nach- 
zahlungen von 3 iL, seit 1870 bis zur £inführuug der Beichs- 
währung Nachzahlungen von 5 fl. zugelassen. 

Die Anstalt haftet für die deponirten Gelder mit ihrem 
VermögeD und benutzt dieselben zu ihren Zwecken, lieber 
jedes Depositum wird ein Schein angestellt, welcher von dem 
standigen Director, von dem Bechner und Controleur zu un- 
terzeichnen ist. Jede weitere Zahlung wird durch den Bechner 
und Controleur auf dem ersten Schein, welcher zu diesem 
Zwecke vorzulegen ist, quittirt. Stat §. 76. 

Die Verwaltung der deponirten Gelder geschieht nach den 
für die Anlegung des Activvermögens der Anstalt vorgezeich- 
neten Grundsätzen. In jedem Rechenschaftsbericht ist der 
Stand der deponirten Gelder anzugeben. Der Zinsengewinn, 
welchen die Depositenkasse abwirft, fliesst in den Verwal- 
tuugsfond. Stat. §. 77. 

Die angelegten Depositengelder werden von der Anstalt 
verzinst. Die Verwaltung setzt den Ziusfuss fest, bestimmt 
die Zeit des Beginnes und des Aufbörens der Verzinsung und hat 
die desfalls getroffenen Bestimmungen, sowie jede Veränderung 
derselben öffeptlich bekannt zu machen. Eine Herabsetzung 
des Zinsfttsses wird für bereits bestehende D^ositen erst vier 
Wochen nach erfolgter dffentlicher Bekanntmachung wirksam 
und die Depcmenten können innerhalb der Kflndigungsfrist 
die Bflckzahlung der hinterlegten Gelder mit der Wirkung 
verlangen, dass ihnen bis zur BückzaMung beziehungsweise 
bis zum Ablauf der Kündigungsfrist die Zänsen nach dem 
bisherigen Zmsfuss vergütet werden. Die Zinsen werden nur 
von ganzen Marken und die darauf fallenden Quoten nur in 
Mark und ganzen Pfennigen berechnet. Stat. §. 78. 

Vergleicht man diese Bestimmungen der neuesten Statu- 
ten mit den friilieren statutarisclien Bestimmungen, so ergeben 
sich folgende Gegensätze: 2^ach den ätatuteu von 1844 war 
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der Zinsfuss ein für allemal auf 3 ^/o fixirt. In der Statuten- 
ausgabe von 184:7 ist der Zinsfusä auf „mindestens" o "/o fest- 
gesetzt, jedoch mit dem Zusatz „die Verwaltung ist ermäch- 
tigt, nach Umständen einen höheren Zinsfuss eintreten zu 
lassen und hat jede Aenderung derselben öffentlich bekannt 
zu machen." Diese Bestimmung ist in den Statuten von 1855, 
1856, 1866 beibehalten. 

In den Statuten von 1866 findet sich erstmals die Be- 
stimmung, dass eine Herabsetzung des Zinsfusses für bereits 
bestehende DeiK>siten erst vier Wochen nach erfolgter dffentli- 
cher Bekanntmachung wirksam ist. Indem die neuesten Sta- 
tuten (von 1874) die Festsetzang des Zinsfusses einfach der 
Verwaltung ttberliessen, haben sie den allein correcten Weg 
eingeschlagen. 

Während die Statuten Yon 1866 erstmals bestimmten, 
dass eine Herabsetzung des Zinsfusses fGlr bereits bestehende 
Depodten erst vier Wochen nach erfolgter Öffentlicher Be- 
kanntmachung wirksam ist, enthalten die neuesten Statuten 

den weiteren Zusatz „die Deponenten können innerhalb der 
Kündigungsfrist die Rückzahlung der hinterlegten Gelder mit 
der Wirkung verlangen, dass ihnen bis zur Rückzahlung be- 
ziehungsweise bis zum Ablauf der Kündigungsfrist die Zinsen 
nach dem bisherigen Zinsfuss vergütet werden." Die neuesten 
Statuten fixiren also die Rechte der Deponenten im umfassen- 
derem Masse, als alle früheren Statutenredactionen. 

Was den Beginn der Verzinsung für die hinterlegten 
Gelder betrifft, so unterscheiden die Statuten von 1844 in 
folgender Weise: bei Kapitalien, welche in der Zeit vom 1 — 
10. eines Monats deponirt werden, beginnt die Verzinsung mit 
dem ersten Tag des darauf folgenden Monats, dagegen werden 
Depositen, welche nach dem 10. eines Monats verfisllen, vom 
ersten Tag des darauf folgenden zweiten Monats an verzinst 

Die Statuten von 1847 lassen diese Unterscheidung fallen. 
Nach ihnen beginnt die Terzinsung eines jeden Depositums 
sowie jeder weiteren Zahlung ein Monat nach erfolgter Hin- 
terlegung. Diese Bestimmung findet sich in allen folgenden 
Statutenredactionen bis einschliesslich derjenigen von 1870 
und sie fehlt erst in den neuesten Statuten von 1874. 

Nach den Statuten von 1844 sollten bei der Bückzahlung 
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,eines deponirten Kapitals keine Zinsen vergütet werden für 
den Monat, in welchem die Rückzahlung erfolgt. Seit 1847 
hört die Verzinsung erst mit dem Tage der Rückzahlung 
respeqtiYe mit dem Zeitpunkt des Ablaufs des Kflndigungs- 
termins auf. 

Nach den Statuten von 1844 findet eine ZSoBenvergfitung 
nicht statt, wenn ein deponirtes Kapital in den ersten drei 
Monaten zurflckrerlangt wird. Diese Bestimmung fehlt in den 
Statuten von 1847, in die Statuten von 1866 Ist sie wied^ 
aufgenommen und seitdem beibehalten worden; man hat in- 
dessen in den Statuten von 1874 den weiteren Zusatz gemacht, 
dass die Verwaltung ermächtigt ist „die bemerkte dreimonat- 
liche auf eine kürzere Kündigungsfrist zu setzen.** 

Die Auszahlung der Zinsen geschah von jeher im Laufe 
des Monats Januar. Die in diesem Termin unerhobenen Zin- 
sen werden dem Kapital zinstragend zugeschrieben. Stat. 
§. 79. 

„Rückzahlungen geschehen auf Verlangen in der fiegel 
alsbald gegen Quittung; stückweise sind yom Rechner auf 
dem Depositionsscheinc zu bemerken; bei vollständiger ist 
letzterer zurftckzugeben.'' Stat 1874, §. 80. In den älteren 
Statuten lautet die hierauf bezügliche Bestimmung: DieBück- 
zahhmg geschieht auf yorherige Kündigung (§. 81) g^gen Zu- 
rückgabe des Depositionsscheins und gegen Einlieferung einer 
ordnungsmftsdgen Besdieinigung. Die Deponenten kOnnen die 
Bückzahlung auch stückweise verlangen.** 

Die neuen Statuten enthalten in §. 80 a zunächst einen 
Zusatzparagraphen in Bezug auf verlorene oder beschädigte 
Depositionsscheinc. Hiernach können die erstercn durch eine 
zweite Ausfertigung nur auf Vorlage einer von den Betheilig- 
ten auf ihre Kosten zu erwirkenden gerichtliclien Nichtigkeits- 
erklärung ersetzt werden. Für beschädigte Depositionsscheinc 
können, wenn sie nach Namen und Nummern als die Urschrift 
noch zu erkennen sind, ohne Weiteres Duplicate ausgefertigt 
werden. 

Was die Kündigungstermine betrifft, so bestimmt der 
§. 81 der neuen Statuten: Die Anstalt ist berechtigt, für 
Bflckzahlungen yon Depositen yon 200 Mk. oder mehr yorhe- 
rige Kündigung zu yerlangen und zwar für Betrüge 
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1. von 200—2000 Mk. R Tage 

2. von über 2000—10,000 Mk. 14 Tage 

8. von über 10,000 -20,000 Mk. 4 Wochen 
4. von mehr als 20,000 Mk. 3 Monate. 
In letzterem Falle können von einem und demselben De- 
ponenten je innerhalb drd Monaten niemals mehr als 20,000 M. 
gekflndigt werden, mSge die Hinterlegong aneh za versehie- 
deaen Zeiten und auf verschiedene DepodtionsscbeiBe erfolgt 
sdn. (Zusatz, gemiss den Beschlossen der Generalversanmi- 
lung vom 29. September 1859). 

Wenn indessen der Kasse parate Mittel zu Gebote stehen, 
so kann die Rückzahlung mit Zustimmung der Deponenten 
auch vor Ablauf des bestimmten Kündigungstermins i^escliehcn. 
Die Rückzahlung erfolgt in landesüblichen Münzsorten, ohne 
Rücksicht auf die Geidsorten, in welchen die Hinterlegung 
geschah. 

Die abweichenden Bestimmungen der älteren Statuten 
sind nicht von besonderer Erheblichkeit. 

Gemäss Beschluss der Generalversammlung vom 22. Sep- 
tember 1862 wurde als Zusatz zu den Statuten ansdrOcklich 
erklärt, dass die Direction ermächtigt ist, wenn es besondere 
Umstände im Interesse der Anstalt wflnschenswerth madien, 
die Annahme der zur Deposition angemeldeten Summe za 
verweigern , oder über die besonderen Bedingungen der An- 
nahme mit den Deponenten ttberänEukommen. Die Bechts- 
Verhältnisse des Deponenten imd dei Anstalt werden in die- 
smn Falle doreh Vertrag festgesetzt nnd die Bestimmungen 
der Statuten gelten nur insoweit, als sie nieht durch den 
Vertrag abgeändert sind. Stat. §. 82 Satz 1. Hierzu ist in 
den Statuten von 1870, 1874 der weitere Zusatz gekommen: 
dass eine Kündigung von Seiten der Anstalt die Zustim- 
mung des Ausschusses erfordert, sowie dass die Verzinsimg 
erst vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung aufhört. 
S. auch St. §. 78. 

Das neueste Statut enthält auch eine Bestimmung über 
die Aufbewahrung von Werthgegenständen, unter Hinweis auf 
ein hierauf bezügliches besonderes Reglement 

Der Umfang der Depositenkasse in den einzelnen Jahren 
ihres Bestandes ist ans der Tabelle des Beilagenhefts ersichtlich. 
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Die Verwaltung der Depositen wird nicht nach kauf- 
männischen Principien durchgeführt. In Folge davon entstan- 
den im Jahre 1870 erhebliche Verlegenheiten. „In Folge der 
Kriegsereignisse wurden viele Depositcneinlagen, deren Betrag 
die Einnahmen an solchen weit überschritt, von den Deponen- 
ten zurückverlangt und die Verwaltung der Anstalt war zur 
Erfüllung der diesfallsigen Verbindlichkeiten veranlasst, aus- 
serordentliche Mittel herbeizuschaiBn« Da Effecten w^en 
ihres gesunkenen Gonrses ohne bedeutende Verluste nicht ver- 
kauft und ausgeliehene Eapitalieii üi kurzer Zeit und unter 
schwierigen GeldTerhSltmssen nicht eingezogen werden konnten, 
so blieb nichts übrig, als zu Anlehen auf kürzere Zeit die 
Zuflucht zu nehmen. — Bericht der Anstalt für 1870. — 

Die Dcpusitengclder werden, wie bereits hervorgehoben, 
nach den Grundsätzen angelegt, welche für die Anlegung des 
Actiwennögens aufgestellt sind. Die Anlage geschieht: 

1. Durch Ausleihen an Private oder Corporationen gegen 
erste gerichtliche Verpfändung von Liegenschaften von dop- 
peltem oder beinah doppeltem Werthe, ferner an Gemeinden, 
sowie an Gemeinde- und Staatsanstalten; 

2. durch Ankauf von Kaufschillingen oder anderen Ziel- 
geldern mit doppelter oder beinah doppelter Sicherheit ver- 
möge EigenthomsTorbehalt an liegeaschaften oder durch Ver- 
pfändung; 

3. durch Ankauf von Staats-, Gemeinde- und anderen 
gteidigeachteten öffentlichen Inhaberpapieren, welche keinem 
allzu schwankenden Gours unterli^eu; 

4. durch Austeihen gegen Verpfändung oder Abtretung 
Yon Forderungen der unter 1 und 2 bezeichneten Art, sowie 
▼on börsengängigen Werthpapieren von nicht allzu schwanken- 
dem Cours. Letztere sind jedoch höchstens bis zu l des 
Courswerthes zu beleihen und unter der Bedingung des Rechts 
für die Anstalt, Rückzahlung binnen vier Wochen oder in 
kürzerer Zeit nach Kündigung zu verlangen, auch bei Nicht- 
einhaltung dieser Frist die zur Sicherheit verpfändeten oder 
abgetretenen Papiere alsbald ausscrgerichtlich zu veräussern 
und aus dem Erlös, soweit möglich, sich zu befriedigen; 

5. durch Ausleihen gegen Verpfändung und Uinterlogung 
solcher LebensiwrsiGhieruiigBurkunden, welche minde6t<»s vier 
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Jahre in Kraft sind, gegen pfandweise Abtretung derselben 
und gegen angemessene Zinsvergütung. Die Grösse solcher 
Darlehen wird nach der Höhe der auf die Yersicherußg treffen- 
den Reserve bemessen. Auf einseitige Ueberlebens- und kurze 
Versicherungen, sowie auf Leibrenten- und Pensionsversiche- 
mngen weiden keine Darlehen bewilligt; 

6. durch Ankauf oder Beleihung von Wechseln, welche 
nicht länger als drei Monate laufen und mit soliden Unter- 
schriften versehen sind, jedocli nur bis zu einem von der Ge- 
sammtverwaltung zu bestimmenden Betrag. Darflber, ob und • 
welchen Gemeinden od«r Gemeindeanstalten Darlehen ohne Ver- 
pfändung von Liegenschaften zu geben, welche Gattungen von 
Werthpapieren anzukaufen, welche überhaupt und bis zu wel- 
cher Höhe des Courswerthes gegen Verpfändung oder Abtre- 
tung zu beleihen sind, entscheidet die Verwaltung. 

Die in pos. 5 und 6 genannte Art der Anlage des Activ- 
vermögens ist erstmals in die Statuten von 1874 aufgenom- 
men. Sie fehlt noch in den Statuten von 1870, welche ihrer- 
seits wiederum erheblich von den älteren Statuten abweichen. 
In dem Statut von 1844 ist ausser den Hypotheken an Pri- 
vate, Corporationen und Gemeinden als regelmässige Art der 
Anlage der Kauf inländischer zmstragender Staatspapiere und 
anderer, ihnen gleichgeachteter, inländischer dflfontÜcher Pa- 
piere genannt In Ermanglung dieser Gelegenheiten ist in 
dritter Beihe die Lombardirung von Staatspapieren oder an- 
deren dcheren Effecten mit nicht sehr schwankendem Cours 
bis zu 90 ®/o des durchschnittlichen Courswerthes zugelassen. 
Ausnahmsweise und vorübergehend Ist in vierter Beihe auch 
der Kauf solcher ausländischer Staatspapiere und Effecten 
gestattet, welche einen wenig schwankenden Cours haben, 
„oder sonstige unter vorstehenden Kategorieen nicht mitbegrit- 
fene Darlehens- und Geldgeschäfte, welche sich durch vor- 
zügliche Sicherheit empfehlen." Diese Bestimmungen wurden 
in allen Statutenredactionen bis zum Jahre 1870 beibehalten. 
Erst durch die Statuten von 1870 ist mit der oben hervor- 
gehobenen Beschränkung der heutige Modus der Anlage für 
das Activvermögen der Anstalt hergestellt worden. 

In den Geschäftsberichten findet sich bis zum Jahre 1863 
keine khire Uebersicht über die Vertheilung der Anlagen des 
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Actiyyennögeiis. Wir ersehen aber, dass insbesondere die 
Anlage in Hypotheken stattfand und dass die Annuitäten- 
darlehen seitens der Verwaltung begünstigt wurden. In der 
Form ?on Annuit&ten wurden ausser den Hypothekendarläien 
auch die Lombarddarlehen bewilligt 

$. 31. Die Bank für Handel und Industrie. Qründong der Bank 

« tat Süddentsohland. 

Während in Hessen für die Organisation des Real- und 
landwirthscbaftlichen Personalcredits (mit Einschluss des soge- 
nannten Melioratioiiscredits), sowie für das Depositenwesen zwar 
bemerkenswerthe Ansätze, aber eine noch nicht zum Abschluss 
gekommene Entwicklung uns entgegentreten, bietet sich für 
die Forderung von Handel und Industrie verhältnissmässig 
früh und vor Allem erheblich früher als in Württemberg und 
Baden ein kräftiger Mittelpunkt in der Bank für Handel und 
Industrie und der Bank für Süddeutschland. 

Schon im Jahre 1846 war der Gedanke der Errichtung 
dner Bank für Süddeutscbland in der Handelswelt aufge- 
taucht und es wurden auch bei der Regierung Schritte ge- 
than. Dem damaligen Vertreter des Gesuches, Moritz Ha- 
ber, wurde die Yoriftufige Zusicherung unter n&her zu verein- 
barenden Bestimmungen für den Fall ertheilt, dass sich dne 
AnsEahl renonmurter, namentlich deutscher Banquiers mit an 
die Spitze der Unternehmung stellen würde. Das Jahr 1848 
trat dazwischen. Im Jahre 1853 wurden die Verhandlungen 
wieder aufgenommen. Haber trat im Verein mit Bankhäusern 
in Köln, Frankfurt a. M. mit dem Gesuch um Concessiouirung 
zweier Banken an die Regierung heran. Die eine Bank sollte 
für das gewöhnliche Geld- Wechsel- Anlagen- Actiengeschäft 
und für Unternehmungen ohne das Recht der Notenausgabe 
ins Leben treten, die andere mit engerem Wirkungskreis, je- 
doch mit dem Becht der Notenausgabe thätig sein. — S. 
VerhandL der 2. Kammer 1857—1859 Beil. UI, Nr. 184 zum 
Protok. vom 4. Juli 1857: Bericht des 4. Ausschusses üher 
die Anträge Wernher. 

Am 2. April 186B wurde der Bank fiir Handel und In- 
dustrie die landesherrliche Gonoession ertheilt Die Gonces^ 
sion zur Errichtung einer Zettdbank glaubte die Regierung 
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von der Ausführung eines grossen Unternehmens zum Vor- 
theil des Landes abhängig machen zu müssen: von der Be- 
dingung, dass unter VermitÜiug der Gründer eine Actieu- 
gesellschaft für Erbauung einer Eisenbahn von Aschafienbuig 
über Damistadt an den Rhein gebildet und der Bau dieser 
Bahn auf das Vollständigste gesichert sein werde. Die völ- 
lige Sicherung des UntemelimeitB war mit Zeitverlust ver- 
bunden. Sie erfolgte gegen Ende des Jahres 1856, indem 
miter angemessener Subvention nnd Gewihrleistmig der bei- 
den Banken die hessische Ladwigseisenbahn-BangeseUschaft 
die Erbauung der Eisenbahn von Aschaffenburg über Darm- 
stadt nach Mainz und weiter nach Bingen übernahm. Dann 
erst wurden nach sorgfältiger Revision die Statuten der Bank 
für Süddeutschlaiid genehmigt. Landesh. V. O. vom 5. Nov. 
1855 und die Bekauutm. des Minister, des Innern vom ol. Jan. 
1856, die Errichtung einer Zettelbank zu Darmstadt, unter 
der Benennung „Bank für Süddeutschland" betr. — S. auch 
Verhandl. der 2. Kammer 1. c. , ferner Frankfurter Actionär, 
Jahrgang 1855 Nr. 86 vom 19. Aug., Nr. 91 vom 23. äept, 
Extrabeil, vom 7. Okt., Nr. 93. 

Die Statuten der Bank für Handel und Indostcie waeeA 
auf Grund der Statuten des credit mobilier in Paris ausgear- 
beitet. Sie haben im Laufe der Zeit mannigfache Verände- 
ruDgen erfahren mdiBen. Die erste umfassende Statiiteninde- 
rung hat am 31. Mai 1860 stattgefimden. Vor Allem wurde 
der Wirkungskreis der Bank schärfer ala seither durch eine 
neue Fassung des §. 10 dar Statuten fsstgestettt Die Thfttig- 
kdt der Bank wurde auf dm Betrieb, des Bankgeschftfts ba- 
Bchrfinkt^ alle nicht im Bereich eines Bankgeschäfts liegenden 
Operationen, namentlich das Immobiliar- und Hypothekenge- 
schäit, sollten auisgcschlossen bleiben. Durch eine veränderte 
Fassung des §. 16 wurden die Befugnisse der Bankverwaltung 
gegenüber der Direction schärfer präcisirt, der Direction selbst 
eine grössere Selbständigkeit namentlich für die Organisation 
von Bankfilialen, Agenturen und Commauditen gewalirt. Stat. 
§. 30. Unter den mannigfachen anderen Bestimmungen sei 
die des §. 40 erwähnt, worin unter Abs. 2 in Bezug auf den 
Reservefond festgesetzt wurde, dass von dem 4^/^ des einge- 
zahlten Adaenkapitalaübersteigenden Beingewinn jährlich 2b ^/o 
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zur ^dnng dnes Reservefonds so lange in Abzog zu bringen 
seien, bis dieser jV des Actienki^itals betrage. 

Bingreifende Statutenfinderungen sind dann erst wieder 

am 6. Mai 1872 beschlossen worden: sie bezogen sieb auf eine 
ueiie Präcisirung des Wirkungskreises der Bank, Stat. §. 10, 
sowie insbesondere auch unter Abänderung des §. 40 auf die 
Bildung des Reservefonds, indem bestimmt wurde: wenn der 
Reservefond ^ des Actienkapitals betragen und der Reinge- 
winn gestatten würde, an die Actionüre einschliesslich der 
Zinsen eine höhere Dividende als 10 -'/o des Actienkapitals zu 
vertheilen, so können die diesen Satz übersteigenden Beträge 
bis ZOT Hälfte dem Reservefond überwiesen werden, insoweit 
die zur Yertheilung kommende Dividende nicht 15 ^/^ erreicht 
Wenn 15^ 0 Dividende zur Yertheilung kommen, so können 
die nach Decicung derselben verbleibenden Gewinnüberschttsse 
ganz dem Beservefond überwiesen werden. 

Es wurde femer unter Abänderung des §. 4B der Statu- 
ten folgender Beschluss gefasst: Der Beservefond ist zunächst 
bestimmt zur Dedrang von Verlusten und zur Ergänzung der 
Actienzinsen bis 4®/o. Soweit der Beservefond jedoch den 
Betrag von 10 ^/o des Angezahlten Actienkapitals übersteigt, 
soll derselbe zur Ergänzung der Dividende bis zu 10 ^/^ ein- 
schliesslich der Zinsen verwendet werden, mit der Massgabe, 
dass in einem Jahre nie mehr als 4^1^ des eingezahlten Ac- 
tienkapitals zu diesem Behuf aus dem Reservefond entnommen 
werden küuiieu. Wenn der Reservefond unter 10**/o des ein- 
gezahlten Actienkapitals herabgesunken ist, fällt jede Divi- 
dende über die 4*^/0 Zinsen hinaus so lange weg, bis der 
Beservefond wieder die Höhe von 10®/© erreicht hat. 

Der Wortlaut des §. 40 hat zur Folge gehabt, dass in 
den nächsten Jahren eine Dividende über 15 ^/o nicht zur 
Yertheilung gelangte. Er hat wesentlich zur Stäricung des 
Beeervefonds der Bank beigetragen. Der Wortlaut des §. 43 
veranlasste dagegen, dass ans den angesanmielten Beserveo 
berdts IAf das Jahr 1873 die Summe von fi. 1^7460 ent- 
nommen werden musste. Da nämlich im Jahre 1873 nur ein 
Gewinn von etwas fiber 7 ^/o erzielt wurde, musste zur Er- 
gänzung der Dividende auf die statutraimässigen 10 ^/o dem 
Beservefond die bezeichnete Summe entzogen werden. Als 
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nun im Jahre 1874 ein Reingewinn von nur 6 ®/o auf das Ac- 
tienkapital erzielt wurde und abermals Bach §. 43 durch Her- 
anziehung von 4^1^ aus der Extrareserve die Dividende auf 
10 ^/o zn ergänzen war, beschloas man in der CreneralYersamm- 
lung, den Wortlaut di» §. 43 dahin zu ändern, dass der Re- 
serrefond, sofern derselbe den Betrag von 10 ^Iq des einge- 
zahlten Actienkapitals flbersteige, zur Ergänzung der Dividende 
bis zu 8 ^/o einschliesslich der Dividende Verwendung finden 
solle, mit der Massgabe, dass in einem Jahre- nie mehr als 
2*^/o des eingezahlten Actienkapitals zu diesem Behuf aus 
dem Reservefond zu entnehmen seien. Da der Reservefond 
unter 10 ^/o des eingezahlten Actienkapitals herabgesunken 
sei, falle jede Dividende über die 4 ^/o Zinsen hinaus so lange 
weg, bis der Reservefoud wieder die Höhe von 10 ^/^ erreicht 
habe. Auch dieser Beschluss musste wieder aufgehoben werden. 
In der Generalversammlung vom Jahre 1875 wurde festge- 
stellt, dass ein Eeservefond, welcher den Betrag von 10 ^/t 
des eingezahlten Actienkapitals übersteigt, zur Ergänzung der 
Dividende bis zu 6^1^ einschliesslich der Zinsen verwendet 
werde. Wenn der Beservefond unter 10 ^/o des eingezahlten 
Actienkapitals herabgesunken sei, solle jiede Dividende über 
die 4^/o Zmsen hinaus solange wög&llen, bis der Beservefond 
wieder die Hdhe von 10**/o erreicht habe. 

Wir begnügen uns mit dieser Uebersieht Aber einige der 
wesentlichsten statutarischen Aenderungen, welche im Lauf 
der Zeit bei der Bank für Handel und Industrie stattfanden. 
Die Concessioniruug der beiden Banken führte zu lebhaften 
Erörterungen in der 2. Kammer. 

Am 23. December 1856 stellt Wernher einen Antrag in 
Betreif „der Ertheilung einer Concession zur Errichtung der 
sich so nennenden Bank für Handel und Industrie, ohne Bei- 
rath der Stände, sowie der Concessionirung der damit in Ver- 
bindung stehenden Zettelbank." Der Antrag lautete dahin, die 
Kammer wolle in einen Ausschuss die emgehende Untersu- 
chung folgender Fragen verweisen: 

L Ob durch £rtheilang einer Concession zur Errichtung 
der sich so nennenden Bank fOr Handel und Industrie ohne 
vorher vernommenen Bdrath der Stände, sowie durch die 
Concessionirung einer damit verbundenen Zettelbank ebenfiiUs 
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ohne vorher vernommenen lieirath der Stände, nicht das ver- 
fassuncrsmässige Recht der Stände gekränkt worden sei? 

IL Ob, abgesehen von dem Recht der Stände durch diese 
Concessionen, wie sie ertheilt sind, nicht wichtige Interessen 
der Ehre und des Vermögens für Staat und Staatsangehörige 
ge&hrdet sind? 

III. Der Ausschuss wäre insbesondere anzuweisen, durch 
bestimmte Anfragen bei der Grossberzoglichen Regierung bei 
der Untersuchung der ihm angegebenen Fragen ifvichtige 
Punkte aufzuhellen, worObisr die bdden V.O. vom 2. April 
1853 mid 5. November 1865 nicht vollständig klar sind. 

IV. Nach dem Ergebniss seiner Untersuchungen erwartet 
die Kammer vom Ausschuss Vorschläge zur Wahrung der 
Bechte der Stände für die Gegenwart und für die Zukunft 
und zur weiteren Sicherung der Interessen des Staates und 
der Staatsangehörigen. 

Der Antrag wurde an den Ausschuss verwiesen. S. Ver- 
handl. der 2. Kammer vom 23. Dec. 1856, Protok. 5, S. 8, 
Bd. i und 1. Beilagenbd. Beil. 24. 

Hierzu kam am 6. Januar 1857 ein Supplementarantrag, 
die Emission von Papiergeld unter dem Titel „Noten der Bank 
für Süddeutschland" betr. i): die Kammer möge erklären: 
dass durch die Emission von Papiergeld unter dem Titel „No- 
ten der Bank für Süddeutschland" ohne vorher erlangte Ein- 
willigung der Stände die verfassungsmässigen Rechte der 
Stände gekränkt seien, die emittirten und zu emittirenden 
Banknoten daher insolange einer rechtlichen Existenz im Gross- 
herzogthum entbehren, als eine nachtägliche Einwilligung der 
Stände nicht erlangt werde. 

Ein zweiter Supplementar^Antrag verlässt die zuwartende 
Stellung, welche durch den ersten eingenommen war, um de- 
finitiv Position zu nehmen, weil die Regierung in der Zwi- 
schenzeit um Bewilligung eines Anlchens von einer Million 
Gulden zu 4r^^lo eingekommen war, welche man vielleicht in 
Schatzkammerscheinen hätte aufbringen kimnen, während nun- 
mehr eine Notenemission der Bank im Gesammtbetrag von 
vierzig bis achtzig Millionen in Aussicht stand. 



1) Fntok, 7, S. 8, B«il. Nr. 87. 
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Der Bericht Aber die Antriige Wenlier wurde nach einer 
danraf bezüglichen Interpellation vom 18. Mal 1867 erstattet. 

(Verhandl. 1H57— 18.59, Protok. 12 vom 18. Mai, S. 9, Bd. 1 
und Beil. III, Nr. 184 zum Protok. vom 4. Juli 1857). Der Aus- 
schuss beantragte die Ablehnung des ersten Antrags, „sowie 
er gestellt war^^ und definitiv die Ablehuung des zweiten 
Antrags. 

In Rücksicht auf diese Anträge des Ausschusses stellte 
nun Wernher am 24. Juli 1857 — Verhandl. der 2. Kammer, 
Bd. 2, S. 13 fgde. 7- nach aosfahrlicher Begründung folgende 
neue Anträge: 

1. Die Grossherzogliche Regierung sei za erBachen, die 
Wiederausgabe der schon einmal ausgegebenen, an die Banit 
für Sttddeutscfaland zurückgekehrten Zettel sowie die Emission 
neuer Bankiettd solange zu sistiren, bis dne Vereinbarung der 
Zollvereinsstaaten in diese Verwirrung Ordnung gebracht habe; 

2. das Besultat dieser Vereinbarung als eine wichtige, 
die Finanzen des Landes direct betreffende Angelegenheit den 
Kammern zur Prüfung respective Billigung vorzulegen. 

3. Ohne Einwilligung der Kammern darf künftig weder 
von der Laudesregierung noch Privatpersonen, Körperschaften 
oder Genossenschaften Noten, Papiergeld, gleichgiltig unter 
welchen besonderen Benennungen, ausgegeben, beziehungsweise 
in den ölfentlichen Kassen als Zahlung angenommen werden. 

Diese neuen Anträge wurden nach eingehender Discussion 
wiederum in den vierten Ausschuss verwiesen, welcher am 
9. Februar 1858 seinen Bericht erstattete. Verhandl. der 2. 
Kammer vom 23. Nov. 1857, vom 9. Febr. 1858, Beil. Nr. 299 
im Beilagenb. 5. Der Ausschuss sprach sich für die Ableh- 
nang der Antrfige aus und diesem Antrag wurde nach leb- 
hafter Debatte am IB. Mftrz 1858 Folge gegeben. 

Inzwischen war die Bank für Handel und Industrie be- 
rdts zu mnem emflussreichen Institut gediehen. Vor Allem 
waren die geschäftlichen Beziehungen erstarkt und vermehrt 
worden. 

Die ursprüngliche Absicht der Bankverwaltung, Zweig- 

niederlaüsungen in den bedeutenderen Europäischen Handels- 
plätzen herzustellen, scheiterte allerdings au dem Widerstand 
der StaatsregieruDgen, da dieselben wünschten, dass s^stän- 
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dige einheiiuischc Institute entstehen möchten. Die Bank 
nahm daher in der Form der commanditären Betheiligung an 
bestechenden oder neugegründeten Bankgeschäften ihre Inter- 
essen an den grossen Handelsplätzen wahr. Ihre Betheiligung 
wurde später auch in die Form der stillen Gesellschaft hier 
und da eingekleidet. Mit dem Jahre 1864 gelang os der 
Bank, für Frankfurt a. M. die Genehmigung zur Errichtung 
einer Filiale za erhalten. Seit dem 1. Oktober 1871 ist eine 
Zweigniederlassung auch in Berlin thätig. 

Mit dem Jahre 1871 betrat die Bank zur HerateUuog 
dauernder Geschältebeziehungeii noch einen anden« Weg „der 
vielleicht geeignet sein kann, das System der GoDunanditeft 
in Zukunft zu ersetzen/' Geschäftsber. fOi 1871, 8. 18, indem 
sie zuiachst in Amsterdam im Verein mit befreundeten Bank- 
instituten und Bankhäusern ein naies Banketablisaement auf 
Actien, die Amsterdamer Bank, gründete; den dauernden £in- 
fluss auf dieses Institut suchte sie sich durch dnen grösseren 
Actienbesitz zu erhalten. In derselben Weise ist die Bank 
bei der Süddeutschen Bodencreditbank in München und der 
[Süddeutschen Immobiliengesellschaft in Mainz betheiligt. Die 
Direction bemerkt hierüber in dem Geschäftsbericht für 1871 
S. 12, 18: „Beide Formen (die der commanditären und die 
der Actienbetheiligung) bieten die Möglichkeit, die Zwecke 
der Bank an auswärtigen Stellen unter beschränkter Haftbar- 
keit zu fördern und zu erreichen. Die Commandite hat die 
Schattenseite, dass das Etablissement nicht allein in seinen 
Erfolgen, wie selbstverständlich, sondern auch in einem gewis- 
sen Sinne in seiner Existenz an die Pmon des Leiters gebun- 
den ist Die Aetiengesellschaft dagegen bietet die Sehinerigkait, 
mit yoUer Sicherheit den Einfluss der Bank, den vir fiBr ein 
gedeihliches Zusammenwirken fttr nöthig erachten, zu be- 
wahren.*^ 

Nach dem Geachilftsbericht für 1875 hatte die Bank 14 

Gomroanditen, nämlich in Berlin, BrQssel, Kassel, Dresden, 

Halle, Hamburg, Heilbronn, Mailand, Mainz, München, New- 
York, Paris, Stuttgart und Wien. Die Commauditkapitalien 
betrugen Ende 1875: M. 13,028,753. 

Abgesehen von den directen Gewinnen, welche die Bank 
aus den cammanditarischeu BetUeiligungen zieht, geben die 
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Commanditeii in den Betrieb der spcciellen Geschäftszweige, 
namentlich bei Negociirung der Finanzoperationen und Wie- 
derbegebung der in denselben übernommenen Titres der Bank 
eine wesentliche und kräftige Stütze. 

Schon in den ersten Jahren hat sich die Bank mit schar- 
fem Blick das Operationsgebiet gewählt, auf welchem sie bis 
in die neueste Zeit eine achtangswerthe Stellang behauptet 
hat. Bei zahlreichen Operationen des deutschen and östep- 
reichischen StaatBcredita, hei der Negociirang deutscher, Oster» 
relchischer, italiemscher und rossificher Eiaenbahnanlehen, auch 
bei der Grflndung deutscher transatlantischer Schiffiahrtslinien 
war die Bank betheiligt, fttr viele dieser Unternehmungen 
flbernahm sie die FQhrung des Cionsortiums. 

Sie betrat im Jahre 1854 das Feld der grossen Finanz- 
operationen durch die üebernahrae der badiscben 4|®/oigen 
Staatsanleihe und erzielte eine Betheiligung bei der Emission 
der österreichischen Staatsbahnactien. Sie betheiligte sich im 
Jahre 1855 bei der Emission der Actien der Elisabethbahn 
und wirkte bei der Gründung der Theissbahn mit. Es gelang 
ihr im Jahre 1856 die Finanziirung des Eisenbahnuntcrneh- 
mens von Bingen über Mainz nach Aschaffenburg und sie be- 
theiligte sich bei der £rweitening des Unternehmens der Rhei- 
nischen Eisenbahn von Nymwegen bis Bingen. Im Jahre 
1868 betheiligte sich die Bank bei der Uebernahme einer 
Schwedisdien und einer Bremer Staatsanleihe sowie bei dem 
neuen Lotterieaiildien der österreichiBchen Oreditanstalt. Sie 
befiuid sich im Jahre 1860 im Gonsortium fttr die Begebung 
einer neuen Schwedischen Anleihe, fttr die Uebernahme der 
garantirten Prioritätsanldhe der Bhein-Nahebahn, fttr die 
neuen Obligationen des Wttrttembergiscfaen Greditvereins. 

Auch im Jahre 1861 participirte die Bank bei verschie- 
denen Anlehen und Operationen und zwar theils in Form von 
Consortien, theils in Conto-Meta-Geschäften; bei der Schwe- 
dischen Hypothekaranleihe und bei der Lotterieanleihe des 
Cantons Freiburg war die Bank durch die Uebernahme eines 
Antheils interessirt, sie vermittelte den Verkauf von sehr be- 
deutenden Summen Actien und Prioritäten der Hessischen 
Ludwigsbahn und betheiligte sich bei der Placirung von Cöln- 
Mindner Obligationen, sie übernahm einen ansehnlichen Theil 
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der Emission Lit. C von Obligationen der Livorneser Eisen- 
bahn mit einem Consortium. 

Im Jahre 1862 tibernahm die Bank die im Besitz der 
Hessischen Regierung befindlichen 1,2(X),000 fl. Ludwigsbahn- 
prioritäten von 1860, eine 4 "^/q ige Anleihe der Stadt Worms; 
in Gemeinschaft mit ItalieDischen , Belgischen und Deutschen 
Bankhäusern placirte sie die zur Emission gekommenen 100,000 
Obligationen Serie D und restliche 20,000 Obligationen der 
Serie G von der LiTomeser Eisenbahnanleihe. Mit Frankfur- 
ter, Gölner, Hamburger und anderen Bankhäusem flbwnahm 
sie mne Consortialbetheiligang bei der österreichisehen 1860er 
Loose-Anleihe, und betheiligte sich innerhalb eines Frankfor« 
ter Gonsortinms bd einer zweiten schwedischen Hypothekar- 
anleihe, bei dner Anleihe des crWt communal Beige. Die 
Bank betheiligte sich auch an der Convertimng dar 4^ ^/oigen 
thüringischen Eisenbahnprioritäten. 

Im Jahre 1863 übernahm die Bank im Verein mit Firmen 
ersten Ranges eine garantirte 5®/oige Prioritätsanleihe der 
Moskau-Rjäsen Eisenbahugesellschaft von 5 Millionen Rubel, 
ferner 6 Millionen Gulden Grundentiastungen des Temeser 
Banats, eine 4o/oige Prioritätsanleihe der Hessischen Lud- 
wigseisenbahngesellschaft im Betrage von c. 3 Millionen Gul- 
den, 6 Millionen Gulden ö. W. steuerfreier Sübeiprioritäten 
der Galizischen Carl Ludwigsbahn. Hierzu kamen noch Oon- 
sortialbetheiligungen bei anderen erheblichen Finanzoperationen. 

Das bedeutendste GescfaAft, woran die Bank im Jahre 
1864 sk^ betfaeiligte, war die EmiSBion der 1864er (toterrd- 
cbischer Staatsktose. Ctemeinschaltlich mit der Osterrddii- 
sehen Creditanstalt in Wien übernahm sie ferner fttr ein Oon- 
sortium die Tom Oesteneichischen Staatsministerium contra- 
hirte Lotterie-Anleihe der Bndolphstiftung in Wien im Nomi- 
nalbetrag von 2 Millionen Gulden, yon der Galizischen Lud- 
wigsbahn übernahm sie, nachdem die frühere Quote von 6 
Millionen Gulden steuerfreier Silberprioritäten dieser Bahn 
ihren Absatz gefunden hatte, weitere 5 Millionen Gulden die- 
ser Prioritäten. 

Das Jahr 1865 bot zu neuen grossen f inanzunternehmun- 
gen keine Gelegenheit. 
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Im Jahre 1866 participirte die Bank mit massigen Be- 
trägen bei der Emission der Bonds der Oesterreichischen Süd- 
bahugesellschaft, bei der Baierischen, Württembergischen und 
Sächsischen Staatsanleihe, bei der Uebernahme aus erster 
Hand von Magdeburg -Leipziger Actien Lit. B, Hessischen 
Ludwigsbahnactieu, Altona -Kieler Actien, von Prioritäten der 
Oberschlesischen und der Süd-Norddeutschen Verbindungsbahn 
(Reichenberg-Pardubitz). Die Ausdehnung der Bankbetheili« 
gungen bei grösseren Unternehmuiigeii k conto meta und im 
CoDSortium war im Jahr 1867 eine namhafte. Sie übernahm 
im Gonsortium die Actien und Prioritäten der Eisenbahnlinie 
Füolkircben-Bares gogen die Verpfliehtung, die Bahn nach 
den Vorschriften der GonoessionBarkande zu erbanen and ana- 
anrOaten, sie participirte an den von der Oestendchiadien 
Oreditanatalt patronisirten Emiasionen in Effecten der grossen 
Oesterreichiachen Bahnen: der Siebenbflrger Bahn und Franz- 
Joaephahahn und hetbeiligte aich bei der Uebernahme der 
Ifagdeburg-Halberstädter Stammprioritätsactien. Ebenso nahm 
sie zu Primitiv-Bedinguugen Antheil an den gaiantirten An- 
lehen der Russischen Bahngesellschaften Kozlov-Worouesch 
und Poti-Tiflis. 

Das Jahr 1868 war reich an neuen Unternehmungen und 
Emissionen, insbesondere gaben die in Deutschland, Oester- 
reich und Russland schwunghaft betriebenen Eisenbahnbauten 
zu vielen gewinnbringenden Emissionen Anlass. Die Bank 
nahm an der lebhaften Bewegung auf dem Etfectenmarkt An- 
theil, wobei sie sich jedoch auf Staataanlehen and Eisenbahn- 
piq^iere beschränkte und der Gründung von neuen Bankinati- 
tuten und industriellen Etabhasementa femblieh. Sie über- 
nahm im Wege filfentücher Submiaaion daa Heaaiacfae 5®/oige 
Anlehen von einer Million Gulden, ala Vertier einea grMe- 
ren Consortiams aehloaa sie ein bedeutendes Anlehen zu Eisen- 
bahnaweckeD mit der Brannachweigischen Beglerang ab, nimlich 
10 Millionen Thaler Nominal in unverzinslichen Primienaathei- 
len äThlr. 20 und Thlr. 1,287,000 in 3^o/oigen Obligationen. 
Sie nahm ferner Betheiligung bei der Preussischen 4^^/oigen 
Anleihe von 1868 und bei der Hamburger 4^ ^'/oigen Anleihe. 
— Unter Zuziehung befreundeter Bankhäuser placirte sie fttr 
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die Hessische Ludwigscisenbahngesellschaft eine Million Thaler 
neuer Actien für die Kiedbahn und vier Millionen Thaler ga- 
rantirter 5"/oiger Obligationen, ferner die Actien Lit. B der 
Rheinischen Eisenbahn für den Bau der Eifelbahn im Betrag 
von fünf Millionen l'haler etc. — Bei den Emissionen russi- 
scher garantirter o^/^jiger Eisenbahnobligationen, welche im 
Jabre 1868 auf dem deutschen Markt stattgefunden haben, 
wurde die Bank der Mehrzahl nach durch die Emissionshäa- 
Bdv interessirt. — Sie betheiligte sich an Oesterreichischen 
Eisenbahnuntemebmungen, indem sie in das unter FQbning 
der Oesterreicbiscbai Greditanatalt zu Stande gekommeiie grosse 
Untmnebmen der Alföldbahn als MitcoDoesaionftr eintrat, sie 
«hielt mit etaem Gonsortinni tod der Ungarischen Begienuig 
die Goncession IGlr die Bahnlinie von Arad nach Temesrar, 
sie wurde bei der Emission der Actien und Obligationen der 
Oesterrddilschen Nordwestbahn betheiligt. Die Bank bethei- 
ligte sich an dem Bau und an einem Theil der EffiBCten der 
Neumarkt- Ried-Braunauer Eisenbahn. 

Die Bewegung auf dem Gebiet der grossen Operationen 
dauerte im Jahre 18G9 fort. Die Summe der von der Bank 
für solche Geschäfte geleisteten Einzahlungen betrug am Ende 
des Jahres 1869 fl. 7,807,945. 31 kr. worunter für eigene 
Rechnung fl. 2,617,044. 42 kr. Im Geschäftsbericht für das 
Jahr 1869 muss bereits darauf verzichtet werden, alle einzel- 
nen Consortial- und Meta - Geschäfte aufzuzählen, an denen 
die Bank sich betheiligte. Der Geschäftsbericht beschränkte 
sich darauf diejenigen zu erwähnen, welche die Bank im eige- 
nen Namen abechloes, sowie die bedeutendereii Operationen 
namhaft zu machen, an welchen sie sich mit anderen bethei- 
ligte. — Es gehören hierher eine 5^/oige Piioritfttsanloihe 
der BerUn-Potsdam-Magdebnrger EisenbahngeeeDschalt im Be- 
trag von 7 Millionen Thaler, eine von der Thüringer Eisen- 
bahngesellschaft bewerkstelligte Emis^n von 4^ ^UigQn garaa- 
tirten Thoringer Actien Lit. G, zum Bau der Bahnstrecke 
Gera-Eichicht bestimmt, im Belauf von 4 Millionen Thaler. 
Der Bank wurde von der Hessischen Ludwigsbahn die Placi- 
rung ihrer neuen Emission von 2 Millionen Thaler 5®/oiger 
Prioritäten übertragen. — Von der Emission der 5<^/«igen 
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Prioritätsobligationen der Oberschlesischcn Eiseiibahngesellschaft 
im Betrag von 13,395,000 Thaler, welche für den Bau der 
Bahnstrecke Breslau-Mittelwalde und Cosel-Frankenstein be- 
Btimmt waren, übernahm die Bank nahezu den vierten Theil. 
Sie betheiligte sich an einem Consortium, welches von der 
Köln-Mindener Eisenbahngesellschaft die von den Actionären 
seiner Zeit nicht begebenen 9,068,200 Tbaler Nominal, 5 "/oiger 
Actien Lit. B übernahm. 

Unter den zahlreichen grossen Finanzoperationen, welche 
in den Geschäftsberichten für 1869 und 1870 noch genannt 
und, heben wir als eines der bekanntesten das Braunschwei- 
glsche Eisenbahn-VerkaufisgeBchfift hervor, welches im Jahre 

1870 perfeet wurde. Die gesammten Eisenbahnen wurden tun 
den Pyeis von 11 Millionen Thaler nebst dner Jabresiente 
yon 875000 Thaler auf 64 Jahre von der Bank als Repräsen- 
tantin eines Gonsortiams angekauft und Ton ihr wieder zum 
Zwecke des Betriebs und der Erweiterung der Bahn einer 
neu gebildeten Gesellschaft übertragen. 

Im Jahre 1871 trat zur Mitwirkung bei der Placirung 
von Staats- und Eisenbahnanlehen auch die Mitgründung 
neuer Banken und Erwerbsgesellschaften, nämlich der Süd- 
deutschen Bodencreditbank in München und der Süddeutschen 
Immobiliengesellschaft in Mainz, der Immobiliengesellschaft 
Blumenthal & Cie. in Darmstadt und der Amsterdamer Bank. 
Auch an der Uebemahme amerikanischer Eisenbahnbonds 
nahm die BanJc mit grosser Auswahl Antheil. 

Wir mllssten einen umfangreichen Theil der Geschäftsbe- 
richte aus den lotsten Jahren reprodudren, wollten wir alle 
grOssefen Unternehmungen nennen, bei welchen die Bank seit 

1871 vielffich in hervorragender Weise betheiligt gewesen ist 
Aus dem Obigen ergibt sich zur Genüge, dass die Bank 

für Handel und Industrie an der LOsung grosser ToflESwirth- 
schaftlicher Aufgaben der letzten Jahrzehnte eifrig mitarbei- 
tete, dass sie insbesondere um die Ausbildung des Europäi- 
schen Staatscredits in seinen verschiedensten Können und um 
die Durchführung der grossen Eisenbahnbauten sich verdient 
gemacht hat. 

Durch ihre grossen Finanzoperationen hat die Bank einen 
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TliTifluss auf die speculativen und auf die dauernden Anlagen 
der süddeutschen Kapitalisten geübt. 

Die Gewinne der Bank an gemeinschaftlichen Geschäften 
(Meta- und Consortialgeschäften) ergeben sich aus der nach- 
folgenden Uebersicht für die Jahre 1862—1875. 

Gewinn mib gemeinaohafUidhen QeBohSften (Conti k meta imd 

Conimtien). 

1862 : fl. 76,195.11 

1863 : * 138,545.43 (incl. Provis. und jouissance bei 

grösseren Geschäften) 

1864 : 110,103.28 

1865 : 113,804.11 

1866 : 89,329.51 

1867 : 324,565.56 

1868 : 512,701.33 

1869 : 331,042.01 

1870 : 516,907.29 

1871 : 1,366,411.04 

1872 : 1,403.773.48 

1873 : 628,571.35 

1874 : M. 570,227.13 

1875 : 354,039.10 

Die Bank fOr Handel und Industrie hatte, abgesehen Yon 
der Mitwhrkang aar AnsbOdung des Europfiisehen Staatscre- 
dits sowie zur Herstdlnag der grosse Transportanstalten zu 
Wasser und an Land, noch manche andm Ziele sich gesetat 
Die Bank war in der Absicht gegründet worden, dem Handel 
und der Industrie nicht nur den bankmassigen Contocorrent- 
credit zu gewähren, sondern auch die Anlage insbesondere 
industrieller Unternehmungen, mit Einsicht und Zuverlässig- 
keit zu leiten und durch Rath und Mitwirkung solche indu- 
strielle Schöpfungen ins Leben zu rufen, welche wirklichen und 
anerkannten Bedürfnissen entsprechend, bei guter Leitung eine 
angemessene Rentabiliät verbürgen. Geschäftsbericht für 1853, 
S. 5. Die Bank ist ,,berufen , durch eigene Betheiligung und 
durch Anlage fremder Fonds solide und grosse Untem^mun* 
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gen zu fördern und nach Kräften durch die auf einem hohen 
Standpunkt sich darbietende klare Einsicht in die Gesammt- 
lage der deutschen Industrie dazu mitzuwirken, dass Unter- 
nehmungsgeist und Kapital in die richtigen, dem Bedürfniss 
des Augenblickes entsprechenden Bahnen geleitet werden. 
Ihre Organe im Inland und Ausland sollen den £xport und 
Import und die tausendfachen anderen Beziehungen der deut- 
schen Industrie zum Geldmarkt yermitteln. Sie hat das Becht 
und die Au^be, das Kapital, welches bei dem einen inda- 
Btriellen Unternehmen zeitweilig disponibel, dem anderen, wel- 
ches solches in gleichem Augenblick bedarf, zuzuführen nnd 
durch diesen steten Austausch die industridle Thätigkeit zu 
beleben und zu steigern.*^ Geschäftsbericht f&r 1853, S. 7. 
t)ie Bank suchte sich mit einem wissenschaftlich technischen 
Beirath zu umgeben, der die Aufgabe hätte die Hauptgebiete 
industrieller und commerciellcr Thätigkeit, wo sie noch nicht 
in Angriff genommen sind oder gemeinsamer Hilfe bedürfen 
zu prüfen und nach erfundener Probe die neuen Werke als 
wirkende Kräfte ins Leben zu rufen. Wo wir unbenutzte Ka- 
pitalien der Erde und der Menschen auf diese Weise in Thä- 
tigkeit setzen und die durch Vereinigung gestärkte Masse 
durch die möglichst besten Geisteskräfte verwalten lassen, 
80 setzen wir mit dem so gehandhabten Banksystem nur ein 
Gesetz richtiger Wirthschaft in Vollzug, was dereinst die 
deutsche Hansa so gross und mächtig gemacht hat: das ist 
eben die Vereinigung der Mittel nnd Menschen und diese Na- 
turbande soll für unsere Zeit und ihre Bedttrfnisse in unserem 
Banksystem seinen Ausdruck finden. Geadiiltsbeficht fOr 
1866, S. 2, 8. auch & & 

Die Höhe der Betheiligung bei industriellen Unterneh- 
mungen ergibt sich aus den Bilanzposten „Actien- und Kapi- 
talbetheiligungen bei industriellen Unternehmungen," welche 
aus der im Beilagenlieft befindlichen Tabelle ersichtlich sind. 

Die finanziellen Ergebnisse dieser Betheiligungeu sind 
aus den Gewinn- und Verlustconti ersichtlich. Da den Ge- 
schäftsberichten der Bank die Gewinn - und Verlustconti erst 
seit dem Jahre 1859 beigegeben sind, so beschränken wir 
uns auf einen Auazug vom Jahre 1Ö59 au. Hiernach war 
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das GesammtertrSgniss aus industriellen Actien M. 1,340,514.92, 
während die Verluste sich auf M. 1,627,020.07 beziffern*). 

Den Actionären der Bank ist hiemach aus der Actien- 
und Kapitalbetheiligung bei industriellen Unternehmungen kein 
Gewinn entstanden, aber auch der allg^ein yolkswirthschaft- 
liche Nutzen dieser directen Betheiligung bei industriellen 
Untemehmimgeii kann nach den Geschftftsberichten nicht hoch 
Yeranschlagt werden. Er 'steht in keinem Verhfiltniss zu dem 
Anfwand an Zeit, an mfihevoUer Aib^ tmd zu dem flher- 
nommenen Risioo. 

Damit in Einklang sind die Bemerkungen, wdcfae seitens 
der Bankverwaltong in dem Geschäftsbericht fikr 1862, S. 23 
bd dnem Rückblick auf die zeto^ahrige Tfaätigkeit der Bank 
und einer Vergleichung mit den Erfolgen des credit mobilier 
in Paris gemacht worden sind: „die deutsche Gründlichkeit 
und Bedächtigkeit gestattet in allen Zweigen der commerciellen 

1) In dieser Summe ist der Verlast des Jahres 1861 nicht mitinbc^^riffen. 
Derselbe betrag nach Abzug der Gewinne fl. 110,52S.34 Kr. Auf dem Ge- 
winn- und Verlustconto des Jahres 18G1 sind die Gewinn- und Verlastaiffern 
nicht getrennt angefiUurt. Die im Text enthaltene Summe ergibt sich aus fol- 
genden Positionen: 



Verlust an industriellen Actien. 
18B9 : S. S8,6e6.48 

1880 : „ 888,488.1 

1881 : 8* dtn «atm Sirts Umn 

Anmerkung. 



1862 


190,272.11 


1868 : fl. 68,499.67 


(Vcrlu<;te an Betbeiligungen iobegr.) 






18G3 


: 0 


1863 


101,175.49 


1864 


40,664.49 


1864 


90,064. 1 


1886 t 84^. 8 


1886 : 


74,874 


1888 t 58,881.86 


1888 i 


81,684.18 


1887 . 


86,688.48 


1867 i 


48,06840 


1868 : 


49,761.85 


1888 i 


44,817.11 


1888 


65,998.48 


1869 


92.889 51 


1870 


0 


1870 : 


46.6:n 1 


1871 


0 


1871 


: 22,538.25 


1872 


0 


1872 


109,533.68 


1873 


0 


1873 . 


65,700 


1874 ' 


17,981.81 


1874 i 


0 


1876 


: M. 84,887.81 


1876 : 


0 



899898.80«a M. 1,648,68286 
1,887,088A7 



Gewinn an industriellen Actien. 



fl. 781,987.08 — 
M. t,84Ml4-98 
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und industriellen Entwicklung nur ein langsames, vorsichtiges 
Vorangehen; unsere Aufgabe ist es, dieser Entwicklung zu 
folgen, sie zu fördern und leiten zu helfen — nur selten ist 
es möglich , sie mit Erfolg heiTorzurufen und zu beherrschen", 
m. a. W. , in Deutschland ist nicht der Boden für eine Unter- 
nehmungsbank, sondern im günstigsten Fall für die Einan- 
ciirung der von anderen Untemehmem oommercieUer und in- 
dustrieller Etablissements gegeben. 

In der That liegt die directe BetheOigong bei anderen 
Banken and industriellen Untemehnrangen anaaerhalb des nor^ 
malen GesdiAftskreises eines Creditlnstituts. Der beste Dienst, 
welchen ein Gieditinstitat dem Handel und der Industrie leisten 
kann, bestellt darin, dass es seine Mittel für den Oontooor- 
rentverkehr flOssig hfilt und diesen Credit in allen Zeiten, 
insbesondere in den Zeiten der Krisis, innerhalb der durch 
eine vorsichtige Geschäftsleitung gebotenen Grenzen gewährt. 

Die Bankgeschichtc aller Länder lehrt, dass diejenigen 
Institute zur höchsten Blüthe gelangen, welche sich streng 
auf das Programm der Creditge Währung an Handel und In- 
dustrie beschränken. Indem eine Bank in der Eorm von Com- 
manditirung oder durch Actien an einem industriellen Unter- 
nehmen sich betheiligt, legt sie nicht nur einen Theil ihrer 
Gelder in einer dem Wesen des Creditlnstituts nicht ent- 
sprechenden Weise fest, sondern sie verliert auch den unbe- 
fangenen Blick der Greditwflrdigung in Bttcksicht auf das 
Institut und dessen CSienteL Sie gewährt einem solchen 
Unternehmen leicht emen zu weit gehenden Credit. G^Üh 
das Unternehmen ins Stocken, so lisst sie sich zu Yorsdiflssai 
' hinreissai, grosse Vorschüsse veranlassen wiederum den An- 
kauf von Actien des Instituts, damit der Cours der Actien 
nicht sinke und schliesslich ist ganz unversehens das Unter- 
nehmen mit allen seinen Risiken ein industrielles Etablisse- 
ment der Bank, das sich Jahre hindurch im Geschäftsberichte 
hinschleppt und den Effectenconto belastet. 

Durch die directe Betheiligung au industriellen Unter- 
nehmungen wird die Verantwortliclikeit der Direction eines 
Creditlnstituts in ungesunder Weise gesteigert: die Direction 
ist bei Operationen engagirt, die sich ihrer Eachkenntniss 
entziehen, während die £rfolge der Operationen einen wesent- 
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liehen Einfluss auf die Bilanzen des Creditinstituts üben können. 
Ein Creditiüstitut soll der Natur der Sache nach bei solchen 
Operationen und Geschäften, deren Bcurtheilung sich der 
eigenen Fachkenntniss der Direction entziehen , nicht dauernd 
betheiligt sein. Ein wissenschaftlicher Beirath ist für die 
eigene Fachkenntniss kein genügendes Surrogat. — Die Er- 
fahrung hat gelehrt, dass selbst die Gründung und dauernde 
B^heiiigung bei anderen Banken fttr ein Oedittnetitat nur 
ansnabniBweise sutiigliGh ist Die Direotiott dar Dannstidter 
Bank hat in ihrem Geschiftsberidit fitr 1869, S. 4 dieeen An- 
sdunrangen ebenfdls Anadmck gegeben. JDec Kengrttndtmg 
Yon Banken nnd .indnatriellen ünleraehmnngen sind irir auch 
im Yoijahre fm geblieben, obsdum eistere* niis in grOMfe 
Kähe gerückt ist. Wir sind nicht gegen die Gründung neuer 
Banken eingenommen — im Gegentheil, deren Vermehrung 
ist uns erwünscht, wir scheuen nur hierbei wie bei industriel- 
len Schöpfungen die eigene Theilnahme, weil damit die Ver- 
antwortlichkeit stark cngagirt und die ohnehin sehr in Anspruch 
genommene Thätigkeit zersplittert wird — Umstände, die nur 
da ausser Betracht bleiben müssen, wo ganz separate eigene 
Zwecke mit solchen Neubildungen erreicht werden. Abgesehen 
davon bleibt die Thätigkeit besser auf ein Fach oonoentrirt.'^ — 
S. indessen auch die Bemerkungen Im GeschfiHnbetidU der 
Bank für 1871, S. 18, und für 1873, S. 12. 

Bei dnem Greditinatitat. im Stil der Barmstftdter Baak 
vjrd ein erhebüofaer Eftotenbesitfc memals m venneidBn ann. 
Die Avfiösimg von Syndkaten, äat ^rObeEgehoide Ihnsata 
im laufenden Geaohift der Oenthdei FUialte mid fhüaMhim 
diten, die Uebemahme ans dem Bratend lignidiiender «id 
anderer Firmen, M ifMk&ä die Baak etwa ehgagirt ist, die 
vorübergehende Anlage grosser disponibler Mittel in Staats- 
papieren, wenn geeignete Discontcn nicht gefunden werden 
können: dies Alles wird stets veranlassen, dass der Effecten- 
conto erheblich belastet wird. — Die Bank betrachtete es aber 
gleichzeitig „als einen wesentlichen Theil zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe und zugleich eine Quelle berechtigster Gewinne, Werth- 
papiere auf Grund sorgfältiger Prüfung anzukaufen, zu einer 
Zeit, wo ihr Preis ihrem inneren Werth noch nicht angemes- 
sen ist; sie zu yedkaafen, wenn die Erkenntniss dieses Wer- 
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thes beim grösseren Publikum durchgedrungen ist." Sie be- 
zeichnet dies als „eine so legitime Speculation wie irgend eine 
aus dem gesammten Gebiete des Handels und zugleich als den 
nützlichsten Dienst, den Creditinstitutc der grossen Industrie 
leisten können." Geschäftsbericht für 1862. Unzulässig und 
gefährlich erscheint ihr nur „der Besitz von Effecten, dem 
Verbindlichkeiten gegenüberstehen , nicht aber jener, der nicht 
mit fremdem, eondeni mit eigenon Geld erkauft ist." 

Der MectencoBto der Bank enthält sonach aneh EffiBCten« 
wehche anf Specnlation erworben worden sud. Einer dogmar 
tiflchen Untomdinng über die natorgemfissen Grenzen der 
Wiricsamkeit einer Creditbank mag die ausfUhriiche ErSrtenmg 
der Frage Torbehalteii bleiben, ob nnd inwieweit der Erweib 
¥on Eflfeeten auf eigene Rechnung zum Zwedc der Specnlation 
für ein Creditinstitut berechtigt ist? Hier sei mat die That- 
sache constatirt, dass durch keine auch noch so sorgfältige 
Prüfung eine Gewähr gegen Verluste bei Effectenspeculationen 
gegeben ist. Wenn der Geschäftsbericht für 1862 zur Recht- 
fertigung des damaligen Effectenbesitzes sich darauf beruft, 
dass der Besitz von Effecten nicht gefährlich sei, welcher 
nicht mit fremdem, sondern mit eigenem Greld erkauft ist, so 
ist doch zu erwägen, ob und inwieweit diese Berufung für 
Actieninstitute Uberhaupt zulässig ist, da dieselben doch that- 
Bächlich immer fremdes QM verwalten. Zumal doch solche 
Bistitnte ohne Schftdigang ihrer anderen GeachAftszweige 
keineswegs in der Lage sind, mm grösseren EffoctanbesitB 
viele Jahre faindnrdi m behalten „bis etwa die Erkemtniss 
des imieren Werthes dieser Effecten beim grösseren Pobüciun 
durchgedrungen ist** 

Wir betrachten es ab einen Uebelstand, wenn der Eflbe- 
tenbesitz eines Instituts so gross ist, dass die Course des 
31. Deceiiiber einen wesentlichen EinÜuss auf die Dividende 
üben können, wenn sonach die Resultate mühevoller Arbeit 
den unberechenbaren Schwankungen des Eöecteumarktes, dem 
Zufall preisgegeben sind. 

Wir fügen einen Auszug aus den Gewinn- und Verlust- 
oonti an, woraus sich die Gewinne und Verluste an börsen- 
gängigen Effecten ergeben. Die Gesammtsumnie der Gewinne 
betiSgt Meraach lär die Jahre 1859—1875 M. 5,947,831^ 
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Während die Gesammtsi 
bdäuft. 



ederVerluste sich auf M.6,723,d47.03 



Verlnst an b5ra«nglngigeii BfliMten 



1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
18M 
IBW 
IM« 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
187» 
1878 
1874 



fl. 987,352.08 
»68,990.46 



172,613.01 



888,848.88 



858,888.47 
444,867.17 



fl. 8,448,789.89 
IL 4.189,868.49 



Ckwiim 



517,346.15 
fl. 759,423.18 

166,786.81 
166,868.8 

188,088.8 

44,617.11 
295,117.04 

121,522.20 fl. 2,188,080.34s 
M. 1,538,171.39 M. 3,750,995.51 
668,664.44 

IL 6,947,881.84 



1876 : IL 8,684,698.64 

6,723,947.03J 

Besprechen irir sdiliessHeh noch die Jahreserträge der 
Bank, ihre Dividenden, so ist es von Interesse sich zn yer^ 
gegenwärtigen, was bereits in dem GeschSftsbericht fBat das 
Jahr 1857, S. 3 auslQhrlich begründet worden ist: „Von Banlc- 
instituten darf der Kapitalist ebenso wenig, wie Yon indu- 
striellen Üntemehmungen eine Übor das Mass der Durehschnitts- 
rente des Kapitals sich doppelte und mehr erhebende Rente 
Jahr um Jahr dauenid erwarten. Eine solche Erwartung ist 
der Natur der Dinge widersprechend. Wäre sie in irgend 
einem Lande oder in ciTier Zeit begründet, so würde sofort 
das ganze verfügbare Kapital des Landes sich der Bankthä- 
tigkeit solange zuwenden, bis durch wachsende Goncurrenz 
annähernd das Niveau wieder hergestellt sein würde. Mit 
vollem Rechte aber dürfen wir dem in Creditbanken angeleg- 
ten Kapital bei guter Leitung, wenn auch keine doppelte, doch 
jedenfalls eme die Durchschnittsrente vieler anderen Anlagen 
übersteigende Rente vindidren, da die vomittehide Th&tic^t, 
wdche die Baoicen aosaben, eine durchaus nothwendige und 
daher Yomgsweise prodnetiYe und weil der Ertrag eines 
(gf^Baßtea ooncentrirtte Kapitals bei riditigcr Verwendung noth- 

13« 
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wendig grösser ist, als der Ertrag der zersplitterten Theile. 
Der Ertrag der Banken wird mehr oder weniger schwanken, 
je chancöser (sie!) der Wirkungskreis derselben, je grösseren Ein- 
fluss auf die Kapitalanlagen der Banken wie auf die Greschäfte 
derselben die allgemeine Lage des Geldmarittes und der In- 
dustrie ausübt 

Die Chancen sind jedoch bei solid geleiteten Untemeh- 
mongabanken l^dnwwegs grosser, sondern im Durchschnitt 
geringer «Is bd anderan industrieUen Anlagen und im voUstoi 
Becht werden daher die Bankactien fwtan wie bisher als eine 
Geldanlage von relati? grosser Sicherheit und yorzugswdser 
Bentabilität bezeichnet; werden kthmen/' Und im Geschitfks- 
bericht für 1859, S. 7 bemerkt die Direction: Gredithistitute 
für Industrie und Handel haben bei nebliger Lotung ein die 
iuttlere Kapitalrente übersteigendes Krgebniss in Aussicht. 

Bei einem Rückblick auf die langjährige Thätigkeit der 
Bank wird man die oben bezeichneten Verdienste des Insti- 
tuts anerkennen müssen. Die Bank geniesst einen wohlbe- 
gründeten Operationscredit. Die Art der Organisation des 
Geschäftsbetriebs und die Technik ihrer Operationen ist für 
die Thätig)(6it anderer Bfud^ von nierkUohem Einfluss ge- 
wesen. 

§. 32. Die Banl^ fUr Sü4deutsohland. 

Die Tbfttigkeit 4ar 6«nk für flandd vxA Industrie wqrde 
durch die seit dem Jahre 1856 ihr zur Seite wixkfin4e9 der- 
selben Directian imt^csteliende Bwk iQr Saddeutffchlaiid we- 
sentlich erieichte^ und gefördert. Sie W4r vpii An&ng an 
ins Leben gerufen i^s die zur „Srgfin wg. der Bank fttr Han- 
del und Industrie überall wQnscbenswerthe, ja unter Umstän- 
den nothwendige Zettelbank.** Geschäftsbericht für die Ge- 
neralversammlung vom 27. Mai 1856 Seite 5. In dieser Eigen- 
schaft hat sie ihre Aufgabe gelöst, obgleich sie seit der Grün- 
dung fast dauernd mit naannigfachcn Schwierigkeiten zu käm- 
pfen hatte. Durch die in den benachbarten Staaten erlassenen 
Verbote in i3etre|f der CiroulftUoi^ freunder Bmiknoten ^) wurde 

1) Iiitb«0Oiidir0 dat pmaiisdie Gweti vom 14» Kid 1S6S, wobmIi tnm» 
dM Mtf 9«Avlg« im H TUlr. Vwan UvkaiAm PaidfirgeM» liwowtlt 41» iüimI- 
nia StSdut daiitlbtii anf Mriussn SnaiiMBi Alt 10 TUr. hitiitiin . n Sifc- 
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die Notenausgabe der Bank für Süddeutschland erschwert und 
damit gleichzeitig die Möglichkeit eines mnfossenden Diskont- 
geschäfts ausgeschlossen; die Bank mnsste um einen Gewinn 
zu ersielen die LomtMurds stark Yermdiren und einen ansehn- 
lidien Theil des Bankcapitals hierin epgagiien. fän Yerauch 
das Depositengesoh&ft in den legeimftssigea Kreis der Th&tig- 
keit zu ziehen, gelang ihr nicht Die Verwaltung beschloss 
zwar im Jahre 1858 auf Grund des Statutes und udt Zustun* 
mung der Regierung zinstragende auf kurze KUndigungstennine 
rückzahlbare Obligationen auf den Inhaber auszugeben. „Diese 
Obligationeu sollten vorzugsweise zur vorübergehenden rent- 
baren Anlage müssig liegender Cassenbestände, überhaupt aller 
Capitalien dienen, welche nur kurze Zeit entbehrt werden und 
desshalb meist keiue iiutzbringeude Verwendung finden." Al- 
lein im Laufe des Jahres 1860 wurden an verzinslichen Schuld- 
scheinen nur für fl. 108,700 ausgegeben und hiervon wurden 
fl. 88,700 zur Einlösung präsentirt, so dass f)nde 1860 nur 
fl. 20,000 in verzinslichen Obligationen ausstanden; Ende 1861 
beliefen sich die in Umlauf befindlichen verzinslichen Schuld- 
scheine nur auf fl. 60,000, £nde 1862 auf fl. 48,400, &idel863 
auf fl. 6,400 und Eude 1864 auf fl. l,40a Die Bank wi» so- 
nach wesentli«^ darauf hmgewteseu, neben dem DIslKmtgracbftft 
Yun nidit erheblicheni I]in&ng das Lcnuhardc^sohAft au pflegen 
und als sie die mtlssigen Beatiiide hierin nicht voOsliiidlg be- 
sehfilägen konnte, so wendete sie sich audi dem Ankauf von 
Eisenbahnprioritäten zu. 

Seit dem Jahre 1862 wurden endlich die Noten im Publi- 
kum mit gesteigertem Vertrauen entgegen genommen. In 
Folge davon nahm das Diskontgeschäft grössere Dimensionen 

langen niciit gebrancht werden durften. Das Gtateti trat mit dem 1. Janaar 
1856 in Kraft. Unter den M. Kai 1867 wuida mit Wiikiankitl von 1. ^ 
nur 1858 iSr Fkwusen daa Q eee t i pabUeirt, wonaeh amU nffl iche Banknotwi 
oin MBiÜsa Mf äm häuim iantiniaf wwitdlMlioha BdraldTancifanibiu(«n 

ausländischer Corporationcn , GeseUschaften oder PrlyateOi ohne Unterschied 
des Münzfuääcs, auf welchen sie lauteten, oder des Betrages, zu dem die ein- 
zelnen Stücke ausgefertigt waren , zu Zahlungen nicht gebraucht werden soll- 
ten. In Rücksicht auf diese gesetzlichen Bestimmungen fand ein Congress der 
kleinstaatlichen Zettelbanken am 19. Oktober 1857 statt. S. hierüber Frank- 
tut» Afltionir 18fT, Nr. 200, Posebinger, BimkwoMtt «ni Baakpo« 
im ia PWRINB, Bd. t, lOS ^ 
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an. Der Eflectenconto blieb noch immer sehr hoch, der Lom- 
bardconto venoindertc sich um eine erhebliche Summe durch 
Bückzahlungen. Bei dem tiefen Stand der Effectencourse wa- 
ren Ende 1863 starke Aheehreibmigen nOthig. Die Banknoten- 
drcoktion aber, welche sich im Jahre 1862 g^goi das Jahr 
1861 verdoppelt hatte, verdrelfiMshte sich im Jahre 1868 ge- 
gen das Jahr 1862 und damit wndis auch das Diskontge* 
schSfi Auch im Jahre 1864 steigerte sich die Nbtendreida- 
tion und das Diskontgesehült. Die Notendredlation fand aber 
eine Schranke an der Bestimmung der Statuten, wonach die- 
selbe auf das Doppelte des eingezahlten Actiencapitals be- 
schränkt war und die Bank wurde durch diese Bestimmung 
gerade zu der Zeit gehemmt, wo der liöchste Diskontsatz des 
Jahres eintrat und die stärksten Anforderungeu sich geltend 
machten. 

Hatte man im Jahre 1860 eine Kapitalreduction durch- 
geführt, so regte man nunmehr wieder den Gedanken einer 
Erhöhung des reducirten Actienkapitals an. In der kritischen 
Periode des Jahres 1866 stellte die Bank jede Ausgabe von 
Noten em, sie sistirte die DIsoontirung, entfinsserte sich des- 
jenigen TheOes ihres Portefeuilles, dessen Einzug menschli- 
chem Ermessen nach zunächst für sie erschwert werden konnte 
und bezog grosse Betrüge haaren Geldes. Iii Folge hiervon 
verminderte sich die Nötendredation im Jahre 1866 um 
fl. 1,380,108 kr. 45. Auf dem Eflfectenconto musste die Bank 
auch in diesem Jahre crheljliclic Al)schreibungen machen, ob- 
wohl sie nur Staatspapiere und Eisenbahnprioritäten bcsass. 
Damals kam die Bank zu der Erkenntniss und zu dem Be- 
schluss, „die wieder gebesserten Coursverhältnisse zu einer 
Reduction des Effectencontos zu benutzen und denselben über- 
haupt künftig in möglichst enge Grenzen einzuschränken." 
Der Entschluss ist nicht von nachhaltiger Wirkung gewesen. 
Das Jahr 1867 war insofern nicht günstig, als es einen con- 
stant niederen Zinssatz hatte; der Durchschnittszins stellte 
sich fOr das Institut auf 2^U Vo ^ Disoont und auf ^Vs 
für Lombard, die Notencirculation hob sich stetig und er- 
rdchte von dem Monat September an fortwährend das statn- 
tenmässig zulässige Maximum. Es reifte durch diese That- 
sache inmier mehr die Erkenntnifls, dass eine Ausdehnt der 
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statutengemäss zulässigen Ausgabe von Banknoten nothwei^g 
sei. Eine Entscheidung hierüber war am Schluss des Jahres 
seitens der Regierung noch nicht erfolgt. Der EÜ'ectenbestand 
wurde den gewonnenen Principien gemäss im Laufe des Jah- 
res reducirt, er bestand nur in Eisenbahuprioritäten. 

Auch im Jahre 1868 blieben die wenig günstigen Ver- 
hältnisse vorherrschend. Dies gilt insbesondere vom Discont- 
geschäft. „Die Besoltate dieses wichtigen Geschäftszweiges 
ähneln denen des vorausgegangenen Jahres bis auf geringe 
Bruchtheile, sowohl was das Gesammtergebniss des Discont- 
geschäfts als was die Durehschnittsdiscontsätze anlangt." Die 
H6he der Notendrculatian war so, wie sie bei der Bescbrän- 
kimg auf das Doppdte des eingesählten Actieiicii^itals in der 
Begd sein konnte. Die Verwaltung eracktete eine Ausdeh- 
nung auf den drdfodien Betrag des emgezahlten Actienkapi- 
tals fOr Bothwendig. Die Regierung aber konnte sich nicht 
dazu yerstehen, sie esMärte sich zwar principiell geneigt, ver- 
langte aber Gegenleistungen, welche einzuräumen der Auf- 
sichtsrath sich niclit für berechtigt hielt. Der Etfectenbesitz 
wurde durch Erwerb 5*^/oiger hessischer Ludwigsbahnpriori- 
täten und 5^/oiger hessischer Staatsobligationen vermehrt. 

Durch Rescript vom 20. Nov. 1869 endlich wurde erreicht, 
was die Bank lange erstrebt hatte, dass nämlich gestattet 
wurde, Banknoten bis zum Sfachen Betrag des in Umlauf be- 
findlichen wirklich eingezahlten Actienkapitals auszugeben. 
Die Erweiterung der Concessionsrechte war von keiner Gegen- 
leistung bedingt Das Bescript führte sofort zu einer Inter- 
pellation in der 2. Kammer — Protok. der 2. Kammer Tom 
29.KoV. 1869, Prot 57, S-Stsde. — und zu selbatindigen 
Antiftgen tmu 11. Deticmber 1869 — -BmL I zu Frotok. vom 
11. Dec 1869, BeSL V, 331, 332. Der erstattete Ausschuseh 
berfcht Yom 28. Dec 1869 ging auf :Ablehnung der Anträge, 
jedodi sollte die Begierung ersucht werden 1. das Zustande- 
kommen eines das Bankwesen betrcüeuden Bundesgesetzes im 
Bmidesrath des norddeutschen IJiindcs nach Kräften zu för- 
dern, 2. bis dahin ohne Mitwirkung der Stände weder der 
Bank füi' Süddeutschland weitere Concessioncn zur Ausgabe 
von Noten' über die Bestimmungen des §. 12 Nr. 2 Abs. 2 ihrer 
Statuten und die Concession vom 20. Nov. 1869 hinaus zu er- 
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thelkn, noch sonst Banken mit Noten zu oonoessioolrai. Eine 

Majorität des Ausschusses beantragte femer zu erklären : dass 
die Regierung durch die der Bank für Süddeutschland er- 
theilte weitere Concession vom 20. Nov., insbesondere dadurch, 
dass sie nicht einmal eine Gegenleistung dafür bedungen, das 
Interesse des Landes nicht gewahrt habe. Der ganze Aus- 
schuss aber beantragte, dass die Regierung bei der Bank ihren 
ganzen Einfluss geltend mache, damit die letztere gewisser- 
massen als nachträgliche Gegenleistung in den Städten Worms, 
Ofifenbach, Glessen Bankfilialen oder Agenturen errichte. Die 
Angelegenheit kam im Jahre 1869 nicht zur Erledigung. 

Das Jahr 1870 Hess die Bank nicht znm Tdlen Gennas 
ihrer erwdtertöi Rechte gelangen. Sie ^renehte aber inmit- 
ten der'Erisis atten berechtigten Forderungen gerecht m wer- 
den, die Disoontirungen wurden nur in Hhiaicht anf die Uim- 
laufisadt bescfarftnkt , der Lomhardvorkehr wurde nach Thnn- 
Uchkeit fortgesetnt, man kam den BedOrfnissen äet Staats- 
verwaltung, Städte und Corporationen aus Anlass der Kriegs- 
lasten im weitesten Maasse nach und hob baldmöglich die 
vorübergehenden Beschränkungen im Discont- und Lombard- 
geschäft wieder auf. Die Durchschnittscircuiation der Noten 
war grösser. Der Effectenconto hatte einen namhaften Bestand. 

Im 16. Geschäftsjahr, 1871, wurden die höchsten Resul- 
tate seit Begründung der Bank erzielt, zugleich aber auch 
die Grundlagen zu einer weiteren Entwicklung der Bankthä- ' 
tigkeit nach mehreren Richtxmgen hin gelegt Zunächst wurde 
mit Genehmigung der Landesvertretnng durch Erlass der 
Staatsregiaruig rm 38» 8e|^ 1871 aMricannti dass neben 
der in dem Erlass Tom 19./90. Noy. 1869 gogebeneti Befagniss 
das in dem Stntnt und der aisprUn^ichen ComsessioB wur- 
zelnde Beeht ungeschmälert fertbeltdie, wonach es gestattet 
sei auf Grund der Erhfthung des an jenem Tage vorhanden 
gewesenen Aetienkapitals, welche anf dem Weg der Begebung 
von Actien oder der Einzahlung auf Actien stattfinden möchte, 
das Doppelte des erhöhten Betrags an Banknoten zu emitti- 
ren. Hiergegen übernahm die Bank die Verpflichtung in 
Mainz, Giessen, Oftenbach, Worms Agenturen zu bestellen, 
welche den Discont- und Lombardverkehr mit der Bank ver- 
mitteln und die Banknoten in Metall umwechseln sollten. Die 
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BaDk nahm an, dass dadurch dne immittelbare Berflhnmg 
derselben mit aÜen Kreisen des inländischen Handels und Ge- 

werbfleisses entstehen und dem Notenumlauf breitere Grund- 
lagen gegeben würden. Das Actienkapital wurde erhöht, die 
Notencirculation stieg. Die Discont- und die Zinsraten für 
Lombarddarlehen ebenso wie der Zinsertriig der Effecten war 
allerdings im Lauf des Jahres niedriger, als im Vorjahre. 

Das Jahr 1872 bot nichts Bemerkenswerthes. Als die 
Bewegung wegen Errichtung einer Reichsbank entstand, schloss 
sich die Bank den Instituten an, welche eine Denkschrift an 
das Beichskanzleramt ausarbeiteten, um gegen die Scbafiung 
einer privilegirten Beichsbank und für ein Bankgesetz sich 
auszusprechen f das zum Mindesten dem bestehenden Privat- 
banken gestatte, ihre Thätigkeit unter Normativbedingungen 
festzusetzen, „wdche die Bfkcksicht auf wohlerworbene Bechte 
mit der Wahrung der Öffentlichen Interessen vereinige.*^ 

Im Jahre 1873 nahm das regehnässige Oeschftft einen 
ausserordentlichen Aufecbwung, die Notencirculation vermehrte 
sich stark. Der höchste Stand der Notencirculation war im 
Jahre 1873 fl. 25,919,906 gegen fl. 19,318,217 von 1872; wäh- 
rend im Jahre 1872 nur fl. 14,841,861 durchschnittlich in 
Umlauf waren , hat sich diese Summe im Jahre 1873 auf 
fl. 22,038,389 gehoben. Die Rente aus dem Discont- und 
Lombardgeschäfte sowie aus der Anlage in Effecten war höher 
als im Vorjahr. 

Durch das Reichs- Münzgesetz vom 9. Juli 1873 und das 
Spccialgesetz vom 21. December 1874 mit Wirkung vom 1. Juli 
1875 hat in dem Leben auch dieser Notenbank eine neue 
Phase begonnen, auf welche hier derzeit nicht nfiher einzu- 
gehffli ist 
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